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rer Stellv. (6.3.) Mit Schreiben vom 22.1.36 
um Stellungnahme zu unserer Anordnung gebeten 
daß für den Aufsichtsdienst bei den- Ge- 
fangenenanstalten nur Versorgungsanwärter und 
keine alten ?arteigenossen untergebracht werden 


€ 


dürften. Die Angelegenheit wird in Erinnerung ge- 


Stellv. (6.53.) Ernennung des OLGRats Aham- 
mer Zum Pris in Passau. An sich keine kEinwen- 
dungen zu erheben. Das Keichsrechtseamt bittet aber, 
dahin vorstellig zu werden, ob es nicht zweckmäßBi- 
ger sei, einen Pg. zu befördern. Hierfür wird im 
Einverständnis mit dem Gauleiter OLGRat. Küfner, 


WMunchen, vorgeschlasen, 


irer Stellv. (4.3.) Ernennung des LGDir. Maisch- 
hofer zum WHPräsidenten. An sich keine bedenken. 
besser wäre ein Präsident, der stärkere Bindungen 
zur NSDAP. hat. Vorgeschlagen wird der L6Präsi- 
dent in Offenburg, Freiherr Dr. von Frankenberg 


und Ludwixsdorf. 


GPräs. Karlsruhe ( ) Beurlaubung zum Deut- 
schen Juristentag 1936. Anrechnung der Teilnahme 
am Juristentag auf den Erholungsurlaub? Frage ist 
nach AV. vom 29.1.36 zu bejahen. 

Gauführer des BNSW. hat mitgeteilt, daB die- 
se Frage in dən verschiedenen Verwaltungen verschie- 
den beantwortet wird. Reichsfinanzminister habe 19535 
Teilnahme am Juristentag auf Erholungsurlaub nicht 
angerechnet. 

Ja übrigen sei der Deutsche Juristentag auch 
eine Veranstaltung des Reichsrechtsamts, also der 
NSDAP. Einheitliche Regelung geboten. 


ta. Dresden (5.3.) Legt Bericht des OStA, in 
Dresden Über Strafverfahren wegen Wibhandlung im 
Amte gegen 5 Polizeibeamte vor. Jnsgesamt handelt 





e8 sich um 13 Ermittlunssverf: 
verhalte sind zum Teil 
Neu sind 4 Verfah 
handelte (Schille 
durch Selbstmord 
Er hat an einen 
digsten Kommissare einen 
dem es heist: „Als Mann 
bekannt und andere 
bindungen habe 
betone dies 
auch, in mir den 
seitig alle VerLindun, 
andere belasten muß: N 
Jüre Drohungen brauchen sis 
gen. Jch weiß, dab Sie sie ver 
Spuren Sind auf meinem Körper 
Jcn sterbe als Mann, als aufr: 
Gerichtsarzt hat an 
Mißhandlungsmerkmale 
lungen können höchstens 
Tode S5chilles Kb Zeit 

Jn einer Reihe von 
ren bereits zum Teil auf 
eingestellt. Jn einigen 
stellt werden. 3 Vorfälle sind 


schlug 


"7 ERT OET T À s 
cnskriegsniniste) KIK? hrge- 


Betzes soll dem Reichsbürgergesetz angeglichen 
werden. Neuer Wortlaut: Ein Jude kann nicht ak- 
tiven Wehrdienst leisten. 

Nur Personen deutschen oder artverwandten 
Blutes sollen Vorgesetzte in 


den. 


der Wehrmacht wer- 


Die Dienstleistung von Juden im Kriege 
bleibt besonderer Regelung vorbehalten. 








.) übersendet Bericht über 
len angrenzenden Teilen West- 
hreführte staatspolizeiliche 
Führer des katholischen 
Kaplan Rossaint, Wolker, Hil- 
Tr, Spülbeck, Thomé), gegen die liaftbefehl erlas- 
sen ist: Fäden zwischen Kommunismus und politi- 
schem Katholizismus; Herstellung einer antifa- 
schistischen Einheitsfront. Rossaint hatte Ver- 
bindung zur Reichsinstrukteurin der KJVD. Berta 
Karg („Friedel"), die ihn in seiner | ohnung be- 
suchte und dort auch Vorträge über Sowjet-Rußland 
hielt. Jn der Wohnung des N. lernte die Karg auch 
den damaligen Reichssturmscharführe Steber kennen. 
Von diesen Verbindungen hat auch dem General- 
sekretär Clemens, dem Reichskaplan Hilger und dem 
Generalpräses Wolker Kenntnis gegeben. Steber soll 
kommunistischd Funktionäre mit Geheimberichten über 
die „Ermordung” des Probstes versehen haben und mit 
einigen inzwischen zum meil zu Zuchthaus verurteil- 
ten, zum Teil flüchtigen kommunistischen Funktionf- 
ren großen Formats zusammengetroffen sein (u.a. dem 
Mitglied des Sxekutivkomitess der kommunistischen 
Jugendinterna ale Fritz &rosse und- dess 
tärin Leja Än AC) mëi 4 
“lemens und Wolker sind unter dem Gesichts- 
punkt des 8 139 verdüchtig. Außer den genannten 9 
Geistlichen sind 7 Kapläne und 45 Unterf 
sturmscharen festgenommen. Festzenommen sind 
Grosse, Leja Lichter und Berta Karg. Grosse hat 


gesagt, dab er vor seiner Abreise nach Mosksu in 


dem Archiv der Komintern einen Bericht durchgese- 


hen habe, der die Beziehungen katholischer Jugend- 
kreise zu den Kommunisten im Rheinland - Westfalen 


sum Jnha 


tA. Zweibrücken (5.5.) Am 12.2.36 wurde der 
Ortsgruppenleiter und Ortsbauernführer lieydweiller 
in Graben einer Landstrasse tot aufgefunden, Kleider 
in Ordnung, nicht beraubt, 50 gut wie keine Ver- 
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letzungen 


Ermittlung: 


Am 2.5. wurde dem |] 
den-KReichsführer 55 Ph 
bens des OSTA. in Osnabrück vom 
den Strafianstaltsdirektor der staatlichen 
Konzentretionslnger in Yapenburg übergeben, 
Diesem Schreiben lag eine Anzeige zweier 
Straigefangener Lei, in der über die unmensch 
liche Behandlung im Lager 5 (Neusustrum) ge- 
klagt wird. Jm Lager werde dauernd ohne Grund 
geschossen. Man sei seines Lebens nicht sicher, 
Die Gefangenen würden dadurch geängstixt, daß 


die Fosten beim Strafexerzieren unmittelbar 
sn den Gefangenen vorbeischössen. 
Herrn St3. Freisler 
Hier etwas bekannt? 
Gürtner. 


m 2.5. wurde dem Herrn Minister durch den 
Reichsführer 55 Durchschlag einas Schreibens 
des Gauleiters Kube an StS. Freisler übergeben, x 
wonach eine gewisse Margarete Eckardt wegen Be- 
leidigung der 55 zu 250 M Geldstrafe verurteilt 
worden sei mit der Maßgabe, monatliche Raten- 
zahlung von 5 EU. Es handelt sich um die Toch- 
ter eines sozialdemokratischen Feamten, Das 
milde Urteil werde die Gegner der Bewegung er- 
muntern. 


Jn Jena schwebt zur Zeit ein Strafverfahren 
gegen den Univ,.Prof. Veil wegen Beleidigung 
der Familie Nidener. Veil hat gegenüber sei- 
nen Assistenten die Behauptung aufgestellt, 


8142138 








SC) 
daß die Nideners nicht arisch seien. Veil will 
zu dieser Mitteilung gutgläubig dadurch gekommen 
sein, daß er Entsprechendes bei einer Sitzung 
der akademischen Konzertkommission der Univer- 
sität Jena durch Prof. Gerland erfahren habe. 

Die Angelegenheit scheint in Jena viel Staub 
eufgewirbelt zu haben. Sie schwebt zur Zeit in der 
Berufungsinstanz (V. ist in 1.Jnst. wegen übler 
Nachrede zu 3000 M evtl. 15 Tagen Haft verurteilt 
worden). Das Gericht hat dabei sich dahin ausge- 
sprochen, daß schon die Tatsache, daß die Brüder 
Nidener Führerstellungen in der 55 bekleideten, 
für das Gericht den vollen Beweis erbrächte, daß 


die aufgestellte Behauptung unwahr sei. Jnzwischen 
haben sich auch die politischen Stellen eingeschal- 


tet. Nach dem uns vorliegenden, allerdings noch 
recht dürftigen Material scheint es unter der 
Studentenschaft zu Unruhen gekommen zu sein der- 
art, daß Veil vom RWissenschaftsmin, mit soforti- 
ger Wirkung beurlaubt wurde. Trotzdem wurde in der 


Öffentlichkeit immer wieder behauptet, Veil käme 
wieder. Einige Tage vor der Berufungsverhanädlung 
hat der Gauleiter Sauckel bei einer Kundgebung ge- 
sprochen und dabei das Verhalten der Studenten als 
ein Verfæúlen aus studentischer Bierehrlichkeit, 
Ks nat.8s0oZ. Maulheldentum und Gesinnungsschnüf- 
felei bezeichnet (Bericht der Mutter Nigner). 
Kurz vor der Eröffnung der Berufungsverhand- 
lung (22.1.) hielt der Privatkläger durch den Do- 
zentenschaftsführer folgende Weisung des Statthal- 
ters und Gauleiters Sauckel: Nach Mitteilung des 
Reichsjustizministeriums und im Einvernehmen mit 
dem Reichswissenschaftsministerium und dem Büro 
des Stellvertreters des Führers läßt der Herr 
Reichsstatthalter und Gauleiter Sauckel Herrn 
Dr. Nidener mitteilen, daß es im Jnteresse der Be- 
wegung wäre, wenn Herr Dr. N. in der heute nachmit- 
tag stattfindenden Verhandlung auf den Vorschlag 
der Gegenseite eingehen würde. Es läge nicht im 
Interesse der Bewegung, daß die Angelegenheit Veil 


mu 





nochmals vor Gericht aufgerollt würde. 

Veil ist vor der Berufungsverhandlung 
wieder eingesetzt worden. 

Der rivatkläger gab in der Hsuptver- 


handlung die Erklärung ab, dab er zwar grund- 


sätzlich versöhnungsbereit sei, jedoch um Ver- 
tagung bäte, um sich mit seiner vo rgesetzten 
85-Dienststelle in Verbindung setzen zu können. 


Sachbearbeiter bei uns: 
LGR. Kuhn u. von Haacke. 
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nStA. Stuttgart 5.3. 


übersendet mit *ericht 29.Jan 
p 


zeiðirektor Dreher in Ulm und den Hauptmann 
der Schutzpolizei Willi Schneider in Ulm. Der 
Strafantrag wird gestellt namens des Polizei- 
Ooerwachtmeisters Serrling in Ulm. 


Jnhalt der Strafanzeige: 
Ei 


É 


ü. wurde am 7.2.1956 im Auftrage der 
Berliner Leitung des Kameraüschaftsbundes 
deutscher Polizeibeamten von dem württ.bandes- 
wart über die Ulmer Verhältnisse gehört. dn einen 
Bericht über die Vernehmung wurden dem Schneider 
und dem Dreher schwere dienstliche und straf- 
rechtliche WVerfehlungen zum Vorwurf gemacht, 

von Dreher u.a. behauptet, daß er unerlaubte 
Beziehungen zu einem Schreib£fräulein seines Amtes 
unter lte, 

Diesen Bericht soll Dreher zu gehen be= 
Kommen haben. or habe seine Beamten antreten 
lassen und ihnen in Gegenwart des H. mit 
entsprechenden Werturteilen von dem Bericht 
Kenntnis gegeben. Am 27.2. wurde H. von D. mit 
einer Frist bis zum nächsten Mittag aufgefwcdert, 
Ihm ie Quelle der Mitteilung zu benennen, wiri- 
genfalls Gie Ortsgruppe des Kaueraöschaftsbundeg 
aufgelöst würde. H, wurde dann persönlich zu 





D. bestellt und als er seinen Gewährsmann nicht 
angab, zunächst mit Lump, Schuft, -Verräter,baus- 
bub tituliert. D. drohte ihm dam, er werde ihn 
im Viereck herumhauen, er sei nicht der erste, 

‘ dem das passiere. "Glauben Sie vielleicht, mich 
habe man jetzt umsonst zum Brigadefiührer genacht, 
wenn ich nicht so gut angeschrieben wire und wer 
sind denn Sie, was haben Sie schon geleistet, Sie 


feiger Lump". (D.ist Witglieð des Reichstags und 
R EL -= 

HE 

H 


m 














Im 


55. -Drigacefüh 
Ergebnis führ schrie er sei jetzt in 
Notwehr, er könne für nichts mehr garantie- 
Jund, 
wobei er den 
schluß.D. hate dann 
gezogen und sei auf D. 
“ort "Da gibt es gar 
Se entweder geschossen oder gestoßen", 
Unter diesem Druck eat H. an, daß eine 
Hausmeistersfrau seine Quelle sci. 
Folizeihauptmann Schneider wird der pas- 
siven Bestechung in Amte beschuldigt. Es 
wurden Zeugen dafür angegeben, daß er Eepen 
Lieferung von Benzin Strafanzeigen zurück- 
Sie, Die insoweit aufgenommenen srmittlungen 
haben Jedoch bisher zu keinem greifbaren Er- 
gebnis geführt. 
Zur #urchführung des Verfahrens ATI E 
bedarf es der Jmmmunitätsaufhebung. GenstA. 
ist mit dem Württ.Jnnesmin. in Verbindung 


gBetrejyen, um eine Außerung D., herbeizuflihren. 


n5t4ä.LG,.Berlin 2.3. 

Strafverfahren gegen Kern wegen Verbre- 
chens nach $ 176°. Dag “ericht hat dem 
Angeklagten mildernde Umstände zugebilligt, 
obwohl der Sachverhalt in der lauptverhand- 
lung objektiv in keiner anderen #eleuchtung 
erschienen ist als bisher. 

Grünes "Das Gericht hat von der Persön- 
lichkeit des Angeklagten einen günstigen Ein- 
druck empfangen, der durch die vorteilhafte 
Aussage des Zeugen Tietjen noch verstärkt 
wird. Der Angeklagte ist ein ernst zu neh- 
mender strebsamer Künstler, der sich wegen 
seiner längeren Tätigkeit in der Berliner 
Staatsoper aller seiner Mitarbeiter stets 
angenommen und echte soziale Gesinnung be- 
sonders durch seine einsatzbereite Mitarbeit 


R342144 
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im Vertrauensrat bewiesen hat. Er ist auch 


Cer 


seiner Anlage nachnic!k etwa als ein körper- 
lich minderwertiger Sittlichkeitsverbrecher an- 
zusehen. Es handelt sich vielmehr um eine 
einmalige Entzleisung eines empfinösamen anleh- 
nungsbedür ftigen und nervösgespannten Menschen". 
Jm übrigen sei dem Angeklagten seine Tat Gurch das 
Entgegenkomuen des Mädchens erleichtert worden, 
das einen gewissen Erlebnishunger zeige und von 
sich aus Gelegenheiten zum Zusammentreffen 
gesucht und herbeigeführt habe. "Das Gericht 
ist hiernach der Überzeugung, daß das verletzte 
Kind nicht so schutzbedürftig wie andere Kädchen 
seines Alters ist". 

Strafe ist 9 Monate Gefängnis. 


Stä.Jena 9.3. 
legt vor Anklage im Dienststrafverfiahren gesien 
den OstA.Schlegel in Gera (104 Seiten). Die ån- 
klageschrift befaßt sich mit dem Vorfall Jahn 
und mit der Rede des Beschuldigten vom 3.9.35, in 
der er zu dem Urteil der Gr.Strafk.des L6.in 
Gera vom 29.8.35 in der Strafsache gegen Reinicke 
Stellung genommen hat. K, war in 2.Jnstanz von 
der eschuldigung der wissentlich falschen 
Anschuldigung u.a. gegen den Lehrer und Kreis- 
leiter Noä wegen Sittlichkeitsverbrechens 
aus subjektiven Gründen freigesprochen worden. 
Jn der Rede soll Schlegel geäußert haben, 
Reichsstatthalter Sauckel läßt der Versammlung 
sagen, daß er unbedingt zu kreisleiter Noä stehe 
und daß er dafür sorgen werde, daß in Thüringen in 
Zukunft solche Urteile unmöglich seien. 

GenStå. legt den Entw. def Anklage vor mit der 
Bitte um Weisung, ob die Sache vor das Dienst- 
st rafgericht verwiesen werden soll. Da er die 
Angelegenheit Jahn aus den Besprechungen im 
Thür.Justizmin. besonders gut kenne, bestünde 
durchaus die Möglichkeit, daß Schlegel versuchen 
werde, ihn als Anklagevertreter dadurch auszu- 
schal ten, 


— 28. a.. 
e .2145 





"Um 
f 





schalten, daß er ihn als Zeugen benenne. 
b) GenstA.Frahkfurt 6.3. 


e 


Am 20.8. 35 hat der Oberbürgermeister von 


* 


'rankfurt Strafantrag gegen den OStA. 
Dr.Schlegel in “era wegen Beleidigung von 


Beamten des städtischen Fürsorgeants er- 


Vorgeschichte: Die Schwiegereltern 
des Scählegel wurden durch das Wohlfahrtsamt 
in Frankfurt vom Jahre 1923 bis zu ihrem 
Tode 1925/27 unterstützt. Der Schwieger- 
vater des Sch. hatte dagegen seine 
bei der deutschen Yereinsbank deponierten 
Wertpapiere dem städtischen Wohlfahrtsant 


TC? üb ereignet. Bereits im Jahre 1927 beanstan- 





dete Schlezel äte Höhe der Unterstützungen. 

Er behauptete, daß seine Schwiegereltern 

nicht den #etrag erhalten hätten, der durch 
die in den Akten befindlichen wuittungen 
ausgewiesen werde und sprach den Verdacht 

aus, daß diese Quittungen zum Teil gefälscht 
seien. Später verlangte er die Wertpapiere zu- 
rück. Hiergegen stellte sich das Fürsorge- 

amt auf den Standpunkt, daß die Wertpapiere 
uneingeschränktes Eigentum der Stadt Prank- 
furt geworden seien, worauf Schlegel den Ei 
OÖberbürgermeister auf die offenbaren Wißstände 
beim Fürsorgeamt hinlenken zu müssen glaubte, 
“Schlegel erklär te,das Übereignungsdokument 

für eine Fälschung und gemeine Bauernfängerei. 





Es folgte ein gereizter Briefwechsel zwischen 
Schlegel und dem Überbürgermeister Krebs von 
Frankfurt, in dem sich Krebs in vollen Um= 
fange vor die Ehre seiner Beamten stellte und 
im übrigen erklirte, nach nochmalirer Über- 
prüfung der Sachlage bereit zu sein, die 
Wertpapiere freizugeben. 

Da Schlegel die gegen die Beamten erho- 
benen Vorwürfe nicht zurücknahm, stellte 


Krebs Strafuntrag. Krebs hät den Strafantrag 


auf- 
B ain in | 
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aufrecht, wenn Schlegel keine befriedigende 
Erklärung abgibt. Die Nachprüfung der ånge- 
legenneit hat ergeben, daß die Vorwürfe, 

die Schlegel erhoben hat, völlig unbegründet 
sind. Der OSt4. in Frankfurt hält es für 
wünschenswert, dab Schlegel nahegelegt wird, 
zur Vermeidung einer strafrechälicnen Verfolzung 
eine dem Dberbürgermeisiter genügende Erklärung 
abzugeben. 


MötA.LG.Berlin 12.3- 

Ermittlungsverfahren anläßlich des Todes des 
Schutzhäftlings Dr-Schild. Der am 7.11.1875 
geborene Dr.Rudolf Schild wurde unter dem 
Verdacht, sich fortgesetzt homosexuell betätigt 
zu haben, in Schutzhaft genommen. Er scheint 
bereits 3 oder 4 Tage vor der offiziellen 
Verhängung der Schutzhaft in das Columbiahaus 
eingeliefert waĝen zu sein. Der Lagerarzt 
stellte Zuckerkrankheit fest. Am 25.130 

soll nach den Bekundungen eines Postens 

Schild zu einer Vernehmung außerhalb des Kon- 
zentrationslagers verbracht worden sein. 

Ein entsprechendes Vernelmungsprotokoll ist 
allerdings nicht bei den Akten. An diesen Tage 
nahm Schild gegen 20 Uhr sein Abendbrot ein 
und wurde um 22 Uhr noch lebend in seiner Zelle 
gesehen. Um 23 Uhr wurde er tot in der Zelle 
aufgefunden und es würde festgestellt, daß 

er an einer Zyankalivergiftung gestorben sei. 
Die gofort zur Vermeidung staatsfeindlicher 


Gerüchte von der tA. aufgenommene Untersuchung 
hat ergeben, daß es sich offensichtlich um 
Selbstmord handelt; Die beiche zeige keinerlei 
Spuren von Nißhandlungen. Fahrlässigkeit der 
Wachmannschaften kommt nach der Sachlage nicht 


in Frage. Nach Zeugenaussagen ist Zyankali im 
Konz.Lager nicht vorhanden. Der Medikamenten- 
schrank ist sted verschlossen. Die Art des 


Selbstmordes ist auchmicht auffällig, ĝa Schil 
t Q é 19 als 
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es Jerrn. Sich christe 

sei heute nur noch hinter 
verschlossenen Türen möglich, 
ht, was von der Jugend, an 

gesündixrt werde, in einer Generation noch 
sein werde. 

am 6.170. in der Jegus Christus-Kj 

in Serlin-Dahlem gepreĝigt. 

abkündigung wies er darauf hin, daß das 
wesetz zur äußeren Sefriedung der Kirche 
einen letzten Versuch darstelle, der Jrr- 
lehre ein Heimatrecht in der Deutschen Ey. 

Kirche zu sohaffen. 

am 1.12.35 den Hauptgottesdienst in der 

Jesus Christus-Kirche abzehslten. Vor 

Schluß des Gottesdienstes gab er der Ge- 

meinde bekannt, daß die Bekenntnissynode 

eine Verfügung der Gestapo erhalten habe, 

wonach die Mitglieder der Bekenntniskirche 

unter Zensur gestellt sei. "Die carist- 
liche Gemeinde, die durch vervielfältipte 

Kitteilungen nun nicht mehr unterrichtet 

werden kann, muß aber folgendes wissen: 

1. Der Beichsmin. für die kirchlichen Ange= 
legenheiten hat am vergangenen Mittwoch 
vor den Vertretern der bekennenden Kirche ` 
wiederholt erklärt: Jch werde den Ausdrück 
Jrrlehre in der Ev.Kirche nicht mehr 


dulden. 2 
2. 


ME i 








6. 


d 


bede 


ange 
indet als ich es 

verflucht. 

zum Eintritt in die kirchlichen Provin- 
chüsse aufgefordi en iedern der De- 


he t nieman an ihn ergan« 


olge leisten können. 
S 


e Wort !Sie sollen lassen 
kein Dank dazu haben", "Der Fried 
welcher höher ist als alle Vernunft, bewahre 
Eure Herzen und Sinne in Christo Jesu, Amen! 
Der GenStA-LG. Berlin ist der Weinung, 
daß die Äußerungen zu 2 und 5 Öffentliche 
beleidigende und gehässige Bunägebungen 
gegen das Gesetz zur Befriedung der Kirche 
darstellten, und auch geeignet seien, das 
Vertrauen des Volkes zur politischen Führung 
zu untergraben. Da eine Anklageerhebung nacn 
keinen sicheren &rfolg böte, 


t er persönlich Strafverfolgung aus 


GenStA. KG. tritt an sich GenStA.LG. bei 

erscheint jedoch nicht unzweifelhaft, 

das Sondergericht bei den gegebenen Um- 
ständen davon ausgehen wird, daß die Kund - 
gebung des Beschuldigten gehässig oder ketze- 
risch waren. Er schlägt daher vor,die Anord- 
nungen nach $ 2 nicht zu erteilen." 


ORA. (13.3.) Seit dem Bestehen des Volksgerichts- 
hofs bis zum 12.3.36 sind wegen Landesverrats ver- 
urteilt: 13 Personen zum Tode, davon 5 Urteile noch 
nicht vollstreckt; 14 zu lebenslangem Zuchthaus, 

6 zu 1É Jahren Zuchthaus, 1 zu 11 Jahren, 5 zu 12 
Jahren, 10 zu 15 Jahren Zuchthaus. 


nm 
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DA. Breslau (5.3.) Strafverfahren gegen 
Schlesinger wegen Kindestötung und Rassen- 
schande. Sachverhalt: Die arische Angeklagte 
Riesner lernte im Jahre 1930 den Angeklagten 
Schlesinger kemen. Zwischen beiden entwickel- 
te sich ein Liebesverhältnis. Die Riesner wur- 
de von dem 5S. Schwanger. 3. riet ihr, abzu- 
treiben. Die R. tat nichts. Jw Juni 1935 stürg- 
ten 3. u. R. mit dem Motorrad. Fnde Juli 1935 
kam es bei der R. zu einer Sturzgeburt. Das 
Kind lebte, wurde aber von der R., die ihre 
Mutter kommen hörte und darüber erschrak in 
einen zu drei Vierteln mit Wasser gefüllten 
Eimer gelassen und auf diese Weise getötet, Der 
den von der Schwester der R. von dem Sachv er- 
halt unterrichtet, geriet in große Bestürzung 
(„Was habt Jhr gemacht? Das durftet Jhr nicht 
tun.") Er verstand sich aber schließlich dazu, 
des in einem Handkoffer verwahrte Kind mit der 
Schwester der R. auf eine Brücke zu fahren und 
von dort in einen Fluß zu werfen. Ende Juli 1935 
sind die Angeklazsten zusammen nach Duhnen bei 
Cuxhaven gefahren und haben ihre Beziehungen 
auch noch nach Jnkrafttreten der Nürnberger Ge- 
setze aufrechterhalten. 

Die R. ist wegen Rindestöütun;z in Sinne des 
$ 217 unter Zubilligung mildernder Unstände zu 
3 Jahren Gefängnis verurteilt worden, der g, ge 
gen Begünstigung und Verbrechens de 
de zu insges, 2 Jahren Gefängnis, 


Der R. ist ihre Erregung und Schwäche un- 
mittelbar nach der Entbindung zugute 


r Rassenschan- 


Behalten wor 


den. Sie hat eine freudlose Jugend verlebt und 
als Gaststättenangestellte die Schattenseiten 


gelernt, Mil dernd 
den, daß sie von 


Was den 5. anlangt, S0 hat das Gericht sich 
euf den Standpunkt gestellt, daß er ihr infolge 
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Jahrelangen Liebesverhältnisses ebenso nahestand 
wie ein Angehöriger im Sinne des $ 257. Er wollte 
die R. auch in Usterreich heiraten. „Schlieslich 


leistete er die Hilfe offenbar auch, weil er sei- 
ne Verantwortung fühlte.” Zugutegehalten wurde ihm 
ferner seine bisherige straffreie Führung und das 
Geständnis, Für die Begünstigung hat er l Jahr 6 
Monate erhalten, für die Rassenschande 1 Jahr, zu- 
sammen 2 Jahre. Was die Rassenschande anlangt, so 
hat das Gericht berücksichtigt, daß das Verhältnis 
seit 1950 bestand, „die freiwillige Aufgabe eines 
solchen erfahrungsgemäß eine erhebliche Willens- 
stärke voraussetzt und die Angeklagte R., ihn die 
einmal vor Jnkrafttreten des Ges. versuchte Tren- 
nung dadurch unmöglich machte, daß sie ihn durch 
Bitten und Drängen wieder bewog, zu ihr zurückzu- 


enStA. Dresden (4.3.) Der Sturmbannführer Rudolf 
Schönhuber ist aus Anla der Sammlung der SA für das 
Winterhilfswerk am 2.2.36 auf den Gedanken gekommen, 
eine sog. Schwedenpolizei einzurichten, d.h. im 
Scherz Verhaftungen von Personen vorzunehmen, die 
sich dann durch ein Lüsegeld befreien mußten. Es wur- 
den Haftbefehle ausgestellt, die der betreffenden Per- 
son durch SA-Wänner zugestellt wurden. Die SA-Leute 
hatten diese Personen mitzunehmen, sofern sie ep 
nicht vorzogen, sofort einen Betrag zu zahlen, des- 
sen Höhe nicht festgesetzt war. Die Haftbefehle haben 
Z.B. folgenden Wortlaut: 


Haftbefehl. 


Kamenz, den 2.Februar 1936. 
Herr Antsgerichtsdirektor Glen ze l wurde 


wegen Schädigung des Volksvermörens 
(eines der besten Ergebnisse bei der soli- 
daritätssannlung) 


in Haft genommen und mit RM 3,- bestraft, 


SA-Standort Kamenz, 
Unterschrift. 


N oder 
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Kamenz, den 2.Februar 1936. 


Herr Pg. Werner wurde wegen Großzügigkeit (1,94) 
in Haft genommen und mit RM. 1.- bestraft. 


SA-Stendort Kamenz. 
Unterschrift. 


Jm allgemeinen wurde der Sinn dieses Vorgehens nicht ver- 
kannt. Jndessen sind eine Reihe von Personen ernstlich 
erschrocken und haben auch körperlichen Schaden davon- 
getragen, sodaß mehrere Arzte in Anspruch genommen wer- 
den mußten. 





Auch bei dem Sijährigen Oberverwaltungsinspektor 
Cunradi erschien die SA , um ihn zu verkaften. C. schlief 
gerade. Die SA Zeigte einer Hausgenossin den Haftbefehl, 
den diese jedoch, weil sie keine Brille zur Hand hatte, 
nicht lesen konnte. Sie gab an, C. sei nicht zu Hause. 
Als C. erwachte, erzählte sie ihm den Vorgang. C. hat 
sich in der Nacht die Pulsadern aufgeschnitten und sich 
erhängt. Grund wahrscheinlich der, daß er früher einer 
Freimaurerloge angehört hatte und daraus Nachwirkungen 
befürchtete. Jm übrigen war er überarbeitet. 

Die 3 SA-Männer, die bei C. erschienen sind, sind 
nicht festzustellen. 

OStA. ist der Meinung, daß strafrechtlich nicht © 
eingeschritten werden kann, es sei denn wegen groben 
Unfugs. Er bemerkt, daß des Vorgehen der SA lebhafte 
Misbilligung unter der Bevölkerung ausgelöst hat. Als 
besonders unschön sei ep empfunden worden, daß von sei- 





ten der Parteistellen nicht das geringste getan worden 
sei, einen Ausdruck des Bedauerns im Falle 6. zu finden. 

GenätA. hält auch lediglich $ 360 zZiff.11 für ge 
geben, hält im übrigen die Durchführung eines Strafver- 
fahrens nicht für angezeigt (nicht im Öffentlichen Jnter- 
esse). | 
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Br 16. Mirz 1936. 


Prüs. (16.5.) Betr. den Senatspräsidenten 
pr. Seeliger. 3. hut in einem umfangreichen 
bürgerlichen Rechtsstreit (Wehe ./. Kreisbank, 
Osterode), Objekt über 400 000 ìi, deny lüger be- 
raten, indem er die Sschriftsetzentwürfe der An- 
wälte durchgesehen, zum Teil erheblich geiindert 
und mit Wehe und seinen Anwälten durchgesprochen 
hat. Als Verzütung für seine Tätigkeit hat er 
zunächst 200 M aus Anlaß eines Umzuges und am 
31.1.36 2000 M &ls Zuschuss für das Studium sei- 
nes Sohnes erhalten. Er ist nicht Witglied des 
erkennenden Senats. K@Präs. kann das Verhalten 
nicht billigen. Als Mitgl. des EG. hätte sich der 
Beamte von der Bearbeitung des Prozesses völlig 
fernhalten müssen. Hiervon ist dem SenPräs. be- 
reits Kenntnis gegeben. Es soll ihm aber auch 
das Bedenkliche seiner Handlungsweise nochmal 
schriftlich ausdrücklich vorgehalten werden. 


r 


Göring (12.3., hier eingegangen 35.32, hier wor 
gelegt 16.3.). Anlägßlich der Staatsfeierlichkeit 
em 9.11.35 ist es zu Zahlreichen Verstüßden gegen 
das Reichsflaggengesetz und die DurchfW. des Jn- 
nenministers von 24.10.55 gekommen. Die gegen die 
Beschuldigten (in erster Linie Geistlichen) einge- 
leiteten Verfahren sind durchweg - von wenigen 
Ausnahmen abgesehen - aus subjektiven Gründen ein- 
gestellt worden. WinPräs. hält diese Finstel lungen 
im Hinblick auf wirksame Durchführung des Ges, für 
äußerst bedenklich. „Wenn auch nicht verkannt wer- 
den soll, daß die Feststellung des subjektiven Tat- 
bestandes bei der geistigen Beweglichkeit der Be- 
schuldigten in vielen Fällen Schwierigkeiten berei- 
tet haben mag, so darf doch andererseits nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben, daß die staatsfeindlich ein- 
gestellten Kreise der Geistlichkeit beider Konfes- 
sionen erfahrungsgemäß jede Gelegenheit benutzen, um 
staatliche Meßnahmen zu sabotieren. Es wäre deshalb 
zu begrüßen, wenn bei Prüfung subjektiven Tatbe- 
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standes schärfere Maßstäbe angelegt würden. 
Stelle anheim, die Anklage- und Spruchbehürden 
nit entsprechender Weisung zu versehen. Bitte 
um Mitteilung des Veranladten." 


nStA. LG. Berlin (7.3.) Flugzeugunglück in 
Berlin-Britz (5.7.55). Unfall mit großer Wahr- 
scheinlichkeit auf Schaden in der Steuerung 
oder auf Behinderung der Steuerbetätigung durch 

inen Fremdkörper zurückzuführen. Genaueres 

nicht mehr festzustellen, da Flugzeug verbrannt. 
Ermittlungen, ob Sabotage vorliegt, haben nega- 
tives Ergebnis gehabt. Verfahren ist einge- 
stellt. 


eubert (13.3.) Ubersendet Schreiben des RA. 
Deutschmannvom 10.3., wonach in einer Dienst- 
strafsache die Ladung der mecklenb.Dienst- 
strefkammer den Hinweis enthält, daB nach 
einem meckl. Gesetz von 1907 die Verteidigung 
Dor durch einen beim meckl. Gericht zugelasse- 
nen Rechtsanwalt zulässig sei. Unter Berufung 
hierauf ist dem RA. Deutschmann das Auftfeten 
vor dem meckl. Gericht abgelehnt worden. 

Neubert bittet, das Erforderliche zu ver- 
anlassen, da eine solche Auffassung nach 
Durchführung der Verreichlichung wohl nicht 
unserer Meinung entspreche. 


Bayer.Jnneminister Wagner (15.3.) will sich 
iner Haftunterurechung bei Sollinger 
ht zufriedengeben,; dringt auf entgültige 
egnadigung. 


lksgerichtshof (12.3.) Besuch des Profes- 
sors van Loon beim Volksgerichtshof (einge- 
führt durch Dr. Gaeb von der Akademds). Van 
Loon und seine Studenten haben einer Verhand- 
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lung einer Hochverratssache®e beigewohnt. Nach | f , 
einer Mitteilung des Dr. Gaeb ist als Gesamt- 

eindruck das erfreuliche Ergebnis festzustel- 

len, daß die Holländer überzeugt sind, daß im 
Volksgerichtshof strengstens nach Rechtsgrund- 

satzen geurteilt wird. Die sachliche und streng 
juristische Art der Verhandlungsführung ducech 

den Vorsitzenden (L6.Dir. Lämmle) hinterließ 


einen nachhaltigen Eindruck. 


ta. Ulm (29.2.) Am 29,4. und 1.5.55 ist es zu 
heftigen Zusämmenstüßen zwischen den im damali- 
gen, seit Mitte 35 aufgelüsten Lager Burgrieden 
untergebrachten österreichischen SA-lännern und 
Laupheimer Einwohnern gekommen. Dabei hat sich 
eine Spannung entladen, die schon lange vorhan- 
den war. Die Üsterreicher haben sich durch an- 
maßendes Auftreten, allzu häufige Beziehungen 
zu weiblichen Personen des Bezirks und auffal- 
lend starke Jnanspruchnahme von Dienstkraftfahr- 
zeugen unliebsam bemerkbar geumacht. Lage wurde 
verschärft dadurch, dab Laupheim überwiegend ka- 
tholisch, derart, daß z.B. am 20.4.35 (Hitler- 
Geburtstag) die Straßen bei der Einholung eines 
Neupriesters, die gerade auf diesen Tag gelegt 
wurde, mit willkommenssprüchen geschmückt waren 
wie z.B. Heil unserem Primizianten, wobei die 
schwarz-weiß-roten und päpstlichen Farben vor- 
herrschten, 

Am 29.4.39 versuchten die Üsterreicher, den 
Vortrag eines penediktinerpaters zu stören; nach 
dem Vortrag zogen sie vor eine Wirtschaft und 
verlangten unter Drohungen den Aushangkasten des 
Kolpingvereins heraus. Polizeiliche Gegenwirkung 
war nicht zu bemerken., 

Am 1.5. kam es Zu Anrenpeleien nach einem 
Gottesdienst, wobei auf der einen Seite Rufe wie: 
„pie schwarzen Hunde werden wir in Laupheim aus- 
rotten", auf der anderen Seite: „Jūr habt uns 
den Glauben gestohlen, Jnr Umsonstfresser, Jhr 
Zigeunervolk" laut wurden. Die Ortspolizei war 
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machtlos. Den Bürgermeister gelang 
chließlich, die Usterreicher zum Abmärsch 
zu bewegen, Sie wurden aber durch einen HJ- 
fahrer zurückgeholt, der ihnen die fal- 
“eldung Überbrachte, daß die in Laupheim 
ückgebliebenen Usterreiche geschlagen wür- 
neltigen Schläse- 
vorenn, der sich 
Rinwohner einsetzte, very 
wurde. Als Polizei eingriff, wurde 
:r politischen 
waren dadurch erschwert, daß die Usterreicher 
ihre Kumeraden nicht belasten wollten. Pür 
die StA. war bes.hinderlich, dad ihr die von 
der Polizei gemachten Erhebungen erst nach 8 
Monaten vorgelegt worden sind. Die Brmittlun- 
gen sind so unvollständig, das das Verfahren 
zum größten Teil eingestellt werden mul, StA. 
beabsichtigt, Strafbefehl gegen einen Üster- 


reicher wegen Widerstandes unà gegen zwei an- 


egen Gefangenenbefreiung zu beantragen, 


StA. Frankenthal (6.5.) Gesuch der Gaulei- 

tung Saarpfal2 um Niederschlagung des Ver- 

fahrens gegen Horlacher u,Gen. 
Der katholische Pfarrer Caroli in Rhein- Ld 

günðeim, einem zu 1/3 katholischen Ort, ließ 

Anfang Juli 1935 an die katholische Jugend Rv 

eine Einladung zu einen Jugendsonntag erge- 

hen, in der es hieß:für Ruch sind solche Ver- 

anstaltungen in Tagen, da Euer heiliger Glauba 

so sehr bedroht ist, nicht nur von srosem Nut- 

zen, sondern direkt notwendig. Horlacher be- 

schloß, Demonstration zu veranstalten, um 

Schutzhaft gegen Caroli zu erwirken. Demon- 

stration wurde mit Hilfe der DAF und der 

NSKOV sowie der 58 und der Ortsgruppe der 

NSDAP durchgeführt. Sie wurde polizeilich 

und auch sonat nicht angemeldet. Die 53-Leute 

waren in Zivil und ohne Abzeichen sroßenteils 
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in Hemdsärmeln und ohne Kragen. Vpr der Kirche 
wurde ein KXirchenrstsmitglied in einen Kreis 
von 15-20 Männern gezerrt und „in unmenschli- 
cher Weise" verprügelt (Gehfiinerschütterung). 
Der Pfarrer hatte die Anweisung gegeben, die 
Glocken zu läuten. Die Menge versuchte mit ĝe- 
walt, in den Glockenturm einzubrechen. Ein Kir- 
chenratsmitzlied, das durch gütliches Zureden 
die lienge davon abzuhalten versuchte, wurde 
schwer mißhandelt. Ein 79jähriger, der seinem 
Unwillen über die Gewalttätigkeiten Ausdruck ver- 
lien, wurde zweimal zu Boden geworfen. Ein ande- 
rer, der zwei. Männer durchs Fenster steigen sah 
und sie als Lausbuben bezeichnete, wurde durch 
Feustschläge miöhandelt (Zähne locker und her- 
ausgeschlagen). Die Menge zertrümmerte A Fen- 
sterscheiben und beschädigte Auch Sonst das Pfarr- 
haus. Gegen 10 Uhr abenäüs erschien das Überfall- 
kommando. Die Glockenläuter wurden in Schutzhaft 
genommen. Ein Dipl.-Jng. (Pg.), der beruhigend 
einzuwirken suchte, wurde auf dem Nachhausewege 
unweit der Kirche niedergeschleagen. 

OStA. kann die Niederschlagung des Verfah- 
rens nicht befürworten. Zwar müsse berücksichtigt 
werden, daß' der Pfarrer durch den Jnhalt seiner 
Einladung die nat.soz. Bevölkerung sehr gereizt 
hatte. Zur Zeit der Tat hätten auch die Erlasse 
gegen Einzelaktionen noch nicht vorgelegen. Falls 
das Gesuch damit begründet wurde, daß im Falle 
einer Aburteilung eine schwere Schädigung der 
Parteibelange zu befürchten sei, so ist dem fol- 
gendes entgegenzuhalten: Soweit eine Schädigung 
der Parteiinteressen in Betracht kommt, ist sie 
schon längst durch die Tat selbst herbeigeführt 
worden dadurch, dal mehrere örtliche Führer der 
Partei und ihrer Gliederungen in breitester Öf- 
fentlichkeit ein Beispiel grober Disziplinlosig- 
keit und Brutalität gaben. Diese Schädigung des 
Anusehens der Partei könnte wohl sm besten durch 
eine dem Gerechtigkeitsgefühl der Bevölkerung ent- 
sprechende gerichtliche Abndung wieder gutgemacht 
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erden. Niederschlagung würde in weitesten Krei- 
sen nicht verstanden werden. Denn wenn derart 
schwere Widhandlungen eanständizger und unschul- 
diger Volksgenossen und Übergriffe gegen kirch- 
liche Gebäude ungesühnt bleiben, würde in wei- 
ten Kreisen der pfälzischen Bevülkerung Gefühl 
der Rechtlosigkeit und Verbitterung genährt 
werden. Jm Zusammenhang damit weist OStA. äuf 
drei bedenkliche Tatsachen hin: Verletzte haben 
es nicht gewagt, Strafantrag zu stellen, weil 


sie wirtschaftliche Nachteile (namentlich Ent- 


lassung) befürchteten. Polizei hat völlig ver- 


t. Manchen verängstigten Zeugen mußte wie- 
derholt gesagt werden, da8 der Staat die Aus- 
schreitungen verfolge und die Zeugen vor Un- 
ennehmlichkeiten schützen werde, um sie zur Aus- 


sage zu veranlassen. 





A 19. März 1936. 


1. Ge&tapo (17.3.) empfiehlt „Wira"r-Speziallösung 
ür Untersuchung von Geheimschriften. Die Lösung 
versagt bei der folgenden Herstellung einer Ge- 
heimschrift: Die eine Hälfte eineg | Briefbogens 
wird mit Tinte beschrieben, ` demm mit Wasser ange- 
feuchtet. Ein trockner Bogen wird darüber gelegt 
und mit Tinte oder Bleistift beschrieben. Der 
beschriebene Bogen wird vernichtet, der mit Wasser 
befeuchtete Bogen getrocknet und gepreßt. Um die 
Schrift wieder sichtbar zu — legt man den 
klares Wasser. 


n.d,Jnan. (14.3.) Uniformtragen jüdischer Ver- 
bände. Geh,Staatspolizei hat durch Runderlaß vom 
31.3.35 der Staatszionistischen Organisation auf 
Widerruf die Genehmigung erteilt, den Mitgliedern 
ihrer Jugendgruppen das Tragen von Uniformen in 
geschlossenen Räumen zu gestatten. Es ist dies, 
wie sich aus dem Runderlaß vom 31.3.35 ergibt, ge~- 
schehen, weil die Staatszionisten sich als die je- 
nige Organisation erwiesen haben, die auf jede 
auch illegale Weise versucht hat, ihre Mitglieder 
nach Palästina zu schaffen und die durch ihre ernst- 
lich auf Abwanderung gerichtete Tätigkeit der Ab- 
sicht der Reichsregierung, die Juden aus Deutsch- 
land zu entfernen, entgegenkommt. Die Uniform darf 
nur in geschlossenen Räumen getragen werden. 

Bisher ist nur ein Fall bekannt geworden, in 

dem ein Angehöriger der Staatszionistischen Orga- 
nisation goe Al a a ee öffentlich ge- 
tragen 


eichsleitung NSDAP. Stabsleiter von Rosenberg. 
Bei der Behandlung und Bewertung der Anlässe der 
von dem Reichsleiter Rosenberg gestellten Straf- 
anträge fällt auf, daß RMin.d.Justiz und seine 
nachgeordneten Dienststellen Heimtückegesetz in 
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der Regel nicht für gegeben halten, 

Rosenberg kann dieser Auffassung aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht beitreten. 
Wenn auch Mythos des 20.Jahrhunderts Privat- 
arbeit, so hindere das nicht, daß sich Kri- 
tik und Werturteile im Rahmen des Bachlichen 
zu halten haben, da Rosenberg Reichsleiter 
ist, infolge dessen eine unter den Schutz 
des Heimtüückegesetzes fallende Persönlichkeit 
darstellt, Hinzukomme, daß Rosenberg vom Füh- 
rer den Auftrag der Überwachung der gesamten 
geistigen und weltanschaulichen Erziehung und 
Schulung der NSDAP. habe, Bitte um Stellung- 
nahme, 





19. März 1936. 57 


StA. Gleiwitz (16.3.) Strafsache gegen den 
Oberbürgermeister Fillusch wegen Diebstahls 
und gewerbsmäßiger Hehlerei. Der Beschuldigte 
Sperling (seit 1927 Pg. u. Angehöriger der SA), 
wegen Hehlerei im März 1955 vorbestraft, hält 
seine Angaben aufrecht. Danach ist er im Dog: 
mer 1930 von Fillusch aufgefordert worden, ihm 
zur Hälfte des Kaufpreises Waren der Firma Ge- 
retzki zu verschaffen, Sperling will die waren 
unterschlagen haben. Fillusch habe sie weiter 
verkauft (Kernseife, Kolonialwaren). 

Die Angaben des Sperling, die er schon im 
Marz 1935 der Gestapo gemacht hat, sind durch 
die Ermittlungen der StA. bestätigt worden, 

Fillusch ist seit dem 16.3. nicht mehr 
Kreisleiter der NSDAP. in Hindenburg. 

Das Verfahren läuft. Einer der Beschuldig- 
ten gehört zur Zeit der Wehrmacht an und soll 
durch den zuständigen Gerichtsherrn vernommen 
werden. 


. Breslau (12.3.) Rechtsamt Gau Schlesien 
t um Übersendung aller Urteile gebeten, die 
sich entweder durch ein besonderes Verständnis 
für nat.soz. Auffassung oder durch das Gegenteil 
vom Durchschnitt abheben. Zweck: Sammlung von 
Material für die Rechtserneuerung. 

GenStA. glaubt, dem Ersuchen ohne Genehmi- 
gung nicht nachkommen zu sollen, da die Gefahr 
bestehe, daß Gaurechtsstellen Reichs justizmini- 
ster kontrollierten. | 


V» 
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. Halle ( 3.) Strafsache gegen Altoer 
u.8. wegen Morden, Angeklagt sind 7 Frauen zum 
Teil wegen vollendeten zum Teil wegen versuch- 
ten Mordes, EBs handelt sich um Kindestötungen 
in der Univ.Kinderklinik in Halle, Die Ange- 
schuldigten sind uneheliche Mütter, die in der 
Klinik als Ammen beschäftigt waren und ihre dort 
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dadnrch 
untergebrachten unehelichen Kinder töteten 
und zu töten versuchten, daß sie der für 
die Kinder bestimmten Milchnahrung wieder- 
holt Kochsalz zusetzten. Krankheitszustände: 
Erbrechen, Fieber, Durchfälle, starke Ge- 
wichtsverluste: bei den schweren Fällen, 
die zum Tode geführt haben, Trübung des Be- 
wußtseins und das volle Bild der Jntoxika- 
tion. Der Fall ist deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil ein derartiges Verfahren in 
der medizinischen Wissenschaft und Praxis 
bisher nicht beobachtet worden war. 


4. Bpfer.Stentanintoten Wagner. Persönlicher 
rief an den Herrn Minister (17.3.). Als d 
der Führer am vorigen Samstag zu der Groß- 
kundgebung nach München kam, bat Himmler, 
Widerstand gegen Niederschlagung des Prozes- 
ses gegen die 9S9-Männer wegen der Münchener 
Krewalle vom 29.Mai 1939 aufzugeben, 
„Ja Hinblick auf die geschichtlich großen 
Tage, die wir jetzt durchleben und ihm Hin- 
blick auf die Wahl am 29,3. bin ich bereit 
und unterstütze auch meinerseits den Antrag 
der SA auf Niederschlagung des Verfahrens. 
Dem Herrn Reichsstatthalter in Bayern, 
auf dessen Anfrage ich vor einiger Zeit noch @' 
die gegenteilige Meinung vertreten habe, geht 
Abschrift dieses Briefes zu." 
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20. März 1936. 


Rilin.d.Jnn. (17.3.) Jm Reg.Bezirk Kassel über- 
steigt die Zahl der verbotenen 2 Einzelaktionen 


gegen die Juden noch weit den “Pe GAST hK — 


Durchschnitt. Jch habe daher den Reg.Präs, in 
Kassel schon durch Erlaß vom 5.2.36 angewiesen, 
diesen Zustand nicht mehr länger zu dulden und 

mit allen Mitteln Ausschreitungen gegen Juden zu 
verhindern. Der Reg.Präs, hat die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen, stellt aber mit Recht fest, 
daß seine Bemühungen nur dann Erfolg haben können, 
wenn sie did volle Unterstützung der Straf justiz 
finden. Jch habe mich davon überzeugt, daß es in 
der Mehrzahl der eingeleiteten Ermittlungsverfah- 
ren bis jetzt nicht zu der Bestrafung der Täter 
gekommen ist. Jn den meisten Fällen ist das Ver- 
fahren durch staatsanwaltschaftliche Einstellungs- 
verfügung abgeschlossen worden. Die Polizeibeamten 
sagen sich nach dem Bericht des Reg.Präs. in Kas- 
sel infolgedessen, daß die Justiz offenbar keine 
Bestrafung der Täter wünsche, wobei die Polizei- 
beamten, die pflichtgemäß eingeschritten sind, 

in den Augen der Bevölkerung in den Verdacht der 
J udenfreundschaft geraten. 

Joh bitte ergebenst, das Verfahren der für 
den Reg — suständigen Oberstaatsanwälte bei 
der Einstellung von Eruittlungsverfahren wegen 
verbotener Binzelaktionen gegen Juden einmal 
grundsätslich nachzuprüfen und mich von dem Er- 
gebnis der Nachprüfung zu unterrichten, 





GenötA. KG. (19.3.) Gegen den Kreisleiter 
und Oberbürgermeister von Forst H e in- 
rich ist Anklage wegen Meineides in der 


Strafsache gegen Teßmer erhoben worden. 
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24. März 1950. 


enStA. Dresden (13. u. 17.3.) übersendet Er- 

mittlungsakten des OStA. beim LG. Chemnitz gegen 
Beamte der Schutzpolizei und des Polizeipräsidi- 
ums wegen Mißhandlung von Häftlingen, die wegen 

Verdachts der Vorbereitung des Hochverrats fest- 
genommen worden waren. Die Akten bestehen vorläu- 
fig lediglich aus den Angaben der Verletzten. Die 
StA. hat von sich aus noch keine Ermittlungen an- 


gestellt und bittet um Weisung. 


Referent Anruf: 
ligung Fr 
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a 


A 


— gez. Heydrich (20.3.) teilt mit Abschrift 

/ eines Schreibens an Kerrl vom 20.3», in dem Be- 
schwerde darüber geführt wird, daß der Bischof Leg- 
ge seit einiger Zeit aus der zunächst von ihm beo- 
bachteten Zurückhaltung herausgegangen sei (Haupt- 
messe am 1.Weihnachtsfeiertag in der Pfarrkirche 


von Brakel bei Höxter/Westf. wurde zur Demonstration). 
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25. März 1936. Kee? 


h.Staatspolizei (gez. Heydrich) Rechtsprechung 
bei Rasseschande. Zahlreiche Strafverfahren und 
Urteile lassen erkennen, daß trotz scharfer Straf- 
bestimmungen Änderung in den Beziehungen zwischen 
Juden und Deutschblütigen nicht eingetreten. Die 
von den Gerichten bisher erkannten Strafen, die 
zwischen 6 Wochen und Le Jahren Gefängnis liegen, 
haben abschreckende Wirkung verfehlt. Auf Zuchthaus 
in Höhe von Lë Jahren ist bisher nur in einem Falle 
(große Strafkammer Frankfurt gegen den Gärtner Mar- 
tin Weber) erkannt worden. 

Anregung, Staatsanwaltschaften anzuweisen, 

grundsätzlich Zuchthaus zu beantragen. Für Mittei- 


lung Stellungnahme dankbar. 


SÉ 


rst ETD eege e der schweren Urkun- 
denfälschung Freigenprochen; wegen Devisenvergehens 
6 Monate Gefängnis, 1000 M Geldstrafe ersatzweise 
10 Tage Gefängnis; wegen fahrlässigen Devisenverge- 
hens 500 M Geldstrafe, ersatzweise 5 Tage Gefängnis; 
wegen fortges. Nötigung 4 Monate Gefängnis, zusammen 
8 Monate Gefängnis. Auf Grund des Gutachtens Müller- 
Heß Unterbringung in Heilanstalt angeoränet. 


er-Stellvertreter (19.3.) Auf Anregung Goebbels 
folgendes unterbreitet: Eintragung in Offenba- 
ungseidliste für NSDAP schädlich, wenn Betroffener 


ein hauptamtlich tätiger Führer der NSDAP., zumal Par- 
tei Stellung des Schuldners dann in der Regel mit an- 


a 
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gegeben wird. Es wird daher gebeten, die NSDAP. 


rechtzeitig von der bevorstehenden Eintragung 


in die Schuldnerliste in Kenntnis zu setzen, da- 
mit nötigenfalls Ausschluß aus der Partei er- 
folgen kann. Geriet der Schuldner ohne Verschul- 
den in Leistungsverzug, so wird NSDAP. bestrebt 
sein, ihm beizuspringen. Jn beiden Fällen kann 


Schaden für die Partei vermieden werden, 








27. März 1936. 


KG.Prs 24.3. 

überreicht Gesuch des Rechtsanwalts und 
Notars Dr. Oswald Freisler in Kassel om 
Zulassung als Rechtsanwalt beim Ants- 
und Landgericht in Berlin. Gesuch wird 
befürwortet. 


Jn einem Urteil des Sondergerichts für den 
Bezirk München, durch as der Angeklagte 
(Karl Schätz) wegen Heimtückevergehens zu 
200 A Geläüstrafe anstelle einer an sich 
verwirkten @efängnisstrafe von 2 Wonaten 
verurteilt worden war, weil er geäußert hatte, 
dag Hitler am 19.8.34 nur 15 bis 20 % 
Stimmen bekommen hätte, wenn kein Wahl- 
terror geherrscht hätte, wird u.a. ausgeführt: 
Es können zwar vereinzelt von seiten 
untergeoräneter Organe im Übereifer Verstöße 
gegen dia Grundsätze der freien und geheimen 
Abstimmung vorgekommen sein. Jn der All- 
gemeinheit, in der der Angeklagte von der 
Verletzung dieser Grundsätze gesprochen 
hatte, ist die Behauptung unwahr oder zum 
mindesten gröblich entstellt. Der Verurteilte 
hat ein Gnadengesuch an die Kanzlei des Führers 
gerichtet. Dadurch ist diese auf das Urteil 
aufmerksam geworden. Jn einen an StS.keilBner 
gerichteten Schreiben führt Reichsleiter 
Bouhler aus: "Joh kann nicht umhin darauf 
hinzuweisen, daß eine derartige Feststellung 
des Gerichts, zumal von einem Sondergericht, 
das eingesetzt worden ist, um Staat und Volk 
ganz besonders zu schützen, mir nicht recht 
verständlich ist. Die praktische Auswirkung 
eines solchen Satzes kann keine andere sein 
als die, daß ein Täter, der sich nur ein wenig 
vorsichtiger ausdrückt als im vorliegenden Fall, 
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freigesprochen werden müßte. 


Meißner Übersendet uns das Urteil 
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mit der Bitte, von der sonderbaren #egrün- 
dung Kenntnis zu nehmen. 


Präs. der Reichsrechtsanwaltskammer 24.3. 
vermag Gesuch des RA.Dittenberger um 
Zulassung als Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht nicht zu befürworten. Die Zulas- 

sung zur Rechtsanwaltschaft beim RG. 

hatte von jeher eine besonders hohe Qua- 
lität des Bewerbers zur Voraussetzung 

(Erfolg im praktischen Anwaltsberuf und 
zugleich eine besondere Befähigung zur O 
wissenschaftlichen Betätigung). Dieser Grund- 
satz der Auslese auf Grund der +eistung 

wird im nat.soz.Staat in erhöhtem Maße 

zu beachten sein. Den Anforderungen 
entspreche Dittenberger nicht, außerdem 

habe er das 61.Lebensjahr überschritten und 
im übrigen sei er durch eine von dem Deut- 
schen Anwaltverein, dessen “eschäftsleiter 

er seit 1919 war, mit ihm getroffene Ver- 
einbarung finanziell sichergestellt. 
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30. März 1936 


Stellvertreter des Reichsjuristenführers 
Dr. Raeke bittet um Nachprüfung eines 


Eingriffs in die Unabhängigkeit der 
Rechtspflege in einer Strafsache der StA. 
Berlin gegen Hube. H. hat in einem mehr- 
jährigen Zivilprozeß gegen die Maschinen- 
fabrik Frorip EmbH. ein vom Reichsgericht 
bestätigtes“Urteil des OLG.Düsseldorf 
auf Zahlung von 43 000 R4 Vermit tlungspro- 
vision für Vermittlung von Lieferungen mitom. 
deg Russischer Handelsvertretung erstritten. 
Die Seklagte hat nachträglich gegen ihn 
eine Anzeige wegen angeblichen Prozeßbetruges 
erhoben. Die tA. Berlin hat darauf sofort 
Haftbefehl beantragt, der von dem Vernehmungs- 
richter des LG.,Ass.Maschmann, erlassen 
worden ist, obwohl nach der Auffassung von 
Herrn Baeke weder der Sachverhalt noch die 
Person des bisher völlig unbescholtenen 
Angeschuldigten eine derartige Maßnahme recht- 
fertigen konnten. Herr Raeke überreicht 
eine Aufzeichnung des Verteidigers,RA.Herolä, 
über eine Unterredung mit Ass.lXaschmann; danach 
hat der Richter als einzigen Grund für die Ver- 
hängung der Untersuchungshaft zu erkennen 
gegeben, daß Hube sioh weigere, die Nanen 
seiner Mitarbeiter bei der Russischen Handels- 
vertretung preiszugeben. Jn dem Zivilurteil 
war aber ausdrücklich festgestellt worden,daß 
er dazu nicht verpflichtet sei. Der Richter 
hat nach dem Vermerk geradezu darauf hinge- 
wirkt, daß der Angeschuldäigte die Namen preis- 
geben möchte. 
Herr Raeke bittet um Anordnung einer unbe- 
einflußten Nachprüfung des Verfahrens, das Be- 
eignet sei, das Vertrauen des Volkes in die Une 
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bestechlichkeit und Unabhängigkeit der 
Rechtspflegeorgane zu gefährden. 


Wirtschaftsmin.vom 26.3. 

teilt persönliches Schreiben an StS.Lamnmers 
mit, in den er bittet, den Entw.des Gesetzes 
über die DAF. von der Tagesoränung der 
morgigen Kabinettssitzung abzusetzen, da 
seine Bedenken durch die neue Fassung des 
Gesetzes nicht behoben seien. Er könne nicht 
auf Klarstellung des Kechtscharakters der DAF. 
als einefKörperschaft des Öffentlichen 
Rechts verzichten. Weiter halte er es für 
unbedingt notwendig, den Aufgabenkreis der 
DaF. einwandfrei abzugrenzen, insbesondere 
im Hinblick auf die Bestimmung, nach der 

die Vorschriften über die Staatsaufsicht 
über juristische Personen auf die DAF, keine 
Anwendung finden. Der Wirtschaftsmin. macht 
unter Bezugnahme auf die Ausführungen des 
Führers beim Farteitag 1935 grundsätzliche 
Ausführungen über die Abgrenzung der Zu- 
ständigkeiten von Fartei und Staat und 

hält es danach für erforderlich, daß die 
DAF., soweit sie in die materielle Wirtschafts- 
unä ogialpolitik PERF BEL der staatlichen 
Verwaltung unterstellt werde. 


OLG. Präs.Hamm vom 24.3. 

berichtet, daß in dem Farteigerichtsverfahren 
gegen den RA.Dr.Wilhelm Römer die Aus- 
schlußverfügung durch Urteil des Gau- 
gerichts Boohum vom 4.2.36 bestätigt worden 
gei. Gegen das Urteil habe Römer Beschwerde 
eingelegt. Auf das Notariat zu verzichten, 
habe er sich geweigert. Er, der OL6GPr., 

halte es für angezeigt, die Frage des Fin- 
sohreiters im Dienstaufsichtswege erst nach 


Abschluß des Parteigerichtsverfahrens zu 
prüfen. 
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DLG, Pr, Düsseläorf 
nimmt im ausführlichen Bericht Stel- 
lung zu den Fällen, in denen in seinen 
Bezirk die Unabhängigkeit der Gerichte 
durch Eingriffe von farteistellen,insbes. 
der Amtswalter des Juristenbundes 
RA.Schroer und Winckler, erschüttert 
werde 

I 


StS. Meißner (27.3.) 

stimmt der Auffassung unseres Schreibens 
v. 19.3. in der Strafsache gegen den Bür- 
gerneister Sollinger zu. 


GenStA. München (19.3.) überreicht Bericht 

des OStA. München I über Strafverfahren 

gegen den Kardinal Faulhaber wegen Verge- 

hens gegen das Reichsflaggengesetz. F. hat 

am 18.1. d.J. auf seinem Dienstgebäude nicht 
geflagst, obwohl ihm die Verpflichtung dazu 
bekannt war, weil er es, wie er sagte, als 
widersinnig empfunden hat, einerseits die 
Monarchie zu bekämpfen, andererseits an diesem 
Tage zu flaggen. Er hat gegen Mittag flaggen 
lassen, da er auf neues Ersuchen der Polizei- 
direktion keine Verantwortung mehr tragen zu 
müssen glaubte. Die StA. Vene gegen ihn 
wegen zugestandener Verletzung ‚ Qeg Gesetzes 
eine empfindliche Geldstrafe nStA. 
meint, daß es zu einer Hauptverhandlung kommen 
würde, und glaubt, die Entscheidung darüber, 
ob politische Erwägungen der Verfolgung ent- 
gegenstehen, dem Ministerium überlassen zu müs- 
sen. 


OStA. Stade vom 19.3. überreicht in dem Verfah- 
ren gegen Appel u.a. wegen Landfriedensbruchs 
Abschrift eines Beschlusses des Obersten Par- 
teigerichts vom 28.1.36, durch den das Verfah- 
ren gegen den Reg.Präs. Leister in Stade — 
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Mitgl.Nr. 18132 - eingestellt wird. Das Ver- 
fahren war auf Antrag des Gauleiters Ost-Hanno- 
ver eingeleitet worden, weil Leister bei dem Tu- 
mult aus Anlaß der Anprangerung des Pastors 
Behrens am 13.9.35 gegenüber der Menschen- 
menge, nachdem sich auf seine Aufforderung 

nach Meldung der Führung der SA niemand ge- 
meldet hatte, ausrief: „Das ist Rebellion, Jhr 
wollt Nationalsozialisten sein, feiges Gesindel 
seid Jhr, undisziplinierte Bande - wenn nicht 
in 5 Minuten der Platz geräumt ist, lasse ich 
von der Waffe Gebrauch machen."- Der Gauleiter 
erblickt darin eine Beleidigung der SA und eine 
Schädigung der Partei. Das Oberste Parteige- 
richt weist diese Vorwürfe zurück, Der Ange- 
schuldigte habe sich als Beg.Pr&äsident einer 
jJohlenden undisziplinierten Menschenmenge ge- 
genübergesehen, die in ihrer Mitte einen Pastor 
unter Gewaltanwendung mit sich geführt habe. 

Was habe unter solchen Umständen für ihn näher 
gelegen, als unter Einsatz seiner Autorität ein- 
zugreifen, um von vornherein Ruhe und Ordnung 
wieder herzustellen. Jm N.S.Staate seien die Poli- 
zeiorgene und Gerichte dazu da, diejenigen, die 
ein staatsfeindliches Gebahren an den Tag leg- 
ten, mit allen gesetzlichen Mitteln zur Verant- 
wortung zu ziehen. Niemals könne hierzu eine 
wild zusammengelaufene Menge berufen sein. Wenn 
der Angeschuldigte gegen die undisgziplihierte 
Menschenansammlung eingsschritten sei und dabei 
euch Schimpfworte gebraucht habe, Go habe er nur 
das getan, was ein Hationalsozialistischer Staat 
von seinen Beamten fordern müsse: Er habe ver- 
antwortungsfreudig unter Einsatz seiner Person 
eine zum Teil unpopuläre notwendige Maßnahme 
sofort selbst getroffen, ohne die Verantwortung 
hierfür auf die ihm unterstellten Beamten abzu- 
wälzen. 


8tS. Körner vom 27.3. übersendet Strafantrag 


des Ministerpräsidenten gegen den Dampforbe- 
sitser Reinhold Hoffmann in Rattwitz Kreis Oblau. 
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Es sei dem MinPräs. jedoch völlig unverständ- 
lich, wie der zuständige OStA. das Vorliegen 
eines Verstoßes gegen das Heimtückegesetz ver- 
neinen konnte. Der Herr MinPräs, mißbillige diè- 
ses Verhalten auf das schärfste. 


Vermerk: Der Beschuldigte hatte einen „Witze 
erzählt, daß bei einer Kuh im Dritten 
Reich das Euter so aussehen müsse ei e 
das der Sonnemann, die Schnauze wie 
die des Goebbels und der Bauch wie 
der von Göring. 


Erziehungsminister vom 24.3. teilt Abschrift 
eines Schreibens des Ausw.Amts betr. litauische 
Studenten an deutschen Hochschulen mit. Es handelt 
sich um die Frage, welche Maßnahmen gegen deutsch- 
feindliche litauische Studenten ergriffen werden 
können, ohne daß die Jnteressen der Memelländischen zu 
beeinträchtigt werden. Das Auen Amt schließt sich 
einer Äußerung des deutschen Generalkonsulats in 
Memel an, nach der Litauen bereits dazu übergegan- 
gen ist, an der Universität Kowno Kurse über deut- 
sches Recht einzurichten und in Memel Referendarem- 
und Assessorenprüfungen zu veranstalten, um groß- 
litauisch eingestellte Personen in memelländische 
Richterstellen zu bringen. Auf der anderen Seite 
werde Litauen versuchen, die in Deutschland Jura 
studierenden Litauer ebenfalls in erster Linie für 
Richterstellen im Memelgebiet heranzuziehen. Man 
wirke dem am besten entgegen, wenn man litauische 
Studenten am Studium der Rechtswissenschaft in 
Deutschland verhindere und nur diejenigen Memel- 
länder zulasse, die als politisch einwandfrei gel- 
ten können. 

Der Erziehungsminister bittet um Äußerung Über 
die jetzt im Memelgebiet geltenden Ausbildungsvor- 
schriften für die Zulassung im Richteramt, 


genstA. Königsberg vom 24.3. überreicht Bericht des 
OStA. Königsberg über angebliche Verfehlungen von 
Beamten des Strafgefangenenlagers Neusustrum bei 


Papenburg. Auf Grund der in einem Verfahren nach 
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dem Heimtückegesetz gemachten Angaben sind 

eine Reihe von früheren Jnsassen des Lagers, 
die dem Lager überwiegend im Jahre 1934, in 
einem Fall bis zum Nov. 1935 angehört haben, 
vernommen worden. Sie haben die Behauptungen 
über schwere Wißhandlungen durch die Wachtmann- 
schaften sowie den Lagerverwalter Giese, Platz- 


meister Eigmann und den Baumeister Graßhorn be- 
stätigt.und weiterhin behauptet, daß sich im 
Leger zeitweise zwei Mädchen aufgehalten hät- 
ten, die in einer der SA-Uniform angeglichenen 


Bekleidung die Gefangenen geschlagen hätten, in 
einem Fall mit einer Reitpeitsche, 
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31. Märg 1936 


OStA.Berlin vom 26.3. überreicht 

Bericht des LG.Berlin vom 7.3. in der 
Strafsache gegen Awege wegen 3 1 HG. und 
Beleidigung. Der Beschuläigte hatte u.a. 
gie Gattinnen der Minister Göräng und 
Goebbels als Huren bezeichnet. Nach dem 
Gutachten des Gerichtsarztes ist er 
strafrechtlich nicht verantwortlich. 
Maßnahmen im Sinne des $ 42 b StGB. 
erscheinen der Stå. nach Lage der Sache 
nicht geboten. (Ranävernerk des Herrn 
Ministers hierzu: "Warum denn nioht?") 
Sie schlägt demgemäß Einstellung des 
Verfahrens vor. 


Lagerkommandant Jüterbog nimmt ausführlich 
(31 Seiten) zu der Eingabe des BNSDJ. 

vom 29.2. über Mißstände im Referendar- 
lager Stellung. 


Jnnenminister übersendet zur Kenntnisnahme 
Berioht des Reg?rüs.Leister in Stade vom 
10.ds.äts.. Darin kritisiert er Begfrös. 
ein Urteil des Sondergerichts Hannover 

vom 24.1. in der Strafsache gegen Dr.phil. 
Helmut A r nt z, durch das der Angeklagte 
von der Anklage des Vergehens gegen 3 1 HG. 
freigesprochen worden ist. Der Angeklagte, 
der Referent der Deutschen Notgemeinschaft 
und Angehöriger der 56 ist, hatte sioh 

im Kreise von Bekannten mit Äußerungen über 
führende Persönlichkeiten wichtig genacht, 
u.a, behauptet, daß Weiter von Schirach ei- 
gentlich einen bürgerlichen Namen habe und 
aus einem Studentenkorps herausgeworfen worden 
sei. Er wolle in Berlin ein Haus mit etwa 
300 Zimmern bauen. Goebbels sei in einer 
desuitensohule erzogen worden. Seine Aus- 
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Ausbildung sei aus Geldern der katho- 
lischen Kirohe bestritten worden. 

Am 30.6. 34 sei seine Stellung nicht 

ganz klar gewesen u.ä.m. Das Sonder- 
gericht hat in den für erwiesen erachte- 
ten Äußerungen keine schwere Schädigung des 
AÄnsehens der Reichsregierung erblicken wollen. 
Der RegPräs. spricht von einer verhängnis- 
vollen Wirkung dieses Urteils auf die Be- 
völkerung des Kreises Verden, wo die Äuße- 
rungen gemacht wurden. Der Freispruch werde 
als Beweis dafür angesehen, daß die Behaup- 
tungen des Angeklagten wahr seien. Als 
besonders ungerecht werde auch empfunden, 
daß in einem anderen Falle wegen Weiterver- 
breitung dieser Behauptung ein gewisser 
Wernken wochenlang in Haft behalten worden 
sei. Er müsse eine solche Rechtsprechung 
vom Standpunkt der Verwaltung und des Poli- 


tikers "als Selbstverstümmelung nat.soz. 
Aufbauwillengs" ansehen. 


GenötA.Narienwerder 24.3. 

überreicht in dem Strafverfahren gegen 
Hildebrandt u.a., darunter den Kreisleiter 
der NSDAP. Haffmann in Rosenberg/Westpr. 
wegen Peleidigung des kath.Pfarrers Basner 
sein Schreiben an den Gauleiter Koch in 
Königsberg, durch das er anregte, die An- 
gelegenheit durch Verhandlung mit den 
General vikariat beizulegen, da er andern- 
falls in Übereinstimmung mit dem dnnen-..7 
minister' genötig sei, die öffentliche Klage 
zu erheben(Jn dem Gedicht war der Pfarrer 
angegriffen, weil er anscheinend Kerzen für 
die Kirche bei einem Juden gekauft hatte). 
Der Gauleiter antwortete, daß er den Jnhalt 
des Schreibens als Nationalsozialist und 


oberster politischer Beamter der Provinz nicht 
ver- 
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verstehen könne. Er vermöge einen zwingen- 
den Grund, öffentliche Anklage zu erheben, 
Vermerk des nicht einzusehen. Er bitte daher,das General- 
ne pariak auf den Weg der Privatklage zu ver- 
abwarten. weisen. Sollte seine Auffassung nicht ge- 
teilt werden, so bitte er um rechtzeitige 
Mitteilung, damit er sich sofort an den 


Herrn Justizminister wenden könne. 


5. Jnnenminister vom 258.3. 
übersendet Bericht des Oberpräsicenten 
der Provinz Sachsen vom 24.2. 
betreffend die Verurteilung des jüdischen 
RA.Fliess in Magdeburg, der durch Urteil 
des LG!Magdeburg vom 15.1. 36 wegen fal- 
scher Anschuläigung zu einer Gefängnis- 
strafe von 9 Monaten verurteilt wurde. 
Der Sachverhalt war nach dem Bericht fol- 
gender: Jn einem Verfahren vor dem Almestie- 
gericht hat der Gegner von Fliess RA.Kuhlmey 
in Gegenwart von Fliess geäußert,es wider- 
spreche deutschen Rechtsempfindens, dem jrg 
Arbeitsstreitigkeiten YUdischer Anwälte 
—— zu lassen und weiter, ihm sei 
mancher Neger lieber als mancher Jude. Jn 
einer Beschwerde bei der Anwaltskammer gab 
Fliess diese Äußerung dahin wieder, daß K. 
gesagt habe, er verhandele lieber mit einem 
Neger als mit einem Juden. Wegen dieser 
Abänderung der Äußerung kam es zu der Ver- 
urteilung von Fliess. Dieses Urteil, das in 
der Presse eingebeng in einem gegen Fliess 
eingestellten Sinne gesprochen wörden sei, 
werde von weiten Teilen der Bevölkerung 
als ungerechtferti gt hart angesehen,zumal 
da Fliess durch sein Wesen nie unangenehm 
aufgefallen sei und da er Frontkämpfer ge- 
wesen sei. Das Mitgefühl habe besonders zu- 
genommen, als bekannt geworden sei, daß er sich 
offen- 
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offenbar unter dem Eindruck der Verhand- 
lung vos Gegtent mit Veronal vergiftet habe, 
Er gebe von dem Vorfall lediglich aus 
politischen Gründen Kenntnis um zu 
zeigen, daß mit offenbar Üüberscharfen 
Urteilen gegen Juden leicht das Gegenteil 
der beabsichtigten Wirkung erzielt werden 
könne. Es dürfte auch dem Ansehen der 
deutschen Kechtsprechung im Jnland wie im 
Ausland abträglich sein, wenn die Ver- 
Ööffentlichung derartiger Urteile zu be- 
rechtigter Kritik Anlaß gebe. 








1. April 1936. (gé | 


stS3. Körner übersendet Strafantrag des Minister- 
präsidenten gegen Hoffmeister (oder so ähnlich). 

Er bemerkt, daß der Herr WinPräs. die Auffassung 

der StA., dad eine Strafverfolgung nach dem Heim- 
tückegesetz sich nicht empfehle, auf das schärfste 
mißbillige, und bittet um unsere Stellungnahme hier- 
zu. 


Vermerk: Der Beschuldigte hatte in einem Wirthaus 
geäußert: „Haben Sie schon Göringwurst ge- 
gessen?" „Nein, das können Sie auch nicht, 
denn das Schwein lebt ja noch." Die StA. 
Halle hatte $ 2 des HG. an sich für anwend- 
bar gehalten, glaubte aber, die Strafver- 
folgung nicht empfehlen zu sollen, da der 
Beschuldigte kein Staatsfeind zu sein 
scheint. 


RA. Dr. Oswald Freisler begründet in längerer Eingabe 
den Antrag, die Beschla mahmen bei der Universumn-Benk 
ganz oder wenigstens in einem Umfang, der das Weiter- 
erbeiten der Bank ermögliche, aufzuheben. Die Bank 
sei umorganisiert worden. Jm Vorstand befänden sich 
Bankfachleute, darunter zwei evangelische. Die Zusam- 
mensetzung des Vorstands’ des Aufsichtsrats werde vom 
Bankkommissar gebilligt. Die Bank besitze weiter das 
vertrauen der Klöster. Es sei volkswirtschaftlich er- 
wünscht, wenn sie für diese tätig sein könne, da sonst 
ale Gefahr bestehe, dab die Klöster ihre Vermögenswer- 
te in anderer Weise thesaurierten, 


GenstA.Ka.vom 31.3. 

überreicht Bericht des OStA, Neuruppin vom 30. 

über Ausschreitungen anläßlich der Reichstagswahl 

vom 29,3. in Neuruppin und Wusterhausen an der Dosse. 
Bei der Auszählung der Wahlstimmen in einem Stimn- 
bezirk in Neuruppin wurde in einem Wahlumschlag 
außer einem nicht ausgefüllten Wahlschein eine 


Wahl- 
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Wahlbescheinigung der Stadt Neuruppin gefunden, 
gie auf den Namen des Buchhändlers Jaene in N. 
ausgestellt war. Diese Tatsache ist auf noch 
nicht geklärte Weise einigen nicht zum Wahl- 
vorstand gehörigen Fersonen bekannt geworden. 
Darauf wurde von nicht ermittelten Fersonen 

in der Nacht zum 30.5. ein großes Schaufenster 
des Jaene eingeworfen und auf die Schau- 
fenster geschrieben "Joh bin ein Landesverräter" 
J. hat bei seiner ersten 'ernehmung angegeben, 
er habe für den Führer abgestimmt. 

Bei der Wahl in Wusterhausen gab ein Ein- 
wohner, der als Kommunist angesehen wird, den 
Wahlumschlag ab. Der Bürgermeister fragte 
ihn, ob er Überhaupt seinen Wahlschein in den 
Umschlag gelegt habe. Ër gestand schließlich ein, 
daß er nur ein Stück Zeitungspapier hineinge- 
tan habe. Er wurde bald danach mit einem 
Schilds "Jch bin ein Landesverräter" 
noch während der Wahlzeit durch die Straßen 
geführt. 

Als einige SS-NMänner als Wahlschlepper 
den Händler Zabel aus Neuruppin aufforderkten, 
zur Wahl zu gehen, weigerte sich dieser, da 
er Bibelforscher sei. Hierauf nahmen ihn Oe 
55-.Männer mit in ihr Sturmlokal. Der Polizei 
erklärten sie, daß sie ihm ein Schild umhängen 
wollten mit der Aufschriftidch bin ein Landes- 
verräter. Dies unterblieb aber infolge des 

‚Einschreitens der Polizei. Dafür erhielt das 
Geschäft des Vaters des Zabel die Jnschrifti 
Das ist ein Landesverräter Johann Zabel. 
auf die Jntervention der Polizei durfte 
Zabel die Aufschrift beseitigen und wurde 


wieder entla ssen« 


GenstA.LG.Berlin vom 24.3. 
berichtet Über Strafverfahren gegen den Feldjäger- 
Abteilungsführer Roßberg und den ehemaligen 


Oberst 
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Oberst des Feldjägerkorps Fritsch.wegen 
Verdachts der Unterschlagung. Der Verdacht, 
der sich zunächst nur gegen Roßberg gerichtet 
hatte, ist im Verlauf der Kassenprüfungen 
durch die Beauftragten des Reichsschatzmeisters 
in erster Linie gegenüber Fritsch bestätigt 
worden. “ie der StA.vom Jnnenministerium mit- 
geteilt worden ist, sind umfangreiche Vorgänge 
über erhebliche Verfehlungen des Beschuldigten 
Fritsch im Jnnenministerium vorhanden, wegen 
deren sich das Jnnenministerium noch mit dem 
Justizministerium in Verbindung setzen wird. 
Fritsch ist daraufhin sofort aus dem Dienst 
entlassen war den. 


GenstA.Sserlin vom 25.3. 

berichtet über Ermittlungsverfahren gegen Engel- 
king u.a., jetzt gegen den ÖOberpräs.i.R. 

und Pr.Staatsrat von Halfern, wegen $ 175. 

E. ist ein bekannter ®trichjunge, der in 

einer Reihe von Fällen im Zusammenhang mit 
seiner “etätigung Erpressungen begangen hat, 
darunter auch an v.ä,, den er im Jahre 1933 

in Hamburg kennen lernte und dem er bei der 
ersten intimeren Berührung sofort einen Perso- 
nalausweis und Geld stahl. V.H. soll damals 

auch staatsfeindliche Äußerungen gemacht haben. 
Er wante sich wegen der Erpressungen des 

E. an den verstorbenen Sturmführer Voß von 

der SA-Gruppe Berlin, der die Angelegenheit 
beilegte. Die Vorgänge wurden im Oktober 1934 
bei der SA-Gruppe aufgefunden. Sie wurden 

auf Wunsch des NinDir.Nicolai im Jnnenministerium 
zur Vermeidung eines diesen Ministerium uner- 
wünschten Skandals zunächst nicht weitergegeben, 
Nach der Verhaftung Nicolais sandte die SA-Gruppe 
die Vorgänge an die Gestapo. E, ist durch Ur- 
teil des Sch6.Stuttgart vom 18.12.1935 wegen 
Diebstahls i.K. zu 2 Jahren Zuchthaus verurteilt 
worden. V.H. gibt die Beziehungen zu E. nur zum 


Teil 
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Teil zu und leugnet staatsfeindliche Äuße- 
rungen. 


ORA evom 30.3 

übersendet Abschrift eines Artikels aus 

dem Kanchester Guardian Über das Verfahren 
Thälmann mit der Überschrift: "Anklage 

gegen deutschen Kommunistenführer. Jn der 
Hauptsache Zeitungsartikel. Alle sensationel- 
len Behauptungen der Nazis fehlgegangen." 

Der Korrespondent behauptet, daß er aus einer 
zuverlässigen Quelle eine Abschrift der An- 
klage erhalten habe. Dr.Goebbels habe 

seine Unzufriedenheit mit der Anklage 

zum Ausdruck gebracht, weil sie keinen 
propagandistischen Wert besitze . 

Sie bestehen zum großen Teil aus der 
Ausführung von Artikeln aus der kommunisti- 
schen Presse Von den sensationellen 


Dokumenten, die man am 2.März 1933 

im damaligen karl Liebknecht-Haus ge- 
funden haben wollte, sei nicht die Kede. 
Es würden lediglich Dokumente erwähnt, 
die man lediglich am 15.11.1933 zufällig 
in diesem Hause aufgefunden habe, Sie 
seien ohne besonderes Jnteresse. 


0StA.Sraunsberg vom 24.3. 

berichtet, daß die durch die Zusammen- 

stöße zwischen SA-und Wehrmachtsangehörige 
hervorgerufenen Schwierigkeiten im wesent- 
lichen beigelegt seien. Die Strafankiagén 
seien allseits zurückgenommen worden,‘ 
nachdem Muhl nach Elbing versetzt worden sei. 


Auch im übrigen seien die Verfahren einge- 


stellt worden. Yberar be kürzlich den F 
und eine Aus ache | 
rer der SA-Brigade sucht? 


loses Zusammenarbeiten garantieren dürfte, 
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hsführer Himmler vom 30.5. 


nimmt ausführlich Stellung zu einem Strafverfehren, 


179 
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e i ro PS -P 
das von der StA. Duisburg gegen pesmte wegen Versto- 


Bes gegen die 33 339, J40 und 34) StGB. eingeleitet 
worden ist. Veranlassung ist der Selbstmord des kom- 
munistischen Funktionürs Franken am 14.1.36, bei des- 
sen Leichenschau Spuren von Wißhandlungen festgestellt 
wurden. Franken ist nach Mitteilung der Geh.Staatspo- 
lizei ein besonders ;efährlicher Kommunist, der im 
Jahre 1933 in Schutzhaft war und danach den Verpflich- 
tungsschein unterschrieben hatte, wonach er sich in 
Zukunft jeder politischen Tätigkeit enthalten wolle. 
Trotzdem hat er diese wieder Aufgenommen, aber so gə- 
schickt getarnt, daß es erst neuerdings gelang, ihn 
zu belasten. Bei seiner Vernehmung verhielt er sich 
gemäß den kommunistischen Anweisungen. Er ertielt des- 
halb 5 Stockhiebe. Die Genehmigung hat der RF.SS nach- 
tgl Jah de: — 
Er knüpft an diesen Fall allgemeine Ausführungen, 
daß in derertigen Fällen wiederholt Ermittlungsverfah- 
ren eingeleitet worden seien, die aber nach Klärung 
der Sachlage fast stets eingestellt worden seien. Sei- 
nes Erachtens müsse unter allen Umständen der Lage des 
Einzelfalls Rechnung getragen werden. Es solle durch- 
aus nicht einer Vertuschung das Wort geredet werden, 
wenn Miäheandlungen aus unlauteren Beweggründen erfolg- 
ten. Die Behandlung gefährlicher Staatsverbrecher nach 
liberalistischen Grundsätzen und die Strafverfolgung 
von Beamten wie im vorliegenden Fall müsse jedoch zu 
einer Verwirrung der Beamten in ihrem nat.soz. Empfin- 
den und damit zu einher Minderung ihrer Arbeitsfreudig- 
keit führen. Es müsse ein Mittel gefunden werden, um 
den Widerstand der kommunistischen Staatsfeinde zu 
brechen und ihnen den Mund zu öffnen. Zwar sei die 
Geltung des $ 343 auch im nat.802.5taate nicht anzu- 
zweifeln. Es sei aber auch seines Erachtens die recht- 
liche Überlegung nicht zu bestreiten, daß durch den 
sog. Staatsnotstand jede andere gesetzliche Bestimmung 
aufgehoben werde, Auch England, Jtalien, Ungarn und 
Polen wendeten in besonderen Fällen gleiche Maßnahmen 


gegen Staatsverbrecher an, S 
STE 
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härteren Zwangsmittel nur bei malgebenden Funk- 


Grundsatz sei selbstverständlich, daB die 


tionären zu dem bereits erwähnten Zweck enge- 
wendt würden. 

Er bittet, suf Grund dieser Darlegungen die 
Einstellung des Verfahrens in Erwägung zu ziehen 
und darüber hinaus eine generelle Anoränung, durch 
die gleichartige, das Ansehen der Stes spolizei 
im Jn- und Ausland: schidigende Verfehren gegen 
sesamte in Zukunft - und zwar nach genauer Prüfung 
der Begleitumstände -— nicht angestrengt oder ger 


durchgeführt werden. 


Die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung von 
30.März übersendet Abschrift eines Schreibens 

es Dr. Hofius aus Austerdau, in. dem dieser sich 
ausführlich zu den Devisenstrafverfaähren gegen 


Ordensangehörige äußert. HKofius versucht darzu- 


legen, daß ie zum Zwecke der Amnestie erfolgten 


Anmeldungen der gesetzwidrig erworbenen Effekten 

m Jahre 1934 durch die Kunden der Universum-Bank 
ernst gemeint gewesen seien und daher zur Straf- 
freiheit führen müßten. Er wendet sich gegen die 
abweichende Auffassung der StA. und gegen die An- 
nahme einer Fortsetzung der Straftaten. Die 
Reichsstelle f. Dev.bewirtsch. bittet um Mittei- 
lung unserer Auffassung hierzu, 


Der Präsident der Reichsrechtsanwaltskammer vom 
30.3. überreicht eine Eingabe der Bremenser An- 
wälte Dr. Frick u, a., aus der hervorgeht, daß der 
der Reichspressekammer eihgegliederte Reichsver- 
band der deutschen Lesezirkelbesitzer für Strei- 
tigkeiten mit der Kundschaft, die sich aus den 
Betriebsbestimmungen ergeben, die ordentlichen 
Gerichte ausnahmslos ausgeschaltet und Amtsträger 
des Reichsverbandes sowie in letzter Jnstanz den 
Präsidenten der Reichspressekammer zur Schieds- 
instanz ernannt hat. Diese Anordnung schalte/nach 
Auffassung der Reichsrechtsanwaltskammer nicht 
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, nur die Organe der ordentlichen Rechtspflege 
vollkommen aus, sondern widerspricht auch durch 
die kinsetuaung der Berufsorganisationen des einen 
Streitteils zum Schiedsgericht den für das Schieds- 
gerichtsverfahren geltenden Grundsätzen. Sie regt 
an, das Erforderliche zur Aufhebung dieser Anordnung 
zu veranlassen: 


4. Reichsstatthalter Sprenger nimmt in einem per- 
sönlichen Schreiben vom 30.3.-betr.den NinkRat 
Dr.üalzan hier, Bitte um Aufhebung seiner zu 
Unrecht ergangenen Einstellungsverfügung vom 
15.2.36 11 D 10 a/36 - Stellung gegen die 
Einstellung von Verfahren gegen einige evang. 
Pfarrer, die es am 9.11. v.Js. unterlassen 
hatten zu flaggen. Die Einstellung sei von 
Herrn Nalzan zuerst mit der Annahme begründet 
worden, daß in seinem, des RBeichsstatthalters, 
Bezirk anläßlich der Beerdigung des Reichsstatt- 
halters bLoeper eine Beflaggung nicht angeoränet 
worden war. Diese Annahme entbehre jeder Grund- 
lage. Dr.lalzan habe darauf die Begründung dahin 
geändert, daß der Nachweis bewußter Zuwiderhand- 
lung zweifelhaft und die Schuld der Täter 
jedenfalls unerheblüch erscheine. Diese Begründung 
stehe in schroffstem Widerspruch zu der 
allgemeinen Rundverfügung des JM.vom 28.11.35 
über die Behandlung derartiger Strafsachen. 
Dr.Malzan habe dadurch im Namen des Ministers 
Maßnahmen sabotiert, die er eigentlich in seinem 
Namen durchzuführen gehabt hätte. Sein Verhalten 
grenze seines Erachtens stark an strafbare Hand- 
lungen ($ 346 St6B.), zumal das Vorliegen eines 
bedingten Vorsatzes nicht ohne weiteres von der 

, Hand zu weisen sei. Die Einstellung stelle sich 
/jamtYich als eine Anmaßung der Niederschlagungsbe- 
 fugnis des Führers dar, sowie auch noch als eine 
Anmaßung richterlicher Funktionen, da eine Ein- 

stellung bei Vergehen nur unter Mitwirkung des Ge- 
richts möglich sei. Er bitte, die ångelegenheit 


, per- 
WEE 





persönlich nachzuprüfen, Es sei ihm zu- 
nächst um die Durchführung der Strafver- 
fahren zu tun. 


Stellvertreter des Führers,gez.deß,vom 31.3. 
teilt wegen der Strafverfolgung des 
Reichstagsabg. Trumpetter in Hagen i.#. 

mit, daß das oberste Parteigericht gegen 

T. auf eine Verwanung und Aberkennung 

der Fühigkeit zur Bekleidung eines Partei- 
amts für die Dauer von 3 Jahren erkannt 

hat. T. werde voraussichtlich nicht 

Mitglied des neuen Reichstags werden. Damit 
wäre nach der Wahl die Möglichkeit einer 
Strafverfolgung gegeben. Er bitte jedoch 
dringend, hiervon abzusehen. Zu dieser 

Bitte veranlaßten ihn ausnahnslos poli- 
tische Beweggründe. Er sei sich darüber nicht 
im Zweifel, daß gegen eine derartige Mag- 
nahme rechtliche Bedenken bestehen könnten. 
Er bitte jedoch, diese Bedenken zurückzu- 
stellen. 


Die Vorstandsbeamten Königsberg vom 31.3. 

übersenden Sammelbericht des UStA.Königs- 

berg über die Strafverfahren aus Anlaß 

der Gerüchte über die Beurlaubung des 

Oberpräs.Koch, Danach sind die Verfahren 

eingestellt worden. Die Beamten sind der 

Auffassung, daß in der Provinz schon nach 

der Presseveröffentlichung des Pr.Staatsmin. 
allmählich eine.gewisse Beruhigung einge- 

. treten ist. | 


Reichskriegsmin.vom 1.4. 

übersendet Abschrift seines Schreiben an das 
Jnnennin»,betr.Folgerungen aus der Reins- 
dorfer Satastrophe. Jn dem Schreihen hedßt es, 
daß über den Entw» für die Richtlinien 


für die Untersuchung von Katastrophen erheb- 
liche 








liche Meinungsverschiedenheiten beständen. Er 

halte deshalb eine nochmalige Besprechung 

für erforderlich. Pür diese Besprechung fügt 

er einen Entw. bei. Danach werden zur 

Untersuchung von Katastrophen (Explosionen 

u.ä.) besondere Haup:kommis sionen mit 

Reichsvollmacht eingesetzt. Sie setzen sich 

zusammen 

a) bei Katastrophen, die keine Wehrmacht- 

interessen berühren, aus je einem Nit- 
glied des Jnnen. ,‚Wirtschafts-,und Justiz- 
ministeriums, 
für Katastrophen, die Wehrmachtinteressen 
berühren, aus Nitgliedern der Wehrmacht, 
der Gestapo und des RJM. 

Die Kommissionen leiten die Untersuchung an 

Stelle der örtlich zuständigen Behörde vom Ein- 

treffen an der Unfallstelle ab. Das Verfahren 

ist an keine Form gebunden. 
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PE E Dr. Raeke befürwortet 
die Ernennung des Rechtsanwalts Senmler zum Dë 
neralstaatsanwalt in Hamm und bittet, ihm gege- 


benenfells Gelegenheit zur Stellungnahme zu Kë 


tellv.d.Führers vom 28. ürz (ge2. Helms) teilt 
mit, dab er erfahren habe, daß der frühere OLGPr&äS. 
Herwegen wegen wiksentlicher steuerhinterziehung 

"em 
mit einer honen Geldstrafe belegt worden sei, ohne 
| 5 

ans sogen ihn Aienstlägh vongogingei moma ame- Bel 
Strafe solle such nicht in die Personalakten ein- 
getragen worden sein. Um so unverständlicher habe 
vor allem im Auslande gewirkt, das Herwegen früher 


als deutscher Delegierter bei der Joteralliierten 


Kommission für Oberschlesien tätig gewesen sei. 


hrungsminister ET EF 

bersendet Abschrift eines Schreibens an den 
Pr.MinPräs., mit dem er ihm gen Entw.eines 
Röes.über den Verkehr mit Yarten- und Weinbau- 
We gnisse mitteilt mit der Bitte, eine Eht- 
sche ıdung darüber herbeizuführen, ob eine vorbe- 
reitence Behandlung im Pr.MinRat über den 
PPITCATA LE atattfinden soll. Die beteiligten 
Rin., hätten dem Erla® des Ges. bereits zuge- 
stimmt. Jm Hinblick darauf bitte er davon aus- 
gehen zu dürfen, daß sich eine vorbereitende 
Behandlung erübrigen dürfe, sofern er nicht 


binnen 
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In 


binnen 8 Zaren eine andere Nachricht erhalte. 


OLGPräs. Schwister 2.4, 

übersendet zwei politische Gutachten über 
Richter, ĉie farteigenossen seit dem 1.5.1933 
sind. Jn beiden heißt es, der Richter bedürfe 
noch pfleglicher Behandlung durch die Far- 
teidienststelle, um ihn zu einem National- 
sozialisten zu machen, der aus Überzeugung 

den Nationalsozialismus bejahe. Jn dem 

einen #all bei einem Ass.wird hinzugefügt : die 
planmäßige Anstellung soll vorläufig um 1 

Jahr zurückgestellt werden. Jn dem andern 
alle bei einem LGRat heißt es: daß Partei- 
veranstaltungen bisher nur mäßig besucht wur- 
den. dp politischer Hinsicht sei bisher nichts 
Nachteiliges bekannt geworden. 

Der OLGPräs. hat in beiden Fällen keinen Zwei- 
fel ån der politis chen Zuverlťs sigkeit er 


Richter. 
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Sehr geehrter Herr Reichsminister Dr. Frick, 

am 28.3. gestattete ich mir ein Schreiben an 
Sie zu richten in Sachen der Abstimmung am 29.3. Jch wies 
wie am 25.9.1934 auf die zunehmende Zerstörung des Volks- 
gewissens in unserm Vaterlande hin. 

Jch bat: „Herr Minister, helfen Sie, daß die Zer- 
störung des Staates auf dem Wege über die felschverstandene 
Partei aufgehalten wird. Helfen Sie, daß die heilloseste 
und allerorts fortschreitende Zerklüftung Deutschlands durch $ 
felschverstandene Partei aufgehalten wird. Herr Minister, 
helfen Sie, daß aus dem Führersystem nicht ein System von 
Führern wird, die den Führer zerstören. Lassen Sie mich 
bitten mit Millionen sorgender Deutscher um die Rechtssicher- f 
heit, um die Sauberkeit, um die Ehrfurcht, um die demütige 
Menschlichkeit, die Sie selber wollen." 

Jch möchte heute ein örtliches Vorkommnis in Verbin- 
dung mit der Abstimmung zu Jhrer Kenntnis bringen dürfen: 

Bei der Abstimmung hier ist eine Neinstimme abgegeben 
worden. Als Neinsager wurde der Arbeiter Friedrich Remhof, 
42 Jahre alt, emittelt. Remhof flüchtete gegen Abend des >. 
Aen da er hörte, daß er auf einen angeblichen Beschlug von 
Parteifunktionären hier auf einen Ochsen gebunden und ge- 
schlagen werden solle. Um zwölf Uhr nachts fuhr der Ober-. 
Sturmführer Merz der SS nach Schünhagen in der Erwartung, daß 
Reuhof sich bei seinem Bruder verborgen halte, Jnzwischen 
wurde Remhof aber im Dorfe aufgefunden und angeblich zwangs- 
weise in das Haus eines Metzgers gebracht und vom Ürtsgrup- 
penleiter verhört, Remhof wurde danach zwangsweise in das 


Haus des Obersturmführers Merg gebracht, er erhielt dort im 
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ve. 
angeblichen Auftrage des Merz statt angeblich zudiktierter 
50 Schläge 31 Schläge nit einem Ochsenziemer. Remhof wurde 
dann heimkehrend im Dorfe noch einmal überfallen, aber nach 
angeblichen schweren Schlägen über den Kopf und in den Ma- 
gen wegen seiner Hilferufe freigelassen, Remhof ist als 
zäher, starker Menn zum schweren körperlichen 
Dauerschaden anscheinend nicht gekommen. Bei der MiBhand- 
lung soll angeordnet worden sein, daß ihm Knochen nicht 
zerbrochen werden dürfen. Jch selbst habe, ich möchte das 
hier bemerken, mit dem Opfer über die Angelegenheit nicht 
gesprochen, 

Es handelt sich bei der ganzen Aktion nicht um eine | 
Dorfrache oder dergleichen, sondern um einen Mißbrauch der = 
Antsgewalt, die Parteifunktionäre haben oder zu haben schei-| 
nen. Es würde hier gut verstanden, wenn der Staat sich ge- / 
gen außenpolitische Neinsager mit Gefängnisstrafen wendete, 

ER wird allgemein bei großer Erbitterung nicht verstanden, 

wenn länner im scheinbaren Auftrage des Staates ein Verbre- 
chen ungesühnt verüben können, Körperverletzung mit gefähr- 
lichem Werkzeug und Freiheitsberaubung. Sehr viel schwe- 

rer als das Verbrechen an der Person des Remhof wiegt also 

das Verbrechen am Staate, am Nationalsozialismus und am 


Volksgewissen. Wenn durch die Häufung der Einzelfälle 
schließlich das gequälte Volk zu Bluttaten aus dem Hinter- 


b 


halte schreitet, ist namenloses Unglück de, 


Zur Kenntnis der Menschen dieses Vorkommnisses ist 
folgendes hinzuzufügen: 

Der Neinsager Friedrich Remhof ist bekannt als ehrli- 
cher, sauberer, nüchterner, besonders tüchtiger Arbeiter, 


Er lebt mit seiner alten Mutter ein vorbildliches Sohnleben. 
Er hat den Krieg vier Jahre lang mitgemacht. Er kam sehr 
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| aufgeregt aus dem Kriege zurück und hat mich damals, als | 
wir beide in Uniform waren, einmal, als ich den Bürgermei- 


ster verteidigte, bedroht. Jch kenne ihn weiter nicht als 
vom späteren freundlichen Dorfgrügen. Er soll nach Aussage 
anderer ein „oberspöniger" Einzelgänger gewesen sein. Er 
versuchte, sich zunächst von der Abstimmung fernzuhalten. 
Der Obersturmführer Malermeister Merz war gut im Kriege, 
sein bürgerliches Leben ist ihm nicht gelungen, so daß sein 
Ansehen im Dorfe recht gering ist. Er nimmt sein mäßlungenes 
Leben anderen Menschen übel und täuscht sich vor, er leide 


durch seine SS-4ugehörigkeit. Er hat durch sein unglückli- 





ches Wesen hier Schäden genug getan dem neuen Staate und 


dem Neationalsozialismus. 


Die jungen Leute, die als Werkzeuge des Merz dienten 
und auf dessen Befehl handelten, könnten des Remhof Söhne, 


dem Alter nach, zum Teil sein. 


Herr Minister, ich habe den Namen dieses Dorfes klingend 


und geachtet gemacht vor der weiten Welt. Jch möchte hier 


retten, was zu retten ist. Jch bin hier der Einzige, der es 


noch wagen kann; daß ich mich dabei in Gefahr begebe, weiß 





ich. 





Jch bitte wiederum, Herr Minister, um Rechtssicherheit 





und Ehrlichkeit für den Staat und den Nationalsozialismus, 


sola 
dem „Volksempfinden" und der Volksjustiz, das man heute bei 


nge vielleicht noch Zeit ist. Das Wort vom Rechte nach 


a 
; | diesen Vorkonmnissen in den Mund nimmt, ist ein ungeheuer 
gefährliches Wort und bringt Ethik und Moral und Treu und 
Glauben zu Ende. 
Jch bin, sehr geehrter Herr Minister, 
Jhr sehr ergebener 
gez. Dr. Hans Grimm, 
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6. April 1936 ‚noeh nicht vorgetragen) 


1.GenStA.derlin 26.3. 
berichtet Über das Eörmittlungsverfahren gegen 
den Jng.Hube in Berlin wegen Betrugs (vgl. 
das Schreiben Kaekes vom Ei 
Danach ist das Verfahren auf Anzeige des 
Beauftragten für Wirtschaftsfragen des 
Stellvertretres des Führers - Abt.zur Wahrung 
der derüufsmoral — eingeleitet worden. Sie 
mache geltend, der Beschuldigte habe tatsäch- 
lich keine Hintermänner in Rulan gehabt. 
Sein geringes “issen stamme, wie dies auch 
in andern ähnlich gelagerten Fällen fest- 
gestellt worden sei, offenbar von unterge- 
oräneten Angestellten der Russischen Handels- 
vertretung, die ihre Schweigepflicht verletzt 
hätten. Dies ergebe sich einmal aus den 
Feststellungen der geschädigten Firma bei den 
russischen Verbrauchern. Der von den Hinter- 
männern der Beschuldigten angeblich empfohlene 
wesentlich teurere Maschinentyp sei von vorn- 
herein gar nicht in Frage gekommen. Von dem 
schließlich erteilten Auftrag auf Lieferung 
billigerer Maschinen hätten der Beschulöigte 
und seine Hintermänner keine Ahnung gehsbt, 
Die Stå; bemerkt, daß sich die Ermitt- 
lungen in erster Linie auf die Feststellunger 
beziehen müßten, ob der Beschuldigte tat- 
sächlich über die von ihm behaupteten Be- 
ziehungen in $ußland verfügte. Eine Haussuchung 
hätte hierüber nichts erbracht. Die Ermittlungen 
seien insoweit noch nicht abgeschlossen. 
Die StA. beabsichtigt schließlich eine gut- 
achtliche Stellungnahme des Rußlandaus- 
schusses der deutschen Wirtschaft herbeizu- 
ziehen, der die mit Zweifelgeschäften der vor- 
liegenden Art zusammenhlingenden Fragen bearbeitet. 


Der 
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Der vom AG. Derlin erlassene Haftbefehl 

ist eu die Beschwerde des Verteidigers 

Surch Beschluß der Strafkamner vom 

21.3. aufgehoben worden, weil der drin- 

sende Verdacht eines Frozeäbetruges nach den 
derzeitigen Ermittlungen nicht gegeben 

sei. Die StA. hält diesen Zeschluß für unzu- 
treffend, weil bei einem derartigen Sach- 
verhalt der SÖchulöbeweis nur mit außergewöhn- 
lichen Schwierigkeiten herbeigeschafft werden 
könne. Gleichwohl hat sie von einer Änfech- 
tung abgesehen, weil weitere Verdunkelungea 
nicht zu befürchten sein wird. 

Die StA. fügt schließlich noch eine Äußerung 
des Gerichtsassessors Kaschmann Über 

seine Unterredung mit !A. Herold bei, 


nminister von 1.4. 
Bert gegen die VO. über Aberkennung des 
Rechts zur Führung der Bezeichnung "Assessor" 
erhebliche Bedenken. Wenn die gegenwärtige 
Rechtslage wenig be friedige, so sei das auf 
die von der bisherigen Gestaltungies Titel- 
und Amtsbezeichnungswesens abweichende ungewöhn- 
liche Segelung der VO.v.29.3.35 zurückzuführen. 
Da der Referendar mit dem Bestehen der ZS: 
Staatsprüfung aus dem Beamtenverhältnis 
ausscheide®, sei die Bezeichnung Assessor 
keine ämtsbezeichnung sondern ein Titel, 
dies aber nicht in dem sonst üblichen 
Sinne eines Ehrentitels, sondern als 
äußerlich erkennbare Bescheinigung, daß s 
der Träger die große Staatsprüfung bestanden ` 
habe. Bei Titeln im eigentlichen Sinne BWL tr. 
im allgemeinen der staatsrechtliche Grundsatz, 
daß, wer Frivilegien bewähre, sie auch entziehen 
könne, Auf eine Bez eilchnung, die ihrmTräger 
nur äußerlich bescheinigt, daß er eing mit 
Erfolg geprüfter ehemaliger Referendar sei, 
könne 





Ai 
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könne die ser Grundsatz aber nicht angewandt 

werden. Zr bezweifle auch, ob ein wirkliches 

Bedürfnis für lie Entziehungsmöglichkeit bestehe. 

Jm übrigen sei in seinem Geschäftsbereich 

eine genaue Regelung für das Führen von Titeln 

in Vorbereitung, dabei werde die Möglichkeit 

bestehen, auch für die Entziehung von Titeln 


eine allgemeine Kechts’rundlage zu schaffen. 


Imm 


ss ut 





Ze April 1936. 


NStA.LG. Berlin v. 30.3. berichtet in der 


J 
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Ba së, wegen falscher Anschuldisung in Tatein- 
nit verleumderischer Beleidigung des Min.- 
Suren zu 1 Jahr Gefes verurteilt wor- 


wegen Vergehens gege as Ges. über 


“raen usw. ist er freigesprochen worden. 


rdinsl Faulhaber bes ätigst in persönl.Schrei- 

en unser Schreiben vom 30.3. (III g e206b/36) 

in der Angelegenheit der Verleumdungen im „Völ- 
kischen Weltbild". Er erklärt sich grundsätzlich 
damit einverstanden, daß die Angelegenheit auder- 
gerichtlich aus der Welt zeschafft wird, wozu je- 
Goch eine Erklärung in privater Form nicnt aus- 
reiche. Auch müsse er verlanger, daß in Neudruck 
der kappe eusårücklich bemerkt werde, da) die Stel- 
le der früheren Auflase in der er mit /lals lür 
der bezeichnet worden sei, von dem Verfasser mit 
dem Ausdruck des Bedauerns zurückgenonmen werde. 


Ob,Bürgerm. Goerdeler nimnt Stellung zu dem Frei- 
spruch in dem Strafverfahren gegen Singer u. Gen. 
wegen der Geschäfte der Leipziger Stadtbank in den 
Jehren 1925 bis 30, die den Verlust fast des gesam- 
ten Einlagebestands gd /38 Millionen Reichsmark zur 
Folge hatten, wofür die Stadt heute aufkommen muß. 
Er meint, men hätte der Stadt vor Rücknahme der Re- 
vision Gelegenheit zur Stellungnahme geben müssen. 
Sie hätte mit einem Urteil des RG. AMdeler vor die 
Öffentlichkeit treten können, vor der“sie jetzt aus 
Anlaß des Abschlusses des Strafverfahrens die ganze 
Angelegenheit noch einmal behandeln müsse. 

Herr Goerdeler regt an, daß in derartigen Fällen 
mit den Leitern der Gemeinie Fühlung genommen wird. 


Reichsaußenminister Üübersendet mit persönlichem 
Schreiben zur vertraulichen Kenntnisnahme einen Brief 
des Kardinele/dtautssekr. Pacelli an den Botschafter 
beim Heiligen Stuhl, in dem er sich für einen Gna- 
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zenüber dem Gen.Vikar 
bemerkt dazu, 


des EHl.5tuhls 
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Reichsinspekteur HRaeke v. 3.4. übersendet in 


der Angelegenheit Hube Niederschrift des RA, He- 


rola über eine „zwischen ihm und dem Sechbearbei- 


ter der Abteilung „zur Wehrung der berufsmoral" 
beim Stellv.d.Führers, Assessor Speck, stäattgze- 
habte Unterredung. Speck habe darin die Auffas- 
sung vertreten, das H. nit einem srü3eren Schwin- 
delkonsortium &us Ruölend zusemmenzeerbeitet ha- 
be. Er habe jedoch hierfür keine Tetsachen eange- 
geben, habe dagegen angedeutet, deB H. als 
Stastsfeind zu betrachten sei, worüber er je- 
doch keine Mitteilung machen könne. Spec-k habe 
ihngefragt, ob er es mit seiner Stellung als ån- 
welt im dritten Reich und Mitglied des BISDJ. und 

| des Vorstands der Berliner Anwaltskamner für ver- 
einbar hielte, H. zu vertreten, obwohl eine Par- 
teidienststelle ihm erklärt habe, er sei des 
Prozedbetrugs schuldig. Er habe erwidert, dad er 
eine solche Vertretung für durchaus zulässig hal- 
te, da die Frage, ob H. schuldig sei, von den 


Gerichten und nicht vom Düro des Stellv.d.Führeres 
entschieden werde, da,teh — Zeitınicht für 
L f 


III Ces — 





m] 


SZ 
schuldig ite, Speck fragte denn weiter, ob mith- 
nicht die Tatsache, dab das Büro des Stellv.d.Fühfers 
erklärte, Hube sei ein Stentsfeind , mijen zur Nieder- 
legung des Mandats veranlasse. Er habe erwidert, daß 
ihm damit allerdings die Vertretung Hubes unmöglich . 
gemackt werden könne, Er müsse jedoch Litten, daß 
hierzu völlige Klarheit geschaffen werde durch einen 
von seinem Vorgesetzten unterschriebenen Brief. Er wur- 
de dann Abschrift dieses Schreibens dem Justizmini- 
sterium und Ger Reichsleitung des BNSDJ. zuleiten ung 
eine Entscheidung dieser Stelle darüber herbeiführen, 
ob nach Auffassung üleser Dienststellen das Schreiben 
des Büros des Stellv.d.Führers für ihn ein zwingender 


Anlaß sei, das hengat nieđer zulegen. 


ÒStA». Frankenthal V. 2,4, berichtet über gtraíver- 
fenren gegen Wilms u. einen anderen wegen yerbrechens 
nach 5 5 Abs.2 der VO. Be Schutz des deutschen Volkes. 
Als der Bayerische Jnnenminister Vagner am 24. VMe 

im Kreftwagen die Gemeinde Carlsberg besuchte, waren 
auf der Straße j Sprengkapseln gelegt worden, auf die 
der Wegen glücklicherweise nicht auffuhr. Der Tat ver- 
dächtig ist Franz Nilms aus Carlsberg. 


per Ost, hat die Vorgänge an aen ORA. ebgegeben. 


#.okpräs.Schecht nimmt in persönl.schreiben Ve 4.4. 


A 


zu der Angelegenheit des Schiedsze er Glanz” 
stoffsache Stellung. RA. Neübert beabseichtige, nachdem 
er (om *unsch auf Abrufung von Herrn Keppler als Vor- 
sitzenden des Schieädsgerichts nicht entsprochen habe, 
Klage mit dem ziel zu erheben, Keppler als Vorsitzen- 
den auszuschalten. Die Durchführung eines solchen Pro” 
gesses erscheine ihm. unerwünscht, weil es sich voreus- 
sichtlich nicht vermeiden lassen werde, in einem üf- 
fentlichen Gerichtsverfahren Angelegenheiten zur Spre- 
che zu bringen, die Veranlassung dazu gewesen seien, 
den Streitfall einem Schiedsgericht zu überweisen. Er 
habe in einer Besprechung mit RA. Neubert festgestellt, 
daß er gewillt sei, auf eine Klage zu verzichten, wenn 
der Herr Minister den gegen Keppler erhobenen Einwand 
ü—— — 
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weil er wegen dieser 
beaute als politisch unguver- 
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Stellv.d.Führers (gez. Bormann) Ve 

mit, das ər gesen den&ntwurf eines Ges. über 

die Vernehmung von Angehörigen aer NSDAP. und 
ihrer Gliederun,en keine grundsätzlichen bin- 


ngen geltend mache. 


3t5. Lammers übersendet im Auftrag Gen Führers 


ntw.eines Ges. über die Führung der deutschen 


Jugend (Reichsjugend). Der Führer beabsichtige, 


den- Entwurf in der nächsten Sitzung des Kabi- 
nettes vorzulegen. Eine etwa beabsichtigte Stel- 
lungnahme bittet er baldmöglichst zu übersenden. 
Nach dem Entwurf ist die gesamte deutsche Jugend 
die Reichsjugend. Järe staatspolitische Erzie- 
hung ist Aufgabe aes Jugendführers des Deutschen 
Heiches, der deu Führer unmittelbar untersteht. 


Im 
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st die Jugendführung des Deut- 
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Seine Dienststelle 


is 
schen Reiches. Sie ist eine oberste Reichsbehörde, 


tS.Lammers teilt Erlaß des Führers vom 4.4. mit, 
der folgenden Wortlaut hat: 

Auf Antrag des Keichskriegsministers 
und des Generaelbevollmächtigten der Kriegs- 
wirtschaft bestimme ich folgendes: 

Um die weitere Wehrhaftmachung sicher- 
zustellen, ist eine Verbesserung der Roh- 
stoff- und Devisenlage nutig. Da zur Errei- 
chung dieses Zwecks zehlreiche steatliche 
und parteiliche Stellen mitwirken müssen, 
so beauftreage ich hiermit den preußischen 
Ministerpräsidenten Göring mit der Prüfung 
und Anordnung aller erforderlichen Waßnalı- 
men. Er kann hierfür elle staatlichen und 
parteilichen Stellen anhören und anweisen. 
Er wird sich hierbei vom Reichskriegsminister 
G.B». und Reichsuminister Kerr] unterstützen 
und nötigenfalls vertreten lassen. 

StS. Lammers ersucht im Auftrage des Führers, die 
Dienst- und Parteistellen, soweit sie von dem Er- 
laß Kenntnis haben müssen, in geeigneter Weise 

zu verständigen, Soweit eine schriftliche Bekannt- 
gabe an nachgeoränete Stellen nicht vermeidbar ist, 
schlägt er eine etwas veränderte Fassung des Er- 
lasses vor. 


leiter Meyer Westfalen-Nord bestätigt unser 
Schreiben wegen der Wiederbesetzung der Stelle 
des GenStA. in Hamm. Dr.Semmler habe ihm nitge- 
teilt, daß er eine Verzichtlektung den Herren 
Staatssekretären gegenüber nicht ausgesprochen 
habe. Er könne sich unser Schreiben nicht erklä- 
ren. Nachdem er gelegentlich der Anwesenheit des 
Staatssekretärs Freisler in Bielefeld den Fall 
noch einmal besprochen habe, habe ihm StS.Fzisler 
zugesagt, daß er sich für die Ernennung Semmlers 


zum GenStA. beim Herrn Min, einsetzen wolle. Er 
wiederholt dealer nochmals seine Bitte, Semmler zu 


ernennen. 
2 042202 
EE 








WW 4‘ Va e 
den Entwur 


r Übersendet eine Neufassung 


esetz und die Nürn- 
Rechnung 
ugt, und schlägt eine Besprechung seiner Anregun- 
gen vor. Allgemein erscheint es ihm zweckmäßig, das 
Sippenautszesetz mit der: geplanten Personeästands- 
Besetznovelle zu vereinigen und dieses vereinigte 
Gesetz als Sippenantsgesetz zu verkünden. Da es eus- 
seeprochen allgemeinen — innenpolitischen - Geden- 
kenzängen entspringe, sei es notwendig, daß das Jn- 
nenministerium in entscheidender Weise mitwirke, 
wenngleich die Federführung bei der Einarbeitung im 
RJM. liegen werde. Er bitte deshalb, auch damit ein- 
verstanden zu sein, daß bei der Vollziehung und Ver- 
kündung das Jnnenministerium vor dem RJM. erscheine, 
Bine Anderung der bisherigen Aufgabenbereiche des 
RJM. und des M. d. T. sei aus der Zusammenfassung 
des Personenständszgesetzes und des Entwurfs des 
Sippenantsgesetzes nicht herzuleiten, 
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engt, Celle (6.4.) übersendet Bericht 
‚ wonach in œn 
Pastor behrens 
Hauptzeuge Ziel} 
Kreisgerichts der NSDAF. 
cht schriftlich vernommen 
ist. B. ist nicht Mitglied der NSDAF. Dem 
;rscheint daher die Befugnis 
ein solches Veriahre zu betreiben, 
ödeutet WU, einen Eingriff in das Staatsen 
waltschaftliche Verfahren und ist jedenfells 
eignet, die StA. und später vielleicht das 


vor vollendete Tatsachen su stellen. 


P 


uik. d. dpnerp (6.4.) 


a) übersendet amtl. Bericnt aes Oberpräsiden- 
ten Breslau von 12.3., in dem DER) werde darüber 
geführt wird, às die Justiz tie 17)iger Fälle 
viel zu milde bestraie. Diese Art der Kriminalität 
nehme in Schlesien stark Zu. 

b) Lagebericht des Reg.Präs. in Marienwerder 
vom 10.3.: Jn der Bauernschaft ist, dar- 
aber entstanden, daß die Osthilfe- und Entschul- 
dungsverfahren außergewöhnlich Langsam vorangehen. 
Nach Mitteilung des Landrets in Stuhm sind von gen 
bereits vor dem 1.4.32 anhängiz gewordenen Entschul- 
dungsverfahren bisher nur etwa 1/5 durchgeführt. 

Ka 

StA. Osnabrück (6.4.) berichtet von aufsehenerre- 
gender Mordtat an der 38jährigen Margarete Strab- 
berger in der Kaplenei in Ballenkorst (Raubmord; 
5000 M entwendet)» Ermittlungen bisher ergebnislos. 


Jn der Bevölkerung herrscht Erregung- 


genstä. Ke. (3.4.) Gelegentlich einer Rücksprache 
in der Strafsache gegen Woy teilte der namens des 
Beauftragten für Wirtschaftsfragen beim Führerstell- 
vertreter erschienen® Ger.Ass. Speck vertreulich 
mit, daß der Ortsgruppenleiter der Ortsgruppe Mom- 
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sen Specht 3 rdacht steht, streafbare Hana- 

lungen bega i z ‚ben (Untreue, betrug 
hebe bereits im Auf- 

Gauleitung Berlin Ermittlungen ge- 

gei jedoch gegen Specht nichts un- 
worden. Hierauf hat sich GenSstı. 

an Keichsschäs und Oberstes 

sricht mit der 53 'ewanäüt, ihm die 


vorzulegen, 


LG. berichtet, daß er auf Grund der 
es Dr. Dahl zu der Überzeugung Së 
sei, daß eine Reihe straibarer Hand- 
des Specht vorlies®e, Görlitzer habe 

Specht zunächst in Schutzhaft nehmen lassen, 
ihn dann aber als Orts; ruppenleiter wieder ein- 
ps bestehe der Eindruck, daß Görlitzer 


aË geger Specht nichts unternommen 


werde., Bp eca het inzwischen die ihn belasten- 


den Zeugen zeschüchtert. 








Anm 
1. ) 


ne Ee 


( — j 
SA 
17. April 1936 


OStA,. Würzburg vom 7. ä.M. berichtet über Strafverfah- 
ren gegen Reinmann u.å., wegen Landfriecens- 
bruchs im Zusammenhang mit der Reichstagswahl. Jn 
Schörmieling einem ETstrer Dorfe in der Nähe von 
Brückenau wurden 29 Nein-Stimmen abgegeben, Dafür 
wurden 3 Einwohner des Dorfes verantwortlich gemacht, 
von denen man annahm, daß sie gegen die Wahl agitiert 
hätten, Es kam zu Demonstrationen der SA-Reserve vor 
ihren Wohnungen, die zur Jnschutzhaftnaehme der an=- 
geblichen Staatsfeinde führten, Dabei kam’ zur Sprache, 
daß auch zwei Juden aus Brückenau mit den Jnschuts- 
haftgenomnenen unter einer Decke steckten, Die Demon- 
stranten, zu denen sich noch 88 unäü HJ gBesellten, 
zogen darauf nach Brückenau vor die Häuser dieser 
Juden, führten sie gevaltsam ab und vVeranlaften 

ihre Jnschutzhaftnahme, Unter den Beschuldigten be- 


findet sich auch der Sturmführer T —— 


sto ` 

e 
Pr.Geh.Sta.Fo. (gez. Heidrich) vom 4, wendet sich 
gegen die Anrec ; ‘ie Krimi- 
nalstrafe, Anla dazu ist ein Verfahren gegen den 
Smigranten R u en 2 wegen Vorbereitung zum Hoch- 
verrat, bei dessen Verurteilung 8 Monate Schulungs- 
haft angerechnet wurden. Bei dieser Schutzhaft han- 
delt es sich um Schulunghaft, die nach der Rückkehr 
von R. in das Reichsgebiet im März 1935 über ihn 
verhängt wurde, Die Geh.®ta.FPo, bemerkt allgemein, 


daß die Schulunsshaft bei Zurückköfrerter THTrränten 
ae 
erforderlich sei, weil sie wegen ihrer staatsfeind- 


lichen Sinstellung eine Gefshranguelle für den inpe- 
n Frieden bildeten ‚durch Verbreitung unsinniger im 


Ausland umlaufender Gerlichte riefen sie gewollt oder 


ungewollt unter den noch nicht gefestigten Volksgenos- 
sen Unsicherheit hervor. Auf der anderen Seite befinda 
sich unter ihnen zum Teil Menschenmaterial, das bei 


geeigneter 
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geeigneter Anleitung wiederin den Volkskörper 
sinzureihen sei. Die Rückwanderer würden daher 

zum Verständnis der neuen Verhältnisse in Deutsch- 
land einer weltanschaulichen Schulung unterzo- 
gen, die aus Zweckmäfigkeitsgründen im Gemein- 
schaftslager vorgenommen werde. Es könne daher 
keinem Zweifel unterliegen, daß Schulungsshaft 

und Strafhaft vollkommen verschiedene Zwecke 
verfolgten. 


Gauleiter Sprenger vom 16.4. teilt in der 
Angelegenheit Stadelmann mit, daß der ULG.- 
Pr&äs, Parteigenosse und über den Verdacht der 
Verungliupfung deg” NS .Symbolæ ohne allen Zwei- 
fel erhaben sei. Die in dem Artikel des 
Schwarzen Korps behandelte Verfügung betrach- 
te er, der Gauleiter, lediglich als einen Aus- 
fluß engherziger Bürokratie, bei der dem OLG.- 
Präs. schlimmstenfalls mangelnde Aufsicht und 
Überprüfung vorgeworfen werden könne, 


UBtA. Magdeburg v. 9.4. berichtet in der Straf- 
seche gegen den jüdischen Rechtsanwalt Fließ, 
daß sich suf Grund der Ermittlungen gegen den 
jüdischen Gopnkier Schmulewitz wegen Devisenver- 
brechens herausgestellt habe, daß Fließ offen- 


ber nicht infolge seiner Bestrafung wegen wis- 
sentlich falscher Anschuldigung sus dem Leben 
geschieden sei, sondern aus Furcht vor Strafe 
wegen Teilnahme an schweren Devisenverbrechen., 
Nach einer Mitteilung des Präs, des LFinamts — 
steht fest, daß er bei der Verschiebung des 
Vermögens seines bereits ausgewanderten Bruders 
mitgewirkt hat. Er hatte deswegen schon am 2. 
Weihnachtsfeiertag v.J. einen Selbstmoräver- 
such unternommen, den er dann später wieder- 


holte. 
Vermerk: Vgl. den vom Jnanenminister 
übersandten Bericht des Reg. 
Präs. in Magdeburg in dieser 
Angelegenheit. 
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Ge Stellv.d.Führers (gez. von Helms) v. 15.4. 
bestäti;t den Eingenz der Anschaldigungs- 
schriften Regen (3 etzmüller und AGDir 
ich ffius. lanscnger tel f er über RA.Brüsgse- 
menn mit, dal dieser nach Mitteilung der Gau- 
leitung aus den schwi sten Zentruaskreisen 

nme. Er habe nach der Mec: tübernehme die 
Praxis des übel berüchtigten jüdischen Rechts 
eanwelts de Jonge Üübernoumen. Hr soll auch für 
ihn vor Gericht aufgetreten sein und sei des- 
wegen von dem Anwaltsvere sin zuszeschlossen 
worden. Er sei nuch heute nocaı Gegner des Ne- 
tionalsozialismus. Anfang 1955 habe er erklärt, 
da er das „antisemitische Geheul des National- 
sozialismus" nicht mitmache. bei seiner Ver- 
nehmung am 12. und 16.10.35 habe er ausgesazt, 
daß er noch 1933 nicht gewußt halbe, was ein 
Sh-lann sei, ebenso, daß der Führer 1932 als 
Kandidat für die Reichspräsidentenwahl aufge- 
stellt worden wäre. 


\ Oberstes Parteigericht übersendet Urteil gegen 
OStA. Spieler v. 20.3. Danach wird unter Abän- 
derung der einstweiligen Verfügung des Stellv. 
d.führers vom 5.2. beantragt, dem Angeschuldig- 
ten wegen Verstoües gegen $ 4 Als,2 c u. b der 
Setzung eine Verwarnung Zu erteilen . Jn den 
strefzumessungsgründen führt das Gericht aus, 
daß die Verfehlungen zwar schwerwiegender Narur 
seien, aber nicht t suf einer Uinderwertigkeit 
des Charakters beruhten. Der Angeschuldigte 
[sei für das ihm anvertr ‚nt zu Jung u 


erfahren gewesen, um sich in vollem Umfang de: der 
ragweite „seinen aohädigandan Xorharr tena bewuðt 


in zu können. 
U va 
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rziehungsminister vom 14.4. übersendet Anklage 
gegen den Prof., an der Hochschule für Musik in 
Berlin Voller thbun wegen $ 175. Er hat 
Bedenken, leüiglich auf Grund der Anklage bereits 
Maßnahmen gegen V. zu treffen, der an sich als 
Angestellter gemäß 3 626 BGB fristlos gekündigt 


EE 
a órden könnte, weil derartige Maßnahmen zu einen 
Ca lichen Aufsehen in der Öffentlichkeit führen 
— vor allen, wenn sie sich nadhträglich nicht 


alese gerechtfertigt erweisen sollten. Er bittet des- 
halb um Abschrift der Vernehmungsprotokolle und um 
eine Stellungnahme des Genstä, darüber, mit welcher 
Wehrscheinlichkeit mit einer Verurteilung von Voller- 
thun zu rechnen ist, 


Denätk, Kassel V: 9.4. überreicht Vorgänge in der 
Strafsache gegen Deisenruth wegen Bedrohung des jü- 
dischen Kaufmanns Sally Nußbaum. Der GenstäA. glaubt, 
die Einstellung im Ergebnis billigen zu müssen, da 
der beschuldigte nur durch Nußbaun belastet worden 
sei, während alle übrigen unbeteilisten Zeuzen zu 
seinen Gunsten ausz«sagt hätten. Der DOStA. hätte al- 
lerdings die Einstellung wenig zlücklich begründet, 
Der GenstA. nimmt bei dieser Gelegenbeit zu dem 
inweis des Junentinisters im Brlaß von 3.3. Stellung, 
dab besonders im Reg .Bezirk Kassel Strafverfahren wegen 
veruotener Einzelaktionen gegen Juden fast regelmädig 
gur Einstellung gelangten, wodurch der Erfolg der Dëss 
lizeilichen semlhungen um Verhinderung solcher Aktio- 
nen in Frage gestellt werde. Er habe in umfassender 
Form diesen Vorwurf nachzgeprüft. Das Ergebnis sei in 
den beiliegenden Berichten der OStA. Kassel, Marburg 
und Hanau niedergelegt. Eine Zusammenstellung der in 
ihnen aufgeführten Zahlen ergebe folgendes Bila: 
a) Anklagen oder Strafbefehle insgesamt 72 


b) Einstellungen 213, darunter 138 wegen Nicht- 
ermittlung der Täter sowie 25, in denen Ver- 
weisung auf den Weg der Privatklage erfolgte. 


| 
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Im 


dieses Überzeugenden Materials 

der allgemein gehaltene Vorwurf 
widerlegt sei. Er bittet, den Jnnenminister von 
dem Ergebnis dieser Prüfung zu unterrichten, 


e 
u 
Yöorstandsbeanten Königsberg vom 4.4, berichten 


Juber bedenkliche Krscheinunren in der Straf- 


rechtspflege des LG. in B &unsberg. Danach ist 
die Rechtsprechung des LG. in Strafsachen in 
einer erheblichen Zahl von Fällen ernstlich zu 
beanstanden. Dis Vorstandsbeamten seher eine Ab- 
hilfe nur durch Versetzung von Richtern an Amts- 
gerichte oder größere Gerichte, wo sie nur mit 
Zivilsachen beschäftigt werden können, für mög- 


lich DD, 


OStA. Würzburg v, eg en daß es in 
der Necht zum 31.3. zu Aı usschreitungen gegen 

AV den AGPräs. gen, gekommen ist. Es wur- 
den verschiedene Fenster seiner Wohnung einge- 
worien und an seinem Hause ein Plakat ange- 
bracht: Frauenknecht ein Volksverräter. Dassel- 
be Plakat befand sich an einer Tür des Justiz- 
gebäudes. Die Täter sind bis jetzt nicht er- 
mittelt,. 


GenStA. LG. Berlin überreicht in der Straf- 

sache gegen Noll u.a. wegen Beleidizung Schreiben 
an den Prop.älinister, mit dem er die Einstellung 
des Verfahrens wegen Beleidigung des ORR. Raethar 
begründet. Der Beschuldigte hatte in einer Straf- 
anzeige vom Juni 1933 gegen den Kaufmann Zuimann und 


~früferen Leiter der Le Lendesfilmstelle Süd Engl Süd Engl 


—— — — 
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wegen en Untreue, Vollstreokungsvereitelung Uge 
den ORR. Kaether beleidigt, indem er behauptete, 


E E mm — 
das er Engl bei der Vollstreckungsvereitelung 
stärkste Helferdienste geleistet habe und ande- 

EEE 


res mehr, 
Gegen Engl u.a. ist tatsächlich im -Jahre 


1934 ein Strafverfahren eingeleitet wörden, das 








Korruption und sittliche Verfehlungen ET DE 
ergeben hat. Fest steht auch, aeg Raether 

ssehtur den — befreundeten Engl stark 

eingesetzt hat. Das Verfahren gegen Engl wurde 

suf Grund des Straffreiheitsgesetzes von 1954 
eingestellt. Gegen den Beschuldigten zlaubt 

die StA. ebenfalls auf Grund der Amnestie nicht vor- 
gehen zu können. 


Stellv.d.Führers v.25.3. (gez.Sommer) Übersen- 


det Bericht des Leiters der Landesstelle Kurhes- 
sen des Prop.Win. Über eine Strafverhandlung ge- 
gen den ehemaligen Kreiswalter der DAF Westermann 
in Hofgeisuar. Jn dem Bericht wird beanstandet, 
daß das Einkommen des Angeklagten, der wegen yn- 
terschlagung zu 4 Monaten Gefüngnis verurtsilt 
wurde, in der Verhandlung erörtert wurde und da- 
dureh zur Kenntnis der Öffentlichkeit kam. Der 
Angeklagte hatte als Kreiswalter der DAF. ZJ0HI, 
als Kreisantsleiter für die NS-Hago weitere lOORM 
und als Kreishandwerksmeister ebenfalls 100 RM 
monatlich bezogen, insges. 450 M. Nach dem Be- 
richt habe dies unter den Zuhörern, die zum Teil 
Wohlfahrtsunterstützte gewesen selen, starke Er- 
regung hervorgerufen. Der ötellv.d.Führers er- 
klärt es für selbstverständlich, daß das Gericht 
in einer derartigen Verhandlung die liühe des Ein- 
kommens des Angeklagten feststellt. Er hält es je- 
doch aus politischen Gründen für zweckmäßig und 
in manchen Fällen für erforderlich, daß die Üf- 
fentlichkeit ausgeschlossen wird, 


ORA. V. 7.4. überreicht Einstellungsbeschluß in 
dem Verfahren gegen den prektischen Arzt Dr.med. 
Ludwig Schmitt in München wegen Vorbereitung zum 
Hochverrat, 


Kirchenminister v. 9.4. übersendet Erla en 
Gestapa, Reichsstatthalter usw., in dem er unter 
dem Eindruck der übermältigenden Vertrauenskund- 
gebung an das deutsche Volk v. 29.3.36 bittet, 


Sal 
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handelt, sofort aufzuheben. Hei Jnschutzhe 


siter Sprenger vom 9,4. teilt mit, daß er 

UStA,. M e i s s ner aus Wiesbaden nicht 

geeignet halte, Nachfolger von OStA, 
Raasch in Frankfurt zu werden. Er habe es 
nicht verstanäien, in Wiesbaden den Einäruck zu 
erwecken, daß er dem heutigen Staate unbedingt 
bejahend gegentberstehe. Er schlage an seiner © 
Stelle den Leiter der Amtsanwaltschaft OStA. 
Pot vor, dem von allen Seiten das notwendige 
Vertrauen entgegengebracht werde unä der es als 
OStA, in Hechingen verstanden habe, unter Wahrung 
aller Pflichten verständnisvoll mit der Partei 
zusammenzuarbeiten. 


L . Halle vom 8.d.M, berichtet über Strafver- 

ehren gegen den Lanäwirt Dr, Ga r-e k-e- (früher 
Reichskonmnissar für Arbeitsbeschaffung) in Pressel 
nach $ 134 a StGB. Der Beschuläigte hat ein Wahl- 
plakat mit der Jnschrift "Die Schaffenden dieses 
Betriebes kämpfen mit Adolf Hitler für den Krieger @ 
trotz der Vorstellung, seines Jnspektors am Schweine- 
stall. an einer abgelegenen Stelle des Gutshofs an- 
bringen lassen, Der StA. hält es für zweifelsfrei, 
daß er es in böswilliger Absicht getan hat, um das 
Reich verächtlich zu machen, 


Ke 
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R 1) Reichsstatthalter Sauke l vom 6. teilt in 
h E der Angelegenheit Sinson-Strafsachg mit, daß er 
1 die von Herrn Staatssekretär Dr. Freisler vertre- 
n tens Auffassung, die Durchführung des Meininger 
Strafverfahrens gegen Baetz e Bi pneon Kë- 
fährde das Ansehen des Reichs, nicht verstehen 
könne. Es möge von der Verteidigung vorgebracht 
werden, was da wolle, Vom Standpunkt der ihm an- 
vertrauten Jnteressen wäre dergleichen nicht zu 
scheuen. Er frage das Reichsjustizministerium und 
bitte uu präzise Auskunft, ob die Suhler Verbre- 
chen im Dritten Reich weiter ungesühnt bleiben dürf - 
ten, Er habe nicht das geringste Verstänänis da- 
für, daß dieser Unrat in den früheren Sinsonwerken 
nicht restlos ausgefagt werden solle. Als erste 
Voraussetzung siner wirklichen Klärung müßte bei 
dsr Durchführung des Prozesses allerdings dafür 
gesorgt werden, daß Staatsanwaltschaft und Gericht 
sich darüber im klaren seien, dal die Körruption 
der Simonswerke nun endgültig ihre Sühne finden 
solle. Das erwarte auch die Bevölkerung. 


18. April 1936 
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2) OStA. Lyck vom 7. berichtet über 2 Ermittlungsver- 
fahren wegen Ausschreitungen aus Anlaß der Wahl, 
Sie richten sich in einem Fall gegen die Eheleute 
Kolodz ei ze c in Prestken, die wegen re- 
ligiöser Bedenken nicht gewählt hatten, Es kam zum 
gewaltsamen Eindringen in ihre Wohnung und zu Sach- 

8 bsschädigungen, am nächsten Tage, am 30. zu einer 

neuen Demonstration und zur Anprangerung bei einem 
Straßenumzug mit dem Plakat "“Volksverräter", 

Jn dem 2. Falle ist der Bauer Ko y ro be 
troffen, der sich ebenfalls geweigert hatte, zu ` 
wählen. Gegen ihn soll der Gendarmeriekauptwäacht- 
meister Broman å Drohungen ausgestoßen haben, 
daß er ihn erschießen werde und daß er den Auftrag 
habe, ihn zur Wahlhandlung vorzuführen, Es kam außer- 
dem ebenfalls zu Hausfriedensbruch und Bachbeschäi- 


digung. 
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der behauptet wird, daß bei der Reichstagsswahl 


UStA. Bautzen überreicht anonyme Anzeige, in 


in allen Orten der Lausitz die ohne Nein-Stin- 
men abgegebenen Stimnzettel als Ja-Stimnen ge- 
zählt worden seien. Br fiet sin ihm von dem 
Überbürgsrmeister in Bautzen änsehsindenfant- 
liches Formular für die Abstimmungsniederschrift 
bei, in dem es bei Aufzählung der für ungültig 
erklärten Stinazettel heißt: "Ziffer 4: Stimm- 
zettel aus den der Wille des Abstimmenden nicht 
unzweifelhaft zu erkennen war", (Sin Stimmzettel 
‚ist nicht deshalb ungültig, weil der klares Wille 
(ies Abstimmenden auf andere Weise als durch Sin- 
Thadi a sines Kreuzes in den Kreis bekundet ist OC 
jlocer weil der Stimmzettel keine Sintragung auf- 
Ä weist). 
Die Stastsanwaltschaft sieht daher keine 


— Veranlassung zu seinem Binschreiten, 


4) OStA. Verden a/A. berichtet über Verfahren gegen 
Gross und Andere wegen Beleidigung und 
Körperverletzungim Zusammenhang mit der Reichs- 
tagswahl., Ein früher zu den ernsten Bibelforschern 
gsehörender Qui pd el war aus grundsätzli- 
cher Überzeugung nicht zur Wahl gegangen, Er 
wurde deshalb von den Beschuldigten, die der SA 
angehören, am Wahltas in einem Kraftwagen durch 
die Straßen gefahren. Ihm wurde dabei ein Schild 
ungehangen "Jch bin kein Deutscher, ich stehe 
nicht zwmFührer", Es kam auch zu tätlichen 
Aussinandersetzungen mit Angehörigen des Quindel, 
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OStA. Hanau vom 20. berichtet ber hKusschreitungen von 
Anzehörigen Ger Bewegung in Hünfeld am Tage nach der 
Reichstagsswahl. Wie die StA. erst in Giesen Tagen von 
Gitter Seite erfehren hat (die Stafo. Kassel hat ihr 
erst aui ausdrückliches Srsuchen die Vorgënge übersandt) 
ist es in Etinfelä auf des Gerücht hin, daß bei der 
Reichstagswahl verschiedene Personen, darunter die She- 


_ 


frau des Bürgermeisters Dr. Daniel mit #nein" gestimmt 
hätten, in der Nacht vom 30. zum 51. zu schweren Aus- 
schreitungen gekommen, die dazu führten, dal die 5 
angeblichen Neinw&ähler von den beiden Gendarneriebaanten 
Schutzhaft genommen werden mußten. Es wurde dabei mit 
Steinen nach ihnen geworfen, sie wurden beschimpft und 
ohne Gel die Beamten dies verhindern konnten, getreten, 


f 
Die Menge war so hemmungslos, daß die Beamten sich ihrer 
nur durch Drohung mit der blanken Waffe arwehren konaten.| 
Der Landrat des Kreises Hünfeld und der Kreisleiter ver- 
suchten vergeblich die Menge zu beruhigen und wurden dafiz 


mit ungehörigen Reäüsensarten bedacht, insbesondere von dem 
Kreisleiter der NSV. Händler. Die Menge ging erst gegen 

2 Uhr morgens auseinander., Als Täter kommen außerdem 

noch in Betracht der Stabsleiter der Kreisbauernschaft, 
der Kreisbauernführer und der Kreiswalter der Deutschen 
Arbeitsfont. Geten sie sind auch bereits Verfahren wegen 
Mifhanälunsen von Juden enhänzig. Der OStA.will nunmehr 
selbst die Ermittlungen weiterführen. 


Srziehungsminister Kußert Bedenken gegen den Entwurf 
einas Gesetzes der Führung der deutschen Jugend, Er 
stimmt zwar dem Grundgedanken des Entwurfs durchaus zu, 
in der Reichsjugend’ die zesamte deutsche Jugend zusann- 
zufassen und dem Jugenäführer des Deutschen Reichs zu 
unterstellen, hëlt aber eine gesetzliche Regelung, die 
nur einen Teil der Srziehung der Jugend erfaft, nicht 
für zweckdienlich. Erforderlich sei vielmehr ein unfas- 
sendes einheitliches Gesetz, in dem die Organische Ver- 
bindung der Erziehung durfh die Schule mit der durch die 
Jugend ihren Ausdruck finde, Einen dementsprechenden 


Gegen- 
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Reichsleiter di hler vom 23, teilt mit, daß der 
Gauleiter Florian ein Gesuch um Niederschlagung 
des Lienststrafverfahrens gegen den OStA. Wetzmüller und 
AGDir. Hofius eingereicht habe. Er habe das Gesuch dem 
Staatssekretär der Iräsidialkanzlei gegenüber zwecks 
Vortrsgs bein Führer befürwortet aus folgendes Gründen: 

1) Dis Vorgänge hätten sich im Dezember 19533 abge- 
spielt und seinen im Januar 1934 durch einen Vergleich 
bereinigt worden. Dies sei nach 8 Monaten von dem der 
Bewszung feindlich gegenüberstehenden Rechtsanwalt 
Brürpemann angefochten worden mit der Begründung, dal 
er zum Kbschluß durch Nötigung und ärpressung veranlaft 
worcen 881. 

2) Be zute eigenartig an, daß das Dienststrafver- 
fehren 80 spät eröffnet worden sei. 

3) Die beschuldigten Beamten hätten aus politi- 
schen Gründen geglaubt, die Angelegenheit Brüggemann 
durch Vergleich aus der Welt schaffen zu müssen. Brügse- 
mern sei einer der fanatischsten Gegner des Nationalso- 
sieliseus. Daß die Beschuldigten sich Amtspflichtsverlet- 
zungen hätten zu schulden kommen lassen, vernöge er nicht 
au bejähen. 
pr bittet den Termin vor der Lienststrafkammer des Ober- 
landssgerichts vom 6. Mai aufheben zu lassen, 


Gen .ötäA, Berlin vom 17. berichtet über den kraftwagenun- 
fall des Reichsministers Rue t „ 5r scheine nach den 
bisherigen Feststellungen auf fahrlässige Verletzung GEI 
Vorfahrtsrechts durch den beim Deut schem Opernhaus ange- 
stellten Tänzer bh eber verursacht zu sein, 


ÖStA. Kassel vom 16. berichtet über Ermittlungsverfahren 
gegen den SS-Öbersturnführer M er z und Ändere wegen 
Freiheitsberaubung und gefährliche körperverletzung im 
Zusammenhang mit der Wahl. Das Verfahren ist veranlaßt 
durch ein Schreiben des Dichters Hans Grimm vom 
9, April, mit dem er Abschrift eines Lriefes an den 
Reichsinnenminister vom 4. April überreicht und bittet, 
den Jnhalt als Strafanzeige zu ‚betrachten, 
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venr geehrter uerr Heichsminister Ur, Frick; 
am 239.3 estattete ich mir ein Schrei- 
»ie zu richten in Sacher der Abstimmung 
29.. vch wiss wie au 29.9.1954 auf die zunsi- 
nenge Zerstüruns ces Volksgewissens in unsera 
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möchte heute ein örtliches Vorkönmnis in Ver- 
nit der Abstimmung zu Jhrer Kengtnis 
dürfen: 
der Abstimuung hier ist eine neinstimue abge- 
ben worden, Als Neinsager wurde der Arbeiter 
Remhof, 42 Jahre alt, ermittelt,Renhof 
chtete gegen Abend des 3u.,3., da er örtə, dak 
einen angeblichen Beschluß von Farteifunk- 
hier auf einen Lchsen gebunden und gsschla- 
solle. Um zwölf Uhr nachts fuhr Ger 
mý ürer Merz der 38 nach Schönhagen in 


der Srwartung, dab Remhof sich bei seinen Zruder 


CG 


verborgen halte. Jazwischenä wurde Kkemhof aber 

in Jorie aufgefunden una angeblich zwangsweise in 
das Haus sines wetzgers gebracht unä vom rts- 
gruppenleiter verhört. Remhof wurde danach zvangs- 
wsise in das Haus des Übersturmführers Merz gər 
bracht, er erhielt dort im angeblichen Auftrage 
Gap Merz statt angeblich zudiktierter 50 Schläzse 
31 Schläge mit einem Uchsenziemer, Remhof wurde 


dann beimkehrend im Dorfe noch einmal überfallen, 


aber nach angeblichen schweren Schlägen über den 
Kont und in den Magen wegen seiner Hilferufe 
freigelassen. Hemhof ist als zäher, starker Mann 
zum schweren kb rp srli ch en Dauer- 
schaden anscheinend nicht gekommen. Bei der Miß- 
handlung soll angeoränet worden sein, daß ihm 
Knochen nicht zerbrochen werden dürfen. Jch 
selbst habe, ich möchte das hier bemerken, mit 
dem Lyfer über die Angelegenheit nicht gesprochen. 
58 handelt sich bei der ganzen Aktion nicht um 
eine Dorfrache oder ergleichen, sondern um einen 
Mißbrauch 
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Mißbrauch der Antsgewalt, die Parteifunktionäre haben 
oder zu haben meinen. Bs würde hier gut verstanden ‚wenn 
der Staat sich gegen außenpolitische Neinsager mit Ge- 
fängnisstrefen wendete, Bs wirä allgemein bei großer 
Erbitterung nicht verstanden, wenn Männer im scheinbaren 
Auftrage des Staates ein Verbrechen ungssühnt verüben 
können, Körperverletzung mit gefährlichen Werkzeugen und 
Freiheitsberaubung. Sehr viel schwerer als das Verbre- 
chen an der Person des Remhof wiegt also das Verbrechen 
am Staate, am Nationalsozialismus und am Volksgewissen. 
Wenn durch die Häufung der Zinzelfälle schließlich das 
gequälte Volk zu Bluttaten aus dem Hinterhalte schrei- 
tet, ist nanuenloses Unglück da, 
Zur Kenntnis der Menschen dieses Vorkommnisses ist fol- 
gendes hinzu zufügen: 
Der Neinsager Friedrich Remhof ist bekannt als ehrlicher, 
sauberer, hüchterner, besonders tüchtiger Arbeiter. Er 
lebt mit seiner alten Mutter ein vorbiläliches SBohnleben. 
Ze hat den Krieg vier Jahre lang mitgemacht. Er kam sehr 


aufgeregt aus dem Kriege zurück und hat mich damals,als 
wir beide in Uniform waren, sinmal, als ich den Bürger- 


meister verteidigte, beäroht. Jch kennen ihn weiter nicht | 
als vom späteren freunälichen Dorfgrüßen. Er soll nach 
Aussage anderer ein "oberspöniger" EinzelgÄänger gewesen 
sein. Er versuchte sich zunächst von der Abstimmung 
fernzuhalten, 

per Obersturmführer Malermeister Merz war gut im Kriege, 
sein bürgerliches Leben ist ihm nicht gelungen, sodaß 

sein Ansehen im Dorfe recht gering ist. Er nimmt sein 
mißlungenes Leben anderen Menschen übel und täuscht sich 
vor, er leide durch seine SS-Zugehörigkeit, Sr hat durch 
sein unglückliches Wesen hier Schaden genug getan dem neu- 
ən Staate und dem Nationalsozialismus. | 

Die jungen Leute, die als Werkzeuge des Merz dienten und 
auf dessen Befehl handelten, könnten des Rembof Söhne, 

dem Alter nach, zum Teil sein. 

Herr Minister, ich habe den Namen dieses Dorfes klingend 
und geachtet gemacht vor der weiten Welt, Jch möchte 

hier retten, was zu retten ist. Jch bin hier der Sinzige, 
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der es noch wagen kann, daß ich mich dabei in 


Befahr begebe, weil ich, 


Jch bitte wiederum, Herr Winister, um Rechtssi- 
cherheit und Ehrlichkeit für den Staat und den 
Nationalsozialismus, so lange vielleicht noch 
Zeit ict. Das Wort vom Rechte nach dem "Volks- 
empfinden" unä der Volksjustiz, das man heute 
bei diesen Vorkommnissen in den Mund nimmt, ist 
ein ungeheuer gefährliches Wort unà bringt 
Sthik und Moral und Treu und Glauben zu Ende," 

Der UStA. bemerkt,daßb er eine sonstige Mit- 
teilung von dem Vorfall durch die zuständigen 
Stellen nicht erhalten habe, Sr beabsichtigt, 
die Staatspolizeistelle in Kassel mit der Auf- 

klärung zu beauftragen. 








GenstA. Zweibrücken v. 23.4, überreicht Bericht 
OstA. Frankenthal v. 17.4, Uber Heimtückeverfah- 

ren gegen Brillowski. Der Besch., hat behauptet, 

in Meckenheim habe die SA mit vorgehaltenen Re- 
volvern die Leute zur Wahl gezwungen. Die StA.ist . 
für Durchführung des Verfahrens, da die Äußerung 

in ihrem wesentlichen Teil unwahr sei. Richtig sei 
lediglich, daß ein Trupp SA-Männer am Tage nach der 
Vahl einen Nichtwähler und einen Nein-"Wähler aus den 
Wohnungen geholt und zur Gend.Station verbracht ha- 
be, wo sie offenbar zum Schutz ihrer Person die Nacht 
über verwahrt worden seien. Richtig sei anscheinend 
such, daß einer der SA-Männer dabei einen Revolver 
getragen habe und daß die Ehefrau des einen Festge- 
nommenen leicht mißhandelt worden sei. Eine Anzeige 
sei bisher nicht erstattet worden. 
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O8tA. Schweidnitz v. 19,4. berichtet Über Verfahren 
wegen Blutschande gegen den Reichsgrafen Bolko von 
Hochberg und die Keichsgräfin Klothilde von Hochberg, 
geb. de Silva y Landama,. Das Verfahren ist eingeleitet 
suf Grund einer Anzeige des Grafen Friedrich von Hoch- 
berg als zweitältestem Namensträger der Familie Hoch- 
berg. Die besch, Gräfin war verheiratet mit dem Fürsten 
Hans Heinrich von Pless. Der besch., Graf ist der Sohn 
des Fürsten aus einer früheren Ehe. Zwischen dem Stief- 
sohn und der Stiefmutter haben seit vielen Jahren, und 
zwar schon zu der Zeit, als der Stiefsohn noch nicht 
fe Jahre alt war, ehebrecherische Beziehungen bestan- 
den, aus denen mehrere Kinder hervorgegangen sind. Der 
Fürst Pless hat die Ehelichkeit dieser Kinder zunächst 
nicht beanstandet. Später wurde die Ehe für nichtig er- 
klärt. Die Beschuldigten haben nach der Anzeige inzwi- 
schen geheiratet, Auf Weisung des Sachbearbeiters im 
Ministerium ist tiaftbefehl gegen sie beantragt und er- 
lassen worden, Jhr Aufenthalt ist zur Zeit nicht be- 
kannt, 





GenStA. Berlin v., 6.4, Üüberricht Urteil in der 
Strafsache gegen den ehemaligen Hauptabteilungs- 
leiter im Stebsaut des Reichsbauernführers Dr. 
Erich Winter wegen Betruges im Zusammenhang mit 
Dienstreisenabrechnung. Der Angeklagte ist zu 1 
Jahr Gefängnis verurteilt worden. 


OStA. Torgau berichtet über Explosiönsunglück in 
Reinsdorf. Danach hat Prof. Brüning sein Gutach- 
ten dehin erstattet, daß mit an Gewißheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit das Feuer in dem großen 
Semmelkasten durch Hineinfallen des Handschuhes 
oder der blechschachtel des Grunewald in das Säu- 
regemisch hervorgerufen worden ist und daß Grune- 
weld vielleicht wissen könnte, daß durch das Hin- 
einfallen der Fremdkörper in die Säure Feuer ent- 
stehen konnte, nicht aber, daß die Explosion sich 
daran anschließen würde, 
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pe General staatsanwalt Berlin NW 40, den 28, 
/bei dem Landgericht. Turnstr.91. 


A „AR, 6. 


An den 


Herrn Reichsminister der Justiz 
-Zentralstaatsanwaltschaft- 
2.4d. des Herrn Ersten Staatsanwalt 


v Haacke, 


Be trifft: 
Privatklagesache gegen von Schirach 


(Geschädigter:Manfred und Harald 
von Brauchitsch) 
wegen Bekidigung, Körperverletzung 
und anderen Straftaten. 
Gemäß $ 7 derällgemeinen Verfügung 
í vom 21. Mai 1935 -III a 18 355 - 
über Mitteilungen in Strafsachen. 


Anlage: 1 Blattsammlung. 


Berichtsverfasser: Gerichtsassessor Dn Lange. 


E Am 6.April 1936 haben der Rennfahrer Manfreð von 
| Brauchitsch und sein Bruder Harald von Srauchitsch, beide 
| & vertreten durch Kechtsanwalt Dr.von Birckhahn in Berlin 
, W 8, Unter den Linden 28, gegen den Reichsjugendführer 

Baldur von Schirach vor dem Amtsgericht Berlin zum Akten- 
5 zeichen 803. Bs.233/36 Privatklage wegen Beleidigung 

und Körperverletzung erhoben. Zur Begründung führen die 

Priva tkläger folgendes aus: 

Am 23. März 1936 hätten sie sich gegen Abend in der 

Bastwirtschaft "Hotel Post und Jäger am See" in Urfeld am 


Walohensee befunden und dort in erheblichen Maße den 
J Amar 
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Alkohol zugesprochen. Ja Anschluß hieran habe offenbar 

ein mit seiner Ehefrau in der Gastwirtschaft anwesender 
Förster der Ehefrau des Privatbeklagten hinterbracht, einen 
der Privatkläger habe etwa folgendes geüu rt: "Während | 
der Reichs jugendführer in der Welt herumfährt, amüsiert 
sich seine Frau hier auf ihre Weise". Am nächsten Vor- 
mittag sei nämlich die Ehefrau des Privatbeklagten 

in Gegenwart zahlreicher Gäste in dem Hotel auf den 
Privatkläger Nanfrec von Brauchitsch mit der Frage 
zugegangen: " Sind Bie Herr von Brauchitsch?" und habe, 

als der Privatkläger Manfred von Brauchitsch dies be- 
jahte und nöflich nach ihren Wünschen geffagt habe, in 
erregtem Tone gerufen, er habe sich am vorausgehenden 

Abend unerhört benommen. sodann habe sie ihm mit der 

Hand ins Gesicht geschlagen. 

Die Privatkiäger seien hierdurch völlig Uber- 
rascoht gewesen, ĉa sie sich nicht erinnern könnten, die 
Enefrau des Yrivatbeklagten in irgend einer Weise belei- 
digt zu haben, zumal sie diese Überhaupt bis dahin nicht 
gekannt hätten. 

Unmittelbar nach diesen Vorfall hätten die 
Privatkläger nach Berlin zurückfahren missen». Dort seien 
sie gleich nach ihrer Ankunft beide an einer schweren 
Grippe erkrankt, so daß sie mit hohen Fiebertenperaturen 
hätten zu Bett liegen mis sen. 

Die Privatkläger seien von dieser Erkrankung kaum 
gesundet gewesen, als am 1.April 1936 gegen 10 Uhr 
vormittags der Adjutant des Privatbeklagten, Krutschinna, 





AZ, 


in ihrer Wohnung erschienen se und ihnen mitgeteilt 

habe, der Privatbeklagte werde sie sogleich aufsuchen. 

Die Privatkläger hätten darauf erklärk, sie ließen 

den Privatbeklagten bitten. Dieser sei nach kurzer Zeit 
erschienen; gleichzeitig mit ihm hätte sich jedoch eine 
größere, ziffermäßig nicht festzustellende Anzahl von An- 
gehörigen der HJ., in die Wohnung gedrängt, die uniforniert, 
mit den üblichen Ausrüstungsstücken versehen und allem 
Anschein nach auch bewaffnet gewesen seien. Die Begleiter 
des Privatbeklagten hätten den Eingang und verschiedene 
andere Türen besetzt. Sodann hätten sie die betagte Mutter 
der Privatkläger in ein Zimmer der Wohnung eingeschlossen 
und den Schlüssel dieses Zimners an sich genomnen. 

Nunmehr sei der Privatbeklagte an der Spitze seiner 
Begleiter auf die Frivatkläger zugegangen und habe ihnen 
unter anderen beleidigenden Ausdrücken zugerufen, sie seier 
in seinen Augen Dreck. Dann habe er eine bisher verborgen 
. gehaltene Lederpeitsche hervorgeholt und damit auf die 
Privatkläger eingeschlagen. Diesen sei angesichts der dro- 
henden *altung der Begleiter des Privatbeklagten, die bei 
dem geringsten Widerstand sich offensichtlich auf sie OC 
stürzt haben würden, keine Verteidigung möglich gewesen. 
Beide Privatkläger hätten im Gesicht und an den Händen 


infolge der Schläge blutende “unden davongetragen. Der 


Schlüssel des Zimmers, in dem die Mutter der Privatkläger 


eingesperrt worden war, sei erst nach Abschluß des ganzen 

Vorfalls de den Türschlitz in die Wohnung zurlckgeworfer 
d 

worden, 


Noch am gleichen Tage habe der Privat beklagte an der 
J - san -~ kommandie- 
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kommandierenden General des I,Armeekorps, den General- 
leutnant von Brauchitsch in Königsberg, folgendes Schrei- 
ben gerichtet: 


Der Jugendführer Berlin Aw 40,den 1,April 1936 
des Deutschen Heiches. Kronprinzenufer 10, 


Privat und persönlich! 


An den 


kommandierenden General des I.Armee- 
korps 


Herrn Generalleutnant von Breuchitsch 


Königsberg 


"Höchverehrter Herr General! 

Jch halte es für meine Pflicht, Sie, bevor 
andere Jhnen berichten, meinerseits eine Darstel- 
lung des Vorf=alls mitzuteilen, der sich heute 
vormittag ereignet hat. Obwohl ich nicht genau 
weiß, in welcher verwandtschaftlichen Beziehung Sie, l 
hochverehrter Herr General, zu dem Rennfahrer 
Manfred von Brauchitsch stehen, halte ich es doch 
für richtig, Sie davon in Kenntnis zu setzen, daß 
ich Herrn Manfred von Srauchitsch und seinen Bruder 
heute früh um 10,15 Uhr in deren Wohnung, Berlin, 
Hohenzollerndamm 60 mit einer Hundepeitsche ge- 
züobtigt habe. 

Die Brüder Brauchitsch hatten vor etwa 10 
Tagen inder Gastwirtschaft Hotel Post und Jäger 
am See in Urfeld in angetrunkenen Zustande beleidi- 


gende Außerungen über meine Frau getan. Einer 
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der Brüder hat u.a. gesagt,"während der Reichs jugendführer 


= 
zs 
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in der W-lt herumfährt, amüsiert sich seine rau hier 

auf ihre weise" (oder so ähnlich). Der anwesende Fürster 
unö seine Frau, die diese Bemerkung mit angehört hatten, 
verließen daraufhin das Lokal. Meine Frau hat am nächsten 
Korgen “errn von Brauchitsch im Hotel aufgesucht und 

von ihm verlangt, daß er sich entschuldigen solle, Als 

er auf diese Frage mit den Händen in den Hosentaschen 

eine freche Antwort gab, schlug sie ihm ins Gesicht und 
verließ das Lokal. Als ich am Sonntag von meiner Wahlreise 


zurückkehrte, unterrichtete mich meine Frau telefonisch 


von Urfelö aus, wo wir ein kleines Landhaus besitzen, von 


den Vorfall. Jch habe daraufhin versucht, den Aufenthalts- 
ort von Herrn von Brauchitsch festzustellen, Er selbst 

hat keinerlei Versuche unternommen, seine Ehrenangelegen- 
heit mit mir zu regeln. Heute vormittag habe ich in 
Begleitung folgender Zeugen die beiden erren von Brau- 
chitsch in ihrer Wohnung aufgesucht: 


Obergebiets führer Dr,Stellrecht,Sonderbeauftragter für 
Jugendertächtigung, 


Obergebietsfünrer John, Chef des Personalamtes der RJF. 
Gebietsführer Dr.Kondeyne, Reichsarzt HJ. 

Mein persönlicher Adjutant,Gebietsführer Krutschinna, 
war vorausgefahren und hatte den Herren mitgeteilt, 

daß ich sie zu sprechen wünschte. 

Joh habe Herrn Manfred von Brauchitsch und seinen 
Bruder mit meinen Zeugen bekanntgemacht und den Herren 
von #rauchitscoh mitgeteilt, daß sie in meinen Augen keine 
Ehrenmänner seien, weil sie eine anständige deutsche Frau 
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beleidigt hätten. Jch habe weiter erklärt, daß ich aus die 
sem Grunde die Angelegenheit, nicht wie dies sonst unter 
Ehrenmännern üblich ist, mit der Pistole erledigen 
könnte, sondern gezwungen sei, sie mit einer FYeitsche 
zu züchtigen. Jm Anschluß an diese Worte habe ich gu- 
nächst den Bruder Manfreds von Prauchitsch und dann diesen 
selbst gezüchtigt. Beide Herren haben keinen Widerstand 
geleistet, Manfred von Brauchitsch floh durch zwei Zimmer 
hindurch, wobei ich auf ihn einschlug. 

Meine Zeugen haben selbstverständlich an der Aus- 
einandersetzung nicht teilgenommen, Jch habe sie dabei 
gehabt, damit sie den Sachverhalt einwandfrei bezeugen 
können. Jch habe um etwa 10,30 Uhr mit meinen Herren 
ödie wohnung verlassen. 

Joh bitte Sie, hochverehrter Herr General, diesen 
Vorfall zur Kenntnis zu nehmen, Sie als Offizier werden 
es zuerst verstehen, daß ich Menschen, die meine Ehre 
beschmutzen, ihre eigene aber nicht wahrnehmen, nur 
auf diese Weise zur Kechenschaft ziehen konnte. 

Bitte genehmigen Sie den Ausdruck meiner auf- 
richtigen Verehrung und Hochachtung! 

Heil Hitler! 


gez.Baldur von Schirach", 


An dieser Darstellung sei unrichtig, so erklären die 
Privatkläger, daß sie die in dem Brief wiedergegebene 
beleidigende Äußerung Über die Ehefrau des Privatbeklagten 
getan hätten, Sie hätten sich niemals, auch nicht mit 
anderen Personen, über die ihnen bis dahin unbekannte 


Ehefrau 
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Ehefrau des Privatbeklagten unterhalten. 

Es treffe auch nicht zu, daß die Ehefrau des 
Privatbeklapten die Privatkläger aufgefordert habe, sich 
zu entschuldigen, und daß einer der Privatkläger mit 
den Händen in den Hosentaschen eine freche Antwort ge- 
geben habe; dies könne durch Zeugen bestätigt werden. 

sodann sei es unrichtig, deß der Privatkläger Manfreð 
von Prauchitsch, dessen persönlicher Mut wohl nicht. 
unter Beweis gestellt zu werden brauche, üurch zwei 
zimmer hindurch vor dem Frivatbeklagten geflohen sei. 

Am 3.April 1936 hätten die Privatkläger dem Privat - 
beklagten eine Forderung auf Pistolen überbringen 
lassen. Der Privatbeklagte habe diese Far derung dbgo- 
lehnt mit der Begründung, dad 

1) die Forderung verspätet sel, 
2) das Verhalten der Privatkläger so gewesen sei, 
daß ihnen eine Genugtuung mit der Waffe nicht zu- 
Komme, 
Nachdem der Privatbeklagte sich auf diese Weise 
und mit der erwähnten Begründung einer Austragung mit 
der Waffe entzogen habe, bleibe den Privatklägern nur 


noch der Gerichtsweg übrig. 


Der Amtsrichter der Privätklageabteilung hat 
nach Mitteilung der Ceschtiftsstelle 803 des AG.Berlin 
dem Privatbeklagten zur Erklärung auf die Privatklage 
eine Frist gesetzt, die auf Bitten des Privatbeklagten 
bis zum 5.Mai 1936 Werlängert worden Let, 

Nach diesen Sachvortrag haben der Privatbeklagte 
m 3499: — 
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und seine Begleiter die strafrechtlichen Tatbestände 
der fortgesetzten Beleidigung in Tateinheit mit gemein- 
schaftlichery gefährlicher Körperverletzung, sowie der 
Freiheitsberaubung und des gemeinschaftlichen Hausfriedens- 
bruchs verwirklicht, Strafantrag ist bisher aber lediglich 
wegen Beleidigung und Körperverletzung gestellt. 

Bei der gegebenen Sachlage halte ich die Übernahme 
der Strafverfolgung durch die Staatsamwaltschaft für an 
Platz ($ 377 Abs.2 StPO.). Da der Privatbeklagte indes ? 
Mitglied des Deutschen Reichstages ist (Deutscher Reichs- 
anzeiger Nr.83 von 7.4.36), würde die Äpgabe dieser 
Prozeßerklärung der Genehmigung bedürfen. 

Joh überreiche die Vorgänge jedoch zunächst gemäß 
Rundverfügung vom 4.Juli 1934 =I a 10043 zu eo) = 
zur Entscheidung darüber, ob die Bearbeitung der Sache 
nach dort übernommen werden soll. 

Jn Vertretung: 
BEZ, Lautzgy 
Ot ers taabanwal t. 
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nStA. Celle (25.4.) Strafsache gegen Behrens. 
OStA. in Stade hat Kreisgericht der NSDAP. in 
Stade gebeten, Abschrift der in den parteigericht- 
lichen Akten enthaltenen eidlichen Aussage des Zeu- 
gen Zielinsky ihm zu überlassen. Hierauf hat Kreis- 
gericht geantwortet, daß Vernehmung des Z. auf hö- 
here Anordnung erfolgt sei. Der Antrag des OStA. 
sei dem Gaugericht zugeleitet wordan. Auf dieses 
Schreiben hatte OStA. ein Ferngespräch mit dem 
Kreisrichter der NSDAP. in Stade, RA. Glang. OStA. 
bat zunächst um das Aktenzeichen. Darauf erwiderte 
Glang, er bedauere, die Auskunft nicht geben zu kön- 
nen; denn nach den parteiamtlichen Bestimmungen dürfe 
er auch staatlichen Stellen keine Auskunft ber par- 
teigerichtliche Verfahren geben oder Abschriften aus 
den Akten zur Verfügung stellen. Jm Übrigen würde 
Ersuchen an das Gaugericht zwecklos Bein; denn die 
Beeidigung des Zielinsky sei nicht auf Anordnung des 
Gaugerichts erfolgt. Die Anordnung sei vielmehr von 
dem Führerstellvertreter erlassen und auf dem Dienst- 
wege über das Gaugericht an ihn gelangt. Er nehme an, 
dei die Vorgänge bereits zum Führerstellvertreter 
zurückgelangt seien. Es sei auch zwecklos, sich an 
diesen zu wenden; denn der Führerstellvertreter habe 
die parteigerichtliche Vernehmung und Beeidigung des 
Z. angeordnet, um eine Entscheidung über die Durch- 
führung des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsver- 
fahrens gegen Behrens treffen zu können. Glang fragte, 
auf welche Weise OStA. von dem Rechtshilfeersuchen 
des Parteigerichts Kenntnis erlangt habe. Hierauf 
verweigerte OStA. die Antwort. @lang Kußerte am Schiuß 
des Gesprächs, daß OßtA., nur durch private Mitteilung 
Kenntnis erhalten haben könne. Er könne nicht dazu ra- 
ten, diese private Kenntnis dienstlich zu verwenden. 


eichsminister des Jnnern (27.4.) teilt mit Abschrift 
eines Schreibens an den Reg.Präs. in Merseburg. 
Am 18.12.35 hatte uns der OLGPr&äs. in Naumburg 
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vertraulich berichtet, daß nach Berichten 
des LGPräs. in Torgau vom 19.6.35 über den 
Todesfall eines aus Anlaß der Röhm-aktion am 
1.7.34 in Lichtenburg gerichteten Mannes eine 
Doppelbuchung erfolgt sei, und zwar sowohl 
beim Standesamt in Magdeburg wie beim Standes- 
emt in Prettin. = 

Geh .Staatspolizei hatte den Landrat in Tor- 
gau ersucht, die Eintragung in Prettin löschen 
zu lassen, Der Landrat hatte das Ersuchen weiter- 
gegeben. AG. hatte Bedenken, da nach den gesetz- 
lichen bestimmungen wenn Überhaupt so die Ein- 
tragung in Magdeburg gelüscht werden müßte. 
Hierauf hat die Geh.Staatspolizei auf eine an- 
geblich mündlich ergangene Bestimmung des Führers 
hingewiesen, wonach die Sterbefälle auf Grund 
der Röhm-Aktion nicht am Sterbeort, sondern am 
letzten Wohnort einzutragen seien, 

Jnnenminister hält es im Einvernehmen mit 

uns für zweckmäßig, an dem derzeitigen Ötand 
der Eintragungen nichts zu ändern und dementspre- 
chend den Berichtigungsantrag zurückzunehmen, 
Gestapo hat sich hiermit einverstanden erklärt. 


in.d.Jnn. (24.4.) Jn dem Strafprozeß gegen 
Erna König in Essen (Betrug; Heilkundige) ist 
als Sachverständiger ein Dr. Heisterkanmp ver- 
nommen worden, der von dem städtischen Gesund- 
heitsamt in Dortmund als in hohem Grade unzu- 
verlässiger Arzt geschildert wird, der bereits 
wiederholt in ehrengerichtliche Verfahren ver- 
wickelt war und verurteilt worden ist. Der Jnnen- 
minister bittet, nach Möglichkeit darauf hinzu- 
wirken, daß Gerichte künftig Ärzte von 80 gerin- 
ger moralischer und fachlicher Eignung nicht als 
Gutachter heranziehen. | 


énstA. KG. (25.4.) Ubersendet Bericht des Gensta. 
LG. (24.4,) über Ermittlungsverfahren wegen der 
Todesfälle im St.Antonius-Krankenhaus in Karls- 
horst. Die beschuldigten Ärzte sind verhaftet, 
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Die geburtshilfliche Abteilung am 14.3. ist ge- 
schlossen worden. Ermittlungen sind so weit ge- 
diehen, daß die Beschlagnahme als Beweismittel 
nicht mehr erforderlich erscheint. Jnzwischen ist 
die geburtshilfliche Abteilung von der inneren Sta- 
tion durch Einbau einer Zwischenwand und Verlegung 
der inneren Station getrennt worden. Ferner hat ei- 
ne Vermehrung des Personals stattgefunden, sodaß 
gegen Wiedereröffnung der Abteilung keine Bedenken 
bestehen. 

Stand der Ermittlungen: Jm Jahre 1935 = 865 ĝe- 
burten von 850 Müttern; 34 Totgeburten. Von den 
übrigen 831 Kindern 52 im Krankenhaus gestorben, 

Von den teils in andere Krankenhäuser verlegten, 
teils nach ihrer Entlassung in andere Krankenhäuser 
überwiesenen Kindern 83 gestorben, in der Wohnung 
der Angehörigen nach der Entlassung aus dem Kranken- 
haus 28 Kinder gestorben. 

Von den Müttern im Antonius-Krankenhaus im An- 
schluß an die Geburt 8 gestorben, 2 weitere Todes- 
fälle nach Entlassung aus dem Krankenhaus, 2 weitere 
verstarbenin anderen Krankenhäusern, nachdem sie im 
Antonius-Krankenhaus entbunden hatten. 

Als medizinische Sachverständige sind zugezogen 
Muller-iied, Döderlein und Bessau. B., hat ein vorläu- 
figes Gutachten dahin abgegeben, daß die ihm zuge- 
leiteten Krankengeschichten (12) zwar nicht in jeder 
Hinsicht vollständig seien, insgesamt aber ergäben, 
daß begründeter Verdacht für schulädhaftes Verhalten 
der Ärzte nicht gegeben sei, 

Vergleich der Sterblichkeitszahlen des Antionius- 
Krankenhauses mit anderen Entbindungsanstalten schwie- 
rig, weil die Sterblichkeitsziffern untereinander er- 
heblioh variieren. 

Jm Falle Rudolf, der den Ausgang des Verfahrens gebil- 
det hat, hat der Gutachter Mahrenholtz festgestellt, 
daß Schuld der Ärzte nicht nachzuweisen. 

Endgültige Gutachten etwa in 3 Wochen zu erwarten. 
Die Sta. will erst dann zur Frage der Aufhebung der 
Haftbefehle Stellung nehmen. 


GenStA. (22.4) Der Rechnungsrat im Reichs justimini- 
sterium Heinzelmann ist von der Dienststrafkanmer 
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beim KG. mit Dienstentlassung bestraft wor- 
den. 75 % der Pension sind auf zwei Jahre 
bewilligt. 


. Breslau (25.4.) Die Gauwaltung Schlesien 
der DAF hat sich am 19.3.36 an den LGPräs. 
in Liegnitz gewandt mit der Aufforderung, zur 
Ehrung von Arbeitsjubilaren und Gefolgschafts- 
mitzliedern seines Betriebes aus besonderen An- 
lässen Bücherspenden mit eingehefteten Ehren- 
urkunden zu verwenden und für diese Zwecke auf 
„Hein Kampf" und das Buch des Dr. Ley „Durchbruch 
der sozialen Ehre" hingewiesen, die sich besser 
als alles andere für eine derartige Ehrung eig- 
neten (Preis 7,20 ku bezw. 4,50 Ru). OL@Präs. 
glaubt, dieser Anregung nicht Folge geben zu 
sollen, zumal Mittel im Haushaltsplan für der- 
artige Bücherbeschaffungen nicht vorgesehen 
seien. 


7- Meißner (27.4.) übersendet mit der Bitte um 
Stellungnahme ein Schreiben Bouhlars v. 24,4, 
in der Diszipl.Sache Wetzmüller - Hofius. Bouh- 
ler schließt sich dem Wunsch des Gauleiters Flo- 
rian, das Verfahren niederzuschlagen, an. Bei 
den beiden vueamten handelt es sich um verdienst- 
volle Pgs, Auch vom rechtlichen Standpunkt sei kä 
ein strafbares Handeln nicht vorhanden. Viel- 
mehr sei das Verhalten der Beamten als politi- 
sche Notwendigkeit anzusprechen; Bouhler ist 
in Übereinstimmung mit Florian der Auffassung, 
daß die Beamten sich nicht einmal in der Wahl 
der Mittel vergriffen haben, Bei der Prügelei 
zwischen Brüggemann und Winkler handele es 
sich um einen Vorfall mit politischem Hinter- 
grund; schon deswegen sei eine Niederschlagung 
angezeigt. Es müsse aber auch das Amnestiegesetz 
vom 23.4. analog auf diesen Fall Anwendung fin- 
den. 


Prop.Minister (28.4.) auf unser Schreiben vom 
18.3.36 - a 12834/36 - betr. unbefugte Ein- 
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griffe in die Gerichtsberichterstattung. Die 
Presse ist in der Pressekonferenz auf die Un- 
zulässigkeit von Eingriffen unbefugter Stellen 

in die Gerichtsberichterstattung hingewiesen. 
Auch die Landesstellensind auf diesen Miöstand 
aufmerksam gemacht und ersucht worden, die Zei- 
tungen zu belehren, daß sie keinerlei Anweisungen 
von dazu nicht befugten Stellen entgegennehmen 
dürfen. 


Präs. u. GenStA. Stuttgart (22.4.) legen Be- 
richt des LGPräs. in Ulm über einen erheblichen 
Angriff auf die Unabhängigkeit der Rechtspflege 
vor, | 

Es handelt sich um folgendes: Am 2. und KÉ $ 
fand vor der Großen Strafkammer in Ulm Hauptver- 
handlung gegen Wilhelm Scholl, bisher Geschäfts- 
führer der Milch-Versorgung Ulm e.G.n.b.HK., wegen 
Untreue statt. Scholl ist alter Känpfer, Ratsherr 
der Stadt Ulm und Obersturmführer der SA. Der Ver- 
handlung wohnten zahlreiche Leiter und Angehörige 
der Nän und ihrer Gliederungen als Zuhörer an. 
Sie endigte mit der Verurteilung des Scholl zu 
einer Geldstrafe von 1800 RM. Nac} Schluß der Ver- 
handlung wurden die beiden Schöffen (Pgs.) von bis 
jetzt noch nicht ermittelten Zuhörern belästigt, 
als Zigeuner beschimpft und man riß ihnen ihre 
Parteiabzeichen ab. Ein höherer SA-Führer, der vop 
einem Assessoren gebeten wurde, einzugreifen, er- 
klärte: „Man soll uns eben nicht reizen, ich mache 
nichts, die anderen sind für sich selbst verant- 
wortlich." bei den Tätern handelt en sich um poli- 
tische Leiter der NSDAP. und der Hitler-Jugend. 
Der Vorfall ist nach Auffassung der Vorstandsbe- 
amten bezeichnend für die in gewissen Kreisen von 
Ulm herrschende Finstellung gegen die Justiz. Poli- 
zeidirektor Dreher hat dem Reichsführer 83 Bericht 
erstattet, 
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4.Torgau 22.2. 
trafsache gegen Dr. Hahn wegen Beleidigung des 
Erzbischofs Faulhaber. 
Der Beschuldigte hat sich bereit erklärt, in 
der Neuauflage der Blätter "Das neue Reich" 
eine entsprechende Berichtigung aufzunehmen, 
dagegen lehnt er eine Veröffentlichung im 
VB. und den NS-Nonatsheften ab, da die Berich- 
tigung grundsätzlich in den Fresseorganen 
zu erscheinen habe, in denen die irrtümliche 
Behauptung erschienen sei und weil durch eine 
Veröffentlichung in den genannten Blättern 
die irrtümliche Mitteilung überhaupt erst in 
Leserkreise dringen würde, die bisher nichts 
von der Sache gewußt hätten. 
Stå. meint, daß gleichwohl dem Wunsch des 


Beleidigten Rechnung getragen werden sollte. 


Ah» 28.4. 

übersendet mit der Bitte um weitere Veranlassung 

eine Verbalnote der Spanischen Botschaft, 

in der Beschwerde tiber den RA.Dr.Arthur Leh- 

mann in Plauen i.V. geführt wird, der in 

einem Zivilproze2 die Beklagte gegen die Kläze- 

rin, eine spanische Firma, vertritt. 

Hierbei hat Lelmann gegen Spanien ganz allgemein 

gehaltene Vorwürfe gerichtet, 90: 

1. in einem Schreiben vom 23.2.36 u.a. ausge- 
führt, daß die Rechtsverfolgung von Ansprü- 
chen des Deutschen gegen Ausländer schon 
vor dem Kriege im Ausland in den meisten 
Fällen so gut wie aussichtslos gewesen sei, 
während der Ausländer in Deutschland immer 
sein Recht erhalten hebe. Das habe die Welt 
dem deutschen Volk nie gedankt. Wer die Men- 
talität des Ausländers noch nicht erkannt 

habes 
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habe, dem seien die Augen durch den Versailler 
un die anderen Schand- und Änebelungsverträge 
geöffnet worden. Heute sei der Deutsche im 
Ausland vollig rechtlos, Das gelte auch für 
Spanien. Gottseidank hättensich die Ver- 
hältnisse in Deutschland geändert. Das deut- 
sche Volk habe erkannt, daß es sich selbst 
helfen müsse. 

in einem Schreiben vom 21.2. führt er U.a., 
aus, daß die in Spanien ausgebrochenen 
Unruhen bewiesen, daß die Verhältnisse 

ĉes spanischen Staates in keiner Weise als 
georönet angesehen werden könnten. Sie 
ähnelten den deutschen Verhältnissen der 
Systemzeit. 

auf Beschwerde der spanischen Partei erklärte 
Lehmann, von dem Gesagten nichts zurücknehmen 
zu wollen. 

Spanische Botschaft hält ein solches 
Vorgehen für bedauerlich und hat gebeten, 
dahin zu wirken, daß von Lehmann die geeigne- 
ten Erklärungen sowie die Zusicherung gefordert 

aß er künftighin derartige Ausführungen 


AA, bittet um Hitteilung des Veranlaßten. 


eichsmin.des Jnnern 30,4, 

 betr.Aberkennung der Staatsangehörigkėit 
des Arthur Simson. A.5. offensichtlich ein 
Volksschädling, der ohne weiteres aus geburgert 
werden müßte. Gegen die Ausbürgerüng bestehen 
Jedoch im jetzigen Zeitpunkt erhebliche Bedenken. 
Denn wenn nach unserem Vorschlag PLATAT nachden das At : 
Hdauptverfahren in Keiningen eröffek sei ‚Brausge- ` > 
bürgert und sein Vermögen beschlagnahmt würde, nd — 
anschließend das Strafverfahren niedergeschlagen 
würde, so würde der Eindruck erweckt werden,daß 
die Durchführung des ordentlichen Strafverfairens 
habe vermieden werden sollen und daß Anlaß vor- 


gelegen hätte, 5, die Rechtsgarantien des ordent- 
lichen 
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lichen Verfahrens zu nehmen. Das würde 
dann in Verbindung gebracht werden mit den 
Verhandlungen über die Übereignung der 
Werke auf das Reich. Jm übrigen bedürfte 
es zur Niederschlagung des Verfanrens einer 
Entscheidung des Führers, essen Hineinziehung 
in die Angelegenheit möglicäst vermieden 
werden sollte. 

Es erscheint auch zweifelhaft, ob durch 


die Ausbürgerung 5. die Durchführung des 


gesamten Heiniger Verfahrens verhindert 


werden könne, da der Hauptbeschuldigie 
Bätz sich gestellt hat. 

Jnnenmin. ist der Auffassung, dab 
die von uns kegen die Durchführung des Ver- 
fahrens vorgetrachten Gründe nicht so schwer- 
wiegend seien, daß sie seine Bedenken hinfällig 
machen müßten. 
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raf von Gehlen in Münster. Der Bischof hat in einer 
am 253.3. gehaltenen Firmungsrede u.a. ausgeführt, neu- 
te könne in Deutschland die christliche Religion 
straflos verleundet und beschimpft werden. Die Reichs- 
Jugendführung gebe Schriften heraus, in denen die 
christliche Religion als artfremd abgelehnt werde. 

Jn Versammlungen der Partei und in Heimabenden der 
Steatsjugend werde gegen die christliche Religion zu 
Felde gezogen. Sie werde außerdem noch lächerlich Ee: 
macht. Die religiüse Betreuung sei beim Arbeitsdienst 
nicht zugelassen. Zum Schluß fragte der Bischof: „Jst 
dem Führer Adolf Hitler das alles bekannt "Am Sonntag 
solle das deutsche Volk zur Wahl gehen und sie, die 
Katholiken, möchten alles das, was sie bedrücke, auf 
den Stimmzettel schreiben. Der OStA» in Essen erblickt 
in diesen Ausführungen ein Vergehen gegen $ 2 des Heim- 
tückegesetzes. GenStA. tritt dieser Auffassung bei, 


V. F. 


d'ASTI Düsseldorf (4.5,) Betr. Ger.Ass Delbeck. 

Am 2.10.35 hat die SA-Brigade 74 dem LoPräs. in Cleve 
davon Kenntnis gegeben, daß der SA-Mann Delbeck um 
seinen Austritt aus der SA nachgesucht habe, Dem Ge- 
such sei stattgegeben worden, Nech Ansicht der Briga- 
de habe D. damit bewiesen, daß er niemals ein Richter 
werden würde, wie ihn das nat.soz. Deutschland brauche. 
Die Brigade stelle daher enhein, das Erforderliche ge- 
gen D. zu veranlassen. D. hat sich am 14.10.35 dienst- 
lich geäußert. Danach liegt seinem Austritt folgender 
Sachverhalt zugrunde: Am 23.7.35 veranstaltete sein 
SA-Sturm in Gegenwart des Sturmhauptführers eine „Feier- 
stunde". Vor Beginn sei ein Volkdlied über die Devisen- 
vergehen verteilt worden, unter Betonung der Tatsache ` 
daß diese Verteilung als außerhalb des Dienstes gesche- 
hen zu betrachten sei. Hierauf habe ein Obersturmführer 
einen Vortrag gehalten, &n dem er darauf hinwies, daß 
manches Vorgetragene dem einzelnen neuartig und fremd 
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erscheinen möge und ihn auch mehr oder minder 
häufig in Gewissenskonflikte bringen werde. 
Hierdurch solle man sich nicht beunruhigen 
lassen. Dansch sprach der Sturmhauptführer 


| und erklärte, daß derjenige, der glaube, diese 


Art der weltanschaulichen Schulung aus Gewissens- 
gründen nicht mitmachen zu können, dies frei 

und offen erklären solle. Men werde ihm dann 

für seine Entlassung aus der SA keine Schwie- 
rigkeiten in den Weg legen. 

Hierauf begann die Feierstunde, in der der 
gesamte Jnhalt eines Buches von Wulf-Sörensen 
„Die Stimme der Ahnen" verlesen wurde. Dieses 
Buch enthält nach Auffassung des Ger.Ass. schwer 
re Schmähungen der christlichen Religion., U.&. 
heißt es darin: Wir wollen nicht mehr demütig Lë 
sein und klein und sciwach und alles jenem über- 
lassen, von dem gesagt wird, er habe die eigene 
Schöpfung zu einem Sündenpfuhl gemacht, depdas 
eigene Werk verachtet". 

Ferner; „denn der Heide ist einer, der sich 
und seiner Art treu blieb, dessen Blut rein in 
den Adern flieöt. Und dieses reine Blut vermag 
die Welt nicht mit den Hadaugen vom Sinai und 
nicht mit den weichen Knien von Nazareth zu er- 
leben. Es trägt das Göttliche rein und klar und 
schön in seinem roten Strome durch die Erden- 
ewigkeit des Geschlechtes." 

Am Schluß der Feierstunde wurde folgender 
Tagesspruch verkündet : „Es wird nicht eher Ruhe 
in der Welt geschaffen, als bis am Dearm des letz- 
ten Pfaffen der letzte Jud’ ist abgewürgt,.* 

D. begründete seinen Gm Page darauf aklärten 
Austritt aus der SA damit, daß er es für uneh- - 
renhaft und feige hielte, eine Verächtlichne- 
chung und Schmähung seiner religiösen Überzeu- 
gung schweigend hinzunehmen. 

Schwister hat nunmehr mit Schreiben von 4.5. 
an den Führer der SA-Brigade 74 mitgeteilt, daß 
er bei dieser Sachlage ein richterliches Dienst- 
strafverfahren gegen D. einzuleiten nicht in 


der Lage sei. l 
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CG GenstA. Kb. (5.5.) Am 11.10.35 hat der Rez.Präs. 
in —— 
Strafentrag wegen Beleidigung des Lanärates des 


Kreises Lebus gestellt. 
a P. hatte em 28.8.35 an den Lanäret ein Schreiben 


gerichtet, in dem es bien: „Jch bange um Jhre Seele, 
die sich vor Gott und Menschen mit soviel Schuld be- 
lädt. Jch muß Sie warnen, das mag doen passen oder 
nicht. Sie haben gegen die Kirche Gottes zewütet. 
Sie haben einen mittelalterlichen Gewissenszwang 
wieder sufzurichten versucht. Sie haben unter fal- 
schen beschuldigungen Diener am Wort gehindert, ih- 
ren Dienst in der Gemeinde weiter zu versehen. Es 
verklagen Sie die Seelen der armen rückgratschwa- 
chen Menschen, die Sie durch Jhre Drohungen zum Ab- 
fall gebracht haben. Es verklagt Sie Jhr eigenes bü- 
ses Gewissen." 

P. hat nach einer von ihm abgegebenen Erklärung 
diese Ausführungen darauf bezogen, daß der Landrat am 
4.5.35 in einer dienstlichen Versammlung seinen Be- 
amten und Angestellten unter Androhung der Dienst- 
entlassung zur Pflicht gemacht haben soll, am näch- 
sten Tage den Gottesdienst der deutschen Christen zu 
besuchen. Ferner soll der Lenärat einem Tierarzt die 
Entziehung der Fleischbeschau angekündigt haben, 
wenn er sich nicht von der bekennenden Kirche zurück- 
ziehe. 

StA. beabsichtigt, das Verfahren auf Grund des 
$ 193 einzustellen, Das stößt auf den Widerspruch 
des Reg.Präs. und des Lanärats. Der Landrat hat em 
26.3.36 die Auffassung der StA. als höchst eigenartig 
bezeichnet. Br, der Lanäret, habe im engsten Einver- 
nehmen mit dem Kreisleiter gehandelt, auf dessen 
Zeugnis er Bezug nehme. Es sei seine Pflicht gewesen, 
auf seine Beanrten im nat.soz. Sinne aufklärend und 
kilehrend zu wirken. Am Schluß seiner Stellungnahme 
meint der Landrat, daß wohl auch der OStA. auf dem 
Standpunkt stehe, daß derjenige göttlos sei, der nicht 
der Bekenntnisfront angehöre. „Bs ist leider so, daß 


die Herren von der Justiz von dem nat,soz. Jdeengut 
erst herzlich wenig durchärungen sind, Sie leben 
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zum Teil noch heute in demselben Standesdünkel, 
der schließlich zur Volksentfremdung der Justiz 
geführt hat."Notfalls bittet der Landrat, die 


Angelegenheit dem StS. Freisler zu unterbreiten. 


m 13.3. hat der Führerstellvertreter 
die Ernennung des Ger.Ass. Dr. Engels 
zum LGR. in Essen ausgesprochen und dabei darauf 
hingewiesen, daß Engels vor dem Umbruch beim 
Schwurgerichtsprozeö gegen Kommunisten, die ei: 
nen Nat.Soz. ermordet hatten, dem Ablehnungsge- 
such, dee von der kommunistischen Verteidigung 
gegen zwei Geschworene vorgebracht worden war, 
stattgegeben habe. RA. Schroer als Vertreter 
der Nebenkläger habe den Eindruck gehabt, dab 
B. für die Kommunisten und gegen die Neat.Soz. 
eingestellt gewesen sei. 
OLGPräs. nimmt in eingehenden Ausführungen 
zu diesen Vorwürfen Stellung, die er für unbe- 
gründet hält. U.a. führt er aus» „Jch kenn bei 


dieser Gelegenheit die allgemeine Bemerkung nicht 


unterdrücken, daß es sich hier m.E. nicht um ei- 
nen bloĝen Fell E., sondern um einen der mehrfa- 
chen Fälle handelt, in denen tüchtige Justizbe- 
emte, und zwer such in der Öffentlichkeit zu 
Unrecht angegriffen worden sind, nachden sie 

das Unglück gehabt haben, das Miüfallen des Gau- 
führers Schroer in dessen Bigenschaft als RA. 

zu erregen.* Der OLGPräs. weist in diesem zu- 
sammenhang hin auf die Fälle. Weskamp (früher in 
Mörs),LeDir. Flender und StAnwRat Abendroth. 

„Es ist DI ein- unhaltbarer Zustand, daß tüch- 
tige Justizbeaute immer wieder der Gefehr ausge- 
setzt werden, von dem RA. Schroer, dem m.E. 
weder reife Lebenserfahrung noch tiefere Men- 
schenkenntnis zugesprochen werden kann, unrich- 
tig beurteilt und hierdurch gefährdet zu werden." 


b) 6.5. betr. Auskunft des Gauleiters Florian 
über den Justizoberrentmeister Reckers, Dieser 
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natte sich um eine Hezirksrevisorstelle in Wupper- 

tal beworben. Die Besetzung dieser Stelle ist prak= 
tisch dadurch erledist, daß ein anderer Beamter auf 
sie versetzt worden ist. Vorgänge werden vorgelegt, 


n 


weil sie für die Bearbeitung von Pers.Sachen durch 


die Geuleitung Düsseldorf bezeichnend sind. f) Gaulei- 


ter hält Reckers für unzuverlässig, weil er vor der 
Mechtübernahme der deutsch-nationalen Partei ange- 
hörte und nachher in den Stahlhelm eingetreten ist, 
sus dem er am 1.1.54 in die SA überführt wurde. 
Angaben über die frühere Parteizugehörigkeit 

sind sachlich unrichtig. Jm übrigen tut R. in der 
SA, trotzdem er 50 Jahre alt ist, ständig Dienst đer- 
ert, dab der zuständige Obersturmführer ihm das Zeug- 
nis ausgestellt hat, daß er seinen Dienst jederzeit 
korrekt walırnehme und dei sein Charakter sowie seine 
kameredscheftsliebe als vorLildlich zubezeichnen seien. 

2) Die Bedenken gegen die nationale Zuverlässigkeit 
des R. scheinen von einem seiner Kollegen (Schellscheidt) 
susgegangen zu sein. Dieser behauptet, daß R. einer 
Zentrumsfemilie angehöre. S. ist Zellenobmann. Er hat 
sich zur Begründung seiner Ansicht darauf berufen, daß 
der bruder des R. Leiter des Gonner Konvikts für Theo- 
logiestudierende sei. Dazu ist zu sagen, daß der Bruder 
des 5. einer der beiden einzigen Justizbeamten des Be- 
zirks war, die nech dem Kriege Deutschland untreu ge~ 
worden und in belgische Dienste getreten sind. Früher 
war er wegen Untreue mit Gefängnis bestraft und els 
Aktuar entlassen worden. 

Obwohl der Gauleiter über dieses Ermittlungser- 
gebnis unterrichtet worden ist, bleibt er bei seinem 
Urteil. 

Nach zuverlässigen Mitteilungen scheint die Gett 
leitung ein Verbot dähin erlassen zu haben, daß FEASA 
| beemtenbescheinigungen oder Auskünfte nicht 

erteilt werden dürfen. 


GenstA. KG. (5.5.) Strafsache gegen Niemöller, Niemöl- 
ler hat am 3.11.35 gen in der Jesus-Christus-Kirche 

in Dahlem eine Predit gehalten, in der er Ausführungen 
gemecht hat, die Anlaß zu einem Verfahren wegen Verge- 
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folgung nicht. 


Präs.Kanzlei )7.5.) Üübersendet ein erneutes 
hiederschlegunssgesuch für Wetzmüller-Nofius 
von Bouhler, Es wird derin um beschleunigte 
Entscheidung des Führers gebeten, damit die seit 
dem 1.8.55 beurlaubten Beamten wieder ihre Ämter 
susüben können. 
R. baldigst. 


Führerstellv. gez. Bormann (29.4.) Wegen Verset- 
zung des OlGRats Klostermann in Düsseldorf ver- 
bunden mit einer Befürderung zum Sen.Präs. habe 

ich mich mit Gnuleiter Florian in Verbindung ge- 
setzt. Dieser ist mit Versetzung einverstanden, 
dagegen keinesfalls mit Beförderung. Klostermann 
schon in der Systenzeit Pers.Referent an Obergericht. 
Demals nur zuverlässige Mitglieder des Zentrums 
ernnnnt und befördert. Dieser Linie ist Kloster- 
wenn treu geblieben, Gauleiter verweist auf den 


Fall AGRat Weskampg in Möürs (hier handele es sich 


um einen der gehässigsten Feinde der bewegung, der 


in körs unhaltbar geworden und deshalb bevorzugt 
nach Düsseldorf versetzt worden sei), ferner auf 
den Fall des Ger.Ass. Voss, gegen dessen Ernennung“ 
zum AGRat von seiteh des Ol@Präs. in .Düsseldorf 
bedenken erhoben seien, während die Söhne des 
früheren Landesheuptmanns Korion und des Lët, 
Thywissen ein bezahltes Kommissorium erhalten 
hätten (Vo3 ist Triger des goldenen Parteiabzeichens), 
Führerstellv.macht den Vorschlag: Klosteruann 
als Beisitzer in einem Senat in Düsseldorf zu ver- 
wenden, wenn er ohne befürderung nicht in Versetzung 


einwilligt, und Littet um Äußerung. 





12. Mei 1936. 


DEA, LG. Berlin (2.5.) Ermittlungsverfahren gegen 
den Min.Rat Hanke, Prop.HMinisteriun, wegen Übertre- 
tung der Verkehrsoränung und Führerflucht. GenStaA. 
ist der Meinung, daö zwar die Übertretung der Ver- 
kehrsordnung (Zusammenstoß des Fahrzeugs des Beschul- 
disten mit einem Provinzfahrzeug an der Ecke Kurfür- 
stendaum / Joachimsthaler Str.)dem Beschuldigten 
nicht mit Sicherheit nachgewiesen werden kann, daß 
aber der Verdacht der Führerflucht gegen ihn weiter- 
bestehe. H. bestreitet nach wie vor Führerflucht. 
Der Wagen ist polizeilich nicht untersucht worden. 
Der Beschuldigte hat angegeben,an einem der nächsten 
Tage nach dem Unfall einen Zusammenstoß mit einem Aus- 
flügler-Autobus am Skagerak-Platz gehabt zu haben. Hier- 
bei sei sein Kotflügel eingedrückt worden. Seine Angaben 
über den Zeitpunkt der Reparatur und Über die Röparatur- 
werkstatt haben sich bisher aber nicht bestätigt, Der 
Beschuldiste hat die Reparaturrechnung, die er mehr- 
falls versprochen hat, der StA. bisher nicht abgelie- 
fert. 

StA. beabsichtige, das Verfahren wegen Übertretung 
der Verkehrsoränung mangels Beweises und wegen Führer- 
flucht nach dem Straffre iheitsgesetz vom 23.4.36 ein- 
zustellen. 


tA. Kassel (30.4.) Strafverfahren gegen Salzmann 
wegen schweren Landfriedensbruchs usw. Salzmann ist 
Kreisbauernführer in Fürsteneck (Kr. Hünfeld). Am 7.8. 
35 hat er sich an schweren Ausschreitungen gegen Ju- 
den (Plaut und Oppenheim) in Schenklengsfelä betei- 
ligt. Hierbei wurden die Juden mit Gewalt aus ihren 
Bäusern geholt, muäten Spiesruten laufen und wurden 
zum Teil schwer verletzt. Die Häuser wurden nicht un- 
erheblich beschädigt. Der Angeklagte hat behauptet, 
nur zufällig in Sch, gewesen zu sein und sogar ver- 
sucht zu haben, die Juden bis zum Eintreffen der po- 
lizei vor den Angriffen der Menge zu schützen. Die Be- 
weiserhebung hat ergeben, daß diese Behauptung objek- 
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tiv unrichtig ist. Jn einem anderen Verfahren wird 
dem Angeklagten zur Last gelegt, im Juni 1935 
vorsätzlich mit seinem Kraftwagen jüdische Per- 
sonen angefehren zu haben. 

Die StA. ist der Auffassung, dei die beim LG. 
in Kassel erhobene Anklage aufrechterhalten werden 
muĝ. Die Tat falle nicht unter die Amnestie. S. 
habe nicht aus Übereifer im Kampf für den nat.soz. 
Gedanken gehandelt, der gereäe die von dem Beschul- 
digten gewählte Art der Bekkupfung der Juden und 
des Judentums auf das schärfste mißLbillige. Er hea- 
be im Gegenteil als führende politische Persönlich- 
keit die mehrfach von hohen und höchsten Stellen 
des Steates und der Partei erlassenen Verbote po- 
litischer Ausschreitungen gegen Juden kennen und 
danacıı handeln müssen, Abgesehen davon lasse die 
Art der Ausführung der Tat eine gemeine Gesinnung 
des Täters erkennen. 

(Zu diesem Vorgang ist zu bemerken, da wir vor 
einiger Zeit eine beschwerde des Rıin.d,Jnn. er- 
helten haben, wonach die Polizei im Kampf gegen 
Ausschreitungen gegen Juden durch die StA. im Eez. 
Kassel nicht genügend unterstützt werde; dieser 
bericht ist dem GenStA. in Kassel bekanntgegeben 
worden; der GenStA. nat Anfang bis Mitte April Stel- 
lung genommen und sich gegen den vom Hin, d. Jup, 
erhobenen Vorwurf gewehrt, die hier zur Erörterung 
stehende Tat liegt vor dem Rebellenerlaß vom 20.8. 


35). 


nStA. LG. (24.4.) Ermittlungsverfahren gegen 
den Rentenempfänger Ludwig Reiff wegen Erpressung. 
Gegen R. ist Anklage erhoben. Der Angeschuldizte 
lernte im Jahre 1910 durch Vermittlung des Zeugen 
Hauptmann a.D. von Eckhardt den Großneffen Kaiser 
wilhelms I, Prinz Friedrich Heinrich von Preuden 
kennen, mit dem er nach Dresden fuhr und dort in 
einem Hotel Übernachtete. Hierbei ist es zu straf- 
baren Handlungen gekommen ($ 175). Seit dieser Zeit 
erpreöt der Angeschuldigte den Prinzen. Er behauptet, 
von diesem nicht unerheblich verletzt worden zu 
sein. Jm Laufe der Jahre hat er etwa 10 000 u er- 
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halten. 

Der Angeschuldigte, der seit 1920 verheiratet ist und 
3 Kinder hat, wohnt auf einem Bauernhof, dessen Kaufe 
preis ursprünglich von dem Generalkonsul Guido von 
Schröder, der auch der Taufpate seines ältesten Sohnes 
ist, zur Verfügung gestellt worden wer (55 000 M). 

StA. hat Haftbefehl beantragt und will nunmehr den 
Prinzen als Zeugen hören. 


mStA. 16. (5.5.) Strefsache gegen den Juden Zajuwel 
Skorecki wegen Rassenschande. 5. ist zu 7 Monaten Ge- 
fängnis verurteilt worden. Jm Jahre 1917 lernte er 
die Zeugin Thiemann kennen, die im Jahre 1919 ein Kind 
gebar, dessen Vater der Verurteilte ist. Seitdem leben 
die beiden zusammen. Ja Jahre 1928 mußte sich die Th. 
einer Operation unterziehen, deren Folge war, dab sie 
unfruchtbar wurde. Das Gericht hat sich auf den Stend- 
punkt gestellt, daß gleichwohl der im Blutschutzgesetz 
gegebene Tatbestand erfüllt sei, hat aber die Folgen 
der Operation und das 18 Jahre lange Zusammenleben 
strafmildernd in Rücksicht gezogen. 


Präs. Düsseldorf (8.5.) Der Gauleiter hat gegen die 
Beförderung des Amts- u. Landrichters Dr. Hoberg Stel- 
lung genommen mit der bezründgng, dab die Ap —5 
Zuverlässigkeit Kobergs noch nicht Lejeht werden kün- 
ne. Diese Stellungnahme fällt dadurch auf, dab hier - 
in Düsseldorfer Bezirk - zum erstenmal für die poli- 
tisch ungünstige beurteilung rechtferti- 
gende Tatsachen angeführt sind. Der OLGPräs. hat daher 
am 8.5. dem Gauleiter mitgeteilt, daß er diese Auskunft 
nicht als Erledigung seines Ersuchens um Stellungnah- 
me ansehen könne, weil die Mitteilung des Gauleiters 
nicht auf Tatsachen gestützt sei. — — 
angestellten Ermittlungen besteht gegen die Zuverläs- 
sigkeit des Hoberg, der zu den besten Richtern des Be- 
zirks gehört, kein Bedenken. li. gehört zwar der Partei 
nicht en, ist jedoch Witgl. des BNSDJ. und auch in Or- 
genisationen wie etwa der NSV. aktiv tätiz. 
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ban. Geuehrengericht Hannover (8.5.) Gegen 


den L6Pr&äs. Hasemann ist ein perteigerichtli- 
ches Verfahren eröffnet, weil seine Ehefrau 
vermutlich nit seiner Duldung im Jahre 1934 
wohl such noch im Jahre 1955 in jüdischen Ge: 
schäften in Osnabrück eingekauft hat. Hagemann 
het erklärt, StS. F. beebsichtige, eine Befrie- 
dungsektion wegen dieser Vorfälle in die Wege 
zu leiten, an der der BN5DJ. beteiligt werden 
solle. BNSDJ bittet um Mitteilung, ob hier et- 
was von der Befriedungsaktion bekannt bezw. wie 


weit sie gediehen ist. 
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OLG.Celle 11.5. 

betre AGR.#erner Müller. N. ist aus der SA 
ausgeschlossen worden, weil seine Frau (M. 
behauptet ohne bezw. entgegen seinem Willen) 
in einem jüdischen Geschäft eingekauft hat. 
DieBeowerde ist durch den Stabschef Lutze 
zurückgewiesen worden. Jn dem Beschwerde- 
entscheid kommt zum Ausdruck, daß der Aus- 
schluß aus der 5A die Weiterverwendung im 
Staatsdienst unmöglich mache. 

M. hat ein Dienststrafverfahren gegen 
sich beantragt. OLG. Pr. ist der Meinung, 
daB das Verfahren zu einer Dienstentlas- 
sung keinesfal ls führen werde und bittet 
daher um beschleunigte Versetzung des U. 
an einen anderen OLGBezirk, weil er andern- 
falls Schwierigkeiten mit der SA erwarte. 


Reichsmin.des Jnnern 12.5., 

Schnellbrief vertraulich, üübersendet 
Abschrift eines Erlasses,in dem ihm 
nachgeoränete Behörden um Bericht über die 
Fälle ersucht werden, in denen Beamte 

ohne triftigen Grund sich ander Wahl 

nicht beteiligt haben. Er beabsichtigt, 

gegen diese Beamten auf Grund des 8 6 BBG., 
vorzugehen und bittet für unseren Geschäfts- 
bereich entsprechende Anordnungen zu treffen. 


Gensta.LG. 16.4. 

Strafverfahren gegen Grub wegen Betrugs und 
Walze wegen Erpressung. G. ist SA-Obertrupp- 
führer und W. Fachgruppenwalter der DAF, 

%. hat den Nichtarier Czapski, der ‘sich 
mit einem Vertreter namens Äramer in ge- 
schäftlichen Auseinandersetzungen befand, zu 
sioh be stellt und von ihm die Ausstellung von. 
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über 85 für Kramer, und eine Ehrenerklärung 
für K. verlangt mit dem Hinzufügen, daB er 
ihn von der Gestapo verhaften lassen würde, 
wenn die Angelegenheit nicht innerhalb 
einer bestimnten Frist erledigt sei. 

C», hat sich hierauf an G. um Hilfe 
gewandt, der bei ihm als Chauffeur und 
Lagerverwalter angestellt war. G. hat 
erklärt, die Sache in Ordnung bringen 
zu wollen. Am besten sei es, wenn er 
4 Schecks auf seinen Namen ausstellen 
würde. Diese 4 Schecks hat G. dann offen- 
bar eingelöst und den Petrag für sich 
verwandt. 


OStA. Torgau 5.u.9.Mai 
Strafsache gegen Dr.üahn bezw. den Be- 
rufsschuldirektor Mühlberg wegen Beleidi- 


gung des Kardinals Faulhaber (P."Mörder"). 
OStA. ist der Auffassung, daß die Sache 
unter das Amnestiegesetz vom 23.4.1936 
fällt. 
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Stellv.d.Führers karüber,l dag das türkische 

als artverwandt anzusehen sei. Artverwandt 

Blut derjenigen Völker, deren rassische AUSE 

zung der deutschen verwandt ist, Das ist durchweg 
der Full bei den in Europa geschlossen siedelnden 
Volker: die moderne Türkei rechnet sich zu den euro- 


pkischen Völkern. Jm Hinblick auf die Bundesgenossen- 


im Weltkrieg ist dieser Anspruch zu unterstiizen, 


Alin.d.Jnn. teilt mit, daß Führerstellv.auf dem Stand- 
punkt stehe, daß auf Parteigenossen, die vor der Mac! 
übernahme der Partei beigetreten seien, 55 5 u. O BGB. 


nicht angewandt werden sollen. 


OStA. Schwerin (8.5.) Lanäfriedensbruch zum Nachteil 
des Großherzogs von Mecklenburg am 9.4. Veranlassung: 
Am Geburtstag des Gro3herzogs war ĉie Hausflagge ge- 
setzt worden. Großherzogliche Verwaltung hatte sich 
vorher beim Rilin,d.Jnn, erkundigt und am 16.1. ein 


Schreiben erhalten, wonach gegen das Setzen der Fleg- 


ge keine Bedenken bestünden,: sofern der Tag nicht out 


einen allgemeinen Beflaszunsstez fällt, Am 9.4. wurde 


mehrfach vom Meckl.Kinisterium des Innern angefragt, 

was es mit dem Flaggen für eine Bewandtnis habe. Kurz 
darauf erschien eine Menschenmenge vor dem Enuse, ver- 
suchte, in dieses einzudrinzsen, demolierte die Haustür, 


rig die Pflastersteine aus der Straße und schleuderte 
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sie in die Fensterscheiben. Die Polizei versagte 

vollkommen. Der OötA. ist der Meinung, dab die 

Tat aus Übereifer im Kanpfe für die nat.soz. Er- 
Stı 


hebung begangen ist und daher unter das Straffrei- 


heitsgesetz vom 23.4.5060 Tällt. 


tA. Breslau (11.5.) Strefsache gegen Deponte 
u.a. Der Verteidiger des Verurteilten Fürster 
hat einen Antrag auf Feststellung über die An 
wendbarkeit des Amnestiegesetzes v. 23.4. ge- 
stellt. Die 4.Sträafkammer des LG. in Breslau 
hat festgestellt, daß das Gesetz auf die Tat 
des Fürster keine Anwendung finde. Die StA. hat 
vorsorglich Beschwerde eingelegt, hält aber auch 
ihrerseits das Gesetz nicht für anwendbar und be- 
absichtigt daher, falls sie keine andere Anweisung 


bekomme, die Beschwerde zurückzunehmen. 


Kiin. Frank (14.5.) gez. Bühler überdendet zwei 

| politische Beurteilungen des Gauamtsleiters Mün- 
chen über den Min.Rat im Bayer.Wirtsch.Ministeri- 
um, Schelhorn, und den Min.Rat im Bayer.Fin.Mi- 
nisterium, Ringelmann. 

Bezüglich Schelhorns heiät es, daß dieser auch 
heute noch dem Nat.502. ziemlich kalt gegenüber- 
stehe, Von ihm kann hüchstens legeles Verhalten 
gegenüber dem nat.Eo2. Staat erwartet werden, und 
' das dürfte wohl in der Hauptsache auf Angst um 
seine berufsstellung zurückzuführen sein. 

Ringelmann soll früher Anhänger der Bayeri- 


sohen Volkspartei gewesen sein. Von ihm sei 
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nicht anzunehmen 

zeit aus innerer Überzeugung zum 

mus bekannt habe. Als Gegner des 

er dagegen nicht mehr gelten. Er wird bestin 
seine Pflicht gegenüber dem ne 

geler Weise erfüllen. 

Jn dem Schreiben Bühler heizt es, da),beice 
Beemte mit der Prüfung von Referendaren beauftragt 
seien und daß hiergegen angesichts der vorgelegten 
politischen Beurteilung erhebliche Bedenken Dë 


stehen müßten, 


mers (16.5.) Nächste Kabinettssitzung 12.6. 


Führer nimmt bestimmt an, daß seine Regierungs; 


schäfte es zulassen, an diesem Termin festzuns 


ten. Der 12.Juni möge freigehelten werden,und von 
etwaigen Anträgen auf eine Verlegung der Sitzung 


ist abzusehen. Vorlagen bis 2.Juni, 


KGPr. vom 11.5.1936 
mit Berichten des L6Pr.,‚,des OStA. bei der Amtsanwalt- 
schaft, des GenstA.b.LG. und des Apr, in Berlin 
über Rechtsanwalt Dr.Deutschmand in Berlin 
wegen der Einleitung eines ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens. 
a) Anlaß ist Bericht des LGPr. in Hildes- 
heim über D., in der Strafsache gegen Murke u.Gen. 
b) Bericht des LGPr. auf Veranlassung des 
OStA. Vollmer und des ä6Pr. | 
Das Auftreten von D. hat zu schwerwiegenden 
Beanstandungen Anlaß gegeben. Die verschieden- 
step Richter wurden mit Beschwerden angegriffen, 
ate Bußerst unangenehmen, Insbesondere Uußerst 
anmaßendem Tone gehalten waren. Trotz mehrfacher 
mündlicher Besprechungen und des Versuchs einer 
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kameraödschaftlichen Einflußnahme hat 

sich D., in seinen Verhalten geändert. 
Folgende Fälle bei Dienstaufsichtsbe- 
schwerden:!: 

dp einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
über ein vorangegangenes als unbegründet 
zurückgewiesenes Ablehnungsgesüch be- 
treffend L6Dir. Jasobs-Nartini v.12.6. 

34 machte D. in Üüberheblicher Weise 
Ausführungen über nat.soz.Weltanschauung, 
die Überhaupt nicht zur Sache gehörten 

und darauf hinausliefen, das Gericht in 
einer seine Würde beeinträchtigenden Weise 
zu belehren. Hinweise auf die persönlichen © 
Verdienste in der natsoz.Bewegung und im 
Kampfe für die natsoz. Rechtsauf fassung. 
DB. hebt hervor, es sei Hauptaufgabe des 
BNSDJ, diejenigen Juristen, die vor der 
Machtübernahme der Bewegung ferngestanden 
hätten, zur natsoz.Rechtsauffassung zu er- 
ziehen. 

Häufig sind unbegründete Ablehnungs- 
gesuche des D. gewöhnlich mit der Andeutung, 
daß dTe Richter judenfreundlich seien. 

So am Scnlusse einer Berufungsbegründung 

in eigener Sache: "Schon jetzt lehne ich 
hiermit etwa zur Entscheidung Über die Be- O 
rufung zuständige Richter nichtarischer 
Abstammung oder solche, die einer Loge an- 
gehört haben, wegen Besorgnis der Befangen- 
heit ab." Als D. Gründe für die Ablehnung 
des nichtarischen IGRats Goltzen angeben 
sollte, lehnte er den Vorsitzenden, LGRat 
Hess , ab, weil er durch diese Verfügung 
eine völlig gegensätzliche Einstellung 

zu der natsoz.Auffassung in der Judenfrage 
gezeigt habe. em. | 

Häufig Dienstaufsichtsbeschwerden 
wenn D. ein Urteil sachlich für unrichtig 


hält. G 
ewääinlich Verdächtigung der Richter, 


daß 
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de sie der natsoz.Rechtsauffassung nicht 
genügend Rechnung trügen.Hierbei Werturteile, 
wie "unfaßbar, "ungeheuerlich", "selbstver- 
ständlich keinekede sein könne" usw. 
Jn einem Schreiben an den LGPr. 

bezüglich L6GDir. Jacobs-Martini, nach dem 
D. erklärt hatte, daß der Bescheid des 
LGPr. weitgehend Unrichtigkeiten enthalte 
und gebeten worden war, die Unrichtigkeiten 
zu bezeichnens "Völlig unrichtig ist es, 
daß bei dieser Kammer Ausführungen Über natsoz. 
Rechtsauffassung überflüssig gewesen seien. 
Jch verweise auf die politische Vergangenheit 
eines der Beisitzer, die mir damals nicht be- 

kannt war, aber zweifellos Herrn Vizepräs. 
Fröhner bekannt gewesen ist. Es handelt sich 
hier nicht allein um meine Ehre und die Auf- 
gaben des natsoz.Anwalts schlechthin, sondern 
um die Belange der Schaffung einer natsoz. 
Rechtspflege. 

Jn einer Zivilprozeßsache bat D. 

"die Akten im Dienstwege an das Justizmin. 
weiterzugeben, da der Fall zu allgemeinen 
Weisung oder gesetzgeberischen Maßnahmen Anlaß 
bbeten könnd" Auf das Ersuchen von Fröhner 

um Darlegung, in welcher Weise dieser Fall 

zu allgemeinen Weisungen oder gesetzgeberischen 
Maßnahmen Anlaß bieten könne, antwortete 
D., daß er es dem Ermessen des KGPr. bezw. 
des Justizmin. Üüberlasse, die weiteren Folge- 
rungen aus der Angelegenheit zu ziehen. 
Der Entwurf allgemeiner Weisungen oder gesetz- 
geberischer Maßnahmen sei nicht seine Aufgabe 
und auch nicht die Aufgabe von Fröhner .Der 
Sachverhalt spreche für sich selbst.Ein 
Richter und Anwalt des Dritten Reiches,der 
sich in die Lage des betroffenen Volksge- 
nossen versetze, sei tief innerlich erschßttert 
und sinne Tag und Nacht auf Abhilfe als #Piener 


des Volkes. Wo ein Wille sei, finde sich auch 
ein 
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ein Weg. 

Als D. im Erfrischungsraum des Anwalts- 
zimmers sich zwei Referendarinnen mit einem 
jüĉischen Anwalt unterhalten ah, bat er 
sie um ihre Namen, fragte sie, ob sie Jüdinnen 
seien und kündigte an, Anzeige an den derrn 
K6Pr. zu erstatten. Jn der Anzeige an den 
K6Pr. findet sich der Satz "die Szene war 
so unwürdig, daß man sich für die deutschen 
Mädchen in tiefster Seeke schämen mußte" 

Jn dem Bescheid ist D. selbst darauf hinge- 
wiesen worden, daß er bis zum 18.7.3 

zunächs anre m em y 

— Oerhard und ansohlicbend 3 1/2 Jahre 
r ER Notar Ehrlich ta e 
— und wechselseltiger Vertre- 
ung gesunden rate, "TT 

Jn dem Strafverfahren gegen Kleinmann 
wegen gewerbsmäßiger Abtreibung machte D. 
als Verteidiger der Kitangeklagten Mlebamme 
Leistikow dem Gericht aus der Erteilung 
einer Löschungsbewilligung für eine Kaıtions- 
hypothek den Vorwurf, daß L6Dir. Rosemann 
dem LGDir.Kleinmann die Verschiebung des 
Grundstücks ermöglicht habe und daß er dies 
als eine dringliche, sein Einspringen als 
Vertreter erheischende Aufgabe angesehen 

und so etwas "für jeden Deutschen linfaßbares" 
getan habe. Jn Wirklichkeit war die Kautions- 
hypothek für die Verschonung von Untersu- 
chungshaft eingetragen worden und mußte 
bei Wiederinhaftnahme gelöscht werden. 

Jn der Strafsache gegen Pohlen unter. 
dem Vorsitz von bGRat Walter stellte D. den 
Antrag, einen von Streicher zu benennenden 
Sachverständigen über die Judenfrage zu 
vernehmen. Dies at anmnaßender Begründung» 

Die Sache wurde vertagt und der Beschluß 
verkündet, daß die Vernehmung von Streicher 
als Sachverständiger abgelehnt werde,weil 


die 
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die Judenfrage nicht Gegenstand der 
Verhandlung sei. Als D. rügte, daß er 

nicht die Vernehmung Streichers,sondern 
eines von diesem zu benennenden Sachver -= 
ständigen beantragt habe,wurde der Beschluß 
dahin erläuerte,daß überhaupt kein Sach- 
verständiger über die Judenfrage vernommen 
werden solle. Als Walter sich bereit er- 
klärte, das Protokoll entsprechend zu ändern, 
d.h. zu berichtigen, verlangte D. einen 
nochmaligen Eintitt in die Verhandlung und 
eine nachmalige ausdrückliche Beratung 

des Gerichts. Das Gericht folgte dieser 
Anregung. Trotzdem Dienstaufsichtsbeschwerde 
mit der Behauptung, daß "der Vorsitzende 
nur durch sein Eingreifen vor einer schweren 
"Protokollfälschung" bewahrt worden sei". 
Ohne Zusammenhang hiermit weist D. noch 

auf eine von Walter im Oktober geleitete 
Strafkammerverhandlung in dem Lichterfelder 
»andfriedensbruchsprozeß vom Oktober 1932 
hin und diesen Hinweis mit Satz einleitet: 
"“egen das Verhalten des LGRat Walter 

in der Justiz ergaben sich seinerzeit 
schwere Bedenken wegen seines Verhaltens 

im Liohterfelder Landfriedensbruchsprozeß" 
damit Ausübung von Druck und Auftreten 

wie ein Aufsichtsorgan. 

Jn einer Anzeige an den BNSDJ. verdäch- 
tigte D. den L6Dir.Rambkke: "im Erfri- 
schungsraum der Kriminalgerichts mit den 
Jüdischen Rechtsanwalt Goldberger zusammen- 
gefrühstückt zu haben, obgleich D. bereits 
vorher aufgeklärt worden war, daß Goldberger 

an Rambke beim Prühstücken mit der Erklärung 
herantrat, daß er ihn wegen einer dienstlichen 
Angelegenheit bereits im ganzen Gebäude ge- 
sucht habe und nun bitte, zur Besprechung 

der Angelegenheit an dem Tisch Platz nehmen 


zu dürfen. 
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Jn dem Falle Walter suchte D. einen 
Druck auf diesen aufzuüben, indem er bei 
der erneuten »eratung Über den Beweisantrag 
des D. folgendes Schreiben ins Beratungs- 
zimmer schicken ließ:"Jch bitte den Herrn 
Vorsitzenden, nachdem ich mich inzwischen 
über den Namen des Herrn Vorsitzenden er- 
kundigt habe, um Mitteilung, ob er identisch 
ist mit dem seinerzeitigen Vorsitzenden 
im SA=-Prozeß Lichterfelde, Hans sachs, 
in dem meine Frau als Zeugin vernommen 
wurde und dem Angeklagten Sturnführer vor- 
gehalten wurde, daß er eine Trikolore 
herabgerissen habe. dn diesem Falle mö:hte © 
ich den Herrn Vorsitzenden bitten, sich für 
befangen zu erklären. Eine Ablehnung ist 
ja nicht mehr möglich." Diese ila Bnahme ist 


als Versuch aufgefaßt worden, den Richter 
durch Beärohung mit der Anzeige eines über- 
haupt nicht zur Sache gehörenden früheren 


Vorgangs zu veranlassen » sich der weiteren 
Öearbeitung der Sache zu enthalten oder ihn 
gar davon abzuhalten, eine dem Auftraggeber 
des D., ungünstige Entscheidung zu treffen. 

Jn den Schwurgerichtsprozeß Kleimann 
begrüßte D. das Gericht nicht durch Erheben 
des rechten Armes, sondern erwiderte erst © 
den Gruß des Gerichts. Er bringk damit 
zum Ausdruck, ob er mit der Zusammenseizung 
des Gerichts einverstanden ist oder nicht, 

Eingaben des D. an Gauleitung der NSDAP., 
an Kanzlei von Heß, an Himmler, um LGPr. 
in ungüinstiges’Lioht zu setzen und auf Be- 
seitigung hinzuwirken, weil ein minder- 
Jähriger SS-Scharführer Günther Domning 
wegen schwerer Körperverletzung (Verlust 
eines Nüges) in erster Jnstang zu einem 
Jahr, in zweiter Jnstanz zu drei Jahren Ge- 
fängnis verurteilt worden ist. Darin Aus- 


ärücke wie "das Urteil, die Verhandlung 
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und Verhaftung waren ungeheuerlich", -— 

"die proklamierte völlige Unabhängigkeit 

der Richter hat bisher jedenfalls in Berlin 

mit einer Überzahl im Amt gebliebener libe- 
ralistischer und reaktionärer Richter nicht 

zu einer Erhöhung der Bechtssicherheit, sondern 
der Rechtsunsichsrheit geführt" — 

"Das Urteil ist wieder ein typisches Reaktions- 
urteilt--- "Die Urteilsbegründung war ein 
blutiger Hohn auf das Dritte Reich" -—- 
"Zahlreiche Beispiele beweisen, daß die 
Reaktionsjustigs offenbar absichtlich rück = 
sichtslos gegen alte Kämpfer vorgehäl 
"Dabei hatte derselbe Vorsitzende einmsitt- 
lichkeitsverbrecher, gegen den der Staatsanwalt 
2 1/2 Jahre Gefängnis beantragt hatte, 
freigesprocen"„-- "Daß die Sache im Justiz- 
ministerium dies Ergebnis hatte, wundert 
mich€ nicht im Geringsten. Dort gilt im 
allgemeinen die Unabhängigkeit der Justiz als -< 
höchstes Gut" ===- "Möge das Urteil ein 
Signal werden zur Beseitigung der Justizreaktion, 
die in Berlin unter dem Brzdeutschnationalen, 
LGPr. Hoffmann, nebst Vizepr. Fröhner und Linde 
ganz groß ist --- "Das Urteil ist ein Justiz- 
skandal, aber typisch die zur Zeit zunehmende 
Justizreaktion der Erzdeutschnationalen, welche 
denken; "Der Pührer stellt uns ein wunder- 
bares Reich hin, und wenn er einmal stirbt, 
oder möglichst schon früher, Übernehmen wir 
es". Da sind alte Kämpfer im Wege und ein 
Greuel, das ausgerottet werden muß". 

LGPr. faßt Ansicht zusammen, daß "die 
ganze Haltung des D. mit den grundlegenden 
unvereinbar ist. Sein Auftreten 

egenüber der Richtersc tet eine schwere 
und untragbare Belastung für das unbedingt an- 
zustrebende und von keinem andern Anwalt in 


auch nur entfernt vergleichbarer Weise ge- 
| störte 
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störte kameraöschaftliche Verhältnis zwischen 
Richt: rschaft und Arwaltschaft- 


b) Bericht des OStA. bei der Amtsanwalt- 
schaft Berlin: 

Jn Strafsache gegen rlötzer verletzte 
D. die Ehre der Zeugin Völker in ungewöhn- 
licher Weise und beanstandete, daß Anklagever- 
treter während der Augführungen von D., andere 
Akten bearbeitete. Ein Monat später Dienst- 
aufsichtsbescawerde gegen Ob erantsanwalt 
Käsch. 

Als D. in Strafsache Leitner ausführte, 
äaß der Angeklagte sich berechtigt halten 
konnte, das EK I. zu tragen, weil der Kompanie- 2 
führer es ihm versprochen habe und solche Aus- 
zeichnungen und Beförderungen öfters von 
Kompanieführern in Aussicht gestellt worden 
seien, schüttelte Oberamisan walt Müller II 
kaum merklich mit dem Kopf, weil er diese 
Angaben für unzutreffend hielt. D. erklärte, 
er könne bei diesem Anblick nicht weiter 
pläöieren, er bäte, seine Ausführungen 
auf der entgegengesetzten Seite des Saales 
fortsetzen zu dürfen. Als er von dort merkte, 
daß Müller II sich mit andern Akten be- 
schäftigteg bat er den Vorsitzenden, dies 
zu untersagen und verlangte, als dies ab- 
gelehnt wurde, einen Gerichtsbeschluß. 

Das Gericht verkündete den Beschluß, da es 
nicht in der bage sei, dem Vertreter der 
Staatsanwaltschaft Vorschriften zu machen. 


c) AGPr. Berlin v.1.4.36 
Der Sk-Nann Hader und Jsidor Stoyke 
waren wegen Körperverletzung und Sachbe- 
schädigung wegen eines Angriffs auf einen | 
£raftäroschkenfahrer zu 100 R« verurteilt 
worden. Für Hader Gesamtstrafe von 3 Monaten. 
D. stellte Antrag auf Haftentlassung mit Rück- 


sicht auf Amnestie vom 20.12.32 unter Beifligung 
J einer 
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einer eidesstattlichen Versicherung, dab 

die Sch gerei des Hader aus politischen 
Gründen mit Reichsbannerleuten erfolgt sei. 
Vorstand der Anwaltskammer fand keinen Anlaß 
zum Einschreiten gegen D. Jn dem Schreiben 

ist allerdings die Frage, ob D. bei Einreichung 
der eidesstattlichen Versicherung gewußt hat, 
daß sie sich auf einen anderen Fall bezog, 


nicht berührt worden.D. legte gegen den 
AGRat Jakobick in dieser Sache Beschwerde 
und Dienstaufsichtsbeschwerde ein und reBte 
gleichzeitig die Früfung an, ob Maßnahmen 
aus BA des Gesetzes zur Wiederherstellung 


des Berufsbeamtentums erforderlich seien. 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen GerAss- 
Radke, als er in der Verhandlung eine abweichen- 
de Rechtsauffassung zu erkennen gab. 
Dienstaufsichtsbeschwerde Über Amts- 
und Landrichter Weißmann, weil dieser in einer 
einstweiligen Verfügungssache dem Antrag 
des D. auf Vertagung nicht stattgegeben, aber 
auf Antrag des Antragsgegners, eines Sozial- 
dempkraten, es getan habe. Jn einem Ab- 
lehnungsgesuch und einer Dienstafusichtsbe- 
schwerde von 27.11.34 wies er darauf hin, 
daß es dem Stadtrat Pg. Bleßmann mit Leichtig- 
keit gelungen sei, die Parteien zu vergleichen» 
Jn einer Vollstreckungssache bat D. 
am 27.2.34, das Verfahren ĉes Vollstreckungs- 
richters nachzuprüfe, obgleioh keine Veran- 
lassung hierzu bestand, — — 
sichtsbeschwerde. 
Dienstaöfsichtebeschwerde über Geräss. 


' yon Sobbe,um sachliche Richtigkeit anzugreifen. 


Jn Dienstaufsichtsbeschwerde gegen AGRat 
Gemballa rügt D., daß in einer Änfrage an 
einen jüdischen Anwalt die Floskel "ergebenst"” 
nicht unterlassen worden ist- 

Jn Eingabe vom 14.11.35 griff D. din 


Verbot,im PORN zera bei Strafverhandlungen 
k auf 
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auf, und machte sie zum Gegenstand seiner 
Erörterungen in anmaßender Form. 
Urteil des AGPr., die genannten Vor- 
gänge erwecken den Eindruck, daß D. ihm 
nicht genehne Maßnahmen der Gerichte grund. 
à uf Wegen r 
sätzlich bekämpft, die sonsi nur bei geissen 
i ö——— — nn e 
Recntskonsolenten beobachtet werden.Jn 
der Verwaltung ist kein anderer Rechtsanwalt 


bekannt, der in gleichem Umfang Sachbeschwerden 
mit Ablehnungsgesuchen und Vienstaufsichtspe- 
schwerden verbindet. Jm Schreiben vom 18.12. 

34 stellt D. sein Vorgehen so da, als ob ihm 
lediglich darum zu tun sei, sein Teil zur Er- 


neuerung der Rechtspflege im Geiste der natstz. © 
Bewegung beizutragen. Es fällt aber auf, 
daß die Mehrzahl seiner Eingaben durch für ihn 
oder von ihm vertretene Fartei ungünstige Ent- 
scheidungen vermi laßt worden ist. Der nicht 
nur vereinzelt vorkommende Hinweis auf seine 
Hervorragende Stellung in der Bewegung scheint 
ebenso wie der Drang, sich mit Angelegenheiten 
der Justizverwaltung zu befassen, auf ein 
außergewöhnlich gesteigertes Geltungsbedürfnis 
hinzudeuten. Die aus den Ablehnungsgesuchen 
und Dienstaufsichtsbeschwerden erkennbare Nei- 
gung,hinter den Maßnahmen eines Richters 
unsachliche,persönliche oder politische Beweggrün- D 
ðe zu suchen, tritt auch sonst häufig zusammen 
mit Geltungsbedürfnis auf. 

Eine erneute Prüfung der oben erwähnten 
Verwendung der eidesstattlichen Versicherung 
könnte zu einem Einschreiten Anlaß geben. 


K6Pr. fragt an, ob er die Vorgänge für 
D. zur Stel lungnahnme aus händigen soll.KGPr. 
hegt Bedenken. 





b iS 


20. Mai 1936 


Reichsminister des Jnnern 20.5. 


Schnellbrief an Führer Stellvertreter: 

"Da anzunehmen ist, daß die Zahl der 
Fälle, in denen deutsche Beamte ohne 
triftigen Grund der Wahl vom 29.März 

36 ferngeblieben sind, nur gering sein 
wird, möchte ich zur Vermeidung unnöti- 
ger Beunruhigung davon absehen, von Amts 
wegen durch allgemeine Rundfrage in der 
Deamtenschaft die in Frage kommenden Beam- 
ten feststellen zu lassen. Jch wäre daher 
dankbar, wenn Sie die zuständigen Partei- 
stellen anweisen würden, die betreffen- 
den Stellen unverzüglich, soweit das noch 
nicht geschehen, der vorgesetzten Behörde 
des in Frage kommenden Beamten mitzuteilen. 
Hierbei gehe ichdavon aus, daß die Partei 
sich im Besitze der erforderlichen Unter- 
lagen befindet", 


MeiBner, 19.5. 

Führer und Reichskanzler hat entschieden, 
daß früherer Gauleiter Brückner nach Ver- 
büßung der Hälfte der Strafe mit Bewährungs- 
frist begnadigt werden solle; Brückner 

hat 15 Monate Gefängnis bekommen. Wir sollen 
Frau Brückner auf ihr Gnadengesuch ent- 
sprechend bescheiden. 
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Gs u. Pr. Min. å. Jnn. (18.5.) rügt die zu gering- 
fügigen Strafen bei einem Verstoß gegen das Blut- 
schutzgesetz. Bezug genommen wird auf das Urteil 

des AG. Heilbronn, das wegen Vergehens gegen die 

S$ 3 u. 5 Abs.3 des Ges. auf Geldstrafe in Höhe von 
nur 30 bezw. 20 Ru erkannt hatte. Das Urteil würde 
nicht nur in weiten Kreisen der nat.so2. Bevölkerung 
berechtigtes Befremden erregen, sondern auch wenig 
geeignet sein, die Juden von einem Versto3 gegen die 
Vorschriften künftig abzuhalten. Es wird gebeten, den 
Stastsanwälten nochmals zur besonderen Pflicht zu 


machen, auf eine strenge Ahndung hinzuwirken. 


ormundschaftsgericht Stuttgart (9.5.) Es mehren sich 
die Fälle, in denen mit nichtarischen Familien aus 
Deutschland auch Minderjährige auswandern, deren 
Vermögen ins Ausland verbracht werden soll, Z.B. 
Fabrikant Rosenstein in Stuttgart selbst vermügens- 
los mit seinem minderjährigen Sohn, welcher über 
t Million Reichsmark neben Schnmucksachen und einem 
Anteil an einem Hausgrundstück Vermögen hat. Da der 
Vater die Vermögenswerte versilbern will, hierzu aber 
der vormunädscheftszgerichtlichen Genehmigung bedarf, 
ist vielleicht eine allgemeine Anordnung der Reichs- 
regierung oder der obersten Justizbehörde am Platze, 
OLGPr4s. Stuttgart glaubt dies nur jeweils nach dem 
Einzelfall entscheiden zu können. 


OStAnw, Düsseldorf (18.5.) Braittlungsverfahren gegen 
Schäwinkel Pg. u. Jnlaber verschiedener öffentlicher 
Ämter, Dr.lans Schmidt Pg. u. Otto Rademacher Pg. we- 
gen Untreue. Anzeige im Auftrage des Leiters der 
Wirtschaftsgruppe Gaststätten und Beherbergungssge- 
werbe Dreesen durch RA. Schrüer mit Zustinnung des 
Gauleiters Florian. Die Beschuldigten waren Leiter 

u. Geschäftsführer der obengenannten Wirtschafts- 
gruppe und haben diese durch unberechtigte Entnahme 
von Reise- u. Gehaltsvorschüssen um 25 000 RM geschi- 
digt. Außerien lag Verwntreuung zum Nachteil der 
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Rhein-Ruhr -6as8twirts- und Hotelfachmessen G.u.b.E, 


KÉ 
in Höhe von 20- bis 50 00 li, zum Nachteil des 
Vereins zur Veranstaltung von Ausstellungen u. 
Messen in Höhe von 0900 RM u. des Reichseinleits- 


veruandes (heute 


Gaststätten 
usw.) in Höhe von 60 000 RMU. Voruntersuchung u. 
Erlaß eines Haftbefehls beantra;;t. 
furt (21.5.) Auf dem Wochenaarkt in Er- 
krankten an 20.5. 90 bis 60 Personen an 
Ftungserscheinungen nach Genuß von Kaffee 
Kuchen in einer Veaknufsbude. Jn einer Sorte 
Kuchen befand sich Arsenik. Verdacht eines Ver- 
brechens nicht ausgeschlossen. Ermittlungen wer- 
den fortgesetzt. 


OLGPräs. Dresden (14,5.) unter Jbersendung ei- 
ner Eingabe der Gauleitung Sachsen - Amt für pe- 
ante-v.24.2.56 nebst einer dienstlichen Äußerung 
des Beschuldigten LGDir. Dr. Ulbricht, Chemnitz, 
v.8.5.36 nebst einer Erwiderung der Gauleitung 
v. 4.5.36. 

Gauleitung wirft U. vor, daß seine Finstel- 
lung als steatsfeindlich zu bezeichnen sei und 
sein Verhalten und seine Aaußerungen gegenüber 
Amtsträgern der Partei insbes. politischen Lei- 
tern der Fachschaft geradezu herausfordernd u. 
weiterhin untragbar seien. U, weise alle Werbun- 
gen, Sammlungen u. Bestrebungen, die Benmten- 
schaft zum Nat.Sozialismus zu erziehen, grund- 
sätzlich zurück. Bei der letzten Werbung für 
die NS.Presse habe er dem politischen Fachschafts- 
leiter erklärt, dal er allas ablehne, was von 
der Partei kommen würde. menn er alles tun würde, 
wozu man ihn moralisch verpflichten würde, müsse 

er glatt verhungern. U. hat sich bis Ende 1935 nicht 
am Winterhilfswerk beteiligt und sich lediglich 
nach erneuter Vorstellung des Fachschaftsleiters. 
beim L&Präs. entschlossen, ab Januar 1956 zum Win- 
terhilfswerk beizutragen. Er versagt den deutschen 


Gruß, Zur Begründung seiner ablehnenden Haltung er* 
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klärt er, dad er keine Politik treibe und in- 
a 


folgedessen auch zu nichts verpflichtet sei. 
Die Mitgliedschaft im BNSDJ. oder im RIB. hat 
er stets abzelehnt. 

Bin Richter, der noch heute wie U. einge- 


stellt ist, kann niemels die allen Rech+smwah- 


rern vom Führer gestellte Aufgabe, im nat.soz. 
+ 


Staat Hecht zu sprechen bezw. Recht zu schaffen, 
erfüllen. Er muß ausgeschieden werden. Gaulei- 
tung bittet deshalb, Dienststrafverfahren herbei- 
zuführen und von dem Ergebnis Mitteilung zu ma- 
chen. 

U. verwahrt sich gegen den Vorwurf, er habe 
sich an allen Sammlungen für die Allgemeinheit be- 
teiligt, eine politische Betätigung seit über 30 
Jahren vermieden, um an seiner richterlichen Im- 
perteilichkeit zu Zweifeln keinen Anlaß zu geben, 
Er habe sich lediglich geweigert, einen Fragebogen, 
der von der Partei ausgegangen sei, auszufüllen, 
weil er nicht Parteimitglied sei. Er hebe mit Fück- 
sicht euf die Aufforderung, eine Parteizeitung zu 
halten,und auf einen Hinweis einerRede des Dr. 
Frick lediglich erklärt, das mit der Pflicht dpffe 
man nicht so tragisch nehmen; wenn man alles bezah- 
len wollte, was in Reden und Zeitungsartikeln als 
Pflicht bezeichnet würde, könnte es so weit kommen, 
dal) man am Monatsersten sein Gehalt in der Haupt- 
sache für die Bezahlung von Beiträgen verwenden 
müßte und dann nicht genug zum Leben übrig bebiel- 
te. Dies sei natürlich nur eine scherzhafte Über- 
treibung gewesen. Er habe sich stets an Sammlungen 
beteiligt. Benn er erst vom 1.1.36 ab winterhilfe 
geleistet habe, um politischen Unannehmlichkeiten 
aus dem Wege zu gehen, So kinge dies mit seiner 
wirtschaftlichen Lage zusammen. 26jähriger Sohn 
seit 5 Jahren stellungslos, 24jährige Tochter Ge- 
hirnentzündung, er selbst einen leichten Schlag- 
anfall. Er habe sich stets von einer politischen 
Betätigung ferngehalten, nie einer Beamtenorga- 
nisation angehürt, auch dem früheren Richterver- 
ein nicht, weil dies seiner Auffassung vom Ver- 
hältnis des Hichters zum Staat widerspreche, 

Erwiderung der Gauleitung: die Vorwürfe wür- 
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den aufrechterhalten, insbesondere daß U. 
geäußert habe „alles, was von der Partei 
kommt, lehne ich ab." Offenbar habe U. kei- 
ne Ahnung von dem Worte des Führers, da3 es 
eine selbstverständliche Pflicht jedes den- 
renden Menschen sei, Politik zu treiben. 
Charakteristisch, daß U. selbst zugebe,nur 
für die Winterhilfe gespendet zu haben, um 
sich Unannehmlichkeiten zu ersparen. Dies 
muß geradezu als Verhöhung des Führers und 


seines Werkes angesehen werden. Daß solche 
Männer in gehobenen richterlichen Stellungen 


noch weiter verbleiben können, erscheint mir 
sbsalut unmöglich. 


GenstA. Berlin (5.5.) Emmittlungsverfehren 
gegen Chefredakteur der Kreuz-Zeitung Dr .Lange 
wegen Übertretung aes Reichspressegesetzes,we- 
gen eines Aufsatzes von Oberstleutnant a.D. 
von Rohrscheidt „Erlebnisse mit Feldmarschall 
von Hindenburg" . RA. Heltge als Vertreter v, 
Ludendorf verlangte Berichtigung unter noch- 
maligem Abdruck des Aufsutzes mit dem Zusatze: 
Wahr ist an diesen ganzen Erzählungen, daß 
nicht ain Wort wahr ist." De der Beschuldigte 
die Aufnahgme der Berichtigung ablehnte, stell- 
te KHeltge am 4.3. Strafantrag wegen Verletzung 
der Berichtigungspflicht. Am 9.5. erfolgte pe- 
richtigung „Nach einer Mitteilung 8.Exzellenz 
des Herrn General Ludendorf soll diese Schil- 
derung minxxinerDunktexniehi neen 
nicht den Tatsachen entsprechen, was wir aus 
Gründen der Loyelität unseren Lesern nicht vor- 
enthalten möchten." CSL, u, GengtA. wollen 
nach $ 2 Abs.2 des ütraffreiheitsgesetzes ein- 
stellen. 
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A. Hamburg (19.5.) Jn der Strafsache gegen Andre 


Mordes, Hochverrats usw, het der Verteidiger nun- 
einen spezifizierten Antrag zur Vernehmunzg des 
ugen Thälnenn gestellt. 
Th. soll darüber vernommen werden, 
l. daß der HF5 in der legalen Zeit grundsätzlich 
jede beweffnung abgelehnt hat, 
daß er eine Rede, die dem Angeklagten Zur Last 
Select wird, selbst „gehalten hat, 
dad eine angebliche Demonstration des RFB in 
Wirklichkeit gar nicht von RFB ausging, weil 
dieser damals noch gar nicht existierte, 
daß der Angeklagte die Stellung eines Lendes- 
inspekteurs im Klb nicht gehabt haben kann, 
weil eine solche Stellung nicht existierte. 
Der 1.Strafsenat hat sich in seiner Beratung auf 
den Stamunkt gestellt, das, falls das RJustMin. oder 
eine sonstige zuständige Stelle den Standpunkt vertre- 
te, daß Th. aus staatspolitischen Gründen nicht nach 
Hamburg überführt werden könne, eine Solche Ermessens- 
entscheidung durch den Senat nicht überprüft werden 
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d sprache in Jhrem 
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LAS TATL AE €T u K Ka > 


Leimen Staats- 
mitzuteilen, werd zb sehr 
e Fühlungnahme alle Meinungs- 


© 


der He lt schafft. 


Heil Hitler! 


Jhr sehr ergebener 


gez. H. Himmler. 


H4037-0137 


ep e ee —— ·— 








GenStA. Kassel 22.5. 

GenStA. wurde von Gauleiter um Unter- 
redung in Sachen Weber gebeten. Gau- 
leiter erklärte, daß es sich um eine 

vom Polizeipräs. gegen ihn eingeleitete 
Aktion handele. Er bschwerte sich sodann 
über die Bearbeitung der Sache Weber 
seitens der StA. GensöstA. vertrat den 
Standpunkt, daß restlose Aufklärung 

des Sachverhalts unerläßlich sei und auch 


im Jnteresse des Gauleiters liege; die 


Akteneinsicht solle dem Verteidiger alsbald 
gewährt werden, wenn sie sich nach den 
bestehenden Vorschriften irgendwie verant- 
worten lasse. 

Jn der ötrafsache Weber handelt es 
sich um eine Beschuldigung gegen den Groß- 
kaufmann Dr.wilhelm Weber, Pg.seit 1931, 
verlobt mit der Tochter des Gauleiters 
Weinrich in Kassel. W. wird zur iest gelegt, 
die am 4. 4.1936 verstorbene Privatsekretärin 
Kathe Bauer zur Abtreibung angestiftet zu 
haben. Die Bauer verübte am 4.4.1936 
in Kassel Selbstmord durch Gas. W. hatte 
mit ihr seit Jahren ein Liebesverhältnis 
unterhalten, das auch zum Geschlechtsver- 
kehr geführt hatte. 

Am 7.4.1936 erstattete die Schwester 
der Bauer gegen den Arzt Dr.Seelig in Berlin 
Anzeige wegen Abtreibung und gegen W. wegen 
Anstiftung zur Abtreibung u.a. mit folgenden 
Behauptungen: W. habe sie bestimmt, zu dem 
jüdischen Arzt Dr.Seelig nach Berlin, mit 
dem er sich vorher dieserhalb in Verbindung 
gesetzt habe, zu fahren um sich dort die 
Frucht beseitigen zu lassen.Jn erlin habe 
ihr Dr«Seelig mitgeteilt, daß W. schon einmal 
| ein 


. 
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ein NMüädchen namens Scheuermann zu ihm 
geschickt habe. Die Verstorbene habe inrer 
Schwester wiederholt erzählt, der Beschul- 
digte habe sie körperlich unö seelisch 
zugrunde gerichtet, ihr auch mehrfach 
:Gewalt angetan. W., habe gleichzeitig auch 
mit anderen weiblichen Personen Verhältnisse 
gehabt, dies aber abgeleugnet und auch 
zunächst bestritten, daß er die Tochter 
des Gauleiters Winrich heiraten wolle. 
Durch alle diese Umstände sowie unter dem 
Eindruck der Tatsache, daß eine frühere 
Geliebte des Beschuldigten, Gerda Hornung, 
Selbstmord verübt habe, sei die Bauer 
völlig zusammengebrochen gewesen. Sie 

habe nur noch darauf bestanden, daß ihre 
Frauenehre wieder hergestellt werde. Sie 


habe sich auch schriftlich an den Gauleiter 


gewandt, alle Angaben eidesstattlich? ver- 
sichert und um eine Aussprache gebeten, da 
es um ihre Frauenehre gehe. Sie habe auf 
die mehrfachen Schreiben keine Antwort er- 
halten, nur W. habe sie aufgefordert, 

ihre Ansprüche schriftlich mitzuteilen. 
Hierauf habe sie Selbstmord verübt, 

Die weiteren Zeugenaussagen haben u.a. 
ergeben; W. habe die B. sofort nach der 
Abtreibung und nach zwei- bis dreiwöchiger 
Behandlung im Landeskrankenhaus in Kassel 
sofort wieder geschlechtlich gebraucht. 

W. habe auf Vorhaltung der Schwester von 
Käthe Bauer in höhnischem und überlegenen 
Tone erwi dert; "Wenn ich reinfliege, 

fliegt die Käthe mit rein." Auch bei einer 
Aussprache mit der Käthe Bauer und ihrer 
Schwester mit Rücksicht auf die Berliner 
Angelegenheit sei W. erregt geworden und 
habe zu der Schwester gesagt: "Was wollen 
Ste eigentlich, ich habe Jhnen schon einmal 
gesagt, daß die Käthe mit reinfliegr, wenn 
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| ich reinfliege". Auch die Stenotypis:in 
| N Elfriede Salzmann hat W. Anfang Januar 
1936 zur Rede gestellt, dabei die Vor- 
| gänge in Serlin zur Sprache gebracht und 
ihm gesagt, daß er ein schöner Partei- 
gerosse sei, der ein Mädchen zum Juden nach 
Berlin schicke. Als der Beschuldigte so tat; 
als ob er von der Sache nichts wisse, und ihm 
vorkehalten wurde, caß er das Geld zur Ver- 
fügung gestellt habe, erwiderte W,daß es 
auf das Geld so genau bei ihm nicht ankäne. 
Der Arzt Dr.Seelig ist am 22. 2. 1936 gestor- 
ben. Er stand seit 1927 in Verdacht, Abtrei- 
bungen vorzunehnen. 
Der Beschulöigte behauptet, die Bauer 
habe über Unterleibsschmerzen geklagt, aber 
einen Kasseler Arzt abgelehnt. Darauf habe 
„er sich schriftlich an Dr.Seelig Bewandt, 
dessen Namen er im &reise von Berufskameraden 
einer Berliner Bank früher einmal gehört habe. 
Er habe nicht gewußt, daß Seelig ein Jude 
sei. Er habe lediglich angefragt, ob Seelig 
bereit sei, die Bauer zu untersuchen, ohne 
nähere Angaben zu machen. Vor etwa 7 Jahren 
habe er ein Verhältnis mit einem Mädchen: 
namens Scheuermann gehabt, und diesem auch 
gelegentlich den Namen des Dr.Seelig genannt. 
Ob er mit der Scheuermann Geschleohtsverkehr 
gehabt habe, könne er nicht mehr angeben, 
ebensowenig ob sie bei Dr.Seelig in Behandlung 
gewesen sei, Er habe der Käthe Bauer etwa 
120 R4 gegeben, die sie erbeten hatte, um zieh 
sie später in Raten zurückzuzahlen, 
Die Anwendbarkeit des Straffreiheitggesetzes 
vom 7.8.34 ist durch Beschluß abgelehnt wrden. 
Es werden ®rmittlungen angestellt durch 
Vernehmung des Arztes “r. Biemer des Kasseler 
Lanðeskrankenhauses und ðes RA.Auel in Kassel, 
der den ®eschuläigten ee Aih der Käthe Bauer 


vertreten hat und auch Über den Jnhalt der 
Briefe 
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Briefe an Weinrich und zwischen Weber 
und Bauer unterrichtet sein soll. 

Die Gerüchte über die den zu- 
künftigen Schwiegersohn des Gauleiters 
zur Last gelegte Straftat haben schon 
in weiten &reisen der Bevölkerung Kassel 
Eingang gefunden. 


Schreiben des OLGPr. München vom 

5.5. mit Gesuch ðes LGRats Jocheim 

um Übertragung einer OLGRa ts-Stelle 

in München und einer Rechtfertigung 

des Jocheim gegenübef*Ftellungna me 

der Gauleitung München mit Rücksicht 

auf den Eitualmordprozeß gegen Streicher. 
Jn dem Ritualmordprozeß aus dem 

Jahre 1929, in dem J. Staatsanwalt war, 

hat Streicher selbst erklärt, man hätte 

ihm mitgeteilt, er würde in J. einen 

guten Staatsanwalt haben, denn J. hätte 

in Gerichtsverhandlungen den Stürmer 

schon wiederholt als ein Blatt bezeichnet, 

das seine Berechtigung habe. Grund für 

die außerordentliche Schärfe der Ausein- 

andersetzungen während des Prozesses 

war wohl zunächst die Annahme von Streicher, 

d, sei Jude. Es war vorgesehen, in dem 

Prozeß einen völkisch eingestellten Schrift- 

steller, einen katholischen, einen prote- 

stantischen und einen jüdischen Sachver- 

ständigen Über die Auslegung der in Frage 

kommenden jüdischen Religionsschriften 

zu hören, ohne daß sie von Streicher 

während der Voruntersuchung beanstandet 

worden sind.Erst in den letzten Tagen vor 

der Hauptverhandlung wurden der jüdische 

und der protestantische Sachvers tände 

abgelehnt. J. fühlte sich hierauf ver- 

pflichtet, nun auch den völkischen Sach- 


verständigen abzulehnen, der seine Abnei- 


gung 
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gung gegen die Änzeigeerstatter in einem 
Schreiben an den Untersuchungsrichter zu 
deutlich Ausdruck gegeben hatte. 
J. hat zwar für seine Ausführ ngen 
als Staatsanwalt keinen Entwurf besessen, 
kann aich aber noch an seine Ausführungen 
sehr gut erinnern. Streicher hat damals 
in seinen Ausführungen zum Strafantrag nicht 
behauptet, J. hätte ihn unerhört angegriffen, 
sondern hat erklärt, J. hätte ihm das Gefühl 
für Billigkeit und Anstand abgesprochen. 
d, behauptet, auch diese Äußerung nicht 
gemacht zu haben. Er habe damals nur erwähnt, 
man hätte es von dem Gefühl der Angeklagten 
für Recht unë Billigkeit(vieleicht auch 
für Billigkeit und Anstand) erwarten dürfen, 
daß sie auch gegnerische Sachverständige 
zu Wort kommen ließen. 
Streicher hat in öer Verhandlung vor 
dem Schwurgericht vorgeworfen, J. hätte während 
des Krieges an der Front gewissermaßen aus 
Feigheit Beten Kegimentsstab Unterschlupf 
gefunden. J. hat sich auf diesen Vorwurf 
lediglich verteidigt.und nur Tat sachen fest- 
gestellt mit der Bitte, diese Außerungen 
nicht weiterzutragen. Allein der Stürmer 
gab die Erklärungen folgendermaßen weiter: 
"Aber daun sei er wegen seiner angegriffenen 
Gesundheit in die Regimentsschrebstube gekommen. 
Da hätten sie aber auch Gewehre bei sich 
gehabt (!!)", | 
Nach der Rechtskraft des Urteils haben 
Streicher und Holz um Strafaufschub gebeten, 
weil sonst die Geschäftsleitung des Stürmer 
gestört würde. J. hat diesen Gesuchen ohne 
' jede weitere Erörterung stattgegeben, sich 
allerdings die einzige dienstliche Rüge im 
politischen Referat dadurch zugezogen, daß 
Gr den Strafaufschub in seiner Zuständigkeit 
bewi l1ligte, ohne gleichzeitig dem Ministerium 
f zu 
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zu berichten. Als der RA. 
um die Aufschubsgesuche per 
unterstützen, erklärte J.:"die beiden 
Gesuche habe ich schon genehmigt, aber 
warum bringen Sie dann Aufschubsgesuche, 
bringen Sie doch gleich Jhr Gnadengesuch". 
dp den letzten Jahren hat J, zweimal 
versucht,die durch den Ritualmörd- 
prozeß entstandenen Meinungsverschi 
neiten auf ihre Ursachen zurückzuführen 
und beizulegen. Er hat sich deshalb 
zweimal mit LGRat Denzler in Nürnberg in 
Verbindung gesetzt. Seine Bemühungen 
blieben aber erfolglos. 

1933 hat J. nach Rücksprache mit 
OLGRat Strauß um den Eintritt in die 
NSDAP. beworben. im März 34 wurde ihm 
mündlich mitgeteilt, seine Aufnahme sei 
erfolgt; im April 34 wurde im eröffnet, 
daß die VYrtsgruppe seine Aufnahme ab- 
lehne. 

Schreben des J. an Minister vom 
16.5. 

Er habe in der äauptverhandlung 


| 
| 
| 


gegen Streicher und Holz nur seine 
Pflicht getan. Der Minister habe schon 
einmal in einer Sitzung des Bayerischen 
Landtags Vorwürfe, die wegen des Verhal- 
tens von J. im Ritualmordprozeß erhöben 
wurden, zurückgewiesen. 


eichsmin.des Jnnern 15.5. 

Todesfälle im St.Antonius-Krankenhaus 

in Karlshorst. Bericht des PolPräs.von 
20.4., aus dem hervorgeht, daß zwischen 

dem Krankenhaus und der DAP, Sohwierig- 
keiten bestanden, so daß Klagen über das 
Krankenhaus auf gespannte Stimmung treffen 
mußten: Aus dem Bericht geht weiter hervor, 


daß 
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daß es sehr schwierig sein wird, strafbare 


Handlungen nachzuweisen. Gutachten Bessaus 


eher günstig als ungünstig für Krankenhaus.» 


Fehlen einer festen Absperrung zwischen 
Entbindungsstation und innerer Abteilung 
war bei Vorlegung der Baupläne genehmigt 
unö bei, Besichtigung bisher nicht bean- 
standet worden. 

Krankenhaus ist bereits vor Strafanzeige 
den Forderungen nach sofortigen Maßnahmen, 
die durch den &reisarzt des Bezirks Lichten- 
berg aufgestellt wurden, nachgekommen, ĝa- 


Jst Entlas- nach sank Sterblichkeitsziffer erheblich. 
sung đer érzte 
aus der Haft 

erfolgt? daraus ergeben, daß bei der Übersendung der 


Verzögerung in der Bearbeitung hat sich 


Vorgänge an die Stå, eine Fehlleitung vorkan. 
Die Akten kamen in die Hände der StPolStellei, 
die selöst noch Ermittlungen anstellte. 

#7 
K6Präs. 15.5. 
Einleitung eines Ehrengerichtsermi ttlungs- 
verfahrens gegen den Fräs.,der Rechtsanwalts- 
kammer in Potsdam v.Bonin. B. verfeindet mit 
RA. Schmitz, weil dieser, bevor B., Kamervor- 
sitzender wurde (er war vorher Konsistorialrat), 
gesagt haben ell, daß B. sch hierzu nicht eigne. 
B. hat von S. behauptet, daß er sich an seine 
weiblichen Büroangestellten vergangen habe. 
Diese Behauptung hat sich als unwahr heraus- 
gestellt. Ein gegen S. eingeleitetes Verfären 
wurde eingestellt und dies am 3.Närz dem B. 
mitgeteilt. Gleichwohl erstattete dieser noch- 
mals Anzeige am 253.3. wegen derselben angebli- 
chen Vorgänge. Dies führte nunmehr zu der Ein- 
leitung des ehrengerichtlichen Verfährens. 


nStA.Braunschweig 20.5.» 
Strafsache gegen Trentzel wegen Heimtlickever- 
gehens. F. zur Zeit in dieser Sache in Unter- 


suchungshaft. Hat am 17.3. mit Bezug auf die - 
Reichs- 


Bety 
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Reichstagswahl vom 9.3. erklärt:"Wir müssen 


es schon glauben, wenn man uns sagt, wenn 


95 % Ja-Stimmen für den Führer abz 


egeben 
sind. Zu kontrollieren ist die Vahl nicht, 
denn da sitzen nur‘lauter Nationalsoziali- 
sten in den Wahlausschlissen. Die können 
uns viel erzählen". 

RJMin. hat am 28.4. Strafverfolgung ange- 
ar änet. 5.5. ist Anklage erhoben. 

Vorsitzender des Sondergerichts LGPräs. 
Lachmund hat an OLGPräs. ein Schreiben ge- 
richtet,in dem er sich auf Gen Standpunkt 
stellt, daß es ratsam erscheine, die Ver- 
handlung durchzuführen. Aus den Erfahrungen, 
die er, L., nach der Wahl habe machen müssen, 
müsse nachträglich festgestellt werden, daß 
der Angeklagte prophetisch die Wahrheit 
gesagt habe. 

(Die Erfahrungen L. ergeben sich aus 


einem - nicht abgesandten — Schreiben 
an den UÜStA.in Praunschweig: Danach 
mußte die Stimmabgabe Öffentlich er- 

. folgen, Die Wahlzelle stand von Braun- 
hemden flankiert so gut wie unerreich- 
bar in einer Ecke des Lokals.Plakate 
des Jnhalts: "Wer wählt in den Ecken, 
hat was zu verstecken". Jn dem kleien 
Ort Helmstedt sind etwa 1 Dutzend 
mehr Stimmen abgegeben worden als 
Wahlberechtigte vorhanden waren). 


GenstA. sieht keinen Anlaß, von Strafver- 
folgung abzusehen. Persönliche Besprechung 
der Angelegenheit mit dem LGPräs. wegen 
der mißlichen Beziehungen des DStA. zum 
L6Präs. in Erumschweig unmöglich. 

er Rechnungsrat im RJM. Heintzelmann 
ist mit Dienstentlassung bestraft worden. 


Urteil vom 224.364 75 % Pensionsbetrag 
auf 2 Jahre ($ 175 mit einem 20jährigen 


Arbeitsmann an Orten, an denen eine Beob- 
achtung des Vorgangs durch dritte Person 
möglich war). H. stammt aus den württ. 


ir aa Justiz- 
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Justizdienst und ist am 1.4.35 in das RJM. 


versetzt worden. 


Reichssicherheitsdienst 20.5. auf Befehl 

Führers und Reichskanzlers. Reichssicherheitsdienst 
als selbständige Jien e errichtet ong un- 
mittelbar F.u.K. | . Haushaltstechnisch 
zum Etat des Jnnennin. gehörig. Den Dienst- 
stellen obliegt Schutz des ?,.u.K. und der 
Reichsminister. Desondere Kriminalstellen 

sind für Aufträge kriminalpolizeilicher Art 
errichtet. Teraniassnnp des Schreibens: 

Bitte um Aufnahme in das Verzeichnis der Dienst- 
stellen, denen Auskunft aus dem Strafregister 

zu erteilen. 


Stå .Schweidnitz 20,5, 

Am 18.5. schwerer Unfall des Wagens des Ober- 
präs. Wagner (schwerer “erzedeskompressor); 
gesteuert von Frau Wagner; Rechtsbedgung. Offen- 
bar ohne Gas und ausgekpppelt. Wagen fährt 
rechts auf den Bürgersteig, läuft noch etwa 

8 Meter an Hei swand entlang, reißt Regen- 
rinne ab, überfährt S6jährige Frau (tot) 

und wirft 86jährigen Mann, mit dessen Ableben 
zu rechnen, um. Bremsen in Ordnung. Steuerung 
hat etwas zu viel toten Gang. GenstAä. nimmt 
sich der Sache selbst an. Wahrscheinlich 
anstatt Bremse auf Gashebel getreten. 


«5. Übersendet Verbalnot« des Äaiti-Gesandten, 

elcher sich darüber beschwert, daß der 
haitische Staatsangehörige Vernar, der mit einer 
Deutschen verlobt ist, drei Stunden von der 

Gestapo wegen angeblicher Abtreibung vernommen 
worden ist, wobei er darauf hingewiesen worden 
sein soll, daß er jeden Verkehr mit deutschen 
Mädchen zu unterlassen habe (Rassengesetzgebung), 
Gesandtschaft wäre AA.dahkbar, wenn jede weitere 
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Belästigung des V. durch Vestapo unterbliebe, 


und weist darauf hin, daß Nürnberger vesetze 
ihre Staatsangehörige nicht betreffen. 

Fragt an, ob haitische Staatsangeörige in 
#“eutschland arische Fersonen heiraten dür- 
fen, was doch wohl selbstverständlich sei. 
AA. bittet um Stellungnahme, insbesondere 


auch zu der Frage der lHaftentlassung. 
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26. iai 1936. 


Reichsmin.Kerrl 15.5. 
verwendet sich für eine Rehabilitierung des 


früheren BStA.Christian Spieler. Oberstes 
Parteigericht habe einstweiligen Ausschluß aus 
der Sartei aufgehoben und sich mit Ver- 
warnung begnügt. Das stelle völlige Rehabi- 
litierung des Spieler dar. Kerrl regt Äuf- 
hebung der Dienststrafe an, zumal im Hinblick 
auf Amnestie vom 23.4. (Verdienste in der 
Kampfzeit, Lage der Familie). Ferner bittet 
Kerrl, Spieler eine seinen Leistungen ent- 
sprechende Beschäftigung im Justizdienst 
wiederzugeben. 


Reichsstatthalter Hessen 11.5. 

hat nichts gegen Wiederverwendung des 
Dr.Hans Adelung, Sohn des früheren Staats- 
präs.Adelung einzuwenden. 


Reichskriegsminister 23.5. 

beschwert sich gegen die außergewöhnlichs 
lange Hinausschiebung des Strafvollzugs 
gegen Oberstleutnant a.D,Cramer von Daue 
(C,v.L. ist wegen 9 175 - Brückner! = 

vom Kriegsgericht zu 4 Monaten Gefängnis ver- 
urteilt. Vollstreckungsbehörde - unser 
Gensta.in Predau - hat Strafaufschub bis 30. 
6.1936 gewährt). Kriegsmin.erhebt die 
Vorstellung, daß die Aufrechterhaltung der 
militärischen Sanneszucht schnelle Sühne 
der von einem Soldaten begangenen und gegen 
ihn abgeurteilten tat verlange. 


Am 29.7.39 hat der Stellv.d,Führers uns ein 
Exemplar „Mein Kampf" Ubersandt, das aus der 
Bücherei des AG. Berlin-Mitte stammt und in 
dem der AGR. Nicolai Bleistiftvermerke gemacht 
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der und herabsetzender 


finde, 


nicht zu recht 


jer 
tung und Achtung 8 


der Richter offensichtlich nicht 
nn le; wollar 
reg egen KéELA A? ii. 

Das Schreiben des Stellv.d.Fü 
Gegenstand eines an Herrn Ruin. ker ge- 
richteten Schreibens des StS. Freisler v, 


27.8.35 gewesen, in dem Freisler bittet, 

"mit Rücksicht darauf, daß die Angelegenheit 

gemäß persönlicher Weisung Kerrls durch den 

genannten Erlas erledigt worden sei, de 
Fübrerstellv.gegenüber zum Ausdruck zu 
bringen, dad auch er die Sache Tür abge- 
schlossen halte. Es folgen mehrere Wahnun- 
gen des Führerstellv. bis 23.10.55, suf die 
am 2.11.35 Freisler dem Führerstellv.mit- 
teilt, daß er mit Kerrl in Verbindung ge- 
treten sei. Inzwischen hatte sich die Kanz- 
lei des Führers (Bouliler) eingeschaltet; 
sie erhielt denselben Bescheid. Am 16.12. 
35 erbat RMin.Hess persönlich die Personal- 
ekten des Nicolai. Am 28.12.35 erbat Kerrl 
die Vorgänge über Nicolai. Am 2.3.36 
schrieb Kerrl an Freisler persönlich, das 
er sich nicht davon habe Überzeugen können, 

dei er den von Nadler unterzeichneten Fr- 
H ~ Tal veranlagt habe. Er müsse auch sagen, 
SZ deß es ihm sehr fraglich erscheine, dab 
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Dr, Rassch dem 
GenStA. eine Aktennotiz des Emil Qutbrodt vom 
28.4.36 (die Notiz wurde ihm von einem Gerichts- 
ESSESSOTr, de im S.D. tätig ist, übergeben. Der 
d, D, hat sie von Gutbrodt zur weiteren 
erhalten.) 
dn der Notiz wird mitgeteilt, 
vermleter Sturm behauptet, am 27.7.35 mit Ras 
und Dr. Apelt eine Autofahrt zu den Eltern 
gemacht habe, deren Kosten 180 M betragen 
R. und A. seien dick befreundet. 
Die von dem Gen5tA. angestellten Ermittlun- 
Ben ergeben, daß es sich nicht um Raasch, sondern 
den StAnmRat Klar handelt, der die Fahrkosten in 
Höhe von 180 M selbst bezahlt hat. 
Am 20.5.30 suchte Emil Gutbrodt den GenstA. 
in dieser Angelegenheit in seinem Dienstzimmer 
auf. Hierbei kam. es nach -einem Vermerk den GenstA. 
zů. e iner erregten Auseinandersetzung, bei der der - 
GenStA. sich weigerte, die Namen eines der der 
Unterredung beiwohnenden Staatsanwälte, den er 
vorher vorgestellt hatte, ausdrücklich zu wieder- 
holen und Gutbrodt seinerseits sich weigerte, zu 
sagen, wie er von der Fahrt v, 27.7.35 erfahren 
hebe. Auf die Feststellung, daß es sich nicht um 
"Raasch, sondern um Klar handele, erwiderte Gut- 
broat, das sei für ihn einerlei. Jätere KZ aber 
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enëtk, Celle (253.5.) Mi 
Detmold. Betr, Strefisac! 
Die Spannäng zwischen Wehrmacht 
u. Pertei und ihrenGliederungen & 
ist weiterhin vorhanden. Diese Stimmung ist 
weiterhin durck die Strafssche gegen Leut- 
nent Haack wegen Beleidigung; verschlechtert 
worden. Haack hatte dem Schriftleiter Eich- 
höfer vorgeworfen, daß dieser sich bei sei- 
ner eidlichen Aussage vor Gericht als lächer- 
licher Phantsst benommen Lebe. Um eine all- 
gemeine Bereinigung herbeizuführen, setzte 
sich OstA, Detmolä nit dem Oberstleutnant 
Weiß,Chef des Stabes des 6.4.K., in Verbin- 7 
dung. Gegenstand der Besprechung war einmal 
der Vorfall Leutnant Haack, dann die Straf- 


sache gegen Koch u.a., den weiteren die Streit- 


frage, die dadurch entstanden war, dag, bevor 
die Angelegenheit Koch bei der hiesigen StA. 
enhängig wurde, die Wehrmacht durch zwei ` 
Kriegsgerichtsräte in Detmol 
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Anleb SA-Ansehöü rige 
SArbrigadeführers, der 
lippischer Lendespolizei 

ehörden vernommen wor 


machte deshalb Oberstleut- 


— 


neant Weiß folgenden Vermittlungsvorschlag: Zu 


einem Gnadenzsesuch von Koch und anderen in n 


ablehnender Weise Stellung zu nehmen, dafür 


Schriftleiter kickhöfer den Strafantraz zurückneh- 


- > 


eny Schließlich sollten alle bisher aufgetrete- 


nen Sötreitfra,;en nicht mehr erwähnt und als er- 
ledigt angesehen werden. 

Weiß trug diese Anregung dem Kommend, Generel 
vor, welcher eo ablehnte und mitteilte, daß das 
Verfahren gegen Haack weitergehen könne. Die letz- 
tere Mitteilung erfolgte offenbar mit Rücksicht 
auf das Straffreihsitsgesetz, i 

Die Parteiinstanzen - Reichsstatthalter Meyer 
war meingf Vermittlungsvorschlag in Einverstandnis 
wit Oberstleutnant Wei bekanntgegeben worden - 
empfinden dieses Verhalten der Militärbehörden als 
nicht ganz loyal und meinen, daß die Militkrbehör- 
den en einer Begnadizung von Koch u.a. kein Jnter- 
e5se mehr hätten ohne Rücksicht darauf, wie sich 
dss auf des schon Kespannte Verhältnis zwischen 
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griff eines Andersdenkenden 


ihre — re erblickt haben. 
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GenötA. Berlin (16.5.) Strafssche gegen Blume 
wegen Unterschlazung. Be ist Pg. ~ Mitgl.Nummer 
62 258 -, war vorübergehend im Geubüro 
NSDAP. und Leim „Angriff beschäftigt. 
Okt.1934 ist er persünl.Sachbearbeiter u. persönl. 
Begleiter des Reichshandwerksmeisters mit einen 
Gehalt von 326,74 RM. Seine Stellung war eine 
eusgesprochene Vertrauensstellung. Er hatte 
zugleich die Verwaltung verschiedener Kassen 
u. Fonds, über die der Heichshandwerksmeister 
persönlich zu verfügen hatte. Er hat insgesamt 
1300 RM4 unterschlagen. Er hat auderdem in Ab- 
weichung von der Anordnung des Reichshandwerks- 
meisters in 7 Fällen die persünlich op diesen 
gerichtete Post geöffnet. Strafantrag wegen 
Verletzung des Weien éi ist gestellt, 
surechtsam ügericht Aor pappo rab: 


REES 2 sind von A. ebun 
Kenntni is gesetzt. , Pe 2 
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Präs. der Reichs-Bechtsanwaltska 


ONE ET Bag Agent "gu ETH 


Ké ` y na — J 
22.5. mit Beri cht des Er Tee 


München über Einzriffe der deu 
eitsfront und 


Zrivatrec ntss 


Mitte Oktober 19 übertrugen 
Y 


der Bauunternehmer Siegelstätter 
Grundstücksbesitzerin Keller ihr 
Vertretung gegenüber einer Frau 
ich und einer Frau Reif. Die beide 

hatten von Frau keller und deren 
Bruder ein Grundstück gekauft und von 
Siegelstetter bebauen lassen. Sie behaupten, 
von Siegelstetter betrogen zu sein und wandten 
sich beide an die DAF. An-10.10.35 w rde 
Sie gelstetter von dem Referenten der DAF. 
Sankdirektor Poller vorgeladen und ersucht. 
von Keller bezw. ihm, Siegelstetter, ein An- 
erkenntnis über die Richtigkeit der gegenerl- 
schen Behauptungen und demgemäß über die 
Zahlung einer Summe von 3500 RA als Schadens- 
ersatz auszustellen. Siegelstetter weigerte 
sich und wandte sich zur Jnteressenvertretung 
mit Frau Keller an Zeilmann. Dieser lehnte 
die Ansprüche aus tatsächlichen unä rechtlichen 
Gründen ab und verwies "re Hendrich auf den 
Rechtsweg. Das ®chreiben war an die DAF. 
geriohtet. Sowohl Frau Reif wie Frau Hendrich 
reichten Klage ein, Frau Hendrich zuvor ein 
Armenrechtsgesuch für die Anfechtungsklage. 

Am 16.3. bat Siegelstetter den Ze bei 
einer an diesen Naohmittag von der Gaule itung 
der NSDAP. in dieser Angelegenneit angesetzten 
Besprechung ihm beizustehen. Der Nakler Frie- 
drich, der die Kaufverwäige vermittelt habe, 
sei bereits am 13.3. 1936 vorgeladen wa 


Brenn 
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wo ihm eröffnet worden sei, daß sowohl er 
(Friedrich) wie auch Frau Äeller und Siegel- 
stetter nach Dachau kämen, wenn die Gruni- 
stückskaufverträge nicht rückgängig gemacht 
würden. 

Bei der Verhanöälung Èn der Gauleitung 
waren der Gauinspektor Steinhäuser ong ein 
Herr mit weißem Spitzbart und goldenem 
Parteiabzeichen zugegen. Steinhäuser 
stellte zunächst die Frage, ob der Fall er- 
ledigt sei und die Grundstücke zurückgenommen 
wurden. Als dies verneint wmrde, erklärten 
Steinhäuser wie der andere Herr, daß dam 
Siegelstetter, Keller und Friedrich nach 
Dachau kämen. Keller und Siegelstetter seien 
Volksschäälinge. Dies sei durch Begutachtung 
einwandfrei festgestellt. Zeilmann versuchte, 
Tatsachen vorzubringen und Tatsachen zu er- 
fahren, wurde aber mit dem Hinweis auf die 
Gutachten, die von Z. als entkräftbare Partei- 
gutachten bezeichnet wurden, zurückgewiesen. 
Hierbei wurde immer weiterhin mit Dachau 
gedroht. Als Z. hinwies, daß diese Erklärungen 
anfechtbar sei, und außerdem der notariellen 
Beurkundung bedürfe, wurde dies ignoriert. 
Als Z. weiterhin darauf hinwies, daß dies 
keine Verhanälung sei, sondern ein ver- 
bräntes Diktat, erklärte Steinhäuser, gut 
wenn er nun erkläre, daß Siegelstetter und 
die anderen nicht nach Dachau kämen, ob 
dann die verlangten Erklärungen abgegeben 
würden. 

JInzwichen kam Boller von der DAF. 
Er hatte die Akten bei sich, referierte über 
den Sachverhalt und erging sich in starken 
Worten Über die Volksschädlingseigenschaft 
des Siegelstetter usw. Als Z. auf die gesetz- 
lichen Bestimmungen verwies, wur 


— nease t einer wegwerfenden landbewgung abge tana 


Y Herr mit dem Spitzbart erklärte, ach 
| was 
E, Dee ERR 
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b Gesetze, für uns gilt das, was nach dem 
tandpunkt der Partei richtig ist. Als 2. 
auf das bisherige Ergebnis der Beweisau fna hme 
hinwieg und meinte, daß der Rechtsstreit für 
Frau Reif verloren sei, erwiderte Boller mit 
Pathos, daB glaube er nicht. Wenn dies aber der 
Fall sei, würde er persönlich dem Justizminister 
die Akten vorlegen und verhindern, .daß ein solches 
Urteil ergehe. Als Z. bezweifelte, daß Frau 
Hendrich das Arnenrecht bekäme, erklärte der 
Herr mit dem Spitzbart, jeder, der arm sei, 
bekäme auch das Armenrecht. Z». mußte sich 
entfernen, bevor die Verhandlung zu Ende ging, 
Siegelstetter suchte ihn abenös auf und zeigte 
ihm eine von Boller entworfene Erklärung,deren 
Unterzeichnung mit nochmaliger Androhung mit 
Dachau bis zum e Ae ~ 
17.bis 21:53. befand sich ó. auf einer Dienst- 
reise. Er hatte vorher durch einen ihm befreundeten 
PR. einen Bericht über die Vorgänge 
der Geheimen Staatspolizei zuleiten lassen. 

Nach seiner Rückkehr erfuhr Z., daß Siegel- 
stetter die Erklärung nicht unterzeichnet hatte, 


wohl aber Frau Keller Spe Anger yor Dacian., 
DIiewe-rIrtäfung wur wurde — — vom 
24.5. der Gauleitung gegenüber nach ) 123 BGB. 
angefochten. “dnzwischen war Frau Henrich 
auch das Armenreoht verweigert worden. 

Am 29.4. wurden Frau Keller und Siegelstetter 
von der Politischen PotIzer Verrat Tan 
dem Bericht von SolTte@t® Ent- 
haftung in Aussicht gestellt worden sein, 
wenn sie sioh verpflichteten, einen Abfindungs- 
betrag auf den Grundstücken der praa teter 
hypothekarisch sicherzustellen, Die körper- 
Tree ST e E durch die Jħhaftierung ge- 
brochene Keller sollte sich bereit erklärt haben, 


gie erforderliche Erklärung abzugeben.Der 
notarielle Akt: sollte am 5.5. vor einem hiesi- 


gen Notariat stattfinden. 
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An 5.5. begab sich A, zur Politischen 
Polizei, um in der Angelegenheit &eller - 
Siegelstetter zu verhandeln. Der zuständige 
Amtmann Flesch erklärte, die Jnhaftnamme sei 
erfolgt, weil man sich für Siegelstetter 


als Bauunternehmer und für Frau keller als 
Geläögeberin interessiere. Von der an diesem 
Tage um 17 Uhr stattfindenden Notariatsbe- 
sprechung wollte Flesch nichts wissen. Als 
Z. erklärte, daß ein solches Vorgehen nicht 
zu lässig sei, wurde Flesch grob und erklärte, 
er Natte mit 4. nichts mehr zu tun. 

Kurz vor 17 Uhr desselben Tages erfuhr 
2. durch Anruf, daß sich auf dem Notariat 
München X bereits eine Frau Zottmayer, die 
Z. Uber die Jnlaftnahme der Kaller und des 
Siegelstetter informiert hatte, und zur 
Politis chen Polizei vorher zitiert wœ ĉen 
war, um der Keller Geld zu leihen, und ferner 
Frau Hendrich sich eingefunden hätten. 
Kurz nach 17 Uhr erschien in der Kanzlei des 
4. ein $8.kann und forderte Z. auf, zur Poli- 
tischen Polizei zu kommen, wo Flesch sofortige 
Klarstellung Über gaisse Funkte wünsche. 
Dort bekam er von Flesch gestellte, aber 
von dem Kriminalhauptwachtmeister Trümner 
in Abwesenheit von Flesch bekannt gegebene 
Fragen vorgelegt, woher er die Angaben hätte, 
daß der keller und dem Siegelstetter für 
den Fall der Abgabe ihrer Erklärung die 
Enthaftung in Aussicht gestellt worden sei. 
Zə gab an, daß er die Nachricht von Frau 
Kottmayer bekommen hätte. Die Richtigkeit 
dieser Mitteilung wurde von dem Ehemann Kott- 
mayer später in Gegenwart des Justizrat 
Zeilmann bestätigt. Des weiteren wurde 2. 
gefragt, ob er bei der Unterhandlung mit 
Flesch am Vormittag das Wort"Erpressung" 
gebraucht habe. 4. antwortete; eY YORAe sich 


nicht 
MECH 
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nicht erinnern, er sei sehr erregt gewesen. 
Schließlichnwurde Z4. gefragt, ob er das Vor- 
gehen der Politischen Polizei gegen Keller 

und Siegelstetter als Erpressung betrachte. 

2. antwortete, diese Frage sei zu bejahen, 

wenn die Angabe der Frau Zottmayer stimmten, 
sonst ließe sich darüber streiten. Er stände 

im übrigen auf dem Standpunkt, daß eine fillens- 
beeinflussung nicht nur durch Drohungen, sondern 
auch durch die Umstände aus der gesamten Sach- 
lage erfolgen könne. Z. ist um 19 Uhr entlassen 


worden. Frau Keller wurde kurz vor 18 U 
desselben —— — 
Sle E ELE verpflichten 
müssen, niemals mehr zuf die Kanzlei des 2, 


zu geben, mit diesem zu verhandeln oder sich 
beraten zu lassen, und schließlich das Anwesen 


Reif zurückzunehmen bezw. dafür zu sorgen, 

daß es zurückgenommen werde. Der Termin auf 

dem Notariat hatte nicht stattgefunden, so daß 
sich die erschienenen Beteiligten nach längeren 
Warten wieder entfernten. 

Am 6.5. erklärte Siegelstetter auf der 
Kanzlei des Z., auch er habe vor seiner Ent- 
lassung aus der Schutzhaft bei Androhung neuer- 
licher Verhaftung unterschreiben nissen, sich 
nie mehr von Z. anwaltlich beraten zu lassen 
unö nie mehr auf der Kanzlei des Z. zu erscheinen. 

Am 7.5. erfuhr Z. durch Anruf bei Frau 
Zottmayer, daß Frau keller und Siegelstetter 
nie mehr zu ihm kommen würden und dürften 
und daß Überdies am ‚nachmittags die An- 
gelegenheit Hendrich und Reif auf dem Notariat 


Kinchen X In dem ven ter Deutschen Arbeitefront 
d.h. Allerdings, daß Frau Keller lediglich ein 
Schuldbekenntnis mit Bestellung einer Sicherungs- 


hypothek in Höhe von 4 000 Ba abgegeben hat 
ohne daß es zum Wandlung des Kaufvertrages ge- 


kommen 
Besso 
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ist. Dieser Vertrag ist in Anwesenheit 
des Boller der Frau Sendrich und deren 
Vertreterin RAmwältin König -abgeschlossen 
worden. 
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Präs., der K=-Kechtsanwaltskammer 
gegen diese schweren Eingriffe in die 
Rechtspflege und in die anwaltliche Be- 
rufsausübung mit geeigneten Maßnahmen 
vorzugthen. 


GPräs. München 22.5. 
mit einem Schreiben des Hauptarchivs 
der NSDAP. vom 19.5. 
Jn dem letzteren Schreiben verlangt 
das Hauptarchiv eine Verfügung des 
OLGPr&äs. an dessen untergeoränte Stellen, 
daß ausschließlich dem Aauptarchiv 
der NSDAP. in München Akten partei- 
geschichtlichen “nhalts auf Ersuchen 
auszuliefern sind, ferner daß æ lohe 
Akten, die dem Hauptarchiv noch nicht 
bekannt sind, zu melden sind.Wie sich 
der Beauftragte. des GenstA. ORR.Wingler, 
persönlich überzeugt habe, lägen die 
Akten in Stahlschränken registriert und 
sicher bewahrt, so daß die Behörden 
jederzeit Einblick nehmen oder darüber 
verfügen und Private an das Hlauptarchiv 
verweisen können. Für die Fartei sei 
die Sicherung zunächst das Wöchtigste, 
daneben sölle dann die karteiliche Bear- 
beitung und Sichtung erfolgen. 

OLGPräs. geht davon aus, daß 

die Akten in staatlicher Verwahrung 
bleiben sollen entsprechend dem amtlichen 
Erlaß Dt.J. 1935 5.1374.. Er bittet 
um Weisung» 
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StS.und Chef der Reichskanzlei 25.5. 

mit Übersendung der Abschrift einer 

Erwiderung des Jugendführers vom 14.5. 

auf die Stellungnahme des Finanzministers 

vom 6.5. zum GesEntw. über die Reichsjugenö. 
. vernschlapt 

Schirach steiik folgende Kosten für die 

Verwaltung und neun neuzuerrichtende Führer- 

schulen. 


1936 _ 1937 1938 1939 1940 1941 
ae. 7 


Millionen Reichsmark 
—_.____"ZAiiiionen Kelchst 


Stab des Jugend- 
führers 0,83 © 1,12 1,12 


25 Gau jugendführer 3,64 5,34 5,34 


1050 Kreisjugend- 
führer 8,13 18,04 17,89 


9 Führerschulen 2,08 2,12 2,12 


Baracken-u.Zelt- 
lager | > 48,62 48,20 


1938: 35 Lager 
1939+ 70 Lager 
1940: 105 Lager 


Schießausbildung der 

Reichsjugend 

Einmalige Ausgaben für 

erstmalige Ausstattung, 

Bekleidung usw. Neu-, 

Um- und Erweiterungs- 

bauten 1,98 22,15 19,23 18,95 0,02 


Hie rnach entfallen die Hauptausgaben auf die Augs- 
bildung der Jugend in den Baracken- und A PEPENG d 
und nicht auf die Verwaltung: | 
Finanzminister will für 70 000 ehrenamtlich 
tätige Zugführer einen Unkostenbetrag von 50 R& mtl. 
pro Zugführer in Ansatz bringen. Er glaubt, daß 
auch ein Entgelt für die Tätigkeit gezahlt werden 
müsse. Baldur von Schirach glaubt nicht, daß Un- 
kosten erwachsen, höchstens Mona tsbetrag von 
> ës Außerdem nicht 70 000 sondern nur 28 000 
Zugführer, ein Entgelt für die Tätigkeit nicht 


notwendig. 
LEN 
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Telegramm 
in Sch! 
inricli OST, Verhaftung des Zeugen u. 
Forst wegen Je ineides 
eines anderen Zeugen 
ld als völlis 
mit diesem (BTtA. GE 


Srstendpypunkt aus unzumutbar, 


AMin. d. JAn., (27.5.) teilt mit Abschrift eines Schrei- 
bens an Keß. Jhm ist bekannt geworden, daß in einem 
Fall, in dem ein Polizeibeanter,;, der Pg. ist, gegen 
einen Ortsgruppenleiter, der von dem beamten Lehauptet 
nette, dieser hebe seiner behürde wegen eines Dienst- 

ells falsche ngaben gemacht, Strufantrag bei der 
Stå. gestellt hatte, Cas Gauparteigericht sich auf den 
Standpunkt gestellt hat, grundsätzlich gehörten alle 
keinungsverschiedenteiten und Zwistigkeiten zuischen 
Pës. zur Zuständigkeit der Purteigerichte, 


hus anderen Berichten geht hervor, daß die Anordnung 
des Führerstellv., wonach Streitigkeiten zwischen Partei - 


genossen zunächst vor dem Parteigerich# auszutragen sei- 


Perca 
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beleidigt wer- 
STE a” 
unterlie- 


ven; 


1ZunEg von Erne! 


Strefverfahren gegen 
handelt, dal der Ange- 

ungen abgeben si lie die BEinstel- 

lung des Verfahrens gemä, d It PO, erleichtern, 
die Kreisleitung Brewen in einem san den OSTA, 
gerichteten Schreiten vom 19.5.5606 mitgeteilt, daß 
der Stellv.d.Führers wie folgt Stellung zenommen 
habe: „Grundsützlich darf kein politischer Leiter 

yegen einer von ihm bei seiner vorgesetzten Dienst- 


stelle gemachten Meldung einem strafrechtlichen 


Verfahren we zen falscher Anschuldigung Busgesetzt. 


werden. Bine strafrechtliche Verfolgung ist nur 
dann am Platze, wenn wider besseres Wissen unwahre 
Angaben gemacht werden. Jn allen üänderen Füllen muß 
es der Entscheidung der Partei überlassen uleiben, 
ob eine Verfolgung durch die Gerichtsbekürden ge- 
wünscht wird oger dicht» 








UL RAbarz HS) 
zu 4 Monaten Gefängnis ve 


a e len ! an 
de We LUG a KA, 


ler Mai-Numnger 
ndeurteil des IG. in 


Cottbuser Anzeiger beri 


‘ay = st “Aa u A Fis f J 
Der 27jährige Jude Georg 


Gefängnis verurtie 


Gefingnis beantragt. 
Der Stürmer bemerkt hierzu, 
siler Deutlichkeit zeige, 
berger Gesetzen gezenüberstünden, und 
Führer erlassenen Gesetzen nicht ases 


stäindnis entgegenbrächten. Es sei ein Beweis 


mangelnde Verständnis für den vom Juden begangenen 


Hassenmord, daß das Gericht den Unstend, “ab das Veér- 
hältnis schon vor dem Jnkrafttreten des Ges. bestanden 
hat, strafmildernd in Rücksicht gezogen habe. Dieser 
Umstand müsse gernde als straferschwerend angesehen 
werden, 


Këksps, 126.5.) berichtet, daß gerade die hier betei- 


"be gä: fe 


= gx ef 8 


H4037-0163 








H4037-0164 


4 
1E > > 
USG tEn 


aa 
mi“ 


Bei bedauer.lich, di dieser Sachverhalt 


Stürmer völlig unterurückt werde. Jm Gpri 
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Schreiben des Jnnenministeriums vom 28.12.35. 

Der S9-Mann und Pol,Wachtmeister von Boguszewski aus 
Siegburg ist durch Urteil des Schmurgerichts in Bonn 
nach 55 155, 154 Abs.l u.2, 157 Abs.l ziff.l StGB. zu 
einem Jahr, einem Monat, zwei Wochen Gefgs. verurteilt 
worden. Jhm ist wie den anderen SS-Angehörigen, die 

die gleiche Straftat begangen haben, vom Reichsjustiz- 
ministerium Strafaussetzung mit Bewährungsfrist gewährt. 
Jounenministerium bittet um unbedingten Straferlaß, um 
B. als Pol.Wachtmeister wieder einzustellen, da er sich 
besondere Verdienste um die nat.soz. Bewegung erworben 
habe und Vater von 4 Kindern sei. Solange ihm bei der 
geringsten weiteren Verfehlung der Widerruf der bewil- 
ligten Bewihrungsfrist und die Verbüßung der ausgesetz- 
ten Strafe drohe, könne er nicht wieder eingestellt wer- 
den. 


schreiben des GenstA,. Hamburg V. 28.12,55 mit Abschrift 
eines Schreibens des Gauleiters Kaufmann an Heß in Sa- 
chen Caspritz u.gen, Kaufmann bezieht sich in dem Schrei- 
\ ben auf eine mündliche Unterredung, in der er sich gegen 
N Durchführung des Strafverfahrens ausgesprochen hatte. 
n Er sei damals der Auffassung ausgegangen, daß im Juter- 
wi esse des Sicherheitsdienstes,als dessen Beauftragte die 


D OBeteiligten sich zum Teil ausgegeben hätten, die Sache 


O nicht wieder vor ein Gericht gebracht werden solle. Jetzt 
U. hätte aber sowohl Caspritz als auch Schaper auf dem 
Rechtswege Schadensersatzklage eingeleitet. Außerdem le- 
ge Heydrich als Leiter des Sicherheitsdienstes keinen 
Wert auf die Nichtbestrafung der Leute, da es sich nicht 
um Angehörige des SD handele, Die Binlsitung eines Straf- 
- yerfahrens schlieide eine spätere Begnadigung nicht aus, 


Schreiben des OL@Prüs. Kassel v. 30,12.35 mit Abschrift 
eines Berichts des aufsichteführenden AGHats Bellenberg 
in Fulda. Der Gauleiter/stellv., Landrat Burgħardt, in 

<. Fulda hatte Bellenberg aufgefordert, sich Uber die Zuge- 
hörigkeit der Kinder von Beamten und Angestellten zur 
Hitlerjugend zu Kußern. Bellenberg antwortete, daß diese 
Frage von dem LGPräs. überwacht werde, Burghardt wirft 


Bogoos/,u = 
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B. vor, die Auskunft nicht erteilt zu haben, und 
sieht hierin passiven Widerstand. kr ste@Alt weiter- 
hin fest, daß diese Weigerung das Bild von 

über seine politische Einstellung abrunde und dag 
dieser Vorfall dem LGPräs. von Freisler mitgeteilt 
werde. Bellenberg hat in einem weiteren 


°. 
e 


OR Ae an 
Burghardt den Vorwurf des passeiven Widerstandes und 


der politischen Unzuverlässizkeit zurückgewiesen und 
erbittet Schutz von Seiten der Justiz. OLGPräs,. 
dieser Bitte bei. 


tritt 


Abschrift des Schreibens des Reichspostministers 
an den Jnnenminister v. 23.12.35 zur Kenntnisnahme vor- 
gelegt. Er tritt den allzu häufigen Beschlagnahmeanord- 
nungen entgegen. Durch das Jnnenministerium allein 964 
Anordnungen, v.1.-12.12.535 23 Verbote. Von der Geh. 
Stapo ist im Auftrag von Kerrl Vorzensur für sämtliche 
Rundschreiben der Bekenntnisfront angeordnet. Postämter 
sollen deshalb je 2 Exemplare abliefern, Außerdem Was- 
senbeschlagnahmen unbestimmter Kmpfünger und unbes ti mm- 
ter Absender bei Druckschriften der 


Jnternationalen Bibelforscher, 

der anthoprosophischen Gsellschaft, 

der in russischer Sprache erscheinenden 
Druckschriften und hinsichtlich ge- 
schlossener briefe aus Belgien der 
Auslandsfachschaft des deutschen Han- 
dels und Gewerbes. 


weiterhin Vevisennachschau im Brief- und Paketver- 
kehr für das gesamte Reichsgebiet, wodurch auch poli- 
tisch verdächtige Sendungen erfaßt werden sollen. Hier- 
zu kommen Beschlæ nahmen der örtlichen Staats poligei- 
stellen, die noch in weit stärkerem Umfange angeord- 
net werden, So werden zum Teil ausländische Zeitungen, 
‚die nicht verboten sind, einer sog. Vorprüfung unter- 
worfen. $ ? s 

Postminister hält diese weit in die Tausende gehen- 
den allgemeinen örtlichen Beschlagnahmeanordnun;en für 
undurchführbar, Nach dem Stand von 1934 werden im Jah- 
resdurchschnitt etwa 5,5 Milliarden Briefsendungen, im 
Monatsdurchschnitt also 500 Millionen befördert, Hier- 
unter befinden sich etwa 9 Millionen Sendungen aus dem 
Ausland. Hinzu kommen 1,2 Williarden Zeitungsnumern, 
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im Monatsdurchschnitt also 125 Millionen, hiervon al- 
lein 700 000 einzeln gesanäte Zeitungsnummern. Bei die- 
sem Verkehr könne eine genaue Prüfung nicht durchgeführt 
werden. Außerdem können die Beschlagnahmeanoränungen 
nicht geheimgehalten bleiben, da ein Verbot für das gan- 
ze Reich über 5000 Postämtern, über 10 000 Postagenturen, 
über 25000 Poststellen, 50 000 Briefzustellern und 23000 
Poststelleninhabern wird mitgeteilt werden müssen. Außer- 
dem treten dadurch Verzögerungen in der Postzustellung 
ein. 


Bezüglich der Zustellung der beschlagnahmten Zeitung 


„Der Deutsche in Polen" an 3t5. Grauert: Sendungen an Bot- 
schaften, Gesandtschaften, hohe Reg.ötellen und hohe Be- 
amte werden auf Wunsch des Jon, Ain. ungehindert zugestellt, 
Weitere Ausnahmen auf Wunsch der Gestapo für eine Reihe 
von amtlichen und Parteidienststellen, für Privatpersonen, 
Buchhandlungen und Schließfachinhabern. 

Bezüglich Aushändigung der verbotenen Zeitung „world 
jewry" an jüdische Zeitungshändler:infolzge der Verpackung 
konnte diese Zeitung nicht erkannt werden. Es ist nicht 
anbängig, daß die Stapo in diesem Falle der Reichspost- 
direktion berlin androht, das Strafverfahren auch auf 
die schuldigen Postbeamten auszudehnen, ohne vorher den 
Fall durch die allein zuständige vorgesetzte Dienststelle 
aufklären zu lassen. 

Hiernach zeigt sich, daß die waffe der Beschlagnahme 
in der Abwehr staatsfeindlicher Schriften in dem Maße ab- 
stumpft, als immer neue Verbote erlassen werden. Die viel- 
fachen Postbeschlagnahmen müssen einer Zensur der gesamten 
Post gleichkommen. Es werden derartige lMlehraufwendungen 
erforderlich infolge Binrichtung eines großen Überwachungs- 
appra tes, das die Kosten am 1.4.36 auf den Polizeietat 
übernommen werden müssen, | 


Schreiben des OLGPräs. Celle v., 30.12.55. 
Angriffe auf Kichter des LG. in Stade wegen des Urteils 
in Sachen gegen Appel u.a. mit abschriftlichen Berichten 
des OStA. u. des 1LGPräs. in Stade. | 

OStA, berichtet: Seitens der SS waren etwa 5 Vertre- 
ter, u.a. der Stand.Führer Staatsrat Jüre in Uniform er- 
schienen, Weiterhin Stellv.Gauleiter Gakenholz, Gaurich- 
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ter Grafenhorst u, einige Kreisleiter u. Orts- 
gruppenleiter, ferner Vertreter der Regierung 
in Stade, der Fliegerhorstkommandantur, des Lan- 
deskirchenamts u. der Hitlerjugend. 

Während der Vernehmung der Angeklagten er- 
eigneten sich gelegentlich Beifalls- oder IGB- 
fallensäußerungen von Anwesenden. Größere Störun- 
gen konnten vermieden werden. Jürs gab Ufters 
seine Zustimmung oder Ablehnung mder durch Kopf- 
schütteln oder Kopfnicken zum Ausdruck, ohne die 
gebotene Zurückhaltung, 

Als der Pg. Bellmann als Zeuge bekundete, 
den Angeklagten Holste „grinsend" aus der Menge 
heraustreten gesehen zu haben, fragte RA. Glang, 
zugleich Kreisrichter in Stade, ob er damit einen 
Parteigenossen habe beleidigen wollen, Die Rechts- 
anwälte Hennings u. Glang haben nicht die Verant- 
wortung gezeigt, die ihnen die Anwesenheit von 
zahlreichen Gegnern des Pastors Behrens hätte 
auferlegen müssen. 

während der Verlesung der Urteilsformel ver- 
ließen die Anwesenden uniformierten Vertreter der 
s5, als vierter Jürs nacheinander den Sitzungs- 
saal. Anschließend verließen auch andere Vertreter 
von Parteidienststellen und einige Zuhörer den 
Saal. Hierbei ertünte im Vorraum des Sitzungssaals 
ein lauter Ruf, der etwa „Judenfreunde" und Wé ' 
gelautet haben soll. 

Nachdem die Schließung der Saaltüren angeord- 
net worden war, verließen noch der Arzt Orünehagen 
und die khefrau des Angeklagten Ehlers den Saal, 
nachdem letztere noch den Vorsitzenden ostentgtiry 
angeblickt hatte. 

Der Ra. Hennings redete während der Eröffnung 
der Urteilsgründe von seinem Stuhl aus den Vor- 
sitzenden laut an, ohne verstanden zu werden, una 
unterhielt sich wiederholt in störender weise mit 
seiner Schreibhilfe. 


Bericht des LGPräs.: Die Verhandlungsleitung 
durch L&Dir. Quittel war vorbildlich, Es gelang, 
äie Verhandlung trotz der Bewegtheit und Unruhe 
obne erhebliche Störung durchzuführen. Die von dem 
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OStA. dargestellten Störungen sind deshalb schwer- 
wiegend, weil sie durchweg von Leuten ausgingen, die 
in der Partei und ihren Gliederungen Ämter von mehr 
oder weniger großer Bedeutung bekleiden. Jnsbesondere 
gilt dies für diejenigen, die den Sitzungssaal ver- 
ließen. Hierdurch wurde der Eindruck eines bewußten 
und gewollten Protestes gegen das Urteil gemacht. 

ven bei der Verhandlung beteiligten Berufs- 
richtem, Dir. Quittel, LGR. Kremin u. Ger.Ass. Dr. 
Hübner ist von den Ortsgruppenleitungen der Austritt 
aus der Partei nahegelegt worden, da sie es in den 
25 Jahren ihrer Parteiangehörigkeit nicht vermocht 


hätten, sich innerlich den Anforderungen der Bewegung 


unterzuorädnen. Am Tage der Zustellung dieser Schreiben 
(17.12.35) fand eine Mitgl.Versammlung der beiden 
Ortsgruppen von Stade statt. Nur Parteigenossen soll- 
ten Zutritt haben, Die drei Richter teilten dem 1GPräs. 
und den Ortsgruppenleitern mit, daß sie mit Rücksicht 
auf das erhaltene Schreiben nicht zu der Versammlung 
kämen, zumal diese 5 Bichter gehört hatten, daß das 
Urteil erörtert werden solle. Der L6Präs, nahm an der 
Versammlung teil. Es wurde jedoch allen anwesenden 
Parteigenossen ein unbedingtes Schweigeverbot aufer- 
legt. Der LGPräs. glaubt deshalb, nichts über den 
Verlauf der Sitzung mitteilen zu können, solange er 
nicht durch eine zuständige höhere Stelle der Partei 
von der Schweigepflicht entbunden sei. 

Jn ihren Antwortschreiben an die Partei weiger- 
ten sich alle á Berufsrichter, ihre Austrittserklärung 
aus der Partei abzugeben. Kremin bat hierbei noch um 
die Einleitung des Ausschlußverfahrens zur Nachprüfung 
seines Verhaltens. Allen drei Richtern wurde geantwor- 
tet, daß ihre Austrittserklärung bis zum 31.12. erwar- 
tet werde. Kremin wurde seines Amtes als Ortsverbands- 
obmann der NS-Kulturgemeinde entbunden. 

das Verhalten des Ass. Hübner während der Verhand- 
lung war einwandfrei. Er ließ es nicht an Aufmerksam- 
keit fehlen, wie es von der Partei gerügt worden ist. 

Dir. Quittel hat bei dem Nebenklüger, Pastor 
Bhrens, den Ausdruck „Jdealist" gebraucht. Aus sei- 
nen Ausführungen kann aber nicht gefolgert werden, 
daß er Behrens ale „Jdealgestalt" herausgestellt habe. 

Die Richter des LG., insbes. die drei beteilig- 
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ten kichter, sind nicht, wie ihnen vorgeworfen wor- 

den ist, nach beendigter Hauptverhandlung und nach 

der Urteilsverkündung am 14.12.55 in der Bahnhofs- 
gaststätte in Stade mit dem Reg.Präs. u. dem Bürger- 
meister von Stade bis in die frühen Morgenstunden 7 
zusammen gewesen, um dort das Strafverfahren und « 
das verurteilende Erkenntnis zu feiern, wie dies in 

dem „Niedersachsenstürmer" v. 22.12.35 behauptet 
worden ist. Kein Berufsrichter hat disse Onststät- 
te an dem Tage betreten, Die drei beteiligten Rich- 


ter sind vielmehr in aller Stille und unter Benut- 


zung möglichst abgelegener Wege in ihre johnunz 
gegangen. Die seit Jahrzehnten bestehende Juristi- 
sche Tischgesellschaft zu Stade" hat sogar ihre 
alljährliche Weihnachtsfeier am 18.12.35 abgesagt, 
um jede MißBdeutung zu vermeiden, 

Zutreffend ist nur, daß die beiden mitwirken- 
den Schöffen, der Brennereibesitzer Bruer und der 


Schmied Freese, mit dem Reg.Präs., einigen dessen 


Sachbearbeiter und dem Bürgermeister zu Stade am 
14.12.35 nach beendigter Hauptverhandlung in der 
Batınhofsgaststätte zusammengesessen haben. 

Es trifft nicht zu, daß Hunderte von Natio- 
nalsozialisten infolge des Urteils ihren Kirchen- 
austritt erklärt hätten, wie dies in dem Nieder- 
sachsenstürmer" v. 22.12.55 behauptet wird. Nur 70 
sind ausgetreten, Koschinski 

Der Polizeimeister,ist am 13,12,35 als Zeuge 
über den Leumund der Angeklagten Neumann, Appel, 
Meyer u. Ehlers vernommen worden. Er sagte aus, 
daß diese S5-Männer als streitsüchtig bekannt sei- 
en, die zu Ausschreitungen neigten, und daß er,der 
Zeuge, gerüchtweise gehört habe, die Angeklagten 
hätten die Aktion einen Tag früher ausgeführt, um 
der SA zuvorzukommen. “egenüber den „lebhaften Vor- 
haltungen"des RA. Hennings rief Koschinski erregt: 
„Bin ich denn ein Hund, da8 Sie mich so behandeln?" 
Diese erregte Auseinandersetzung wurde durch das 
besänftigende Eingreifen des Vorsitzenden beendet, 

Nach dem Stader Tageblatt vom 21/22.12.35 hat 
der Gauleiter Telschow in der Bezirksversammlung der 
Bezirksgruppe Harburg-Wilhelmsburg des Bundes Nat ao 
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Deutscher Juristen zu dem Urteil Stellung genommen. 
Der Zeuge Koschinski ist durch einstweilige 
Verfügung aus der Partei ausgeschlossen worden, weil 
er versucht habe, die 53 gegen die SA auszuspielen, 
weil er den RA. Hennings beleidigt habe und weil er 


schließlich durch sein sonstiges Verhalten in und 


außer Dienst vor und nach der Machtübernahme das An- 

sehen und die Jnteressen der Partei geschädigt habe 
Za a 

Koschinski hat gegen diese einstweilige verfügung 


Einspruch erhoben. 
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AStA. Aurich (28.12.) berichtet über Strafverfahren 
gegen den SA-Scharführer Schipper u.a., wegen Land- 

"N friedensbruchs. Die Beschuldigten haben am 12.11. d, 
en einer Demonstration vor dem Hause des Gastwirte Us 
Bauern Tammen in Abens teilgenommen, der an diesem 
Tage wie schon seit vielen Jahren durch einen jüdi- 
schen Schlachter hatte schlachten lassen. Es kan zu den 
üblichen Zurufen, Steinwürfen und Sachbeschädigungen 
und Beeinträchtigungen der persönlichen Freiheit. Dem 
Hinweis der Polizei, daß Einzelaktionen verboten seien, 
leistete die Menge zunächst keine Folge, sondern schrie 
im Sprechchor: Selbsthilfe. Auch wurden Rufe laut: Der 
rote Hahn kräht bald. 

Bezeichnend ist, daß zwei Glasermeister, die der Ge- 
schädigte nacheinander mit dem Wiedereinsetzen der ein- 
geworfenen Scheiben beauftragt hatte, anscheinend durch 
Drohungen veranlaßt wurden, den Auftrag nicht auszufüh- 
ren. 

Dem Gert, scheinen die Vorgänge mit kücksicht auf 
die besonderen Verhältnisse, die in Ostfriesland beste- 
hen - das Judentum habe dort noch einen hervorragenden 
Einfluß auf Handel und Gewerbe, wodurch eine besondere 
Erbitterung bestehe - nicht geeignet, vor Gericht ver- 
handelt zu werden. Falls daher Gewähr dafür geboten wer- 
de, daß sich solche Aktionen in Zukunft nicht wiederhol- 
ten, würde er Niederschlagung vorschlagen. 


u 


GenStA. Düsseldorf (2.1.) berichtet in dem Dienst- 
strafverfahren gegen den OStA. Wetzmüller, daß er nach 
dem Ergebnis der Ermittlungen zu der Frage der Partei= 
zugehörigkeit des Angeschuldigten der Auffassung sei, 
daß es sich nicht empfehle, diesen Fragenkomplex zum 
Gegenstand der Anklage zu machen, Zwar habe inzwischen 
der Reichsschatzmeister unter dem 13.11. ihm auf seine 
Anfrage mitgeteilt, daß der Angeschuldigte nicht Mit- 
glied der Partei sei. Es sei aber nicht ausgeschlossen, 
daß er auf Grund der Vorstellungen, die en diese 
Ent 
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Entscheidung besonders von RA. Schröer erhoben wur- 
den, doch noch wieder in die Partei aufgenommen wer- 
den würde. Sein Verhalten erscheine jedenfalls inso- 
fern im milderen Lichte, als ja auch der GenStA.Wind- 
hausen in der gleichen Weise unter dem Decknamen sei- 
ner Frau in die Partei eingetreten und inzwischen als 
Parteigenosse anerkannt sei» 

Der GenStA. bemerkt im Übrigen, daß die Anschul- 
digungsschrift bezüglich des Falles Brüggemann fertig 
vorliege. Er habe jedoch von ihrer Weitergabe abgese- 
hen, um zunächst noch eine Entscheidung des Ministeri- 

Tage der Partei zugehörigkeit herbeizuführen. 


A. Chemnitz. Bericht über Strafverfahren gegen Be- 
/ante der politischen Abteilung des Pol.Präsidiums 
| Chemnitz wegen Mißhandlung politischer Gefangener. 
Es sind drei Verfahren eingeleitet. Die Mißhandlungen 
wurden im September v.J. bei Vernehmungen in der Po- 
ligeiwache in Öderan und im AGGefängnis daselbst so- 
wie im Rathaus Horkau bei Zschopau begangen. Bezeich- 


nend ist, daß in dem einen Verfahren 9 der Verhafte- 
ten übereinstimmend erklärt haben, sachlich und kor- 
rekt behandelt worden zu sein. Trotzdem müssen auf 


Grund der Aussage des Bürgermeisters von Gorkau, der 
Mitgl. der NSDAP seit 1.4.50 ist, und zweier Beamten 
—* Mißhandlungen durch Ohrfeigen und Schläge mit 

em Gummiknüppel und Handtüchern 
ba Gesäß als erwiesen angesehen werden. 

Dem Niederschlagungsvorschlag des Sächs.Jnnen- 
ministers vermag sich die StA. nicht anzuschließen, 
weil die Mißhandlungen nicht nur zur Erzwingung von 
Aussagen, sondern auch willkürlich vorher und nachher 
vorgenommen wurden und die Auswirkungen eines solchen 
wehllos angewendeten Prügelsystems auf die Bevölkerung 
dieser strark industriellen Bezirke - DKW-Werke in 
Zschopau beschäftigen allein 3600 Arbeiter - sicher- 
lich politisch besonders nachteilig sind. Die beschul- 
digten Polizeibeamten sind mtt einer Ausnahme Partei- 
mitglieder aus der Zeit vor der Machtübernahme, 

Der GenStA. weist ebenfalls auf die schweren Nach- 
teile hin, die für die Rechtspflege aus einem derarti- 
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sen, Abzesehen davon, daß ein pekanntwerden dieser 

Vorgänge nicht auszuschließen sel und daB derartige 

Fälle leicht verallsemeinert würden, deuteten die Ak- 

ten auch darauf | L di rtlichen politischen 

und polizeilichen Organe i ’CAwere Bedrängnis ge- 

bracht und in inrer Einstell ng erschüttert würden. 

rTünde die beschuldigten Beamten zu lıren Mag- 

nahmen verenlaöt hä könne nach dem jetzigen Stand 

der Ermittlungen ni ‚ eindeutig festgestellt werden. 

ET vermöge insbesonde nicht zu beurteilen, ob durch 

des Scharfe Zugreifen tatsächlich führende kommunisti- 

sche Funktionäre hä ı gefaßt werden können. Wenn der 

Frage der Niederschlagung nanergetreten wäre, So wür- 
de seines Erachtens die Gnadenwürdiskeit wesentlich 


hiervon abhängen. 
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anwältin Etscheid, 


essen deg Vatikans au 


t -Ž 
Lauceng= 


ungesetz- 
zwar habe 
Millionen gehan= 


tschaftung 


l 
gen der Zollfahn 
bare Handlungen 


stA. schweben diese 


Vertreterin der Jnter- 


mitzreteilt worden, da 


der Päpstlichen Glaubensverbreitung inzwischen am 


19.Dezember v.Js. einedevisengenehmigung in Höhe 


von 2,4 Millionen erteilt worden sei. 


uerdingzs jet von der Rechts- 


$ 








E 


Benediktinerpaters 
ier Broschüre gegen das 
genommen Hatte, den 


daß die Reichsregierung 


aatsgesetzen zulasse, vielmehr in Jeden 
‚tsche katholische Geistliche vorgehen 
setz auflehnten, Auch sie 
für alle geizenden 
1 des Konkordates). Das Schlußprotokoll 
Konkordates schaffe für den katholischen 
steil kein Ausnahmerecht, 
das schwebende Verfahren Deininder könne 
desha lt nicht eingegriffen werden. Er seil jedoch, 
yie er das auch den Bischöfen Berning ung Graf von 
Preysing am 18.12.v.J. erklärt nabe, bestrebt, bei der 
Durchführung des Sterilisationsgesetzes jeden wirk- 
lichen Gewisserzwang durch Vermittlung von Fall zu 


Fall setz dem Wege zu räumen. 


Gestapa; g@2. lleydrich, vom 2.1. äußert zu 
unsterem Schreiben vom 11. ll. v.J. wegen der Pirma 
S$Schuhfabrik Bata, daß seines Erachtens ein Eingriff 

— 

in die Angelegenheiten der ordentlichen Gerichte 
nicht vorliege. Er habe der Fa, Bata bereits durch 
schreiben vom 22.8.39, bevor er Kenntnis vom Beschluß 
jes DG. in Oppeln gehabt habe, durch polizeiliche 

| er Verfügung 
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riften vieder vos neuen beanstandet worden. Wenn 
der Beschluß des LG. auch aus :chtlichen Gründen 
gerechtferti; 
nicht vermocht, 

be nicht dem Volksempfinden entsprochen 
Sicherhei 

sei daher die Verfügung vom 22,11. ge 
( > habe, 
ein rechtlich als zulässig erkannter Zustand aug 
polizeilichen Gründen unhaltbar erschienen gei, 


Gen, tå. Berlin 7.1. überreicht Bericht üss 
OStA. Guben vom 3.1. in den Srmittelungsverfähren 
gegen den Kreislsiter und Oberbürgzsrmeister 
Heinrich An Forst wegen Meinsiäs.Danach ha 
ben die weiteren Srmittelungen, insbesondere die Vers 
nehmung des Landrats und Kreisleiters § tum pf 
aus Sorau und andsrer Zeugen den Verdacht verstärkt, 
dab der Angeschuläigte in »trafverfehren gegen den 
Bankdirektor Tefme r der br) zit zuwider an- 
gatebsi habe, ihn sei erst im Jahre 1935 etwas von 
der unsicheren Lage dər Forster Bank bekannt geworden. 


Da nach Auffassung der StA. auch Verdunkelungsge- 


fahr bestand, hat sie Haftbefehl beantragt. Diesen 


hat das AG. Güben nach Vernehmung des Beschuldigten 


an 2,1, abgalehnt. Jn der Begründung des Beschlusses 
bringt 


} 
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pur 
auf Geh&Bigkeitan de 7 aT- ,  Anrse chuldietsa 
zurückzuführen seien. Dine Veräunkslun:: 
neci cer ausführlicken Vernehnung 
bereits von der Staatsanwaltschaft 
‚ten Bbeweisaufnahme nicht vorhanden, 
srklärt den ablehnenien Beschluß 
nit, S der zuständige Richter, Ger.Ass, M o E 
die Vernelmun; des 5eschuldigten von mittags un 12 
Uhr bie zum nächsten Morgen um 1 Uhr durchgeführt 


habes Er sei gewiß bestrebt gewesen mit Außerster 


"e 


Gerissenhaftigkeit sich mit dem ihm fremden Jakalt 


vertraut zu machen. Ss daß die- 
ses Sinarbeiten in ständiger Anwesenheit des Bs- 
schuldigten vor sich gegangen sei unä daß sich die 
Vernehmung in durchaus zwangsloser Form abgespielt 
habe, Der Richter habesich während der Mittagspause 
ins Hotel begeben und dort mit Lg ga bag gegessen, 
Dem Beschuldigten sei es offenbar deäurch gelungen, 
seine Darstellung des Sachverhalts dem Richter gegen- 
über zur Geltung zu bringen, 

Er habe zunächst davon abgesehen, Beschwerde 
einzulegen, da er noch die weitere Vernehmung eines 
Belastungszseugen abwarten wolle. | | 

Der Beschuldigte sei in übrigen inzwischen so- 
wohl als Kreisleiter wie als Überbürgerneister baur- 


laubt worden, 











HA037-0180 


van. Vth., 


e 


E E 1 Lë m: "` Y 
ASıil WE A Aën 4 (RB SW? 
- 


O 


8 $ E 
De C-nu,) a AELK ULLI 


mm ` . — ` 
ys 7 D eg, < £ p ` -4 d F A = 
rund Li 4 i Il as y ari 


- 


KR tel 24 
LBSESSIL EA LT 38 ANES BETE j 


ER 


Kë, 
= -= 
— 


ge N ~ iet j £ > - - ed E 
se Lus Zi Dal: UDST ce KZ DSL i etiouLalsozilEe 


lichen Jhußsrugfen des “in.Dir, Surén um 
7 


enevtå., bein KG. überreicht Bericht ss Gən.3tåh. 
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Anschuldigung,sDanach geriet der Angaschulåigs- 
8 e? pa. lb a - ` i "d eg N m ab 
Vernehuung. stwa 10 Taga nach der änt- 
d CN el + e Ia en 2 nl a Tayl 14 e 
sus Car Schutzhait bei Gen Vorhbalt, Cep sr 
wagen falscher Anschuldigung erneut in Haft zenounsn 


arden sollte, in solche Srrs;ung, dab Əs koum mög- 


W 
lich war, ihn wieder zu beruhigen. Sr kat auf den ver- 


‚ehmenden Staatsanwalt den Einåruch eines durchaus 
anständigen, fast kindlichen Lannhes mit wenig Srfah- 
rung vom Leben, noch weniger mit Frauen, gemacht, 
dar in seinsr Ehe durch die raffinisrte Hintergshang 
seiner Frau mit F. soviel Seelenqualen erlitten hat, 
daß eg glaubhaft erscheint, daß er sich bei der 
rstattung der Anzeige in seiner Gsmütsverfassung be- 
fend, die ihn lie Trazweite seiner Handlungsweise 
nicht erfassen ließ. Der Angsschulcdigte, der auch 
heute noch an seiner Frau hängt und die ehelichen 
Beziehungen wieder aufyenomuen hat,mache es nach 
seiner lFersönlichkeit ‚zlaubhaft, dab er die Anzeige 
nur zu dem Zweck erstattet habe, um Cupch die Ver- 
setzung des E, diesen aus dem bereich seiner Frau 
zu bringen,’ nicht aber um ihm strafrechtlichs oder 
disziplinarische Schwierigkeiten zu machen, Wenn 

bei dieser Sachlage der Tatbestanä des $ 164 über- 
haupt zur Anwsndung kommen Soll 80 erscheinz eine 
garinge Freileitsstrefe mit Bewährungsfrist ange- 
nassen, da zu befürchten sei, dab er bei dem Gedan- 
kən an eine Freiheitsstrafe in einen wenn auch 


vielleicht 
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vielleicht vorüberyehsncen Zustand der Geistesge- 


— 


störtleit gerat®. 


Der Gen.Stä. EG. hält im Gegensatz dazu auch 


dis subjektiven lerknale des $ 164 für gegeben., Br 
schlägt vor, SE bei dem in Aussicht zsnonusnen 
Strafbsfehlsantrae übsr ärsi Monate Gefängnis 


belassen. Die Anrechnung der Schutzheft würcs 


für vertretbar halten. 
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GensötA, Berlin vom 23, 12. berichtste über ĉie 


10., Janúar 1930. 


weiteren rmittelungeəen in dem Verfahren gegen die Jn- 


haber der Detektei G rützıaıachsr wand Kül 


ler u.ä, wegen Bestechung. Danach steht zwar fest, 
daß der Detektei von dem Kandidaten vs, Haxt- 
haus en in Göttingen ein Auftrag erteilt worden 
ist, der sich auf das Reichsjustizprüfungsanmt bezog. 
Es war jedoch bis jetzt nicht festzustellen, dab es 


sich bei diesem Auftrag um mehr handelt, als un die 


Feststellung einer bsi diesem Amt beschäftigten Dans 


und. einss Rsefsrenten, Der Gabei genannte Name einer 

Dame scheint von Cep Beteiligten eriunden zu sein, da 

es eine Trägerin dieses Namens im Reichs„Justizprüfungs- 
amt nicht gibt, 

Die in Göttingen angestellten £rmittlungen ha- 
ben zu der Peststellung der Kandidaten, die sich ein- 
mal mit Srfolg einer Justizangestellten bei der Be- 
schaffung von Klausurtheuen bsdient beten sollen, 
nicht geführt, 

Die Staatsanwaltschaft hält es auch für nahszu 
ausgeschlossen, daß es in irgendeinem Falle zur Zeit 
deg jetzt geltenden Prüfungssystems Kandidatsn mög- 
lich gewesen sein soll, cie für ihren Klausurtermin in 
Frags Komnenden Themen zu ermitteln, da diess erst. 
kurz vörher durch Präsident Crautzfelät ausgesucht 
und in seiner Gegenwart versiegelt und an den batraf- 
fenden OLG,.ir&sidenten abgesandt würden. Die StA. wird 


die Ergittelungen noch dabingshend fortsstzen, ob əs 


Gen Gebrüdsrn Grützmacher gelungen ist, an sins Justiz- 


angastellts heranzukonmmen. 
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p«rsönlichen 
Empfang des Briefes 
der Strafsache gegen Deponte, zu dessen Beantwortung 
er infolge Krarikheit leider erst heute Komme. 


Er möchte vorschla“en, daß auch dieser Fall bei 


Zusammenkunft im Laufe des Monats Januar Gegen: 


der Besprechung werde, 


ARE 


Ee 


4, P a Tiliror vom 7. à.M., gez. Bormann, teilt 


/ A 
Z mit Schreiben vom 5%., d.M. mit, daß beschleunigte 


+ 
Untersuchung der gegen den Gauamtsleiter Preuß 


„rhöbenen Vorwürfe durch das oberste Parteigericht 
voeranlaßt worden sei. Er habe außerdem der Gauleitunz 
Ostpreußen mitgeteilt, daß Preuß sich bis zur Been- 
digung der Untersuchung jeder Tätigkeit als Gauants- 


leiter enthalten solle. 
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11. Januar 1956. 
"Reichsinnenninister teilt betreffend die 
trafanzeige des Bistums Maing wegen Sachbsschädi- 

gung am Fronleichnansta; auf unser Schreiben vom 
14,11, mit, daß ar den Rsichsstatthalter in Hesssn 
um Bericht gebeten habe, weshalb dis von der CAT 
Mainz geforäarten srörtsrungen nicht vorgenommen 
vorden seien. Der Reichsstatthalter habe ihm darauf 
mitgeteilt, daß die Akten des Gestapa Darnstadt dem 
Herrn Gent, in Darmstadt vorlägen und daß er erst 
nach Wiedereingang berichten könne, 

Nach der Vorlage der Akten dürfe der Gent, 


in der Lage sein, das Verfahren durchzuführen, 


Reichsminister Dr. Frank v.9.1,. bittet als 
Reichsjuristenführer in Beantwortung un£eres 
Schreibens vom 24.12. betr, den Zulassungsantrag 
des Rechtsanwalts Dr. kebi tzk i um Über- 
sandung Gar Bersonglakten zur streng vertraulichen 
Sinsichtnahme, damit sr in der Lage sei, der ihu 
nach $ 16 der Reichsrechtsanwaltsordnung obliegen- 
dan selbständigen Früfungspflicht vollinhaltlich 


neachzukomueBs 


Gent, Stuttgart v.3,1. berichtet, dal OSTA. 
Schl ig am?24sy.l. die Dienstgeschäfte dar 
Sch. Heilbronn wieder libernomnen het, nachdem der 
Gent, ihn dahin beschieden hatte, dal der Reichs- 
minister der Justiz gegen eine Wiederaufnahme des 
Dianstes nichte einzuwenden Habe, Lie Heilbronner 
Pressa hat darüber berichtet, 1 

4. 
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A 


welt und ver verwahrt 


` W ac en) T F ? Kg } * > Tag" 
chsrechtsanat bisher Eolchs 


Urteile nicht zugsgangen sind, bittet er nochnals, 


rachLeuc däunzZuwsisen, 


Reichsinnenminister Sai, le 
um Stellungnahme zu cer Frage cer 
und Notwendigkeit siner allgemeinen zusammenfas- 


senden Regelung dar gegenseitigen Grubpflicht zwi- 
schsn den waiformtregenden Beamten und den Beamten 


der Wehrmacht, Folizei, 5A, 55 usw. Entwurf eines 


solchen Erlassss ist beigefügt. 








HI 
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Gen.ötä, Christiane 
Schrəíben von Dr. Laes c 
di 
beabsichtigg, nach Bsendigung der 2, Lesung eines de 
Strefgesstzbuchentwurfs, der von der amtlichen Straf- 
rechtskommission ausgsarbeitet worden sei, einen 
Arbeitsausschus, dessen Zusamnensbetzungs er selbst 
bestimmen wolle, im engsten Binvernehnen mit den 
RJM., dem Reichsrechtsant und dem ENSDJ. ins Leben 
zu rufen. Er habe deshalb Prof. Schötens 
sebeten, vorläufig von einer Sitzung des Strafvoll- 
streckungsausschusses abzusehen. von 

er 

Minister Frank ourie er ihm mitteilen, daß er ap 
sehr begrüßen würde, wenn ər seine Arbeit diesen 
Ausschuß zur Verfügung stellen würde. 

Der GenätA,. bittet um Sntscheiäung, ob seiner 
“itarbeit in Giesem Ausschus Bbsdenken entgegenstehen 


würden, 


sth. Stuckert v,.11.1. teilt mit, daß dar Stell- 
vertretsr das Führers den Got, Sech lie in 
den Reichsausschuß für Shegenshmigungen berufen hat, 
Da disser seine Tätigkeit erst am 1.3. begänne, 
wärs əs sowohl Ye Stellvertreter des Führers wie 
auch dem OStA, Schliz erwünscht, wenn er seine Tätig- 
keit als LGDir. in Stuttgart nicht erst aufnehmen 
müsse, Wenn es sich einrichten ließe, daß OStA.Schliz 

ln EN RP, ernannt würde, wärs den 
ührers gedient» 
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OL6Grr&äs, Cel Seille, überreicht Bericht des 
LGPrës. Hannover, in dem dieser um eine vorläufige 


Entscheidung wegen Cer weiteren Gdienbtlichen Tätig- 


keit des L6Dir. Drendmüller bittet. Je länger sich 
WELL — mm 


die Wisäsraufnahme dar dienstlichen Tätigkeit ħin- 


ziehe, destomehr werde den wilden Gerüchten di 

über ihn im Umlauf seien, Nehrung gegeben, De die 

sndgültige Srledigung der Angelegenheit wohl noch 
ige Zeit auf sich warten lassen weräs, 


ss sich, wenn sr nach Ablauf seines Urlaubs seine 


dianstliche Tätizksit wiedsr aufnebme,. Branäntiller A 
Bödenken wegander Wiederaufnahme seiner dienstlichen 
in 
e e f a D ’ k ` i 
Tätigkeit, die/den åntrəs auf Einleitung ginəs 


Disnststrafverfahrens zum Auscruck gekommen seien, 


"Sseooua 9» 


würden beseitigt werden, wenn ihm èine schriftliche 
Mitteilung seiner vorgesetzten Behörde stwa folgenden 


Jnhalts zugehen würde: P Daf dienstliche Bedenken 


der Wiederaufnahme der Tätigkeit nach Ablauf seines 


Urlaubs nicht entgegenständen." 


ck 


Bei der Geschäfteverteilung 1936 sei von seiner 
weiteren belassung im Vorsitz — ion 
abgesehen worden. Dagegen scheine es notwendig, ihn 
weiter in einer Strafkanner zu beschäftigen. 

Der OlGPr&äs, tritt dem Bericht bei, 


—A 





Schreibens 
staatspolizeiliche 
Sr äußert Asarin 
Bescehlagnahmen nur 
n untergeoränete 
iche Bestätigung 
ınd daß die endgültige 
„gnahmten Postscheekkonten 
abt werde. Von den Postscheck- 
Teilen beschla gnahnter 
Zustimmung des Jnhabers auf Konten anderer 
uszeführt worden 
die Abbuchung von mehreren 
zunsten des Postscheckkontoös 
Nochenzeitschrift "Der Stürmer" in Nürnberg ver- 

t worden. 

Da davon —— Aut; daß es sich bei den Be- 
sehlagnahmen um Ermittlungen zur Einleitung eines 
J+rafverfahr:ns handelt, so wäre es am richtäigsten, 
yenn die beschlarnahmten Konten den Hinterlegungs- 
astellen der Amtsgerichte zugeführt würden, damit bei 
Durchführung des Strafverfahrehs rechtskräftig über 
ie Freigabe oder die Einziehung des’ beschlagnahnten 
Vernögens entschieden werden könne. dp den Fällen, 
in denen es nicht zu einem Strafverfahren komme, hätte 
zweckmäßig der Reichsmin.d.Jnnern in jedem Binzel- 
falle über iie Verwendung der Konten gu entscheiden, 


Jede 
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Lg Be? véi 8 s 

sich "ohne bürokrat 
e ~ "a ;v y aP — Fw CH Ca u » 
en »sacäla,’e unpassen Zu 


Verantwortung 


poli ti- 
Schreibens 
inzuweisen, d: | bisher gèste n forderungen von 
Standpunkt der Deutschen Reiechsnost us nicht vêr- 
antwortet werden könnten, 
Jm Anschluß an die Abschrift teilt der 
Postklin. uns den Wortlaut des erwähnten Schreibens 
des Gestapa mit, in dem sie sich dafür, daß 
in ihren Msßnahmen Völlig frei Bei, auf die 
28.2.33 stützt. Der Postllin, bemerkt dazu, 
er bereits in seinem Schreiben vom 19.12.1934 


Ae 


an den Jnnliin,. bemerkt habe, eine endgültige Regelung 


des Eingriffsrechts’in das Postgeheimnis anzustreben 


sois 





Strefverbülungs bsantra- 
zs Atert solchen Snatles- 
stellt. Der DSH 
und Ehnliche Fälle. 
dab sine grundsätzliche 


se angebracht sein dürfte, 


twichsstatthalter Lildebranä v.15,.1, erwidert 
f das Schreiben von 6.1., daß ihm sin anderer 
Bericht über den Vorgang in Eldena, den er nicht an- 
zuzwsifeln wage, vorlägs. 

"Nachdem Sie aber einen solchen Tatsachenbericht 
heben, der wahrscheinlich von der Eekenntnisfront 
gegeben sein wird ( von der Politischen Polizei war 

| deı | 
mir mitgeteilt, dab keine/Leuts ermittelt worden sind, 
sondern nur der Sturaführer bekannt ist), 80 nehue 
ich an; dab-in der Hauytverkandlung nachgewiesen 
werden kann und wird, ob dies willkürlich angenommene 
Nanan von A-keuten sinc. 

Jhre Darstellung veranladt mich jedoch, zu ər- 
klären, daß ich unter diesen Unständen nicht an den 


Führer herantreten kann wegen Niederschlagung der 


An- 
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Sachverhalt 
ich habe auch 
mi traun., Jen 
> 
ir in Falle 
Aurehgefüh wird. Nachdem 
‘agen Über das Vergehen dap 
sA-Wänner hat, wäre ss für alle Teile gut, wenn 
gerichtlich geklärt wird, was sich tatsächlich dort 
abgespielt hat. Jch bitte daher mein Schreiben im 
Falle 3lđeneęe nicht als Antrag auf Nisderschlarung 
anzusehen Und ich bitte Sie, nicht beim Führer in 


dieser beziehung vorstsellig zu werden," 


OStA, Tichstätt v,3,1. berichtet über Zusam- 
nenrottung vor der Wohnung des LCRat Nesuner 
in Bichstätt au 17.12, abends 8 3/4 Uhr, Die Domon- 
stration erfolzste, wail Frau Neuner siner Samalerin 
dəs Winterhilfswerke nicht nur nichts gab, sondern 
gegen sis sogar tätlich vorging und sie unter 
Schimpfworten auf die ganze Dichstätter Bevölkerung 
aus dem Haus wies. Darauf geißelte der stellvertre- 
tenäs Krseieleiter Lehrer Martin Haberl bei 

einsn 
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sinen Le cer HJ, der am gleichen Abend Statt- 
asoziale Verhalten der Frau N. Die EJ 
ssn vor Cie cer Turnhalle gegenüber 


liereucs Wohnung der Neuners., Haberl hielt dort 
nochmals eine Rede und es kem denn zu den Üblichen 
Schuähreden und zum Binwearfen sämtlicher Doppslfen- 
Ster der Ötraßenfront,. Frau Ne wurde zu ihrer aige- 
en Sicherheit von dər Polizei in Schutzhaft ganom- 
USL y 

Haberl hatte bereits an Nachmittag beim Be- 
zirksamt die Verhaftung von Frau Ne verlangt. Das 


rksamt hatte aber nach Rücksprache mit der Bay ə- 


rischen Politischen Polizei die Schutzhaft abgelehnt. 


Die De bittet om Weisung, wie sie sich in 
der Sache verhalten soll, An sich seien durch dis 
Heichsregierung Sonderaktionen aufs Bchärfste ver- 
urteilt wordsn. Die Demonstranten seien aber sicher- 
Lier von bestem Willen getrieben zewasen an dem Auf- 
baunerk ĉes Führers und insbesondere an dem großen 
Winterhilfswerk dsr Reichsregierung mitzuhelfen und 
hätten sich in siner an sich berschtäisten Enpörung 
über das Verhalten der Frau N. zu ihrer Handlung 
haben hinreißen lassen, so daf man an die Anwendung 
des $ 153 Abs. d 5t20, denken könns, Allerdings sei 
dann eins Wiederholung solcher Demonstrationen zu 
befürchten. Bedenklich ersclheine ihm auch, daß man 


zu solchen Aktionen die EJ verwende, Sr dürfe auch 


nicht verhshlen, daß schon das Bekanntwerden nur dar 


Binleitung 


> 
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SI MEET 
ihm in Abin- 
husschludvsrfüzung 
Jn dem BsschluL virü Ausg 
bei Ausfüllung des Zersonalblattes: 
gehandelt habs, Jrgendsin 
;,‚elegenhLeiten der Behörde könns 
engenornen werden, weil zunächst von 
samten nur Cie Beantwortung einiger pərsünli- 
cher Fregen erbeten worden sei, Der Aufforderung 
ss kreisleiters als verantwortlicher Hoheitstruge#® 
habe er als Farteigenosse ohne weiterss nachkonnen 
missen. Bei Festsetzung Ges Strafmeahes WR TER TA 


rend zu berücksichtigen, daß der Afseschuldäigte 


trotz nabrfachsr Lufforderusig noch nicht Mitglied 


der RV sei. 

Risch hat gsgen den Beschluß Besclwsrde singe- 
lagt, die sich insbesondere darauf etützt, daß nach 
den Srklärungen és jartei;enossn bewert dis 


kusfüllung der Fra,sbogen der Vorbereitung der Bs- 


richte 
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seinen Angaben über 
n hatte. ïr sei also 
an, Gisses Verfähren zu unterbinden, 
nach der Auffassung seiner vorgesetzten Be- 


im Widerspruch zu den ministeriellen Sr- 


ber NSV sei er lediglich mit Rücksicht auf den 
Ausschlub aug r sartei vorläufig nicht beigetreten. 

Nach Auffassung des OlGPräs, befindet sich R. 
in Recht, wenn er der Auffassung ist, dab durch das 
Vorgehen der Fartsistellen das Ansehen der staatli- 
chen Verwaltung zum Schaden der Rechtspflege „efähr- 
det werde, Er würde əs sehr begrüßen, wenn diese Auf- 
fassung auch dem Stellvertreter deg Führers gegenüber 


srneut unterstützt würde, 


Reichsführer der 55 bestäti.t mit persönlichen 
Schreiben an Herrn Minister v. 6.1. unser Schreiben 
von 23.12. wegen der Anwaltsvertretung in Schutzhaft- 
sachen, das er erst am 6.1. erhalten habe, da er eben- 
noch krank in Tegernsee sei, Dr sei sehr damit ein- 
verstanden, wenn auch diese Frage bei der Zusamnmen- 
kunft im Januar besprochen werde. Tr sehe in der ange- 
deuteten Lösung eine absolute Wöglichkeit der Behand- 
lung dieser Frege. 

| Br werde leider noch B oder 14 Tage durch seine 
schwere Srkältung festgehalten werden, Sobald er in 
Berlin sei, werds er sich erlauben anzurufen, 80 daß 


die Zusammenkunft zur Tatsache werden könne, 
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16. Januar 1936. 


OLGPräs, u. GenStA. in Königsberg Pr, berichten, 
daß nach Mitteilung des Gausachbearbeiters der 
Fachschaft Reichsjusti zverwaltung, L@lir,.s 

Dr. Ras z at der Stellenleiter X im Hauptamt 
für Beamte , AGD. Dr. Dittrich, am 1,2. vor den 
Königsberger Justizbeamten einen Vortrag über 
"Partei und Staat" (Zusammenarbeit der polit, 
Leiter mit den Behörden, Zuständigkeitsbefugnisse) 
halten werde und daß er gebeten habe, die L6Präsi- 
denten und Oberstaatsanwälte und die Fachschafts- 
leiter an den lLandgerichten des Bezirks zu die:em 
Vortrag üienstlich abzuoränen. Die Vorstandsbean- 
ten sind sich im Zweifel, ob eine dienstliche 
Aboränung möglich ist, da es sich um eine reine 
Parteiveranstaltung handele. Hinsichtlich der 
Fachschäaftsleiter trete noch das Bedenken hinzu, 
daß ihre Teilnahme lediglich ihrer Farteistellung 
we en erfolgen solle. Sie möchten jedoch der Bitte 
gern nachkommen, da es das Ansehen des Staates 
gebiete, dass Reibungen zwischen Staat und Partei- 
stellen unbedingt vermieden würden,und da nach 


der Persönlichkeit des Vortragenden die Gewähr 


dafür gegeben sei, «daß der Vortrag fruchtbringend 


sein werde. Sie bitten um Entscheidung. 
Propagand.Min. v. 14.d.M, bittet um Mittei- 

lung des Untersuchungsergebnissesin dem auf die 

Strafanzeige des Reichsschatzmeisters gegen den 


früheren 


042.036 
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früheren Leiter der Landesstelle Berlin d 
Schultze-Wechsungen, eingeleiteten Strafver- 
fahren sowie über das Strafverfahren Begen 
Fahlberg u.a., in dem Schulize-Wechsungen 


belastet erscheint, 


OStA. Schwerin übersendet Antrag auf 
“ußerverfolgungse tzung in dem Verfahren 
Gen {rühsren Gauleiter Karpenstein wegen 
Neineiäds usw. Der Beschuldigte habe zwar dureh 
das merkwürdige Zustandebringen der eidesstatt. 
lichen Versicherung (Blanko-Unterzeichnung und 
Ausfüllung der Erklärungen über Seine Zuge- 
hörigkeit zu dem Skalden-Orden durch Dritte) 
unerhört leichtfertig Gebandelt uug er sei auch 
von dem Verdacht der ihm bei der Eröffnung 
der Voruntersuchung zur: Last gelegten Handiun- 
gen in keiner Weise gereinigt. Trotzdem würde 
er in đer fauptverhandlung nicht zu überfiihren 
sein; wegen des Meineides in dem Strafverfahren 
gegen von GE "ling deswegen nicht, weil nicht SS 
feststehe, inwieweit er seine Äußerungen als 


Nebenkläger oder als Zeuge gemacht habe, 


OStA, Braunsberg vom 13.d.M, berichtet 


weiter wegen der Zusammenstöße zwischen SA 

und Wehrmachtangehörigen, daß nach Mitteilung 
des Kriegsgerichts in Elbing die Angelegenheit 
nunmehr zwischen dem Kommand.General und dem 
Obergruppenführer erledigt werden solle, Er, 
der OStA, ‚sei der Auffassung, daß eine Beini- 


gung 
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gung wohl auch von den örtlichen Stellen hape 


t 
erfolgen können und daß diese die Möglichkeit 


gegeben hätte, ein für allemal zwischen den 
dortigen Jnstinzen Übereinstimmung zu erzielen. 

Der OStA. Üübersendet in Abschrift ein ihm 
zugänglich gemachtes Schreiben des Wehrbezirks- 
kommandeurs in Braunsberg an den Führer der 
SA-Brigade, Oberführer Koppe, durch das diesen 
eröffnet wird, daß er nicht für die Übernahme 
als Reserveoffizier vorgeschlagen werden könne, 
da seine Stellung zur Wehrmacht in den letzten 
Wochen kein restloses Eintreten für die Belange 
der Wehrmacht erkennen lasse. Die Gruppe Ostland 
hat demgegenüber dem Oberf.Koppe mitgeteilt, 
daß das Gen, Kommando den Standvunkt des Wehr- 
bezirkskommandeurs nicht teile und den Brigade- 
führer nach wie vor als Reserveoffizieranwärter 
führe. 

ver OStA,. fügt schließlich noch Tagesbe- 
fehle des Standortältesten und des Brigadeführers 
der SA bei, durch die den Angehörigen der Wehr- 
macht und der SA. Zurückhaltung und korrektes 


Verhalten zur Pflicht gemacht wird. 
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CStA. Torgau berichtst am 14.1. zu ĉem Explosions- 


17. Januer 1936. 


unglück in Heinsedorf, deß nach əm sr;,ebnis der Ver- 
neimung Gap Abteilungsslsiters Dr, C(Catharinus dis 
Grundlage für das von der Untsrsuclungskomrission für 
möglich gehaltene Kollektivverschulden entfellse, denn 
nach ciesar Aussage in Verbindung mit den sonstigen 
„rmittlungen habe die Werkleitung alles in ihren 
Kräften Liegends getan, um die Arbeiter über Cie Be- 
triebsgefehr zu belehren und cie genaue Durchführung 
cer Sicherheitsaefnakmen zu gewährleisten. 

Sr bsabsichtige die eingehende Vernehmung des 


Grunewald, der nunmehr vernehmungsfähig sei, zu ver- 


anlessen/ der als derjenige in Frage kommt, der den 


Eendschuh auf den Rand ĉes Ülbehälters legte), Ab- 
schliefend möchts der CG, ein Gutachten des Profr 
Brüning beiziehen, das atma zu Ger Frage Stellung 

zu nehmen haben würde, ob das Hineinfallen mit oder 
Ohne Wattedoss als die Ursache für die Intstehung des 
Brandes anzusehen oder ob mit der Möglichkeit zu 
rechnen ist, dab durch einen anderen Umstand wie das 
Einseinfallen von Papier u.dergl, der Brand zur Ent- 


stehung gebracht worden ist. 


Auswärtiges Amt übersendet zur Sinverstänänis- 
erklärung Schreiben an das Fropasandaministerium 
betr. den tschechoslowakischen Staatsangahörigen 


Wasseruann, 
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der weer Kaesenschand®s, begangen 
5.12. in Scmutzhaft gənommen WOrusn war. 

Das Fropazandeministerium (882. Bader) hatte 
dem Auswärtigen Amt mit Schreiben von 8.1. mitze- 
teilt, daß bevor nicht Gas Strafverfahren gegen W. 
auf Grund der Nürnberger Gesetze durchgeführt sei, 
sainss Jrachtens gegen W. auch von àer Reichsfach- 
schaft des Deutschen Zeitungs- und Zeitschriften- 
sinzelhandels nicht vorgegangen werden könne; denn 
äie Judengesetzgebung sehe keine Bestimmungen vor, 
die sici auf ulie wirtschaftliche Betätigung der 2 
Juden insbesoniere ausländischer Juden in Dsutsch- 
land bezögen. 

Das Auswärtige Ant weist in seiner Antwort 
darauf kin, daß üie Strafbestimmungen des Blut- 
schutzgesetzes keine rückwirkende kraft hätten und 


wiederholt daher seins Bitte um Stellungnahme, 
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"Dep vom 9,1. Hält 
der Partei und 
s Aussagev:rbots 
und 
angebracht, 
Srmittlunpen anzustellen. Auch die 
satspolizei 


rundsätzlichen 


ver das Ergebnis 


ep i \ AT ox a. 7 t S * 
ler Verhandlung ` l er Guuleitung Düssel- 


dorf nuferlezte AuUSsaägeverbot:>,. 
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RER d 21. Januar 1936, A 

1. Ost C Hamburg. Ein in Hamburg lebender Neger 
pfa) steht im dringenden Verdacht der Rasse- 
schande nach dem 15.9.35. Es bestehen Zweifel, ob. 

ES Blutschutzgesetz auf diesen Fall Anwendung fin- 

den kann. O5tA. ist der Auffassung, daß dies nicht 
der Fall ist, da das Blutschutzgesetz sich darauf 
beschränkt, die Rassenschande mit Juden unter Stra- 
fe zu stellen. Hinweis auf $ 6 der Ausführungsver- 
ordnung, wonach eine Ehe nicht geschlossen werden 
„soll", wenn aus ihr eine die Reinerhaltung des 
deutschen Blutes gefährdende Nachkommenschaft zu er- 
warten ist. 

GenstA. ist entgegen Gesetz der Ansicht, Auffas- 
sung des OStA. werde zwar dem Wortlaut, nicht aber 
dem Sinn des Gesetzes gerecht. Bittet um Anweisung, 
ob Anklage erhoben werden soll. 

Der Herr Minister hatam 20.d.M. den Fall mit Herrn 
Staatssekretär Dr. Stuckart, RMin.d.Jnn., fernmündlich 
besprochen. pn Staatssekretär Dr. Stuckart ist der 
Auffassung des OStA. bei dem LG. in Hamburg beigetre- 
ten. Wenn schon nach $ 8 Abs.2 der 1.AusfVO. zum Blut- 
schutzgesetz eine mit einem Neger geschlossene Fhe gül- 
tig und die Eheschließung aweh nicht strafbar Sei, So 
sei es nicht angängig, den außerehelichen Verkehr des 
Negers mit einer Deutschen zu bestrafen. Die Nürnber- 
ger Gesetze hätten sich auch mit vollem Bewußtsein dar- 
auf beschränkt, die Rassenschande, begangen mit Juden, 
unter Strafe zu stellen. Demgemäß sei eine analoge An- 
wendung der Strafbestimmungen auf den außerehelichen 
Verkehr mit Angehörigen nicht artverwandten Blutes nicht 
angängig. d 

Der Herr Minister bittet, die StA. in Hamburg ent- 
sprechend anzuweisen, die Anweisung aber vorher zur 
Einverständniserklärung dem Reichsminister des Jnnern 
und dem Stellv.d.Führers vorzulegen. Das R-Zeichen ist 
damit erledigt. | 


tA. Wuppertal (18.1.) Miöhandlungen im Kongentr . Leger 

Kemne. (Nachgewiesen ist schwere Mißhandlung mit Gummi- 

knüppeln, Reitpeitschen, Stücken, Ochsengiemern, wobei 
En; die 
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die Mißhandelten sich auf eine besondere Prügelbank 
legen mußten und ihnen der Mund mit Papierbällen, Tü- 
chern, Säcken u.dgl. zugehalten oder zugestopft wurde, 
Gefangene, die ohnmächtig wurden, wurden durch Fug- 
tritte oder Wasserüberschütten wieder wachgemacht, &als- 
dann in einen Verschlag oder einen Aufzug gesperrt, oh- 
ne daß ihnen sanitäre Hilfe zuteil oder Nahrung und 
Trinkwasser verabfolgt wurde. 4 Gefangene mußten in 
ein Krankenhaus überführt werden. Bei einem scheinen 
die Mi handlungen eine Geistesstürung hervorgerufen zu 
haben. Die Gefangenen wurden gezwungen, ungewässerte 
Heringe, die mit Salz bestreut oder mit Stauferfett oder 
Petroleum prepariert waren, zu essen. Die Abgabe von 
Trinkwasser wurde ihnen verweigert. Einige wurden als- 
dann in enge Kleiderspinde hineingezwängt, in denen sie 
weder aufrechtstehen noch sitzen konnten, und es wurde 
ealsdann durch die Luftlöcher der Spinde Zigarettenqualm 
eingeblasen.) | 

Das Oberste Parteigericht hat sich dés Falles be- 
mächtigt und trotz der Überzeugung, daß die Angeschul- 
digten das zur Brechung von Widerstand erforderliche 
Maß überschritten heben, und der Feststellung, daß sie 
gegen einen Führerbefehl verstoßen haben, „Gnade vor 
Recht" ergehen lassen (Verwarnung, verbunden mit Aber- 
kennung der Ämterfähigkeit auf 1 Jahr). 

Der OStA. ist der Auffassung, daß die Zeugen im 
Hinblick auf diese Stellungnahme des Ob.Parteigerichts 
mit ihren Aussagen zurückhalten werden und dei es nicht 
möglich ist, das Verfahren bei dieser Sachlage durchzu- 

ühren. Er schlägt deswegen Niederschlagung des Verfah- 
rens vor, 


RBPräs. 118.1.) Betr. militärische Übungen der Mitgl. 
des RG. Die Frage, ob und in welchem Umfange Richter 
des RG. für Zwecke des Heeresdienstes freigegeben wer- 
den sollen, kann nur durch eine rechtzeitige Verstän- 
digung zwischen der Wilitärbehürde und dem RGPräs. ge- 
klärt werden. Aus Anlaß eines Einzelfalls (LGDir.wein- 
kauff) will RGPräs. der Militärbehürde mitteilen, daß 
an sich gegen die Einziehung Ws. keine Bedenken beste- 
ben, Wegen des Zeitpunkts aber noch eine Verständigung 
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27. Januar 1936. 


GenStA. Nürnberg (24.1.) Strafverfahren gegen 
den Stellv.Gauleiter Karl Holz (Schriftleiter des 
Stürmer). Jm Stürmer V. Juni 1935 war unter Brief- 
kasten zu lesen: Berlin ınd Strausberg. Es ist uns 
unbegreiflich, wie der Obervormundschaftsrichter 
und Bürgermeister ein ärisches Kind zur Judenfami- 
lie Cohn in Strausberg geben konnte. 
Verantwortlich für diese Meldung ist der Ober- 
finanzinspektor i.R. Kliche, Der Vorm.Richter in 
Streusberg Btzold hat Strafantrag gegen Kliche Kë: 
stellt. Der Strafantra; erstreckt sich gemäß 5 63 
StGB. auch auf den Schriftleiter Holz, der Reichs- 
tagsabgeoräneter ist. StA. in Nürnberg bittet um 


Herbeiführung der Aufhebung der Jmmunität. 


GenStA. LG. Berlin (14.1,.) Strafverfahren gegen 
leitende Angestellte der Adreme. Gegen den Oberpost- 
rat Goldberg, den Finanzantmann im Reichsfinanzmi- 
nisterium Gloning, den Reichsbahnrat Popp und den 
Landesoberinspektor Küchler von der Niederschlesi- 
schen Provinzial-Lebensversicherungsanstalt soll An- 


klage erhoben werden wegen passiver Bestechung. Die 


Geschäftsleiter der Adrema sind nicht in ausreichen- 


dem Maße belastet, 


GengtA. Karlsruhe (24.1,) Reichsstatthalter in Baden 
hat mit Schreiben vom 19.11.35 gebeten, dafür Vorsor- 
ge zu treffen, dab Gauamtsleiter und Kreisleiter 


nur nach vorheriger Rücksprache mit dem Gaule iter 
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10 
herbeigeführt werden möge. Eine ER EN des 
Jnhalts, daß W. im Mobilmachungsfalle abkömmlich 
sei und der Wehrmacht zur Verfügung stehe, will RG- 
Präs. nicht unterzeichnen. 


u. Preuß.kin.d.Jon. Eingabe einer Frau Hilde- 
fard Wiesenthal, Goslar. Die Stieftochter der Frau 
o hat als Erbteil ihrer verstorbenen Mutter eine 
Aufwertungshypothek über 5260 M auf einem Hause ei- 
ner ehemaligen Freimaurerloge stehen. Am 16.3.3535 wur- 
de die Loge durch die Geh.Staatspolizei aufgelöst und 
das Haus beschlagnahmt. Seitdem werden Zinsen nicht 
bezahlt. Jn der Eingabe führt Frau W. aus, daß der 
Gegenvormund nichts unternommen habe, um die Zinsen 
zu erhalten. Sie führt es darauf zurück, daß der Ge- 
genvormund Logenangehöriger ist. Als Nationalsoziali- 
stin könne sie es mit ihrem Gewissen nicht vereinba- 
ren, daß ein Logenbruder Gegenvormund sei, und fragt 
an, welchen Weg sie zu beschreiten habe, um die Zin- 
sen möglichst bald zu erhalten. 

Frick bittet, ihn von der emägültigen Regelung 

der Angelegenheit in Kenntnis zu setzen, 


Dresden. Gegen den Ratsherrn und Standartenfüh- 
er Marin Kubitz in Dresden, z.Zt. in Unters .Haft, ist 


em 16.1.36 Anklage wegen gemeinschaftl. gewerbsmäß,. 
schweren Wuchers, leineides, Abgabe falscher eides- 
stattlicher Versicherungen, Falscheides, Beihilfe zum 
Konkursverbrechen, vollendeten und versuchten gemein- 


schaftlichen Betruges erhoben worden. 
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1. Ministerium Kerrl (28.1.) Deutsche Botschaft 
beim Vatikan wünscht Statistik über Verurteilun- 
gen von Verfehlungen gegen die Religion, um der 
Meinung entgezentreten zu können, daß nur Angriffe 
gegen den Staat, nicht aber Gotteslästerun;sen usw, 
geahndet würden. Kirchenninisterium bittet um Uber- 


sendung der Statistik. 


Raeke lädt ein zu einer Sitzung des Reichsfach- 
gruppenrates Notare im BNSDJ. am 20.2, um 10 Uhr. 
Erörtert werden sollen Stand der Arbeiten zur Neu- 
gestaltung des Notariets, Richtlinien für No tar- 
ernennungen, Reichskostenordnung, Stenmpelsteuer- 
sesetze und Vereinheitlichun; der Notargebühren. 

u 

Keppler (28.1.) Himmler hat ohne Kepplers Wissen 
dem Führer Vortrag über den Prozeß Roosen-Kertscher 
gegen Keppler gehalten. Führer habe dahin Stellung 
genommen, daß im Interesse der Staatsautorität ein 
solcher Prozeß unmöglich sein sollte, und Himmler 


angewiesen, sich mit uns in Verbindung zu setzen. 


GenstA. Stuttgart (25.1.) Am 15.1. fand in Ulm 
„ein Schulungsebend für die politischen Leiter der 
NSDAP. statt, bei dem Pol,Direktor Dreher sprach. 


Thema: Wesen und Aufgabe der Schutzpolizei im 


dritten Reich, Jhr Zusammenwirken mit den Organi- 


sationen der Partei". Dabei soll Dreher erklärt ha- 
ben, er verwehre sich dagegen, daß behauptet werde, 


e8 sei seine Pflicht gewesen, die Kundgebung aus 
Anlaß 
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Anlaß der Beisetzung des Borth zu verbieten. 
Nur ein Jurist könne hierin den Tatbestand 
des Landfriedensbruchs finden. Er ehpfinde es 
als schwere Beleidigung, daß die StA. zur Auf- 
klärung Stuttgarter Polizeibeamte uugezogen ha- 
be. ıs Ulmer Gericht sei ein Stützungspunkt 


der Reaktion. 


GenStA. Berlin (20.1.) Ermittlungsverfahren 
gegen Klee. Die Erzählungen von Klee, er habe ' 
einen Mann erschossen und falsche Juwelen ver- 
kauft, sind offenbar phantastische Lügen. Die 
Krim.Polizei ist davon überzeugt, daß die von 
Klee benannte Frau Cato (Jnhaberin eines Spiel- 
klubs) überhaupt nicht existiert. Jn diesen 
beiden Fällen ist das Verfahren eingestellt 
worden. 

Klee ist inzwischen am 6.1.36 wegen Belei- 
digung in 2 Fällen zu einer Gesamtstrafe von 
2 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Er hat 
sich am 22.53.55 auf dem Polizeirevier einen Be- + 
auten, đer ihn ersuchte, ein Antragsformular 
künftig deutlicher zu unterschreiben, ange- 
schrien: Sie sind wohl grögenwahnsinnig gewor+ 
den" und „Werden Sie nicht zsrößenwahnsinniz. 
Sonst kriegen Sie ein Paar gelatschtr, Er hat 
sich sonst auf der Polizei höchst ungebürlich 
aufgeführt, u.a. dem Polizeiinspektor empfoh- 


len, seine Beamten besser zu erziehen. 


Jun 
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Jn den Verfahren wegen Devisenverzehens ist 
Lie psychiätrische Untersuchung abgeschlossen., 


gt nicht vor. 


i. Berlin (21.1.) Strafverfahren gegen 
in. Rat Hancke wegen Übertretung der Verkelrs- 
ordnung und Führerflucht. Der Angeschuldizste ist 
9.N0ov.1935 vernommen worden. Er hat be- 
von dem Zusammenstoß nichts. gemerkt zu 
habe auch hinterher nicht festgestellt, 
an seinem Wa;en Schrammen seien. Kurz vorher 
habe er einen kleinen Zusammenstoß am Skagerak- 
Platz gehs 1 habe deswegen seinen Wagen in Re- 
paratur geben müssen. 

Die Ermittlungen haben ergeben, daß bei der 
von Hanke genannten Firma der Wagen in der frag- 
lichen Zeit richt in Reparatur war. Darauf erklär- 
te der Beschuldigte, es könne sein, daß die Repa- 
ratur an einer anderen Stelle ausgeführt worden 
sei, 

Geh.Staaetspolizei (13.1.) beschwert sich darüber, 
daß in zwei Fällen die StA. einer Staatspolizei- 


stelle Schwierigkeiten in der Frage der Übersen- 


dung von krmittlungsvorgängen gemacht habe: 


a) OStA. in Verden Eet in der Strafsache gegen 


Albertus Böttcher wegen staatsfeindlicher Äuße- 


rungen am 21.10.1955 und 
b) O8tA. in Verden in einer politischen Strafsa- 


che gegen Johann Aschen am 12.12.35. 


7, Heg 
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.1.) hat Bedenken gegen die Ernennung 
Benetors A.D., de Chapeaurouse zum Roter, 
Bedenken gründen sich darauf, da de Ch. 
Bestrebungen der Deutschen 
len Neationalsozi: 
vereitelt habe. Di 4 gen, die ihm im 
Jahre 1925 gegeben worden seien, bänden die 
neutige Regierung 
Das Schreiben geht im einzelnen auf das 
Verhalten de Ch. in den ersten lMärztagen des 
Jahres 1955 ein und wiederholt die Behkuptung, 
de Ch.habe nicht annehmen künnen, daß die 
Übertragung der Folizeizewalt zuf den Standar- 
tenführer Richter nicht dem Willen der Reichs- 
regierung entspreche, Ch. habe das Hissen von 
skenkreuzfalinen von der Polizei als illegale 
Handlung bezeichnet und einen Polizeimajor, 
 Hakenkreuzflagze aus seiner Dienstwoh- 


nung zeigte, verhaften wollen. Schließlich ha- 


be er, als der HMin.d.Jnn. den Senat anwies, 


die Polizei zu übergeben, wiederholt den Ver- $ 


such gemacht, den Reichspräsidenten zu einer 


ntervention zu veranlassen. 


Deutscher gemeindetag (24.1.) Jn Rig enwalde 
standen dem Justizfiskus Diensträune gegen 
eine Jahresmniete von 4500 M für das Amtsge- 
richt zur Verfügung. Die Räume reichten mit 
der zunehmenden Arbeit des AG. nicht mehr aus, 
Justizfiskus wollte daher ein günstig gelege- 


nes Privathaus erwerben. Er trat deshalb an 
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GenstA. Marienwerder (30.1.) Arbeitsgauführer 1 

Ostpreußen hat gegen einen Vormann D- 90 Tag 

Zellenarrest wegen eines Einbruchsdiebstahls er~ 

kannt. StA. ist um Vollstreckungshilfe ersucht 

worden. Jn dem Übersendungsschreiben heilt es, 

daß Strafanzeige nicht erstattet werde. GenStA. 

ist der Meinung, daß 

a) er ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
einleiten müsse, da ihm eine kriminelle Straf- 
tat dienstlich zur Kenntnis gekommen sei, 

b) aus dem Grunde zu a) grundsätzlich Bedenken 
bestünden, dem Ersuchen um Vollstreckungshilfe 
stattzugeben. 


R.- u. Preuß. Wirtschaftsninister (31.1.) kann das 
Bedürfnis nicht anerkennen, uuf dem Gebiete des 
Handelsrechts weitere Fragen als die Aktienrechts- 
reform auf ihre gesetzgeberische Neuordnung hin zu 
prüfen: unnötige Beunruhigung der Wirtschaft. 


GenStA. Celle (1.2.) Jn der Nacht vom 26. zum 27. 
l. haben 4 55-Führer, darunter der Führer der SS5- 
Standarte 72, in Detmold einen Leutnant der Reichs- 
wehr, der sich in Zivil befand und es angeblich 
unterlassen hat, die SS-Führer zu grüßen (worauf 
diese ihn hämisch mig „Grüß Gott" begrüßten), der- 
art verprügelt, daß am 531.1. noch nicht wieder her- 
gestellt wear. Das Generalkommando in Münster hat 
die Sache aufgegriffen. Sie soll am 1.2. dem 
Reichskriegsminister vorgetragen werden, GenstA. 
wartet zunächst ab, ob gütliche Beilegung möglich, 


Stellv,d.Führers (24.1.) Es ist Vorsorge getroffen, 
daß die Presse in Zukunft keine unbegründeten Mit- 
tei lungen über Überfälle usw. auf Hy-Angehörige 
bringen darf. Unliebsame Vorkommnisse, wie sie in 
der letzten Zeit häufig gewesen sind, dürften da- 
mit unmöglich gemacht sein. 


5. 
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Reichs- eu3.Min.d.Joan. (31.1.) Die Stri 
im 


Blutscäautzsgesetzes Können 


eine Diskriminierung. der jüdischen Kasse bedeuten 


e. 


würde}. Bitte um Stellungnahme S Vi uns Veran- 


an j üdisch 
kriegsministeriun Hi 
y. 14.7.33 magĝggeblich 

präsident und GenstäA.- Dresden (30.1. 
statthalter hat im Bezirk der Amtsgerichte M 
und Lommatzsch die Gemeindesrenzen seändert. 
wirkt zurück auf die Zuständi.skeiten der Amtsze 
bezirke der neuen Gemeinden. Von der Grenzlinder 
ist die Justizverwaltung im vorbereitenden Verfah- 
ren nicht unterrichtet worden. Hieraus ergeben 


sich verwaltungstechnische Schwierigkeiten. 





7T.Pebruar 1936. 


StA München I 24.1. 
ledige Koch Josef Pöchtrager,geb.1.3. 

2 ist durch rechtskräftigen Strafbefehl 
jes AG, München vom 5.12.35 wegen gefähr- 
licher Körperverletzung und groben Unfugs 
zu 50 4 Gelästrafe ersatzweise 10 Tagen 
Gefängnis bestraft. Aus einem an das AG, 
München gerichteten Schreiben der Gauleitung 


- 


München, Obb., vom 8. «36 ve, sich : 


Zur Person des Pöchtra;er:von 1929 bis 1935 
wurde gegen ihn von der Polizei 16 mal 
Strafanzeige erstattet (Diebstal, unbefugte 
Kraftfahrzeugbenutzung usw.). Jm Jahre 1930 
polizeilich wegen 3 175 beanstandet. Gibt 
homosexuelle Veranlagung zu, konnte der 
“ewerbsunzucht überführt werden. Jst als 
Strichjunge bekannt. 
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der Beschuldigten ist, 
eines Geheimfonds in Braännenburg am 


lungsheim errichtet habe, in 


huldigung ers 
izei um Benennung der Anzeizgeerstatter ersucht 


de 14 
taatspolizei hat dieses 
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zulehnen. GengtA. legt die Vorgiinge wegen ihrer 


grundsiitzlichken Bedeutung vor. 


GenStA. Zweibrücken (27.1.) Gauleitung Saarpfalz 
zieht die politische Zuverlässigkeit des OStA.Mein- 
zolt in Zweifel. Sie hat hingewiesen auf das Öffent- 
liche Auftreten M. am 27.8.35, von dem sie durch 
Heft 67 der Nat.Soz.Monatshefte Kenntnis erhalten 


habe. Ja dieser Zeitschrift wird berichtet, M. habe 


bèi einer Veranstaltung der deutschen evangelischen 


Toche folgende Ausführungen gemacht: „Unsere christ- 
liche Weltanschauung ist unvereinbar mit jeder ande- 
ren Teltanschauung, die das Göttliche in Blut und 
Rasse verkörpert sieht. Hier findet die Binheit von 
Staat und Partei ihre natürliche Grenze, Der Staat 
kann keine Teltanschauung befehlen." 
Tatsächlich hat M. wörtlich folgendes ausgeführt: 

„Uber der Schüpfung, auch über Volk und Resse steht 
uns der Schüpfer. Das ist unsere Weltanschauung, die, 
das wollen wir offen bekennen, mit jeder anderen 
Weltanschauung insoweit unvereinbar ist, als diese 
das Göttliche nur in Blut und Rasse verkörpert sieht. 
Aber dieser Gegensatz kann uns nicht in einen Kon- 
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schehkt haben. 

Da der Vorsitzende der Strafkamner durech- 
Llioken ließ, das mit einer Ablehnung der gach- 
verstlindigen zu rechnen sei, Hat sich die StA. 
an den Reichsschaätzueister gewandt und ihm 
mitgeteilt, daß sie die Revisoren als Sach- 
verstündige Zeugen benannt uhd auf ihre Ver- 
nehmung als Sachverständige verzichtet habe, 
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Trage der Verfolgung von De- 
eidigungen zurück. Die Schriftstücke sind mit 
Marginalien versehen wie „Unverständlich", Unsinn” 
in einer Stelle (ablehnende Stellungnähme des 
Moebert) ist dem Sinn nach folgendes zu le- 
sen: „Diese Stellungnahme ist für uns wohl belei- 


äigender als die Äußerung selbst." 


OLG. Rostock (28.1.) Soll dem LGRat Dr. Reiners, 


a 


der wegen eines dem Referendar Klembt (Führer der 
Al TEE | 
Jungjuristen in Decken? erteilten schlechten Zeug- 


nisses parteigerichtlich zur Verantwortung gezogen 


worden ist, die Genehrigung zur Aussage im partei- 
8 © A 

gerichtlichen Verfahren über die dem Zeugnis 

grunde-liegenden dienstlichen Vorgänge erte} 


den? 


ogtA. Stettin (27,1.) Berichtet über umfangreiche 
Ermittlungen über das Treiben homosexueller Kreise 
in Stettin, en denen Mitglieder der NSDAP., Ange- 
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8. Februar 


OStA. München I (31.1.) Miskandlung des Öster- 
reichischen Staatsangehörigen Wilhelm Frieser 
(Jude). àm 18.12.35. Frieser wurde von einem Mann, 
ier sich als Kriminalbeamter ausgab, angeblich zu 
iner Vernehmung abgeholt in einen Wagen, in dem 
zwei oder drei Personen 
nefahren und dort mit Feitschen, Ochsenziemern oder 
sStahlruten auf das schwerste nißhandelt. Grund of- 
fenbar nur der, daß Frieser Jude ist. F. ist nach 
Holland geflüchtet, nachdem er in Schutzhaft genom- 
men worden war. Die Tat ist der StA. erst am 9.1.36 


bekannt geworden. 


RMin.d.Jnn. (4.2.) Die Reinsdorfer Katastrophe erge- 
be die Notwendigkeit,für die Untersuchung größerer 
Katastrophen eine Winisterialkommission zu bilden, 
an der das Rilin.d.Jan., das Reichskriegsmin., das 
RwirtschMin. u, das RJustllin, beteiligt sein sollen. 
Bitte um Prüfung der anliegenden Richtlinien und Be- 


nennung eines Beauftragten. 


RFührer 83. Mißhandlung des Griechen Pascalides am 
29.9.35 in einen Hamburger Tanzlokal durch den S559- 
Obersturmführer Müller. 

erbeten: Einstellung gemäß $ 15), der Sennt ha- 
be sich bei dem griechischen Generalkonsul entschul- 
äigt, ebenso Möller bei dem Verletzten, Dieser lege 
auf Strafverfolgung kein Gewicht mehr. STA. habe er- 
klärt, dunchbesondere Anweisungen des RJustizmin. ge- 
bunden äu sein, jedoch die Einstellung befürworten 


zu wollen. 


ORA. (3.2.) Ermittlungsverfahren gegen den Kri- 
minalassistenten Simon u.a. (Polizeiliche Erkundung 
nach dem Namen des Chauffeurs und der Nummer des Wa- 
gens des Weihbischofs in Trier wurde von Staatspo- 
lizei als Stnatsgeheimnis im Sinne der Vorschriften 
über den Landesverrat angesehen und die Mitteilung 
der Tatsache, daß polizeiliche Ermittlungen nach die- 
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Wun 


Die Beteili +ten waren zum "Dei wezen vollendeten 
Verbrechens des Landesverrats zum Teil wegen fahr- 
lässigen Landesverrats in Haft genommen worden. 
Die Angelegenheit ist dem Führer u. Rk. dureh 

den Herrn Minister vorgetragen und rauf die Ent- 
haftierung herbei- 
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schwere He} 
l2verTwaltung 
essen verquick 
ee. B. sei SC 
lösung der DP r in Potsdau wäre bedausrn. 
Konkrete even gegen von Bonin konnten nicht 
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GenStA. Düsseldorf (1.2,) übersendet Bericht 
OStA. Duisburg CIA Der wegen Verdachts uer 
Vorbereitung zum liochverret festgenommene Johann 
Franken, der in das Polizeigefängznis Duisburg 
eingeliefert worden war, hat sich am 15.1. in 
seiner Zelle erhängt. Die Leichenschau (18,.1.) 
ergibt: Offenbar Selbstmord; dringender Verdacht 
schwerer körperlicher Mißhendlungen, 


GenstA. Üübersendet 4 weitere Berichte des OstA. 
Duisburg, die übereinstimmend das Bild zeigen, 
daß wegen Verdaclts der Vorbereitung zum Hoch- 
verrat polizeilich festgenommene Beschuldigte 
ihre Gestindnisse mit der Begründung widerrufen, 
das sie ihnen durch schwere Miöhandlungen ab- 
gepreßdt worden seien. 

Wegen der Miühundlungen des Franken hat 
HOGA, in Duisburg Ermittlungsverfaliren wegen 
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des Verfaliren: 
im Hinblick 
der Sache 

offene Ent 
den Führer und |] 
kenzler bericht 
den wegen der 
ob das Verfahren 
reführt werden sol 
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` n Var Dh ro 
Verbrechens im Ante or Durch 


OLGPräs. Köln (31.1.) 

Betr.: Reichsfachgruppenlei 
Deutschen Arbeitsfront. M. hat 
seiner Ehe geklagt. Hierbei hat das 
über seine Person folgende Feststellungen 
troffen: M. hat sich eine Stellung bei der Reich 
bankhauptstelle in Kö jadurch erschlichen, dad 
er angab, 
tätig gewesan. r hat Zeugnisse über die erstaun- 
lichsten Leistungen als Pilot, Konstrukteur usw, 
beigebracht und jetzt zugegeben, daß diese 
ben in vollem Unmfange erlogen waren, Auch di 
— Zeugnisebschriften sind von ihm 
lich hergestellt. Deshalb hat er sich falsche Mi- 
litärpapiere verschafft und davon zum Zweck der 
Täuschung Gebrauch gemacht, nachdem er seine eige- 


nen Militärpáplere beiseitegeschafft hatte. Jn den 


falschen ililitärpapieren war z.B. die Rede, daß er 


D 


432 Frontflüge und 12 Abschlüsse gemacht habe. M. 
hat sich weiter eine Kriegsrente unrechtnäßig ver- 


schafft, und es besteht der dringende Verdacht, daß 


o beim Nauptversorgungsant 120 000 M unterschlagen 
hat, Er hat sich als Doktor ausgegeben und sich 

mit der Angabe, er sei bei der Geh.Stastspolizei 
angestellt, der Tochter eines Bisenbahnbeanten ge- 


shert, obwohl er bereits seit 1910 verheiratet ist. 


wer muß davon verstän- 
digt werden? Ley - 
Seldte ? 


Uu 


Gürtner. 


Meißner (3.2.) teilt mit, daß Führer’u. Rk. es 
dem Minister überläßt, die Entscheidung auf das 
Gnadengesuch des Reichsstatthalters in liessen in 
der Angelegenheit Dürr u.Gen. wegen Landfriedens- 
bruchs in eigener Zuständigkeit zu treffen. 


ETC ‚+ Vortrag 790% vor dem 


$ E P 








H4037-0221 


4 F © = u. ré ? > * 
Li rers (2 PR nıasen Ke 
t let" ER WR W 
P ranki ur v ; SI ps D 104, 
‚ehörige der 
ZC 


E Laf oliTtene Gener les 


"ständlicher Milde vorgebe. 
Als beleg werden Fälle (darunter der Fall 
rod) zum Teil aus den Jahren 1933 und 1934 
angeführt, Bemerkenswert ist der Fall des Pg. 
Knösel, der Gauorganisationslei- 
NS5-Juristenbundes war und unerwartet 
nach Halle versetzt worden sein 
Anlaß sei gewesen, daß Knösel einen RA. 
erhaften lie3, weil dieser angeblich in einen 
‚en beeinflußte. „Wie es der 
erium durchzsesetzt hat, daß 
wesen dieses Vorfalles der Pg. Knügel 
mir nicht bekannt." Es wird 


die Versetzung des OSTA. Raasch gebeten, 


Heß (1.2.) will den Erlaß wegen des Erwerbs von 
Grundeigentum durch Juden wie folgt fassen: Die 
Nürnberger Gesetzgebung hat nur das Staats- und 
Eherecht der Juden geordnet. Das Wirtschaftsrecht 
der Juden ist vorläufig gesezich noch nicht ge- 
regelt. Auch diese Regelung bleibt der obersten 
Staatsführung vorbehalten - wie allein diese ba 
fugt wr, die StunTs- und eherechtliche Seite 

des Problems zu ordnen. Es kenn nicht Aufgabe 
einzelner Stellen im Lande sein, der obersten 
Staatsführung die Lösung dieses Teils der Juden- 
frage vorwegzunelmen. Die wirtschaftliche Betäti- 
gung der Juden richtet sich allein nach dan beste- 
henden Gesetzen. Da diese eine Beschränkung beim 
Erwerb von Grundeigentum durch Juden nicht vorse- 
hen, ist keine Rechtsgrundlage vorhanden, die Verku- 
gerung eines Grundstücks als verboten oder nichtig 
enzusehen, weil der Erwerber Jude ist," 


OLG. Celle (4.2.) Nach fernmündlicher Mitteilung 
des LaPräs. in Stade hat das Gaugericht - Gau Ost- 


hannover 
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11. Februar 1956. 


egraphischer Protest des Bischofs von 
Aachen gegen die Verhaftung der Kaplane 
Thome, München-Gladbach, und Spülbeck,Falen- 
berg, durch die Kriminalpolizei, ohne Benach- 
richgigung Über die Verhaftung und ihren Grund. 
Auf den Protest wegen der am 16.Januar 
erfolgten Verhaftung des Kaplans Lux 
aus Krefeld bisher keine Antwort. Erbitte Unter- 
suchung der Angelegenheit und vorschriftsmäßige 

an bischöfliche Behörde. 


osAA.Frankenthal (Meinzolt) 31.1. 

Der Abteilungsleiter bei der NSV. Lothar 

Thiel wegen versuchter Notzucht zu 8 Monaten 
Gefängnis verurteilt. Hat durchErlaß 

vom 12.8. Gnadenerweis erhalten (Erlaß des 
Strafrestes von 5 Monaten mit Bewährungsfrist 
bis 1938). Er hat noch einen Monat Gefängnis 

zu verbüßen. Die Gauleitung, Gaurechtsant, 

hat durch Thiel veranlaßt einen Antrag auf 
Wiederaufnahme desVerfahrens angekündigt mit der 
Begründung, daß die Hauptbelastungszeugin Hilde- 
gar Frank in doppelter Beziehung einen Keineid 
geleistet habe. Meineidsanzeige nicht eingegangen, 
darauf von Amts wegen Verfahren gegen die Frank 
eingeleitet, das völlige Haltlosigkeit der 
Beschuldigung ergab. Verfahren gegen Frank 

am 31.12.35 eingestellt. Vollstreckung der 
Teilstrafe müsse nunmehr erfolgen, werde 

aber auf schwersten Widerspruch der Gauleitung 
stoßen, die den Thiel nicht nur nicht aus der 
Partei ausgeschlossen, sondern als Abteilungs- 
leiter bei der NSV. untergebracht hat. GIE 
nach wie vor von der Schuld des Verurteilten 
überzeugt. 


GenstA.Zweibrlicken, stellvertretender 
Gauleiter mehrfach vorstellig geworden, daß 


Thiel auch weiterhin in parteiamtlichen $tellun- 
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gen müsse verwendet werden können. (Goldenes 
Abzeichen). Bei Durchführung des Strafvoll- 
zugs erhebliche Trübung der Beziehungen zur 
Gauleitung zu erwarten. Letzter Zweifel an 

den Bekundungen der Frank nächt ganz zu besei- 
tigen. Auch IGPräs. haält Schuldbeweis nicht 
für völlig überzeugend geführt. 


GefiStä.Celle 7.2. 

Fühlungnahne zwischen Wehrmacht und 53 

in der Strafsache gegen Koch u.a. wegen 
Körperverletzung (Verprügelung eines Leutnants 
in Zivil) hat nicht zu einer Beilegung geführt. 
Wehrmacht wird Strafantrag stellen. Die 
Beschuldigten von Ritter und Koch sind in- 
zwischen aus der 55 ausgestoßen, lassak zum 
Öberschgrführer degradiert und versetzt worden. 


Iichsgerichtspräs.7.2. 
Senatspräs. Bünger hat um Versetzung in 
den Ruhestand zum 1.4. gebeten. 


5. räs. Gleiwitz 1.2. 
Der Stadtverwaltungsangestellte Schombara 
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in Hindenburg 0.5, hat in einem Lohn- 
pfändungsverfahren gegen einen Peschlu‘ 

ún einer Unterhaltssache Beschwerde erhoben 
und darin u.a. ausgeführt, daß er eg als 
£rnieörigung ansehe, als Nationalsozialist 
durch einen Juden (der Var sitzende des AG. 
ist Jude) verurteilt zu werden. "Von einem 
Juden lasse ich mich keinesfalls richten, 
da ich für diese Sorte von Menschen besten- 
falls eine Kugel übrig habe", 

LGPräs. hat sich besonders im Hinblick auf 
das Genfer Abkommen genötigt gesehen, gegen 
Sch. Strafantrag gemäß $ 196 zu stellen. 
Brsucht, außergerichtliche Erledigung an- 
zustreben und dem Richter nahezulegen,und 
alsödann den Strafantrag zurlickzunehmen, 
OStA.in Gleiwitz zunächst ersucht,Anklage- 
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erhebung zurückzustellen. 


.u.08tA. Jena 6.2. 

er ungarische Staatsangehörige Ottenreiter 
wurde wegen Paßvergehens am 28.10.35 verhaftet 
und durch Strafbefehl zu 1 Monat Gefängnis 
verurteilt. O,hatte am 26.10.35 durch falsche 
Angaben über seine Person versucht, den 
Minister Goebbels in Weimar zu sprechen. 
Als man ihm seinen Paß abnahn, ergab sich, 
Gab dieser keinen Sichtvermerk hatte. 

Die Strafe wegen Paßvergehens durfte 
nicht verhängt werden, da seit dem 15.Mai 1930 
der Öichtvermerkszwang zwischen Ungarn und 
Deutschland aufgenoben ist. Der Ungarische 
Gesandte ist deswegen am 4.1. beim AA,vor- 
stellig geworden mit der Bitte, Derartiges 
in Zukunft zu vermeiden., 

Da der Strafbefehl wohl rechtlich, 
nicht aber tatsächlich falsch ist, entfällt 
die Möglichkeit, O. für die verbüßte Haft 
nach dem Gesetz von 1898 zu entschädigen. 


OStA.Magdeburg 7.2. 

Entsberger ist wegen Verbrechens gegen 

— 340,2238,73 StGB. in insgesamt 6 Fällen 
zu einer Gesamtstrafe von 5 Jahren Gefängnis, 
unter Anrechnung von 3 Monaten Untersuchungs- 
haft, verurteilt worden. Das Urteil ist 

noch nicht rechtskräftig. 
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13, Februar 1936. 


minister des Jnnern 10.2. - zu g' 620/34 - 


wmittlungsverfahren wegen Tötung des Roth. 

— berichtet, daß die von ihm in der 
Ausgleichssache Roth erbetenen Akten der Stå, 
Hannover gegen deen u.a. noch nicht Übersanöt worden 


sinä. Es wird um Übersendung der Akten gebeten. 


en5tA.Hamburg 10.2. 
erinnert an den Pericht des Ol6Präs,vom 2449.35, 
betr. Abrundung der Zuständigkeit des hanseatischen 
OLG. in Hochvezratssachen. Die Voraussetzungen üleses 
Berichts liegen immer noch vor. Zur vorläufigen Be- 
hebung der Nißverhältnisse beabsichtigt Genstä. 
an Oberreichsanwalt zu berichten. Bericht liegt 
bei. Aus ihm ergibt sich: Die illegale EPD. hat 
zur Zeit in Deutschland 4 Arbeitsgebietet@roßberlin, 
Wasserkante, Sachsen, Westfalen-Kuhr. Zum Arbeits- 
gebiet Wasserkante gehören:;Groß-Hamburg, 
Lübeck, Bremen, Kiel, Mannover; Sitz Hamburg. 
Organisatorisch gehören zu Groß-Hamburgs Harburg, 
Wandsbek, Bergedorf,Altona, Ottensen,Eimshorn. 
Diese Unterbezirke sollten von der Hamburger StA. 
mitbetreut werden, fallen aber nach der jetzigen 
Zuständigkeitsregelung [ — 
beim LG. So kommt es, daß Verfahren, deren Schwer- 
gewicht in Hamburg liegt (Hübsch u.Gen.) von dem 
Strafsenat des Perliner KG. abgeurteilt werden, 
weil es auf den Tatort ankommt. Das ist sachlich 
und vom Kostenstanöpunkt nicht zweckmäßig. Es 
wird daher angeregt, die Abgabe von Hochverratssachen 
aus dem Pezirk Groß-Hamburg unter diesem Gesichts- 
punkt zu prüfen. 


GenStA.Stettin 7.2. 
Am 16.12.35 hat sich der wegen Vorbereitung zum 
Höchverrat in Schutzhaft genommene KA Utech in 


der Haft — Sach dem Sektionsprotokoll sind 
542065 An- 
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Anhaltspunkte dafür, daß der Schutzhäftling 
mißhandelt worden ist, nicht vorhanden. 


lvertreter des Führes 3.2.-zu III g’ 2084/35 = 
Unsere grundsätzlichen Bedenken, die åkten 
dem Kreispersonalamt zuzuleiten, werden nicht 
geteilt. Folge wäre doch nur, daß die Akten 
vom Stellvertreter des Führers raschest weiter- 
geleitet werden würden. Zweck des Kataloges in 
Ziff.2 der RV.vom 28.6.35 sei nicht Geheimhal tung 
des Akteninhalts (Stellvertr.ter des Führers 
wäre gar nicht inder Lage, die Prüfung der 
Vorgänge, zu denen die Akten benötigt sind, 


in München zu zentralisieren), sondern dem Fartei- S 


interesse zu dienen. Die Entscheidung darüber, 
wie im Einzelfall zu verfahren Sei, müsse den 
Spitzen der Partei überlassen bleiben. Daher 
werde einer Aktenversendung an Farteidienststellen 
nichts im Wege stehen können, wenn die Spitzen 
der Partei dies im Einzelfall verlangen. 
Jm 1.Vierteljahr der Anwendung der RV. 
sind auch Schwierigkeiten nach dieser Richtung 
nicht aufgetaucht. Erst der AGPräs.in Berlin, 
der GenötA.beim LG.Berlin und der OStA. in 
Frankfurt haben Bedenken geltend gemacht. 
Reichsmin.des Jnnern hat in der Regel dem Ersu- Ca 
chen des Stellvertreters des Führers um åkten= 
versendung an Parteidienststellen entsprochen. 

Es wird um Klarstellung gebeten in dem Sinne, 
daß Aktenversendung bei Ersuchen zu erfolgen hat 
an: den Stellvertreter des Führers oder der im 
Ersuchen von ihm benannten Stelle. 


GenstA.München 5.2. -gu g 9836/35 = 

Das Verfahren wegen Unterbrechung der Schwanger- 
schaft bei der Hedwig La u mit tötlichem Aug. 
gang bei ihr und dem Rinde ist eingestellt worden, 
da nach dem Gutachten der medizinischen Sachver- 


ständigen weder durch die Vornahme der Operation 
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noch durch die Art ihrer Ausführung gegen anerkannte 
Kegeln der ärztlichen Kunst verstoßen wurde. Der 
Arzt, der die ®terilisierung ausführte, war 
aus medininis chen Gründen nach der Sachlage, 
insbesondere im Hinblick auf die seiner Meinung 
nach bei einer späteren Entbindung doch notwendig 
werdende geburtshilfliche Operation zur Vornahme 
des Kaiserschnittes berechtigt. Es kann ihm 
nicht widerlegt werden, daß er ein lebendiges 
Kind zur Welt bringen wollte. Verschulden an dem 
Tod des Kindes nicht feststellbar. 

Jn dem medizinischen Gutachten wird gesagt, 
daß zur Zeit der Ausführung der Operation 
(29.5.35) eine gesetzliche Regelung Über Sterilisierung 
mit gleichzeitiger Schwangerschaftsunterbrechung 
noch nicht vorhanden war. Damals sei, nachdem die 
Sterilieirrong strikte angeoränet war, der Stand 
punkt verständlich geworden, zu jeder Zeit der 
Schwangerschaft die SÖterilisierung vorzunehmen und 
bei bezirksärztlicher Anordnung der gleichzeitigen 
Schwangerschaftsunterbrechung Sterilisierung und 
Unterbrechung der Schwangerschaft durch ein und die- 
selbe Operation zu erledigen. 


sminister Kerrl 8.2. 
m 16.12.35 hat in Scharzfeld eine Versammlung 
der deutschen Glaubensbewegung stattgefunden, bei 
der ein 23jähriger Redner Äniggendorf in SA-Uniform 
über das Thema "Fremder Glaube oder deutsche 
Gottschau" gesprochen hat. Hierbei hat er u.a. 
folgende Ausführungen gemacht? 

Die kath.Kirche ist ein öffentliches Bordell, 
die lutherische Kirche ist eing Fikialunternehnen. 
Das Ohristentum ist gebaut auf Trug und Schmutz 
und Sumpf, der Nationalsozialismus aber auf einem 
stolzen Felsen. Das Christentum macht aus der 
Welt Sünde und beschmutgt das Diesseits durch die 
Lehre von Jenseits.Wegen Ober Ausführungen hat 
der Präs. degs ev.-luth.bandeskirchenants in Hannover 
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bei dem OStA.Hildesheim Strafanzeige gemäß) 166 
erstattet. 

Kerrl hat sich am 8.2. an Heß gewandt. Er 
bezeichnet die Angriffe auf die berechtigten Jnter- 
essen der christlichen Kirchen als untragbar. Der 
deutschen Glaubensbewegung gegenüber sei von ihm 
das Erforderliche veranlaßt worden. Das Verhalten 
des Redners dürfte aber auch von seiten der 
Obersten SA-Führung zu beanstanden sein. Er 
bittet insoweit das Erforderliche zu veranlassen. 

Uns hat Jerrl gebeten, ihn Über den Gang 


des Strafve:fahrens auf dem Laufenden zu halten, 


o0StA.Saarbrücken 3.2. 
Am 30.12.35 gegen SEKR betraten die Beschuldigten 
(3 Kriminalassistenten der Staatspol. und 2 
Kaufleute) eine Wirtschaft, in der sich ein Studien- 
rat und ein Student befanden. Die Beschuldigten 
waren angetrunken, benahmen sich sehr laut, schlugen 
auf den Tisch und schimpften Über die Polizei, 
Als der Ötudienrat das Lokal verließ und mit Heil 
Hitler grüßte, rief einer der Beschuldigten 
der Kriminalteamten:s Was du Luxemburger, du grüßt 
noch mit Heil Hitler" und schlug ihn mit einem 
furchtbaren Schlag auf dem Hinterkopf zu Boden. 
Jm gleichen Augenblick stürzten sich die Übrigen 
Beschuldigten auf den Studienrat und den Studenten 
und schlugen auf dieselben ein, 

Die Beschuldigten bestreiten; sie wollen die 
ötreitenden nur getrennt haben. 

Der Leiter der Staatspolizeistelle hat die 
Beschuldigten ihres Amtes enthöben und Dienststraf- 
verfahren eingeleitet. Strafbefehl ist erlassen. 


Chsminister des Jnnern 10.2. 
Reichsstatthalter in Württemberg hat angeregt, die 
standesamtliche Eheschließung feierlicher zu ge- 
stalten, um den unerwünschten Zugtand zu beseitigen, 


da) das volk der kirchlichen Trauuug den wichtigsten 
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leil der dochzeitsfeierlichkeit erblicke. 

Vorschläge des Statthalters: 

Seierliche Ek festlich geschmückter 
Raum, bei NMitglieden đer Partei Vertretung der 
Or anisat ionen, Spalierbildung. Geschenk (Mein 
Kampf). Talar für 3 tandes 

Neichsminister des nne steh lesen Anre- 
gungen ablehrene gegenüber. Wünsche aus der Be. 
völkerung sind insoweit bisher nur vereinzelt 
bekannt geworden. So hat tatsächlich ein Über- 
bannführer der *otsdamer HJ. vor dem Standesbe- 
amten die Sheschließung in dem Festsaal des 
Potsdamer Stadtschlosses verlangt. dn der Be. 
völkerung wird ganz allgemein der kirchlichen 
Trauung der Vorrane eingeräumt. Auch bei der 
deutschen Glaubensbewegung liegt das Schwerge- 
wicht der Hochzeitsfeierlichkeit bei der Ehe- 
weihe. Eine staatspolitische Notwendigkeit für 
eine Änderung dieses Zustandes besteht nicht. 
Allgemeine Einführ ng einer Ämtstracht für 
Standesbeamte nicht angebracht. Diese Frage kann 
nur im Zusammenhang mit der grundsätzlichen Frage 
der Amtstracht für Beamte Überhaupt gelöst 
werden. Bitte om Stellungnahme, ob dieser Auf- 
fassung beigetreten wird. 


nVikar des Erzbistums Köln 31.1. 
Jn der Strafsache gegen Utto Homan N, Webau 
in Mannheim, hat zieh das Schöffengericht in 
Mannheim denAugeklagsten zu 50 Rx verurteilt 
und Publikation nicht angeordnet. 

Dem Verfahren Les eine Schwere Beleidigung 
des Erzbischofs von Köln, Kardinal Schulte, 
zugrunde, geren den öffentlich der Vorwurf erhoben 
worden war, er führe einen mit seinen priester. 
lichen Pflichten in krassem Gegensatz stehenden 
anstößigen Lebenswandel. GenVikar vergleicht die 
in diesem Fall verhängte Strafe mit Strafen in 
andern Fällen bei Bleichartigen Delikten: Man 


könne sich des Eincrucks nicht erwehren,daß in 
l k dem 
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15. Februar 1936, 


ORA (14.2.) Perich dap der ehemalige Obersturm- 
bannführer Blessig wegen Landesverrats zum Tode 
verurteilt worden ist, 


Reichsrechtsamt der NSDAP. (11.2.) nimmt Bezug 
auf seine Schreiben in der Angelegenheit des 
AG.Rats Deisenhofer, der sich über das ihm von 
dem Lagerkommandanten in Jüterbog ausgestellte 
Zeugnis über seine Lehrtätigkeit beschwert fühlt. 
Das Reichsrechtsamt bittet nochmals, das dem 
Parteigenossen D.widerfahrene Unrecht giftimachen 
Lt: A. 


tA. Jena (12.2.) berichtet, daß er erst an 

diesem Tage im Beschwerdewege Kenntnis von einem 
Landfriedensbruch er habe, der durch Ange- 
hörige der SA und Amtswalter am 25.3.35 in Klein- 
Schmalkalden begangen worden sei. Gegen den Leh- 
rer im Ruhestand Eubel, der sich beim Stellv.d. 
Führers über politische Leiter in Kl, beschwert 
hatte, war eine Demonstration unternommen worden, 
bei der es zu Sachbeschädigungen und Körperverlet- 
zungen kam. Der OStA. hat das Verfahren einge- 
stellt. Landfriedenspruch liege nicht vor, da 
die SA-Leute sich nicht zusammengerottet hätten, 
sondern zusammengsrufen worden seien. Wegen Relei- 
digung, Sachbeschädigung usw. hat er auf den Weg 
der Privatklage verwiesen. Der GenStA. hat den 
Einstellungsbeschluß aufgehoben und dem OStA. er- 
öffnet, daß er die Sachbearbeitung mißbillige, da 
nach der Anzeige tatsächlich und rechtlich schwe- 
rer Landfriedensbruch vorgelegen habe, Er hätte 
unbedingt über die bedeutungsvolle Sache, in der 

| | 22 Perso eschuldigt und 28 Zeugen benannt wor- 
den seien, berichten und schnellstens die Ermitt- 
lungen aufnehmen müssen. Es sei unverständlich, 
wie er sich darauf habs beschränken können, nur 
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Oberpfäsident von Schleswig Holstein v. 10.2. 
t im persönl. Schreiben an Herrn StS. Dr. 

eisler mit, daß er dem Wunsch des OLGPräsi- 
denten in Hamburg,die Zuständigkeit seines Be- 
zirks durch Hinzunahme von Altona, Blankenese 
und Wandsbek zu erweitern, nicht entsprechen 
könne, da er bis zur endgültigen Klärung im 
Zuge der Reichsreform keine Zuständigkeitsver- 
schiebung wünsche. 


Jnnenminister (11.2.) legt Bericht des Oberprä- 
sidenten Grenzmark vom 28.1. vor, in dem im Zu- 
sammenhang mit polizeilichen Ermittlungen über 
eine politische Schlägerei in Schulzendorf Kr. 
Deutsch-Krone Vorwürfe gegen den Amtsgerichts- 
rat Clauditz in Deutsch-Krone erhoben werden. 
Bei einer Veranstaltung in Schulzendorf am 5.1, 
hatten Mitglieder eines Fußtdl klubs in Schul- 
zendorf die von auswärts hinzugekommenen Ange- 
hörigen von Parteigliederungen provoziert, und 
es war zu Schlägereien gekommen. Der Richter, 
AGRat Clauditz, hat es nach Vernehmung der be- 
schuldigten Angehörigen des Fußballklubs, der 
inzwischen aufgelöst worden ist, abgelehnt, 
Haftbefehl zu erlassen, obwohl die Beamten der 
Grenzdienststelle ihn hatten wissen lassen, dag 
eine Außerhaftlassung politisch unerwünscht sei. 
Jn dem Bericht wird die Auffassung vertreten, 
daß Cl. sich als Katholik auf einen den Beschul- 
digten, die ebenfalls frühere Zentrumsangehöri- 
ge seien, günstigen Standpunkt gestellt habe, 
Er habe eine solche Einstellung auch bei anderer 
Gelegenheit zu erkennen gegeben. 


Stellv.d,.Führers v, 11.2. gez.Martin Bormann 
antwortet auf unsere Schreiben vom 6.11. u.23, 
| 42. in der Angelegenheit u. Gerhards, er 
habe die Vorfälle in München-Gladbach durch 
seinen Beauftragten untersuchen lassen, dessen 
Berichte er beiflige. Danach sei die vorher ge- 
plante Kundgebung wegen Ausbleibens der Geneh- 
—A migung durch die Kreisleitung abgesagt worden, 
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Trotzdem hätten sich eine Anzalıl Demonstran- 
ten ‚ausschl.alte Parteigenossen und SA-Männer 
versammelt, und zwar nicht auf dem anfänglich 
vorgesehenen Platze, sondern vor demLG-Gebäude. 
Ein Versuch, die Kundgeber zu zerstreuen, sei 
mißlungen. Auf nochmaligen Anruf bei der Kreis- 
leitung sei dann gie Kundgebung genehmigt und 
such gestattet, Schilder mitzuführen. Damit sei 
die Kundgebung zu einer Veranstaltung der Partei 
geworden. Grundsätzlich möchte er hier bemerken, 
daß den Staatsbehörden kein Nachprüfungsrecht 
über Veranstaltungen der Partei zustehe. Die 
-Partei verwalte und organisiere sich kraft ei- 
genen Rechts, Daher könne auch niemals die Teil- 
nahme an einer Parteiveranstaltung Gegenstand 
eines staatlichen Verfahrens sein. Sofern Aus- 
schreitungen gelegentlich einer Parteiveran- 
staltung vorkämen, die in die Sphäre der staat- 
lichen Hoheit Übergriffen, stehe selbstverständ- 
lich dem Staat das Aufsichtsrecht zu. Seine Er- 
mittlungen hätten aber ergeben, daß die Ange- 
schuldigten in keiner Weise an Mißhandlungen 
oder Schlägereien beteiligt seien. Gagensteand.. 
des Dienststrafverfahrens sei lediglich die } 
Teilnahme der beiden Angeschuläigten an der Par- 
Ve, — — — 
teiveranstaltung. Der Staat scheine demnach der 
è Meinung zu sein, daß diese Teilnahme ein straf- 
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würdiges Verhalten darstelle. Diese Meinung kön- 
ne aber angesichts der selbständigen Stellung der 
Partei gegenüber dem Staatsapparat nicht gebil- 


ligt werden. Genau so wenig, wie Parteigerichte 
zuständig seien, Maßnahmen des Staates auf Grund 
des $ 4 des Berufsbeamtengesetzes nachzuprüfen; 
auch dann nicht, wenn die Beamten Parteigenossen 
— — dürfe der Staat sich ein Nach- 


prüfungsrecht über Parteimaßnahmen zubilligen. 


Daher halte er das Dienststrafverfahren für un- 
zulässig mad-bLitte, ss-einzustallen. 
Hinsichtlich der Aussagegenehmigung von a 
‚teigenossen über Angelegenheiten der Partei 
‚ müßten bis zu einer endgültigen Regelung die- 
selben Grundsätze Anwendung finden, die auch für 
die Aussagegene hmi gung von Beamten gelten. Da 





Da es sich um eine Parteiveranstaltung handele, wäre 
demnach die Genehmigung des zuständigen Hoheitsträ- 
gers erforderlich. Aus den angeführten Gründen sehe 
er sich aber zu seinem Bedauern nicht in der Lage, 
die Genehmigung zu erteilen, 
Andererseits halte er es für empfehlenswert, wenn 
gegen Vogels u. Heck vom Justizminister ein Dienst- 
l l stralverfahren eröffnet werden würde, Das Verhalten 
beider gegenüber dem Nationalsozialismus sei nach 
seinen Ermittlungen so, daß die Grundlage dafür gege- 
ben sei. Er bitte daher, unsere Einstellung einer 
nochmaligen Nachprüfung zu unterziehen. 

Aus dem Bericht des Beauftragten (11 Seiten) ist 
hervorzuheben (5.6), daß er die Rechtmäßigkeit des 
Vorgehens der Beschuldigten aus der Proklamation des 
Führers auf dem Reichsparteitag der Freiheit folgert. 
Der Behördenapparat sei nicht in Erscheinung getreten. 
Die staatliche Maschinerie hätte versagt. Damit hätte 
die Bewegung als die lebendigere Organisation nicht 
nur das Recht, sondern sogar die Verpflichtung gehabt, 
als Mahnerin und Treuhänderin den Volkes aufzutreten. 
Wenn die Amtswalter sich die Verhöhnung, der sie gera- 
de von seiten der genannten 3 Beamten ausgesetzt ge- 
wesen seien, nicht mehr hätten gefallen lassen, so 
hätten sie nicht mehr als von dem einfachen Recht 
der Notwehr Gebrauch gemacht. 

hi Der beste Beweis für die Richtigkeit des Vorge- 
| | hens sei die Tatsache, daß nach der Demonstration E) 
II) über 800 Volksgenossen sich zur NSV gemeldet hätten. 

Ferner 5. 9: Die Beamten nnterstünden zwar auch 
hinsichtlich ihres außerdienstlichen Verhaltens der 
Dienstzucht ihrer vorgesetzten Behörde, Das gelte 

| aber nicht, soweit sie als Amtswalter der Partei 


tätig geworden seien. Ein anderer Standpunkt würde 
zu dem Ergebnis führen, daß der Staatsapparat Kon- 
trollorgan der Partei würde, 


GenStA. Celle v. 14.2. überreicht Bericht des 
.OStA. in Stade in dem Ermittlungsverfahren gegen 
den Pastor Behrens in Stade wegen Beleidigung, Dem 
Bericht ist Entwurf einer Anklage beigefügt. Da- 
nach hat der Angeschuldigte, der evangelischer 

3042014 


"remm a ——— 


H4037-0235 








yeny — eze mowr A 


Wi ei? 


ST 


Geistlicher ist, im Konfirmandenunterricht von 
dem „Stürmer®>als einem Schmutzblatt gesprochen, 
Der Gauleiter Streicher hat deswegen Strafantrag 
gestellt. Der OStA. glaubt, damit rechnen zu müs- 
sen, daß das Verfahren ebenso wie die damit zusam- 
menhängende Strafsache gegen Appel großes Aufse- 
hen erregen würde. Der Beschuldigte habe die Ab- 
sicht, für seine Kritik am Stürmer den Wahrheits- 
Beweis anzutreten, der- tmm zum mıngssten Wegen — 
des Strafmades wohl nicht abgeschnitten werden 
könne, Er werde sich dabei wohl nicht nur auf den 
Artikel Deutsche Justiz 1935 S. 895 beziehen, son- K 
dern noch weiteres Material vorlegen. Es sei 
schließlich zu befürchten, daß das Strafmaß in die- 
sem Verfahren mit den Strafen im Verfahren gegen 
Appel verglichen werde; daß in vorliegender Sache 
eine empfindliche Freiheitsstrafe ausgesprochen 
werde, sei nicht unbedingt sicher. Der GenSstA, 
teilt die Beden ken gegen eine Verhandlung der Sa- 
che in Stade, die er selbst unter Ausschlüß ger 
Öffentlichkeit in absehbarer Zeit für untragbar 
hält. Da B. voraussichtlich nicht mehr nach Stade 
zurückkehren werde, könne erwartet werden, daß mit 
der Zeit Beruhigung wegen der Vorfälle mit Pfarrer 
Behrens eintreten werde. Die Verhandlung der vor- 
liegenden Sache würde nur erneut Unruhe in die Be- 
völkerung hineintragen. Ob eine Verhandlung der 3a- 
che an anderer Stelle für Partei und Staat zuträg- 
lich sei, sei ihm auch zweifelhaft, Jm Jnteresse 
des Ausgleichs zwischen Staat und Bvangel .Kirche 
lugen B.E. solche Verfahren nicht. Jm übrigen glau- 
be er, daß mit einer Verurteilung des Beschuldigten 
gerechnet werden könne, Er nehme jedoch nicht an, 
daß suf eine Freiheitsstrafe erkannt werden. würde, 
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19. Februar 1936. 


anzlei des Führers, Berkenkamp Abt. Gnadenwesen (17.2.). 
Für den zu 5 Jahren Zuchthaus verurteilten Leutnant a.D. 
von Mosch setzt sich in einem an den Führer u. Rk. gerich- 
teten Gnadengesuch Hans von Mosch, Mitgl. der Reichskultur- 
kammer, Georg von Mösch, Hauptmann im Reichsluftfahrtmini- 
sterium und Hans von Fichte, Major im Stabe des Luftkreis- 
kommandos II ein. Auch Kube hat sich für den Verurteilten 
eingesetzt. Niemand traut dem Mosch die Tat zu, Der Vertei- 
diger Dr. Waldeyer führt aus, das Urteil habe die soldati- 


sche Persönlichkeit des Mosch nicht richtig gewürdigt (inne- 
rer Tatbestand). 


tschmann (13.2.) erhebt gegen Wiedereinsetzung von Günther 


statthalters vom 3,2, vor wegen der grundsätzlichen Bedeu- 
tung des Eingriffs in die Rechtspflege. 

Der Reichsstatthalter hat das Erbgesundheitsgericht in 
Achern in der Sterilisationssache Emil Müller ersucht, das 
wiederaufnahmeverfahren einzuleiten. „Hierbei mag in weiter- 
gehendem Maße als in der Entscheidung des Erbgesundheit sober- 
gerichts Karlsruhe beuchtet werden, daß schon die Tatsache, 
daß der Emil Müller seit 1932 der nationalsozialistischen 
Bewegung angehört, gegen Schwachsinn spricht." 

Die SA-Ärzte halten Müller nicht für schwachsinnig,. 
'Reichsstatthalter ist der Meinung, daß, wenn auch diese Ärzte 
für die Erstattung des amtsärztlichen Gutachtens nicht zu- 
ständig seien, dies doch nicht von entscheidender Bedeutung 
sein dürfte, wenn es um so tiefen Eingriff in ein Menschen- 
leben gehe. Müller dürfe trotz Vorliegens einer geringeren 


erblichen Belastung der Familie nicht als erbkrank angesehen 
werden. | 


Tziehungsminister (17.2.) teilt mit Schriftwechsel mit dem 
RMin.d.Jan. über Juristentag in Leipzig. 


BNSDJ. hat ihm gebeten, die Tagung (16.-19.5.) zu un- 
terstütsen. ErzMin, hatte zunächst den JnnMin. um Übernahme 


H4037-0237 


kä 
e 
p 
r 
& 
=) 
r' 
®© 
a 
` 
kb? 
. 
. 
M 
e 
R 


8042076 | 








UI 


H4037-0238 


der Federführung gebeten. Dieser hält uns für zu- 
ständig. "Kultusminister übersendet uns deswegen 
den Schriftwechsel mit der Bitte um Mitteilung 
unserer Entschließung. | 


OStA. Eisenach (15.2.) Am 29.1.36 starb der 30 Jah- 
re alte Landwirt Lins unter verdächtigen Erscheinun- 
gen (Krämpfe). Als Mörderin wurde festgestellt seine 
19jährige Braut Erna Schneider. Die Schneider ist 
gseständig. Sie ist das einzige Kind wohlhabender Bau- 
ern. Motiv: Sie sollte den Ermordeten heiraten, ob- 
wohl sie eine unüberwindliche Abneigung gegen ihn 
hatte. Die Schneider war die sog. Dorfprinzessin, 
sehr umworben und liebte andere. Der Ermordete war 
bekannt dafür, daß er der Schneider willenlos hörig | bi 
war, 

Die Schneider hat die Tat begangen, indem sie 
Strichnin zwischen zwei Waffeln strich und die so 
zugerichteten Waffeln dem Ermordeten unter Kosewor- 
ten in den Mund steckte. Sie wurde dann zu dem Ster- 
benden gerufen und traf ihn noch am Leben und hat 
ihn zärtlich gestreichelt. 

Die Erregung der Bevölkerung ist sehr groB. Ob 
ein anderer Liebhaber hinter der Tat steht, ist 
noch aufzuklären. 


3 942077 
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GenStA. LG. Berlin (7.2.) Ernittlungsverfahren gegen 
Ernst Günther Karl von Cleve ($$ 175, 175a ziff.2). 

C. leitete das Referat für Ehrenzeichen des 
Rotenkreuzes. Er war durch den früheren Präsidenten 
von Winterfeldt dorthin gebracht. W. war bei der Poli- 
zei als 175iger bekannt, Gegen seinen Vorgesetzten, 
Vizepräs. Draudt, lief ein Ermittlungsverfaähren we- 
gen $ 176. 

Die Angelegenheit kam dadurch zur Kenntnis der 
Behörden, daß ein Erwerbsloser namens Preuß aufgegrif- 
fen wurde, zu dem C. Beziehungen hatte, Er hatte ihn 
in der Nähe des Bhfs. Zoo kennen gelernt, wo Preuß 
mit Schnürsenkeln handelte. 

Beziehungen des C.: Graf von Bassewitz, Graf 
Bernstorf (aus dessen beschlagnahmten Akten sich er- 


gibt, daß er auf die Um- und Neubesetzung im Ausw. 
Amt großen Einfluß hatte), von Zitzewitz, von Bethman- 


Holweg (über deren Veranlagung keine Feststellungen 
bisher getroffen sind), ferner Abt.Leiter im Außen- 
politischen Amt der NSDAP. von Chappuis. 


OLGPräs. Düsseldorf lehnt den hervorragend qualifi- 
zierten Amts- u. Landrichter Geller, der zur Befür- 
derung vorgeschlagen ist, ab, weil G. nicht Mitglied 
der NSDAP. sei und Parteiveranstaltungen nicht be- 
sucht habe, Außerdem sei er vor der Machtübernahme 
Anhänger der Zentrumspartei gewesen. l 

G. hat der Zentrumspartei nie angehört. Das Mig- 
trauen der Gauleitung beruht offenbar nur darauf, daB 
er als Berichterstatter in der Strafsache Dessauer 
im Dez.1933 tätig war. Hierbei soll er nach dem Be- 
richt des Chefpräsidenten gegenüber einem nach Ausmaß 
und Form ungewöhnlichen, auf das Gericht ausgelbten 
unzulässigen Druck den Mut der Unabhängigkeit gezeigt 
und sich dadurch in besonderem Grade die Hochachtung 
der Richterschaft verdient haben. 


GET 
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OĻGPräs. Königsberg (19.2.) Die Vorstands- 


teamten des OLG. haben von der Geh .Staatspoli- 
zei Mitteilung erhalten, daß die Verfehlungen 


gegen BG 175, 175 a einen derartigen Umfang ar- 


genommen hätten, daß von einer Stnatsgefährdung 
gesprochen werden müsse, Hei einer gemeinsamen 
Besprechung wurde Übereinstimmung dahin erzielt, 

die Ermittlungen, soweit richterliche Tätig- 

vereinheitlicht werden 
‚on Unters.Richtern zu Hilfs- 

richtern) Krmittlungsrichter bei jedem Amts- 
gericht. 

Geh .Staatspolizei hat angekündigt, dai, So- 
fern entsprechende Handlungen-bei Frauen straf- 
rechtlich nicht zu fassen seien, sie das Material 
els Anregung zur Änderung der strafrechtlichen Vor- 
schriften verwenden werde. 

` 


P 
RgPras. (20.2.) Dem Fachschaftsleiter beim RG. ist 


ein anonymes Schreiben zugegangen, in dem gefragt 


wird, wie es möglich sei, daß ein RG-Rat auf Tage 
vom Amt abwesend sei, um in Oeynhausen in kirch- 
lichen Angelegenheiten Vorträge zu halten, die sich 
gegen die Reichsregierung richten. 

Nachprüfung hat ergeben, daß RGRat Flohr 
für einen Tag (16.2.) in Oeynhausen war und dort 
an nicht Öffentlichen Sitzungen der Bekenntnissyno- 
de teilgenommen hat. Diese Betätigung hält sich 
noch innerhalb der Grenzen unserer Verfügung vom 
30.3.35. Ob sie bei der gegenwärtigen kirchenpoli- 
tischen Lage zu beanstanden ist, entzieht sich der. 
Beurteilung des Chöfpräsidenten.,. 


GPräs. Stuttgart (17.2.) Dem LGPrüs, Linder in 
Heilbronn ist eröffnet worden, daß $tS. Schlegel- 
berger durch verschiedene Wendungen in der Anspra- 
che des L, bei der Einführung des neuen OStA. unan- 
genehm berührt worden sei (Bezugnahme auf die beson- 


>F YET rh : 
SAT 2 pyg Verhältnisse in Heilbronn). Linder hat sich 








hierzu geiußert und Abschrift des Wortlauts 
seiner Ansprache vorgelegt. Aus der Äußerung 
des L, ergibt sich, daß er auch jetzt das Un- 
angebrachte seines Verhaltens nicht einsieht. 
OLGPräs. hält es für möglich, daß er nach al- 
lem, was vorgefallen, den Heilbronner Richtern 
aus dem Herzen gesprochen hat. Er hätte aber 
erkennen müssen, was er in diesem Augenblick 


vom politischen Standpunkt sagen durfte. Dag 
die Presse sachlich berichtet hat, liegt nur da- 
ran, daß der Leiter der Justizpressestelle auf 


eine solche Berichterstattung gedrängt hat; von 
sich aus wurden die Ausführungen des L. von der 
Presse lebhaft beanstandet (Verlagsleiter der 
Heilbronner Presse Kreisleiter Drautz). 

Jn der Rede des LGPräsidenten befinden 
sich u.a, folgende Sätze:Den Ausführung“ des 
Herrn Staatssekretärs entnehmen wir, daß der neue 
Staat mit seiner ganzen Autorität hinter den Or- 
ganen der Rechtspflege, auch denen in Heilbronn 
steht und sie in seiner Ehre, Unabhängigkeit und 
Unantastbarkeit zu schützen gewillt ist. 

Das Amt des OStA, in Heilbronn ist kein 
leichter Posten. Er erfordert von seinem Träger 
neben besonderer Eignung für den staatsanmalt- 
schaftlichen Dienst ein gutes Mei von Erfahrung, 
Menschenkenntnis, Takt und Fertigkeit und vor 
allem einen unbeirrbaren Gerechtigkeitssinn, der 
ihn befähigt, stets den geraden Weg der Pflicht 
zu wandeln, den ihm anvertrauten Schild des 
Rechts blank und rein zu erhalten und die Waffe 
des Gesetzes gegen Rechtsbrecher und Übeltäter 
scharf, abe erecht und unparteiisch zu handha- 


ben.. 


Boühler (19.2.) ist von Bormann gebeten worden, 


die Fälle zur Kenntnis des Führerstellv. zu brin- 
gen, in denen gegen Angehörige der Bewegung wegen 
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Landfriedensbruchs usw. Verfahren anhängig gemacht 


werden. Schlägt vor, unsere AV. v. 21.9.35 dahin- 
gehend zu erweitern, daß von Straftaten, die die 
ZentrstA. bearbeitet, der Chef der Kanzlei des 


sl A 2 9 8 0 Führers verstandigt wird. 
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GenstA- Naumburg (18.2.). Der wegen Hochverrats 
verdächtige Schutzhäftling Siebert, der am 2.12. 
35 in Schutzhaft genommen worden war und am 12. 
vor der Staatspolizeistelle in Halle ein Geständ- 
nis abgelegt hatte, hat sich in der Nacht vom 12. 
zum 13.12.35 in seiner Zelle erhängt. Anhaltspunk- 
te für Mißhandlungsen sind nicht vorhanden. Ein- 
stellung des Verfahrens. 


RMin.d.Jnn. (21.2.) übersendet uns Schreiben des 
Reichsstatthalters Sauckel v. 21.1. in der Ange- 
legenheit des LCDir. Wachtel in Gotha mit der 
Bitte um Mitteilung, aus welchen Gründen davon 
abgesehen worden ist, vor Abänderung der Dienst- 
entlassung nach $ 2 in eine solche nach $ 4 den 
Reichsstatthalter zu hören. | 
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Py@uß.Ministerpräsident (15.2.) Aufhebung der 
mmunität des Abgeordneten Schulze-Wechsungen. 
Mitteilung eines Schreibens des RMin.Dr.Goebbels 
y. 28.1.36: Hält die Aufhebung der Jeamunität für 
notwendig. Würde Jnhaftierung von Sch. nur zu- 
stimmen, wenn der GenStA. sie für unbedingt er- 
forderlich hält. Bittet, die Kauptverhandlung 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit durchzuführen, 
Kerrl hat die Genehmigung zur Strafverfolgung er- 
teilt. 


uckel (24.2.) Telegramm: Nachdem trotz meiner 
Warnungen die gesamte Familie Simson und Meyer 
nach der Schweiz geflüchtet ist, bitte ich um 
sofortige Durchführung der Dresdener und Meinin- 
ger Verfahren in Abwesenheit der Angeklagten, so- 
fern sie nicht erscheinen. Auf Krankheitsaus- 
flüchte uo, del, bitte ich nicht mehr einzugehen. 


, Stettin (13.2.) Strafverfahren gegen Dr. 
ordan (Steuersyndikus), geb. 12.5.1893 WERT 
$$ 175, 1758). J. war bis zum Januar 1936 stellv, 
Landesleiter des Reichsbundes der Kinderreichen; 
seit dem Jahre 1922 verheiratet. 4 Kinder im Al- 
ter von 7 - 14 Jahren. 


tA. LG. Berlin (14.2.) Strafsache gegen de 
Kutscher Jastrow wegen Rassenschande, Der Ange- 
klagt ist Volljude. Er gibt die Beziehungen zu 
der deutschblütigen Ehefrau Käte Woyde zu. Die 
Ze ist mit einem Juden verheiratet. 


StA. Breslau (20.2.) Der ehemalige Oberpräsident 
Brückner ist zum Strafantritt in der Landesstraf- 
Dreibergen-Bützow geladen. 


eke (22.2,.) bittet, auf Grund einer Anregu 
Dienststellen der NSDAP. die Fandhabung der Ernen- 
nung von Rechtsanwälten zu Notaren grundsätzlich 
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dahin abzuändern, daß es nicht mehr auf 
die Dauer der Berufstätigkeit als Anwalt, 
sondern vor allem darauf ankommt, ob der 
Bewerber abgesehen von seiner sonstigen Fig- 
nung als ein zuverlässiger, durch aktive 
Mitarbeit in der Partei, ihren Gliederungen 
und angeschlossenen Verbänden bewährter Na- 
tionalsozialist anzusehen ist. 

Bittet um Mitteilung, ob und in welcher 
Weise digser Anregung entsprochen werden kann. 


‚d.Jnn. (21.2.) Der Droschkenbesitzer 
isch ist durch Urteil des AG. in Berlin 

v.1.8.35 wegen vorsätzlicher körperlicher wis- 
handlung zu 60 M Gelästrafe, hilfsweise 10 
Tagen Gefängnis verurteilt worden. 

H. hatte am 15.11.34 den jüdischen Arzt 
Dr. Wolfheim zu fahren. W., der den Hanisch 
an seine Wohnung bestellt hatte, bemiüngelte 


schon nach einem kurzen Stück Fahrt den Stand 


des Fahrpreisanzeigers. Schon hiernuf wurde 

er von dem H. in folgender Form anszeredet: 
„Anöpf doch Deine Augen auf, hier steht doch 
nicht 1,65, sondern 0,65 M."Als der Zeuge auch 
diesen Preis bemängelte, wurde er von dem Ver- 
urteilten auf den Boden des Wagens geworfen; 
der Verurteilte stopfte dann die Beine des W. 
in den Wagen und fuhr ihn zum Polizeirevier, 
Bei einer Abwehrbewegung, die der W. Bemacht 
hatte, erlitt er einen Knochenbruch. W. war 
zur Zeit der Tat ein 75 Jahre alter kleiner 
und zarter Honn, dem Verurteilten körperlich - 
weit unterlegen., 

H. hatte zunächst Berufung eingelegt. Die- 
se war zurückgewiesen worden mit der Begrün- 
dung, daß das grobe und brutale gewalttätige 
Verhalten des Il. die ausgeworfene Strafe ver- 
diene. 

Dem H. ist alsdann vom Poliszeipräsidenten 


die Konzession entzogen worden. Hiergegen hat 
zunächst der Reichsverband des Kraftfahrge- 
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werbes mit der Begründung protestiert, daß H. 
einzig und allein in Wahrnehmung seiner geschäft- 
lichen Jnteressen gegen einen provozierenden jü- 
dischen Fahrgast gehandelt habe. Jm Sept.1955 
klagte H. gegen den Pol.Präs. auf Rücknahme der 
Konzessionsentziehung. Kompromiöverhandlungen 
blieben erfolglos. Bei einer dieser Verhandlungen 
erschien H. mit einem Gutachten der Akademie für 


er 
Deutsches Recht, der offenbar das Material sei- 


nes Falles zur Prüfung unterbreitet hatte. Nach 
einem Aktenvermerk der Polizeiakte v. 9.12.35 

kommt das Gutachten zu der Ansicht, daß die Verur- 
teilung des H. durch das Gericht zu Unrecht erfolgt 
sei und daß auch die Entziehung der Konzession auf- 
gehoben werden müsse. Das Gutachten meint,ll.sei 

zur Selbsthilfe berechtigt gewesen, 

Der RMin.d.Jnn. beabsichtigt, nunmehr an den 
Präsidenten der Akademie für Deutsches Recht zu 
schreiben: Jm Einvernehmen mit dem Herrn Reichsmi- 
nister der Justiz bitte ich um Prüfung des Sachver- 
halts. Jch glaube, mit der Akademie darin überein- 
zustimmen, daß die Erstattung von Rechtsgutachten 
in Einzelfällen nicht zum Aufgabenkreis der Akade- 
mie für Deutsches Recht gehört und daß vor allem 
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derartige Rechtsgutachten nicht zu schwebenden 
Verfahren erstattet werden sollten. 

Das Gutachten ist übrigens auf die Entscheidung 
des Polizeipräsidenten ohne Finfluß geblieben. 
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$a ——— (19.2.) Eine Meldung der 


der Gestapa Berlin ergibt, daß nach einem Bericht 


des Reg.Präs. von Köln das Generalvikariat in 
Köln über das Urteil gegen einen Pfarrer geäudert 
hat: „Auch sei das gegen Pfarrer Pohlhausen von 
dem Sondergericht in Köln gesprochene Urteil ein 
Fehlurteil und Pohluausen müsse nach Bornheim zu- 
rückkehren, damit dadurch bei der dortigen katho- 
lischen Bevölkerung Beruhigung eintrete, 

Es sei eine ungcheuerliche Tatsache, daß 
eine hohe kirchliche Behörde ein von einem deut- 
schen Gericht gefälltes Urteil als Fehlurteil be- 
zeichne und gewissermaßen als Genugtuung die Rück- 


kehr des Pfarrers forädre," 


ingabe der Referendare der Abt.III des Lagers 
Jüterbog (21.2.) Vor etwa 14 Tagen hatte der Zug- 
führer Kaschel eine Auseinandersetzung mit einem 
Untertruppführer seines Zuges wegen der Frage, wer 
an der Machtergreifung den größeren Anteil habe, 
die Reichswehr oder die SA. K. ist ehemaliger Sol- 
dat, der Untertruppführer alter SA-Mann. Der Streit 
endete damit, daß K. den Untertruppführer nieder- 
schlug (ibm das Auge und den Hals aufschlug). Der 
Vorfall soll sich in einem öffentlichen Lokal ab- 
gespielt haben. Beide Beteiligten „machen weiter 


zum Segen der keferendare Dienst; geben uns Zeugnis- 


se und ebnen uns, da sie moralisch einwandfrei sind, 
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die Laufbahn", Es wird hieran die Frage ge- 
knüpft, ob die SA heute schon aller Willkür 
preisgegeben sei, Wir haben beschlossen, die- 


all der SA selbst mitzuteilen, 


, Meiningen (22.2.). Heute gegen Artur 
Simson, von dem OStA. annimmt, daß er flüch- 
tig ist, Haftbefehl, Steckbrief und Vermögens- 
beschlaznahme beantragt. Strafkammer hat dem 
Antrag entsprochen. Wegen $ 295 Abs.1 hält 
OStA. es für zweckmäßig, wenn gleichzeitig 
Reichsminister des Jnnern eine Vermögensbe- 
schlagnahme veranlassen wolle (gemäß Gesetz 
über die Aberkennung der Ötaatsangehürigkeit 
vom 14.7.1933 $ 2 Satz 2 u.3). Jnnenminister 
hat Abschrift erhalten. 


5?412086 








z 25. Februar 1936. 


erstaatsanwalt Dortmund 13.2. überreicht 
Akten betreffend Strafverfahren gegen den 
GenDir.der Deutschlandhalle Franz Orthmann we- 
gen Untreue. 

O. war bis 1 33 GenDir. der Westfalenhalle in 
Dortmund. Nach einem der Stapo in Dortmund zuge- 
leiteten Bericht soll er in dieser seiner Eigen- 
schaft Beträge in Höhe von 210° 000 Æ, die in 
einem Geheimbuch geführt und im übrigen nicht 
verrechnet wurden, für sich persönlich außer 
seinem Gehalt verbraucht haben. Das Geheimbuch 
soll von einer dreigliedrigen Kommission, zu 
der kein Vertreter des NSDAP. gehörte, die 
sich aus Nitgliedern der Stadtveroränetenfraktion 
zusammensetzte, geprüft und in Urdnung befunden 
worden sein. Die Stadtverordnetenversammlung 
soll ihm auch Entlastung gegeben haben. 

O. ist Pe, und SS-Untersturmftührer. 
Er hat seinen Antrag auf Übernahme in die 
Partei kurz nach der Machtübernahme gestellt. 
Bis dahin hat er als scharfer Gegner der NSDAP. 
gegolten. 

Die Kreisleitung der NSDAP. ist durch 
den Reichsleiter Bouhler zum Bericht aufgefordert 
worden. 


e Nordische Rundschau vom 30, 11.35 
enthält als Leitartikel Ausführungen des Gruppen= 
führers und Foligeipräsidenten Neier-Quade, 
die als "offener Angriff" überschrieben sind 
Darin heißt es im Zusammenhang mit einer Kritik 
der letzten Verdunkelungsübung in Kiel u.a.: 
Es werde schon gelingen, die allermeisten 
Volksgenossen durch Erziehung, Belehrung und 
sanften Druck zu einer ar dnungsmäßigen Dur | 
führung der Übung zu veranlassen. 4 


"Einige allerdings müssen mit anderen Mit- 
teln 
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teln kuriert werden, daß sind die, die 

nicht nur gleichgültig oder dumm, sondern 
auch noch frech sind, keine Verpflichtung 
fühlen gegenüber der Gesamtheit und ihr 
mangelndes flichtbewußtsein, ihre reiste 
Überheblichkeit und ihre herausfordernde 

Art auch noch mit einem intellektuellen Mün- 
telchen zu verbränen suchen. 

Nicht wahr, Herr Prof.KMartiensen, so ist 
das dOch. Nicht nur dumm sind diese Menschen, 
sondern auch noch frech. Sie mis sen das doch 
wissen,Herr. Denn Sie sind gemeint mit dem 
offenen Angriff. Es liegen zwei Briefe von 
Jhnen und außerdem Meläung eines Polizeioffi= 
ziers über eine Unterredung mit Jhnen vor. 
Alles zusammengenommen, eines der tollsten 
Stücke, die mir seit langem zur Aenntnis 
gekommen sind. 

Tatbestand: Jhre Frau ist durch den Luftschutz. 
wart zu einer Übung bestellt worden. S0 etwas 
ist entsetzlich! Das hat Sie damn auch in Har- 
nisch gebracht und Sie haben nun Jene Gesetze 
gesucht, die dem Luftschutzwart ĉas Recht dazu 
g&eben unà haben sie glücklicherweise nicht ge- 
funden. Und nun haben Sie sich auf den Fara- 
graphen geschwungen und eine Attacke gegen das 
deutsche Volk geritten, die eg notwendig A Ai 
scheinen läßt, Sie mit den gleichen Mitteln 
zusammenzuhauen, mit denen Sie die Volksgemein- 
schaft zu sabotieren versuchen... 
Sie wollen wissen, was die Abkürzung Long. 
heißt. Für uns heute der lLuftschutzhauswart. 
Es kann nun aber auch heißen: Lause junge, i 
Schietkerl, Hanswurst,Wasserkopf. 

Der Tatbestand war der folgende: 

Am 18.10.35 erhielt Frau ®artiensen 
ein Schreiben des Luftschutzbundes, in den 
ihr mitgeteilt wurde, daß sie auf Grund deg 


$ 2 des Luftschutzresetzes zum L5chiW. be. 
stellt 
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stellt worden sei. Jn dem Schreiben wurde sie 
aufgefordert, an einem Ausbildungslehrgang teil- 
zunehmen. Jn diesem Zusammenhang heißt es im 
schreiben wörtlich: "Die Teilnahme an däeser 
Ausbildung ist Pflicht. Zuwiderhandlungen ziehen 
eine Bestrafung gemäß 9 9 des Luftschutzgesetzes 
nach sich. Die endgültige Verpflichtung zum 
LSchiW. erfolgt nach Ablauf des Lehrganges." 

Am 24.10.55 hat sich Frof.läartiensen an 
die Urtsgruppe des Luftschutzes gewandt und 
in einem längeren Schreiben zunächst dargelegt, 
daß er die Abkürzung LSchHwW. nicht verstehe. 
Weiter, daß weder er noch seine Frau Haus- 
besitzer seien und Verpflichtungen für das 
Haus daher nicht zu übernehmen hätten. % 2 
des Luftschutzgesetzes gebe für die Verfügung 
keine rechtliche Grundlage. Durchführungsbe= 
stimmungen zu dem Gesetz seien ihm, M., 
bisher nicht zur Kenntnis gekommen. Er bitte 
um Abschriften der Verfügungen des Reichsmin. 
der Luftfahrt, wonach der Reichsluftschutzwart 
amtliche Befugnis habe, da er nicht annehmen 
könne, daß dieser sich entgegen ð 132 StGB. amt- 


liche Befugnisse selbst zulege. 


Auf dieses Schreiben erhielt M. keine 
Antwort und setzte sich mit dem Polizeirevier 
in Verbindung. Er hatte ein Gespräch mit 
dem Folizeähauptmann Witt, über das die ån- 
sichten zwischen ihm und Witt auseinandergingen. 
Nach den Angaben von Witt soll Aartiensen u.a. 
geäußert haben. Wag ist Überhaupt dieser Luft- 
schutzbund. Es herrscht hier in der Bevölkerung 
schon Erregung darüber, daß die Leute von 
diese® Luftschutzbund Gelder sammeln. Außerden 
haben sie keine Ahnung, Es ist besser gar 
niohts zu organisieren, als das zu tun, was 
dieser Luftschutzbund macht. Joh weiß sowieso” 
aus Erfahrung, daß ein Fliegerangriff immer 
glimpflicher verläuft, wenn nichts vorher organit- 


siert ist. Und weshalb erfaßt man denn die Frauen? 
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Die richten ja erst die Panik an. 

ñ. bestreitet diese Darstellung, er will 
lediglich gesagt haben, daß nach seinen äriers- 
erfahrungen die Frauen im Augenblick der Gefahr 
möglichst zurückgehalten werden müssen, und 
daß ein Hausbesitzer, der seinerzeit im Flug- 
zeugabwehrdienst tätig gewesen sei, sich besser 
als Luftschutzhauswart eigne. 


Nach Ansicht des OStA., fallen die Äußerungen 


über den Reichsluftschutzbund möglicherweise 
unter 9 2 des Heintückegesetzes. Die Akten sollen 
daher dem OStA. bein Sondergericht inäAltona 
übersanäüt werden. Einleitung eo ines Verfahrens 
gegen l, 

k., ist von dem Reichsmin.der Luftfahrt 
und dem Oberbefehlshaber des leeres mit 
besonderen Konstruktionseaufgaben betraut. Er 
ist a.0.Frof. an der Universität Kiel. 








OStA. Essen (25.2.) Am 22.2. wurde der StanwRat 
Wieser durch die 23jährige HBaustochter Hilde Bör- 
ner (Tochter eines im Ruhestand lebenden Jngenieurs 
der Krupp-#erke) niedergeschossen. W. ist gestorben. 
Des Motiv der Tat ist verschmüähte Liebe. W. hatte 
mit der B. seit etwa 6 Jahren ein Verhältnis, for- 
melles Heiratsversprechen nicht gegeben, hat sich 
aber so benommen, daß das Mädchen das Verhältnis 
ernst nehmen mußte. Die B. hat versucht, sich zu 
erschießen, hat sich aber keinen tödlichen Schuß 
beigebracht. Die B. liegt zur Zeit im Krankenhaus 
und wird in etwa 8 Tagen entlassen werden. Rechtli- 


che Qualifikation: Totschlag. 


Gegen den Vikar Schulze aus Beiersdorf war ein 
Strafverfahren eingeleitet worden, weil a, angeb- 
lich den Winisterpräsidenten Göring als Fatzken 
bezeichnet und Kritik darüber geäußert hatte, daß 
er sich von dem Oberpopen (Reichebischof) habe trau- 
en lassen. Der MinPräs. hat zunächst Strafantrag 
gestellt. Bei den Ermittlungen bestritt 9.,den Mi- 
nisterpräsidenten als Fatzken bezeichnet zu haben. 
Jm übrigen habe er Äußerungen des Pfarrers Niemöl- 
ler über ein Gespräch mit dem MinPräs, wiederge- 
geben. Niemöller ist als Zeuge vernommen worden. 
Er hat ein polizeiliches Protokoll auf ausdrückli- 
chen Wunsch selbst diktiert, in dem es folgender- 
maßen heißt: „Es ist richtig, daß ich folgendes 
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gesagt habe: Der Ministerpräsident hat in einer 
Besprechung im Dezember 1934, zu der er Herrn 
Präses Koch und mich empfing, von dem Reichsbi- 
schof in dem Sinne gesprochen, daß er diesen 
„Oberpopen" nicht ernst nehme. „Der Mann ist 
doch kein Souverän; der soll doch nicht denken, 
ich stelle ihm eine Ehrenkompanie." Ferner fiel 
isn im Laufe dieses Gesprächevon dem Herrn Min- 
Präs. der Satz in bezug auf das Christentum: 
„Dieser 2000jährige Aberglaube an den Jesus von 
Nazareth, der muß verschwinden". Jch entgegnete: 
„Herr Ministerpräsident, es gibt Leute - und ich 
gehöre dazu - die glauben, was die Heilige Schrift 
sagt: Des Herrn Wort bleibt in Ewigkeit", Yon 
diesen Äußerungen habe ich gelegen6lich Gebrauch 
gemacht ‚nicht ohne jedesmal hinzuzufügen, daß 
dem Herrn Ministerpräsidenten nach seinen ASSY- 
rungen in dieser Unterhaltung jeder Gedanke * 
Machtanwendung in dieser Richtung fernliege.” 
Ministerpräsident hat nunmehr seinen Stref- 
entrag gegen 3. zurückgenommen und sich weitere 


Maßnahmen gegen Niemöller vorbehalten. 


Der Preuß,.Ministerpräsident beabsichtigt, für 

den 17,Mirz eine Ober- u, Reg.Präsidentenkonfe- 
renz einzuberufen. Thema: Ernährungslage und 
Grundsätze der Ernährungspolitik. Am Nachmittag 
wird Himmler sprechen über Fragen der Geh.Staats- 
polizei. MinPräs,. stellt anheim, die Tageso rdnung 
durch Gegenstände aus unserem Geschäftsbereich 


zu ergänzen (Mitteilung bis 1.Mirz). 
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Bouhler 


s Gesuch des 
ergruppenführer Ludin 
Gauleiter Srypren (Es handelt sich um 
Abtreibunrsangelesenheit). "Kanzlei des 
dem Reichsärzteführer 
kurzfristige Überlassung 
nat. Das Gesuch wird 
urch den Reichsärzteführer 
nit der Stellungnahme Bouhler über Meißner uns 
zugeleitet werden. 

"Joch vertrete den Standpunkt, daß die 
Voraussetzungen für eine Strafuaussetzung dann 
gegeben sind, wenn die verantwortlichen Nänner 
und Dienststellen sich für den Verurteilten 
einsetzen; Der Sinn der Abmachung vom Dezember 

5 gehe dahin, daß zunächst Straflaussetzung’ 
zu bewilligen und während der Strafaussetzung 
zu prüfen sei, ob und in welchem Umfanze der 
Verurteilte gnadenwürdig ist. Es könne daher 
auch nicht nur in denjenigen Fällen um Straf- 
aufschub gebeten werden, bei denen auf Aus- 
setzung der ganzen Strafe zu rechnen sei. 

Jm Falle Kraft liefe der Strafaufschub am 1.7.ab. 
Um weiteren Strafaufschub wird gebeten, da der 
Reichsärzteführer sich noch nicht geäußert hat. 
(Angeblich haben wir ihm die Strafakten noch 
nicht zugestellt). 

Bouhler teilt bei dieser Gelegenheit mit, 
daß in Kürze durch Veröffentlichungen im VOBl. 
der NSDAP. das Gnadenwesen für Angehörige der 


Bewegung geregelt werden wird. 
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s Gnadengesuch des Chefs der Kanzlei des Führers 

< für Sollinger ist eingegangen (datiert v. 18.2.).Das 
Gesuch geht auf den den zweiten Fall,der zur Jnhaft- 
nahme des Sollinger geführt hat, überhaupt nicht ein, 
sondern stellt sich auf den Standpunkt, daß Sollinger 
verhaftet worden sei, weil das Verfahren wegen Verun- 
treuung zum Nachteil des Winterhilfswerks amnestiert 
worden und daher nicht entschieden worden sei, ob die- 
ser Prozeß zu Gunsten Sollingers ausgehen würde. Das 
aber sei die Voraussetzung dafür gewesen, daß die Straf- 
vollstreckung gegen Sollinger nicht eingeleitet werde. 
Nach Ansicht der Gauleitung llünchen hätte das Untreue- 
verfahren zu Gunsten Sollingers ausgehen müssen. 

Sollinger sei nunmehr zum Strafantritt geladen 

worden. Er sei einer der ältesten Vorkänpfer der Bewe- 
gung aus den Arbeiterkreisen im Chiemgau und er/freue 
sich im Amt als Bürgermeister allgemeiner Achtung. Bouh- 
ler schließe sich dem Gnadengesuch des stellv.Gaulei- 
ters Nippold an und bitte zunächst um bedingte Straf- 
aussetzung. | 


Aus einem Aktenvermerk von Herrn Kuhn vom 27,2. er- 
gibt sich, daß Herr Landrat Ermert im M.d.Jnn. fern- 
mündlich davon unterrichtet worden ist, daß gegen die 
Polizeibeamten, die Sollinger zur Anzeige gebracht ha- 
ben, ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist, 
nachdem Sollinger in Haft genommen worden war. Ermert 
sei über diese Mitteilung sehr überrascht gewesen, ha- 
be für sie gedankt und zugesagt, den Fall aufzugreifen. 


teilung der Vorläuf.Leitung der deutschen evangeli- 
schen Kirche. Die 4. Bekenntnissynode hat mit der Wahr- 
nehmung der Geschäfte der Vorläuf,.Leitung die Pfarrer 
Muller-Dahlem, lic. Alberts-Spandau und Dr. Böhm-Zeh- 
lendorf betraut, Die bisherige Leitung, darunter RGRat 
Flohr, hat ihre Ämter niedergelegt. 


irtschMin. (25.2.) legt Abschrift eines an den Herrn 
REernilin. gerichteten Schreibens vom 6.2. vor; darin 
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wird mitgeteilt, daß die Wirtschaftsgruppe üf- 


fentlich-rechtlicher Kreditanstalten zur Kennt- 
nis gebracht habe, daß verschiedentlich Eigen- 
tümer landwirtschaftlicher Betriebe nach Abschluß 
der Schuldenregelun;z ihren Besitz mit Gewinn ver- 
kaufen. Ähnliche Mitteilungen sind auch seitens 
der privaten Hypothekenbanken eingegangen. 

Der 

RernMin. hat am 14.2. erwidert, er beabsichtize, 
in einer DurchfW. zum Schuldenrezelungsgesetz 
Vorsorge dafür zu treffen, daß bei der Veräuße- 
rung entschuldeter Betriebe die Betriebsinhaber 
sich nicht auf Kosten des Reiches und der durch 
das Schuldenregelungsverfahren betroffenen Gläu- 
biger bereichern. 


in. würde es begrüßen, wenn wir diese 
Regelung unterstützten. 


gen Falle in seinem Bezirk beobachtet, daß von 
einem Schöffen das Beratungsgeheimnis nicht ge- 
wahrt worden ist. Es handelt sich um eine Straf- 
sache gegen den Postschaffner Hucke, die unter 
dem Vorsitz von Kastendieck in Nordhausen im 
April 1935 verhandelt wurde. Jn einem Gnadenge- 
such des Verteidigers heißt es: „Jm übrigen haben 
sich auch die Schöffen gegen die Verurteilung ge- 
sträubt ....". Hierzu hat ein Schöffe mitgeteilt, 
daß er Aie volle Begnadigunz Huckes befürworte. 


tA. Stuttgart (22.2.) Jn seinem Geschäftsbe- 

feich ist nur ein Fall bekannt geworden, in dem 
"ein Schöffe das Beratungsgeheimnis nicht gewahrt 
hat. Am 14.10.35 wurde der Gastwirt Haller wegen 

' Beamtennötigung und Beleidigung zu Geldstrafen 
verurteilt. An der Sitzung nám als Schöffe der 
Bürgermeister und Ortsgruppenleiter Hengstler teil. 
Dieser richtete dann an das Just Min, in Stuttgart 
ein Gnadengesuch, in dem er ausführte, daß er seine 
Bedenken gegen die Verurteilung des Angeklagten im 
Beratungszimmer vorgebracht habe, aber nicht durch- 
gedrungen sei. 


‚8042095 u e 


mg" 








u. Wa 


29.25 dena (24.2.) Strafsache gegen Simson 
u.andere, 


Der Angeklagte Baetz wird möglicher- 
weise für die Verhandlung in Meinungen verhand- 
lungsfähig sein. Nicht ausgeschlossen ist, daß 
er die Verhandlung, die zwei Monate in Anspruch 
nehuen wird, nicht durchhält, Er müßte alsdann 

2 nach dem ärztlichen Gutachten nach St.Blasien 
bei; gebracht werden. OLGPräs. fragt schon jetzt en, 
/ ob im liinblick auf die Hohen Kosten der Reichs- 
ur Ad justizminister mit einer etwaigen Verlegung der 
J Hauptverhandlung nach St.Blasien einverstanden 
ist. 


. Meiningen ( 27.2.) Strafsache gegen Simson 

‚andere. Der Angeklagte Artur Simson war zunächst 
in das Ermittlungsverfahren nicht einbezogen worden. 
Da die Verteidiger stets erklärt hatten, Simson 
würde zur Hauptverhandlung erscheinen, erschien 
der Erlaß eines Haftbefehls nicht geboten. Nachdem 
die Strafkammer die Eröffnung des Hauptverfahrens 
abgelehnt hatte, war es auch zweifelhaft, ob noch 
dringender Tatverdacht gegeben war. Außerdem hatte 
der Kriminalrat Gomlich im Thür.Jnnenministerium 
erklärt, er werde dafür sorgen, daß die Angeklag- 
ten nicht hinzuskämen. Auch Artur Simson ist in 
der Sch | 


8.  OSXA. Eisenach (26.2.) Jn der Giftmoräsache Erna 
chneider hat sich ergeben, daB zwei Liebhaber mit 
eine Rolle spielen. Der eine soll von dem Vorhaben 
schon seit langem gewußt und mit ihr auch darüber 
gesprochen haben. Die Rolle des anderen ist noch 
nicht geklärt. Der OStA. meint, daß die Eltern der 
Mörderin es wirklich toll und unbarmherzig mit ih- 
rem einzigen Kind getrieben haben müssen, um sie 
zur Ehe mit dem verabscheuten Ermordeten zu bringen, 
Die Mörderin hat seit Jahren mit allen Mitteln ver- 
sucht, aus ihrer Zwangslage herauszukommen. So hat 
sie z.B. gegen sich selbst anonyme Briefe an den Er- n 
mordeten geschrieben, in denen sie sich auf das un- | 
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flatigste herabsetzte. Wie das Gift in ihre 
Hände gelangt ist, ist noch nicht ganz ge- 
klärt; jedenfalls hat sie den Giftschein 
fälschlich angefertigt. Er trägt nicht ein- 
mal eine Unterschrift, und es ist unverständ- 
lich, wie ihr der Apotheker zuntchst darauf- 
bin das Gift verabfolgen konnte. 

Die Erregung der Bevölkerung wendet sich 
in immer stärkerem Maße gegen die Eltern der 
Mörderin,, von denen man meint, daß sie aus 

gehandelt haben. 


ellv.d,Führers (26.2.) Dienststrafverfahren 
gegen Wetzmüller u. Hofius. Bei beiden handelt 
es sich um bewährte Kämpfer der bewegung, wäh- 
rend die Anzeigeerstatter äußerst schlecht De- 
leumundet seien. Es hätte sich daher empfoh- 
len, wenn von Maßnahmen gegen die beiden Be- 
amten trotz der Einleitung eines Disziplinar- 
verfahrens abgesehen worden wäre. „Nachdem aber 
offenbar die bisherige Untersuchung ergebnis- 
los geblieben ist, wünschen meine Parteidienst- 
Stellen, da3 die beiden bewährten Beamten bald- 
möglichst wieder in ihre Ämter eingesetzt wer- 
den. Auf Grund der Unterlagen kann ich die Be- 
rechtigung dieses Wunsches wohl verstehen." 


GPräs. Kassel (26.2.) Betr. den AGRat Harff. 

Harff hat am 21.2. dem Herrn Minister di- 
rekt einen Bericht über antisemitische Aus- 
schreitungen in Steinau überreicht. Jn dem 


Bericht wird ausgeführt, dal Harff einen er- 
krankten AGRat von Steinau zu vertreten hatte. 
Vor dem AG. in Steinau standh.a. zwei Termine 
an, in denen die Kläger Juden waren. Die Klä- 
ger wurden vertreten von dem Tojährigen Justi z=- 
rat Sontheimer und dem RA. Rapp. Harff schildert 
Sontheimer als einen außerordentlich angesehe- 
nen und in der ganzen Gegend besonders geach- 
teten Anwalt, „dessen Lebensbahn fleckenlos 
verlaufen ist". Er habe Sontheimer und Rapp 


942097 


—— D 
— sen — 
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auf dem Bahnhof getroffen und sei mit ihnen zu- 2 
sammen zum Gericht gegangen. Hier sei es zu schwe- 
ren Ausschreitungen gekommen. Zwei Unbekannte 
(später stellte es sich heraus, daß es sich um 
Kaupp u. Dillenberger handelte) hätten versucht, 
mit Gewalt den beiden Anwälten den Zutritt zum 
Gericht zu verwehren. Sie hätten schließlich die 
Anwälte mit Fäusten geschlagen, am Genick gefaßt 
und gewürgt und mit Kniestüden vor sich her ge- 
trieben. Die Szene sei in hohem Grade widerlich 
gewesen. „Eine abscheulich rohe, niederträchtige 
Handlung, als ob man am Balkan wäre." Harff habe 
versucht, den Termin durchzuführen und die beiden 
Anwälte vom Bahnhof, wo sie hingebracht worden 
waren, unter polizeiliche Bedeckung ins AG.Gebäude 
zu schaffen. Es sei aber mißlungen, da die beiden 
Anwälte die Stnät verlassen hätten. 

Bei der Besprechung der Sache mit den Herren 
von der Stapo sei dem Harff gesagt worden, daß die 
Erregung unter der Bevölkerung dadurch entstanden 
sei, daß er mit den beiden Anwälten über die Straße 
gegangen sei. Harff erklärt dies für eine erbärm- 
liche Ausflucht., Es sei festgestellt, daß der Vor- 
fall vorher verabredet worden sei. Schon um 8 Uhr 
in der Frühe sei in Steinau herumgesprochen worden; 
„Heute muß man aufs Amtsgericht, da gibt's heute 
was." Am Schluß der Eingabe heißt es, wie folgt: 
„Mein Führer, wir sangen einst: Nicht Roß, nicht 
Reisige sichern die stillen Höhen, wo Fürsten ste- 
hen, die Liebe des freien Mannes .....". Kein Reich, 
auch unser neues Deutschland nicht, wird immer von 
Krisen verschont bleiben, Nahrungsnot, Krieg, Seu- 
chen und alles das kann kommen. Dann, mein Führer, 
gibt es eine Geheimabstimmung, bei der das Schick- 
sal selbst Wahlleiter sein wird. Dann kommt die _ 
allerfreieste aller Abstimmungen, und wir wissen, 
wie schwer die große Mehrheit der Menschen über 
ihre eigene armselige Misere hinwegkann und wie 
in einem Gefecht ein einziges flankierendes Ma- 
schinengewehr entscheiden konnte oder ein einziges 
Bataillon, so wird es auch in einem solchen vorge- 
stellten Schicksalsaugenblick sein. Dann dürfen 
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keine Hohlräume in der Gesinnung, wenigstens 
des anständigen Volksteils sein. Dazu gehört 
eber eine ganz tiefe Gläubigkeit des Volkes 
an das Recht, nicht nur an das Recht, das des 
Führers Mund uns verkündete, an dem kein an- 
ständiger Deutscher zweifelt, sondern auch an 
des Recht, wie es eigentlich in Partei und 


Steat der Tat naclı zeübt wird, 


Der OL@Präs. in Kassel bezeichnet diesen Be- 
richt als verworren und überschwenglich und 
meint, daß seine Zweifel an der geistigen Ge- 
sundheit des AGR. Harff sich nunmehr zur Ge- 
wißheit verstärkt haben. Er bittet,Harff nach 
& 6 des Berufsbeantengesetzes in den Ruhestand 
zu versetzen. Harff habe sich nicht gescheut, 
den etwa 1/4stündigen Weg vom Bahnhof in Stei- 
nau zum Gericht in Begleitung der beiden jü- 
dischen Anwälte zurückzulegen. Er habe damit 
einen nicht entschuldbaren Mangel an Takt be- 
wiesen und der Bevölkerung berechtigten Anlaß 
zum Ärgernis gegeben. 


Der Bericht des OStA. in Hanau vom 24.2.36 
über die Vorfälle weicht von der Darstellung 
des Harff nicht wesentlich ab. Der OStA. be- 
absichtigt, gegen Kaupp Anklage wegen Verge- 
hens gegen $ 240 StGB.zu erheben. Strafanträge 
wegen Körperverletzung pp. sind nicht gestellt 
word 


erpräsident von Ulrich, Magdeburg, (22.2.) 
Abschrift eines Berichts an den Reichserzie- 
hungsminister über Verhältnis von Partei und 
Staat. Am 29.1. hat in Dessau eine Direktoren- 
konferenz stattgefunden, auf der der Ministe- 
rialdirigent Löpelmann vom Kultusministerium 
gesprochen hat. Hierbei hat Löpelmann darauf 
hingewiesen, daß seine Ausführungen vertrau- 
lich zu behandeln seien (Verhalten der Schule 
zur Hitler-Jugend, künftige Ausbildung der 
Staatsjugend usw.) Die Kreisleitung in Halber- 
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stadt und die Gauleitung in Dessau haben trotz- 
dëm Kenntnis von den Vorgängen in der Konferenz 
erhalten. 3 Studiendirektoren wurden parteiant- 
lich nach Dessau befohlen und unter Hinweis auf 
die Parteidisziplin (sie sind Amtswelter) über 
die Vorgänge vernommen; dies, obwohl von den Be- 
amten ausdrücklich auf die Geheimhaltungsbedürf- 
tigkeit der Vorgänge bei der Konferenz hingewie- 
sen wurde. 

Ein 4, Studiendirektor hat die Angelegen- 
heit im Kultusministerium vorgetragen und die 
Weisung erhalten, den verlangten Bericht nicht 
eher zu erstatten, als bis von der Partei über 
den Führerstellvertreter Akteneinsicht bezw. Be- 
richtserlaubnis angefordert sei. 


Ulrich wendet sich scharf gegen das von 
der Partei angewandte Verfahren. Die Beamten hät- 
ten in dem Konflikt zwischen ihrer beschworenen 
Amtspflicht und den Verpflichtungen gegenüber der 
Partei den Steat im Stich gelassen. Jn einem sol- 
chen Konflikt mache sich der Beamte in jedem Fall 
entweder disziplinarisch oder parteirechtlich 
strafbar, je nachdem, ob er aussage oder die Aus- 
sage verweigere. Der Konflikt von Partei und Staat 
werde also auf dem Rücken des Beamten ausgetragen. 
Das scheint mir nicht länger erträglich und be- 
darf schon um der Beamtenschaft willen dringend 
einer Bereinigung. Wenn die Dienststellen der NSDAP. 
sich über amtliche Vorgänge unterrichten wllen, 
stünde ihnen das Recht der Akteneinsicht zu. 

Der Oberpräs. weist darauf hin, daß die SA 
ihre Dienstgeheimnisse befehlsgemäß nicht einmal 
der politischen Leitung ohne weiteres preisgebep. 
Wenn schon die SA in dieser Weise ihre Geheimnis- 
se wahre, so müsse dies mit viel größerem Recht 
der Staat für sich in Anspruch nehmen können. 

Das Recht auf Aufrechterhaltung der Amtsver- 
schwiegenheit müsse um sọ mehr gefordert werden, 
als die Dienststellen der Partei ihre Angelegen- 
heiten gegenüber den Staatsbehörden auf das streng- 
ste vertraulich behandbln. Dies geschieht selbst 
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dann, wenn die Kenntnis bestimmter Nachrich- 
ten den Behörden im Einzelfall erwünscht 
sein sollte. Es müßte also Berechterweise 
mindestens Gegenseitigkeit verbürgt sein, 

Eine Kontrolle der Partei Über die 
Tätigkeit der Beamten wird sich dahin aus 
wirken, daß kein Beamter mehr über Dinge zu 
berichten wagt, von denen er annehmen muß, 
daß sie den Wünschen der Partei nicht ent- 
Sprechen. Wenn der Innenminister verlange, 
daß die politischen Lageberichte ungeschminkt 
seien, S80 könne man eine solche Berichterstat- 
tung nür von Beamten verlangen, die nicht er- 
warten müssen, sich u.U. schwersten persön- 
lichen Nachteilen durch eine objektive Be- 
richterstattung auszusetzen. 

Aus diesen Gründen bitte ich ganz all- 
gemein, für eine Regelung eintreten zu wollen, 
daß den Dienststellen der NSDAP. kein Recht 
auf Vernehmung beamteter Parteigenossen über 
Dinze, die der Anutsverschwiegenheit unter- 
liegen, zugestanden werde. 
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Gutechten vom 


rechten Beines in be- 
in absehbarer Zeit 
sein wirt ist dedurch in 
erbsfühigkeit um 60% vermin- 
bemerkenswert, das Ger Beschuldigte 
trafenregister nicht unerheblich vorbe- 
seit 1927 6 Vorstraien wegen Unterschla- 
Verstrickungsbruchs usw.) Diese Vur- 
h Angabe des Beschuldigten der stan- 
derte bekannt. 
Der OStA. hat das Verfahren auf Grund des $ 2 
des Amnestiegesetzes vom 7.8.34 eingestellt. Der Gen- 


StA. beabsichtigt, die hiergegen erhobene Beschwerde 


mit der Maßgabe zurückzuweisen, dab die Einstellung 
auf Grund dem $ 3 Amnestieges. V. 7.8.34 erfolgt. Ge- 
meine Gesinnung nicht anzunehmen. Der GenSstA. bemerkt 
in diesem Zusammenhang, dab im Hinblick auf die Sache 
Jähnichen es zweifelhaft wäre, ob im Falle einer 
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richterlichen Entscheidung gegen Wieder 
auf eine 6 Monate 
kannt würde. 

Jn dem Verfahren spielt auch Je eine Holle, der 
von den Miöhandlungen gewußt und sie gebilligt hat. 
Gegen ihn ist das Verfahren auf Grund des $ 154 StPO. 
eingestellt worden, da die zu erwartende Strafe gegen- 


über der gegen itın bereits verhängten Strafe nicht 
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Harff (27.2.) 

Vorfall in Steinau. Der Bericht wird wiederum 
unmittelbar erstattet. Es wird darin dem Befremden 
Iarüber Ausdruck gegeben, daß Dillenburger, der we- 

milddieberei und Gemalttätigkeit vorbastraft | 
sei, nicht in Haft genommen worden sei. Jch überlas- 
se es dem Herrn Minister, ob in dieser Behandlung 
zweier Rowdys ein angemessener Schutz der öffent- 
lich angegriffenen und verhöhnten staatlicken Recht- 
sprechung zu erblicken ist. Kaupp sei Kommunist und 
trage kommunistische Tätowierungen. „Für meine Per- 
son stehe ich solcher Behandlung der Angelegenheit 
vollkommen verständnislos gegenüber. 5o etwas wür- 

sich nicht einmal ein mittelamerikanischer Halb- 


aat zefallen lassen. 


terstützungsgesuch des OLGPräs. Stadelmann in 
Frankfurt v. 27-2.» Zahlungsrückstand setzt sich zu- (el 
armen aus 877 Mark für Zahnarztrechnungen, 498.- Mark 
für Schneiderrechnung aus dem Winter des Jahres, 
100 Mark Steuernachforderung, Summe: 1475 RM. A 
Kinder im Alter von 18-26 Jahren, unversorgt, 
jüdische Rechtsanwalt Fließ ist durch die Große 
trafkammer 4 des LG. in Magdeburg am 14.1 -36 wegen 
wissentlich falscher Anschuldigung in Tateinheit 
mit Verleumdung des RA. Kuhlmey zu 9 Monaten Gefgs. 
verurteilt worden. Die Gründe des Urteils ergeben 
über den Sachverhalt das folgende: Jm Mai 1935 fand 
unter dem Vorsitz des Zeugen, LG.Dir. Blencke, eine 
arbeitsgerichtliche Verhandlung statt, bei der die 
Si 4219 gine Partei durch Kuhlmey und die andere (Beklagte) 
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per lte vor dem Arbeitsgericht grundsätzlich zu 
klären. Er führte hierzu aus, dal das Recht vor 
einem deutschen Gericht nur von deutschen Anwäl- 
ten gewahrt werden könne. Das gelte in erster 
Linie für das Arbeitsrecht. Dagegen sei nicht 
anzufübren, daß eine }üdische Partei das Recht 
haben müsse, von einem jüdischen Anwalt vertre- 
ten zu werden. Mit demselben Recht wie ein Jude 
könnte dann jeder Andersrtassige, z.B. auch ein 
Neger, Anspruch darauf erheben, durch einen gleich- 
rassigen Anwalt vertreten zu werden. Damit wolle 
er der Negerrasse keineswegs zunahetreten; im 
Gegenteil, ihm sei mancher Neger lieber als man- 


cher Jude, 


Bei diesen Worten machte Fliel eine abwei- 
sende Geste (Schütteln des Kopfes). Bei seiner Er- 
widerung erklärte er, da8 jüdischen Anwälten das 


Auftreten vor Gericht nach geltendem Recht gestat- 
tet sei und daß es daher nicht angehe, im arbeits- 
gerichtlichen Prozeß jüdischen Anwälten das Auftre- 
ten zu untersagen. 

Das Arbeitsgericht hob den Beschluß, wonach 
Fließ als Vertreter zugelassen sei, wieder auf, 

Dieser Vorfall ist von Fließ nach den Darle- 
gungen des Urteils sachlich unrichtig weiter berich- 
tet worden in der Form, daß Fl. anderen Personen 
und Stellen mitteilte, Kuhlmey habe erklärt, er 
verhandele lieber mit einem Neger als mit einem Ju- 
den. Diese Darstellung ist auch in einer Fingabe des 
Fl. an die Anwaltskammer des Naumburger Bezirks ent-. 
halten. 

Unter Berufung auf diese Darstellung des Vor- 
falls lehnte ein jüdischer Rechtsanwalt, der sich 
im ehrengerichtlichen Verfahren vor der Anwaltskan- 
mer des Naumburger Bezirks zu verantworten hatte, 
den Rechtsanwalt Kuhlmey als Vorsitzenden wegen Be- 
fangenheit ab. Das Material für den Ablehnungsantrag 
wurde durch Pl. zur Verfügung gestellt. 

Die Beschwerde bei der Kammer wurde zurlckge- 
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En ` 28 daß er dazu in der Sitzung — gege" 
Stellung genommen habe., Seine Erregung Sei o G S 
darauf zurückzuführen, daB ihm das — * 
untersagt worden —— San ne 
ET daß Fl. den Kuhlmey — 
— einer strafbaren — UR — u 
leidigung verdächtigt habe. Bei der Stra RT 
ugutegehalten worden, daß er — 
— its strafschärfend berücksichtigt wor- 
ch E Jude nicht der nötigen Zurück- 
ee habe und offensichtlich aus poli- 
En Gehässigkeit gegen einen — ODER A É 
einen sei. Sein Verhalten zeuge von einer erhebl 

sinnung. 
ER u: e me 7 Die Akten sind ange- 
Ya m Abteilung ist der Auffassung, daß 

nz t durch die ungewöhnliche Schärfe der Stra- 
— keinen guten Dienst erwiesen — po 
die subjektive Tatseite Aanlange, so seien yE — 
führungen des Urteils nicht voll Überzeugen e a 
men im Dienstaufsichtswege seien jedoch nicht vera 


laßt. 


Nunmehr berichtet der OLGPr&äs. in Naumburg am 
27.2. über den Fall. Er hält das Urteil der 4.straf- 
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Oberpräsident der Provinz Sachsen hat- den e ll 
aufgegriffen und es bestünde begründeter Anlag zu 


J 


nnahbme, dad er darüber vn den NMinisterpräsi- 


rch Urteil v. 26.9.35 ist der RA. wilhelm Woy 


in Berlin mit der Ausschließung von der Rechtsan- 
waltschaft bestraft worden (Vorsitzender Staatsrat 
Graf von der Goltz). Woy hat nach den Feststellun- 
gen des Urteils von dem Zeugen Frank ein Grund- 
stück gekauft und dabei zum Zweck der Steuerhin- 
terziehung den Kaufpreis zu niedrig angegeben, Über 
den Kaufbetrag wurde ein Schuldschein ausgestellt, 
den Frank zediert hat. Dem Zessionar gegenüber 

hat sich W. dann darauf berufen, daß es sich | 
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der Gedanke zum Abschluß des 


Schwarzkaufs nicht, wie ™. behauptet, von 


kb 


Frank, sondern von ihm selbst 
Ent? 


ET 


sei, ja, dei Ww. dem Frank für den Falt, 


djeser nicht auf seine Vorschläge einginge, 
sogar angedroht hat, dem Finanzant Mittei- 
lung zu machen, im anderen Fall dagesen be- 
reit war,den wahren Sechverhalt dem Finanz- 
amt zum Zweck der Täuschung zu verschweizgen, 
Jm übrigen ist der Kaufvertrag von W., der 
Nationalsozialist ist, bei dem Noter Tasse 
abgeschlossen in Kenntnis der Tatsache, daß 
der Notar Jude ist. 

woy ist Gaurechtsberater des Gaues Berlin 
(Gürlitzer-ialbeck). Er hat zunächst Berufung 
eingelegt, diese aber nicht zurückgezogen. 


Des Urteil ist rechtskräftig. 
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Einwohnerschaft emj 

sich gegenüber zwei 
Sammlern des Winterhilfswerks rüpelhaft benommen 
habe. Nach Ermittlungen der StA. hat E. zwei Duz- 
freunden, die auf der Strage sammelten, mit einer 
abweisenden Handbewegung erklärt, er wolle nichts 
wissen, er habe selbst solches Zeug daheim, Von 
diesem Vorfall hat die Einwohnerschaft nichts er- 
fahren. Die Demonstration soll auf persönliche 
Feindschaft zwischen 5., und FB. zurückzuführen sein. 
HG ist in der Ortschaft gut beleumundet. 


n 
id > 


uv ist bei der Demonstration míBhandelt worden. 

Der Vorgang wird vorgelegt zur Prüfung der Frage, ob 
Ca Le & D u 

er hierher übernommen werden soll. 
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inner (?8.2.) leitet mit der Bitte um beschleu- 
nigte Prüfung ein erneutes Gnadengesuch des Reichs- 
leiters Bouhler für Sollinger zu. Das Onadengesuch 
st veranlaßt durch eine befürwortende Stellungnahme 
des Gauleiters Wagner, der der Überzeugung Ausdruck 
gibt, daß die Jntaftnahme 3. eine Schädigung des An- 


sehens nicht nur der Partei, sondern auch den Stnates 
a r p N wi 
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ten ` 2 
werde letz wi halten den Vorgang 
etzt. 
abgeß 


sendet Fin- 
8.2.) überse | hwer- 
‚sricht (2 Besc 
a er vs 23.1. Ju dieabr — Linde- 
— —— ** daß die Verfahren g 
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Geestefelau noch nicht zum Abo 
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CH ën fm H ` ° + P 4 Soe 
Sie llen denn aber auch den Mut finden, die bes 
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de mit vol Amensı Q: ten. Anonyme 5enrel- 


ben werden grundsätzlich y | J nicht beantwoor- 


o ke 


tet," 


.„ Dresden (26.2.) übersendet Entwurf einer W. 


har) MAN 


jr E 


Der die Behandlung von in Polizei- Guer Strei geling 


Co 
ur 


nissen verwahrten Sclutshäftlingen, der vom Sta 


minister des Jnnern in I en aufgestellt ist. Die- 


IT E? 
ser Entwurf widersprich in einer Reihe von Punkten 
z 


S 
u 


den für den Strafvollzug geltenden Bestimmungen und 


entspricht daher nicht den in unserem Schreiben von 


ı9.Novs1935 = Ill el t 340/35 - aufsestellten Frfor- 


dernissen. Jn diesen Schreiben baben wir uns ledig- 


lich danit einverstanden erklärt, dus hinsichtlich 
der Überwachung des Schriftverkehrs der Zulassung be- 
stimmter Personen zum besuch und der Mitüberwachung 
der Besucher besondere Vereinbarungen getroffen wer" 


den, 
GenstA. beabsichtigt daher, gegen die VO. peden- 


ken zu erheben. 
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ebun;z nicht gegeben. Da jedoch 


in iner 


persönlichen Besprechung mit Reichs- 


í T : ` .n 9 ai ` e ~ 7 des 
jiustizminister zugesichert wurde, im Falle des 
= 


Wéi ` Au: NT EA UF 
Vorlii egens Ltr : vermvp ‘ans delikts Jmmunität 


‚fzuheben ebnis der Untersuchung 


ıbzuwarten, ! es mit Schreiben vom 11 .Dez. 


1935 den Reichsjustizminister um Entschei dung 


gebeten, ob besondere Strafverfolgung von Drattz 


für erforderlich gehalten werde. 
Antw.Aäuf dieses Schreiben ist wir bisher noch 
nicht zuzgegangen. 





y} 


Le 


Im » ke ` e a $ ef s P — T e d à SH D 
Geh. Staatspolizei (4.3.) erkundigt sich nach dem 
Stande der Aa nl e RANY ` * T tat Ce d y 
- OR A »ache Bannascen., Hec! SKIT C ieonminister 
wünsche Entlassunz aus der Schutzhaft wen Landes- 
verratsverfahren eingestellt werde. 

Kitteiluns Busch ist Finstellung gestern 


ORA. der Geh.ötuatspolizei mitge- 


ieke (29,2.) Betr. Referendarl«ger in Jüterbog. 
CO 3 


e À af- 


eatspricht heute aber nicht mehr den 


hat nach seiner Gründung eine gri 
die gestellt werden müssen. Weder 
ausreichende militärische Ausbildung noch arbeits- 
dienstliche Schulung. Gemeinschaftsleben wird den 
Referendaren schon in irgendeiner anderen Form in 
den Gliederungen der Bewegung beigebracht. Unmüg- 
ist es auch, das Lager zu einer weltanschauli- 
Schule zu achen., Weltanschauliche Schulung 
inige Aufgabe der Bewegung. Kenn nur dureh 
Reichsrechtsamt der NSDAP. und dem BBSDJ. durchge- 
führt warden. Große Gefahr des Lagers besteht na- 
mentlich darin, daß der Lagerteilnehmer dadürch, dab 
ep sich in dem Lager nur Halbheiten auf jedem Gebiet 
Kezenübersieht, zu Kritik und Skepsis gezwungen wird, 
was Staat und Bewegung mehr schadet als nützt. Le 
wird daher gebeten, das Lager so bald wie müglich 
völlig aufzuheben. 
Zur Begründung werden einige Berichte von Lager- 
teilnehmern auszugsweise wiedergegeben, 
Zur arbeitsdienstlichen Ausbildung: | 
ner Ref. bekommt keine Achtung vor der Handar- 
beit. Kürz vor Weihnachten 1935 wurde’ eine Abtei- 
lung Referendare damit beauftragt, von den Heizkör- 
pern eines Neubaues mittels eines Holzstückchens 
Tünchkleckse abaukratzen, obwohl bekannt war, dal 
in den nächsten Tagen die Wandg an der die Heizung 
stand, neu getüncht werden sollte. Die Bauarbeiter 
haben über die Sinnlösigkeit einer derartigen Be- 
schäftigung sich den Referendaren gegenüber unver- 
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u ' ` À 
LST vorgekommen 
e 


l, a5 an 
Abtellung einen Graben nusre- 

ıd am Anderen Tage eine andere Abtei- 

lung denselben Graben wieder zugeschüttet hat, 
Sport- 
“ird allseitig günstig be 

hin muß darauf aufmerksam gemach 
vielfach Überanstrengungen vorkommen (hoher 
Prozentsatz von Muskel- und Sehnenverletzungen), 
Krankenbehandlung höchst mangelhaft. Krankmel- 
dung, die nicht durch hohes Fieber begründet 
ist, wird als Drückebergerei angesehen. Bei 
der Meldung von Fudkrankheiten wird in der Re - 
gel statt einer Behandlung eine Strafe angeord- 
net (Sperrung des Sonntagsausgangs u.dgl.). Ei- 
nem Fuökranken, der sich am Donnerstag krank 
gemeldet hatte, wurde Bettruhe für Sonnabend 
Sonntag auferlegt, und als er wegen häuslicher 
Verhältnisse um Aufhebung dieser Maßnahme bat, 
wurde Bettrube auf den darauffolgenden Sonnabend- 
Sonntag verschoben (Schikane). 


Eameradschaftspflege und charakterliche 
Beurteilung ist der problematischste Punkt. Jn 
einem Bericht heißt es: Es gehört zur Beurteilung 
des ganzem Charakters eines Menschen ein psycho- 
logisch geschulter und zeschärfter Blick, der 
den einfachen Soldatennaturen, der Über die cha- 
rakterliche Beschaffenheit der Referendare be- 
findenden Ausbilder völlig mangelt. Fs wird 
such die Beobachtung gemacht, daß gerade die 
unkameradschaftlichen Referendare charakterlich 
besonders zut abschneiden, weil sie en verste- 
hen, sich Lei ihren Vorgesetzten beliebt zu mp 
chen. Häufig ist beobachtet worden, daß die Vor- 
gesetzten Gespräche der Ref, unbemerkt zu bè- 
lauschen suchten. 

Lagerteilnehmer führen häufig Klage darüber, 
daß an führenden Stellen im Lager Winner stehen, 
die selbst nicht Rechtswahrer und daher auch 


nicht in der Lage sind, sich in die Mentalität 
d Ët t 13 eines jungen Juristen hineinzuversetzen. 


— 
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bei, innerhalb 

Achtung vor den 
z.B. in Jüter- 

aserinsassen wegen 


schlecht 


r? > - ` 
Zë DI engl rei: 
J = Si R - 
hr bestraft wurden. 
Lagerinsassen in einem Jüterbo- 


J ch ‚r Ae ` er,“ 
letzte Umnluus zum 


gewesen 


3," Nicht 


H39 
= e 


Rekrutendrill 


sei. Dieser KaT 


Beganders drückend wird die Lagergebühr empfunden, 
` e 

* m~ 5 P 6 j d d e» 
yőuhler (2.3.) zu III £ 2025/36. Strafsache gegen 
/ Dr. Ernesti wegen Vergehens gegen 5 1 des Heimtücke- 


gegetzes. Der Beschuldigte hat verbreitet, der Füh- 


rer habe auf dem Obersalzberg Zimmer und Konferenz- 


säle in einem jüdischen Erholungsheim gemietet. 


Bouhler tailt mit, 08 entspreche den Tatsachen, 


daß Fremdenzimmer das Georg-Arnhold-Klubheims für 


die Gäste des Führers verwendet wurden. Tei die 


Arnhold'sche Bank ein jüdisches Unternehmen Sei, 


sei nicht bekannt gewesen. ES wurde sehr bald die 


käufliche Übernahme deg Klubheims durch den Führer 
Jm übrigen sei das Klubhein nicht Eigen- 
jdischen Bankhauses, sondern Figentum des 


betrieben. 


tum des j 
Pensionsvereins des Bankhauses gewesen, sodaß nicht 


von einen jüdischen Erholungsheim gesprochen werden 


könne. 
Nuch einem Bericht der Stapo Berlin ist der Pen- 


sionsverein im Jahre 1885 gegründet. Leiter” des Ver- 
eins sind die Gesellschafter des Bankgeschäftes (al- 
les Juden). Das Heim auf dem Obersalsbers ist Ende 
Oktober 1955 gekauft worden. Das Fankgeschäft hat 
310 gefolgschaftsmitglieder, unter denen nich 75 Ju- 
den befinden, die auch ein Anrecht un dem Pensions- 


varsin haben. 
Zë A. 
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atthalter Epp (4. 


gen in Wünchen am IB. u. 


Aussprache zwischen’ Epp u. 


stattgefunden. Wagner hat folzsenden Standpunkt 


nsenommen; Es könne mit Rücksicht auf die 
Disziplin und Autorität der Polizei nicht er- 
tragen werden, daß tätliche Angriffe gegen Poli- 
zei ungesühnt bleiben, zumal wenn diese Angriffe 
von Personen eusgingen, die letzten Endes für 
polizeilichen Einsatz bestimmt seien. Nieder- 
schlagung liege nicht im Jnteresse der ihm nach- 
georäneten Dienststellen. „Wenn uns (d.h. ihn u. 
die nachgeoräneten Dienststellen) Verantwortung 
trifft, dann soll sie uns treffen." Epp kann dem 
Standpunkt Wasners Berechtigung nicht absprechen. 
Bittet, ihn über den weiteren Ablauf der Sache 
zu unterrichten. 


nstA. Breslau (4.3.) Führer des SD. Oberab- 
‚schnitt Sud-Ost hat sich im Aufträge Heydrich 
an GenstA. mit der Bitte gewandt, daß gegen Faus- 
mann (Brückner u,Gen.!) keine Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe eingeleitet werüe, da Hausmann 
zur Zeit zux in wichtiger Spionagesache angesetzt 


Gnadenerweis ist erst kürzlich (11.2.36) ab- 
gelehnt worden, Bitte um Weisung. 


ergerichtspräsident (3.3.) wird erneut in der 
Angelegenheit des RA. u. Notars von Bonin in Pots- 





A Kë 





dam vorstellig. Die Zustände in Foterdam würden 








immer unhaltbarer. 





Der Gegensatz zwischen dem 


LGPräs. und Bonin verschärfe sick von Tag zu 











Tag. Der WPräs. hört Bonin in Disziplinarsachen 
der Rechtsanwälte nicht mehr, weil er ihn für un- 
gleubwürdig hält. 
* 
8. fichsminister des Jnnern (29.2.) Vorfälle in 
PP gegen jüdische Rechtsanwälte. Res.Präs. 
in Kassel sei sofort angewiesen worden, schärf- 
stens einzugreifen. Bericht des Reg.Präs. v. n e 
wird überreicht. „Jch bitte, daraus zu entnehmen, 


daß der zuständige OStA. in Hanau Beantragung ei- 












= 


nes richterlichen Haftbefehls gegen den llaupttä- 





ter 
Bei dem Haupttäter handelt es sich um Kaupp, 
der als längjähriger Judengezner und Raufbold be- 
kannt ist. Er wurde zunächst festgenommen und dem 
AG. in Hanau zugeführt. Dieses erklärte sich für 


örtlich nicht zuständig. Der OStA. in Hansu er- 





klärte, die Voraussetzungen für Erlaß eines Laft- 


befehls seien nicht gegeben. Daraufhin ist Kaupp 





















sus der polizeilichen Haft entlassen worden. 
Schutzhaft ist über ihn nicht verhängt worden, Jn 
dem Bericht heibt es: 

Die Vorgänge in Steinau stellen einen Bin- 

F griff in die Justizhoheit des Reiches dar. Ob es 

sich um vorbereitete oder spontane Kundgebungen 
handelt, ist mit Sicherheit noch nicht anzugeben. 
Jch habe Sorge getragen, daß über den Vvorfsll in 
der Presse nichts gebracht wird und dab derarti- 
gê Auftritte sich nicht wiederholen. 

Hinsichtlich der Jnheftnahme des Kaupp tritt 


der Ben. Präs, dem OStA. in "enen bei, 












chaminister des Jnnern (4.3.) lbersendet Ab- 
schrift eines Schreibens des Oberpräsidenten Wagner | 
in Breslau betr, den früheren Ol4Präsident Herwegen 
als Mitglied des Schiedsgerichts für Oberschlesien, 7 
Weiteres Verbleiben von Herwegen in diesem Amt 
könne dem Ansehen des Deutschen Reiches Schaden 
bringen wegen der bekannten Vorgänge, die sur Ab-. 
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aufzuheben, evtl. auf 
ein in Charlottenburg liegendes Grundstück zu 
beschränken. Diesen Antrag beabsichtigt der OSta. 
abzulehnen. 

Jn einer mündl. Besprechung vor Einreichung 
seiner Eingabe hat RA. Fenthol hervorgehoben, man 
solle die Maßnahmen gegen Simson nicht überspitzen. 
Das könne für die Stellung des Reiches unheilvolle 
Folgen haben. Abgesehen von der Nährung der Greuel- 
propaganda, die Simson und Fenthol möglichst abzu- 
wiegen suchten, könne es leicht dazu kommen, daß 
Simson wegen der von ihm erreichten Abgabe der 
Werke Prozesse gegen das Reich anstrenge; denn er 
sei davon ausgegangen, daß mit dieser Abgabe die 
Angelegenheit kzänzlich bereinigt sei. Zur Bezrün- 
dung der Eingabe wird u.a. ausgeführt, daß er die 
gesamte Waffen- und Fahrradfabrik an den Reichs- 
kriegsminister ohne Entgelt zur Abdeckunz der an- 
geblichen Schadensersatzansprüche, die aus den 
angeblich betrügerischen Handlungen des Artur Sim- 
son erwachsen sein sollen, übergeben habe und daß 
darüber hinaus von der Familie Simson noch ein Be- 
trag von 1 53/4 Millionen an den Reichskriegsmini- 
ster gezahlt worden sei. Es sei daher damit zu 
rechnen, daß Simson mildernde Umstände bekäme, wenn 
er überhaupt verurteilt würde, also höchstens eine 
Geldstrafe von 100 000 M. Diese würde durch das 
Charlottenburger Grundstück gedeckt. 


eydrich (2.3.) Roosen und Ker&scher sind auf eire 
Unterredung Gürtner-Heyärich sofort aus der Schut s- 
haft ontlassen worden. 


Bei: 


H4037-0278 








H4037-0279 ` s Bé 


fa 
óu IIl och 416/ 55 Vor- 


G&uleiter in Düsseldorf 
Sache Busch. 
Nachteil der NSKOV.) ge- 
Sache im Dezember 
chwerwiegendes Bela- 
stungsmaterlal enthalte nätten, sodaß dem GenstA. 
ebenso wie dem Gauleiter die Strafverfolgung gebo- 
ten erschienen sei. De er, der Gauleiter, auger der 
Mitteilung, daß die Akten nebst einem staatsanwalt- 
aftlichen Gutachten an den Justizminister über- 
worden seien, nichts weiter gehört habe, fra- 
hierdurch an, was in dieser die Üffentlich- 
keit und Partei stark berührenden Sache inzwischen 
geschehen sei. 

AP. Reichsrechtsant, Auslandspressestelle weist 
Aarauf hin, deß ausländische Presse immer wieder 
steigende Kriminalität in Deutschland behaupte. Möch- 
te Material zur Widerlegung dieser Behauptungen ha- 
ben. Reichsrechtsamt regt an, dab von RJustMin. au- 
thentische Veröffentlichung der deutschen Presse zur 
Verfügung gestellt wird, die die Behauptungen zu wi- 
derlegen geeignet ist. 


GPräs. Dresden (2.3.) Verhältnis der Justizbehör- 
den zur DAF. LGPräs. Bautzen berichte, daß der Be- 
triebswalter der DAF beim LG. immer wieder dadurch 
in Schwierigkeiten komme, daß die Dienststellen der 
DAF. an die Justizverwaltung mt der Aufforderung 
herantreten um Mitwirkung bei den Veranstaltungen 
der DAF ohne Beschränkung auf die der DAF angehören- 
den Verwaltungsarbeiter (Sammlungen pp.). Es handelt 
sich um die grundsätzliche Frage, ob die Behörden 
der Hoheitsverwaltungen überhaupt für derartige An- 
förderungen der DAF in Frage kommen. Diese Frage müs- 
se autoritär geklärt werden, damit nicht die Jnetanz- 
behörden in den Verdacht kommen, es an der notWendi- 


b 
D a 


gen Volksverbundenheit fehlen zu lassen. 


OLGPr&äs. hält Stellungnahme des Reichs jüstis- 
ministers für angebracht. 
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BEL rd 274 GET WM SEH i D ke" 
Gaues Berlin dem Kläger, der von der bekiakten 
KL J IE, ke a. J J ` 
fristlos entlassen war und mit dem er vakanıt war 
einen Brief der Gauleitung zwecks Vorlare bei Qe- 
u > ? 4 ⸗ 


richt ausgehändigt haben, in welchem der Kläger 


` 


attestiert wurde, daß sein Verhalten nach Ansicht 
des Gaues völlig korrekt gewesen sei. Auf Grund 
dieses inhaltlich unrichtigen Schreibens Soit 

der für den Kläger aussichtslose Prozeß mit einem 
Vergleich geändert haben, bei dem der Kläger noch 
6000 M von der Beklagten erhielt. 

2. Woy habe es verstanden, die Aktienmajo- 
rität des jüdischen Häuserbaukonserns Sommerfelä 
su erwerben. Es besteht der Verdacht, daß woy die 
Aktien zu dem Zweck erhalten hat, um.als Rechts- 
berater der Gauleitung und als persönlicher Re- 
ferent Gürlitsers gegen etwaige Forderungen seinen 
beliebigen Druck setzen zu können, Die Gesänt- 
aktien sollen später dem Gau in Form einer Stif- 
tung angetragen worden sein mit der Malgabe, daß 
die aus der Stiftung fließenden Gelder lebensläng- 
lich durch ihre Stifter, d.h. den Beschuldigten, 
zur Verteilung zu gelangen hätten. 


LAT 
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deren Aufsichtsratsvorsitzender er war, damit ge- 
roht haben, daß er bei Aufrecliterhaltung des Rechts- 
standpunktes der AUK. eingreifen werdi 
4. dp einem Streit des Jntendanten Lande mit 
dem Keichsverband der deutschen Artistik, bei dem 
Woy den Lange vertrat und in dem keine Aussichten 
für Lange bestanden, soll Woy die Vertretung einem 
Eollezen formell übertragen haben, um auf dieselbe 
Angelegenheit in der Folge als Beauftragter der Gau- 


— Einflus und Druck ausüben zu können. 


(26.2.) Strafsache gegen Sonntag 

lag vom 10,1.36. Einstellung 
fahrens aus & 155 eingeholt und erhalten. 
Vorher Versuch gemacht, Zurücknahme des Strafantrags 
gegen Sonntag herbeizuführen. RA. Kuhlmey erklärt 
jedoch, Zurücknahme des Strafantrags käme nur in 
Fraye, wenn Sonntag sich entschuldige und BO M für 
die Hauptmann-Löper-Stiftung zunle. 

Dem OStA., erscheint es unLilliz, GGG. der enren- 
vollen Auflösung des Stehlhelm und nach der Nieder- 


schlagung des Verfahrens gegen Schütt u. Gen. die 


Einstellung des Verfahrens gegen Sonntez von der Zeh 
lung einer Buße abhängig zu machen. Er beabsichti,e 
dhher, nach $ 153 einzustellen und folgenden Be- 
scheid zu erteilen: 

Nach Niederschlagung des Verfahrens gegen Schütt 
und ehrenvolle Auflösung des Stahlhelm sei bei rück- 
wärtiger Betrachtung Verschulden des Sonntag gering 
and Folgen der Tat unbedeutend. Man werde davon aus- 
gehen dürfen, das die Tat nicht auf staatsfeindlicher 
Einstellung berube, vielmehr auf einer gewissen gegen- 
sätzlichen Einstellung zu den örtlichen Parteidienst- 
stellen. 

Sonntag wird zum Vorwurf gemacht, folgendes Ee: 
kußert zu haben: „Jch war und bin kaisertreu, Jn 
Deutschland regiert nicht Hitler, sondern gang an- 
dere Kräfte," 5. gibt nur den ersten Satz zu. 


17. 
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sprünglich anders, ung zwar ausführlicher gehal- 
ten war. bröschek hat zu seiner Verteidigung vor- 
gebracht, er habe den Bericht aus Raumsründen 
kürzen büssen, 
r sei “war früher einmal auf Dränzen seines è 
Vaters einer Loge beigetreten, per bereits vor 
5 oder © Jahren wieder ausgetreten. Jrgendwelche 
inneren Beziehungen zur Freimaurerei habe er 
nicht. 

Auffällig ist: 

1. dad der Verleger übertaupt auf den Jn- 


halt der Zeitung Einfluß nimmt, 


J 


ec, dab dies hier derart zaschehen ist, dad 
die verantwortenden liedaktionäre von der Änderung 
des Jnhalts des Berichts nichts erfahren naber. 
Broschek erklärt dies mit Zeitdruck und 
fügt hinzu, daß er auch in anderen Fällen schon dp 
suf den Jnhalt des Blattes Einfluß genommen habe. 





ir haben mit Erlaß vom 21.2. (gez. Kutzner) 
Bedenken gegen die Einstellung des Verfahrens 


nicht erhoben. 





nStA. Hamm 23.) überreicht Atklagsschrift 
egen den Stand.Führer Franz Bielefeld, Gensta, 
hätte an einizen Stellen eine „Neutralere" Pasg- 
sung der Anklage für wünschenswert gehalten, 
konnte aber eine Zustellung der Anklagaschrift 
nicht mehr verhindern. 

Bielefeld wird Meineid vorgeworfen. 

du der Nacht zum 1.1.34 haben 10 - 14 SA- 
Angehörige in einer Wirtschaft sich schwere Aus- 


GER 
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starker trliebhait wirkender Wille im Kampf des 


Lebens, insbes. im politischen Kanye, sich und 


Mitteln vorzugsweise denen der brutalen Gewalt 
rücksichtslos durchzuse‘zen. 

Die in dem wezen der Ausschreitungen einge- 
leiteten Verfahren Angeklagten waren von Biele- 
feld in den von diesem beliebten Kampfmethoden 
unterwiesen und ~ gänzlich unter seinem persün- 
lichen Einflusse stehend - dazu übergegangen, auch 
ihrerseits bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
von dem Faustrecht Gebrauch zu machen und ihre 
Gegner kurzerhand niederzuschlagen. 

Ebenso klar wie die Tat selbst sind die Be- 
weggründe, B. habe es unterlassen zu erwähnen, 
dab er selbst die ihm unterstellten SA-Anzehöri- 
gen systematisch Zu Schlägereien erzogen hatte, 
Selbst wenn es sich dabei nur um Verteidigungs- 
schlägereien gehandelt haben sollte, was übrigens 
nach den Bekundungen der SA-Angehürigen selbst 
nicht richtig ist, so lag es doch nahe, daß die 
SA-Angehörigen die Anweisungen tres Vorgesetzten 
mißverstanden heben könnten „ Es wäre ein Akt der 
selbstverständlichen Treuepflicht des Führers ge- 
genüber seinen Untergebenen gewesen, wenn er sich 
offen dazu geäußert und damit einen Umstand bekun- 
det hätte, der Auf die Strafe mildernd hätte ein- 
wirken können. Demgegenüber haben die Angeklagten 
seinerzeit Bielefeld die Treue gehalten, indem Sie 
kamsradschaftlich verschwiegen, daß er Lei den Aus- 
schreitungen zugegen war, 
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veabsichti,„en Sie, die 


Stelle des LGPräs. in Zweibrücken neu zu besetzen 
und für diese Stelle einen [L6GPräs. aus Ostpreußen 
in Aussicht zu nelınen, der bei der Partei mißliebig 
sein soll, Gauleiter Bürkler erhebt schärfsten Fin- 
spruch, Schlägt OLG.Rat Seelos vor. 


Führer Stellvertreter Hormann (2,3.) Übersendet 
Verzeichnis solcher varteigenossen, die im bevor- 
zugten Parteidienst unterzubringen sind. Da einige 
von ihnen nuch für Übernahme in deu Staatsdienst 
geeignet, für Prüfung dankbar, ob der eine oder an- 
dere innerhalb unseres Ressorts Verwendung finden 
kenn. 

A 


Hildebrandt, Jüterbog (7.3.) übersendet Abschrift 
eines Schreibens von Lesch vom 5.3. Darin heißt 
es: „Unsere holländischen Gäste äußerten sich be- 
sonders begeistert über den genauen Finblick in 
das Leben des Jhnen unterstellten Lagers. Die Er- 
ziehungs- und Gemeinschaftsarbeit des Nationalso- 
zialismus mit dem Ziele des Auflaues und Vertie- 
fung einer wahren Volksgemeinschaft konnte gerade 
durch die Führung und die Veranstaltung in Jhrem 
Lager besonders sinnfällig und eindrücklich darge- 
stellt werden, was auch seinen tiefen Eindruck auf 
sämtliche Teilnehmer nicht verfehlt hat." 


Ter Stellv. (5.3.) Es wird Klage geführt, deu 
von seiten der Gerichte gegen Gegner der Bewegung 
nicht nachdrücklich genug vorgegangen wird, 0b- 
gleich Geh.Staatspolizei die erforderlichen Ermitt- 
lungen angestellt hat, Genannt werden 4 Fälle aus 
Deutsch-Krone (Kütta, Rohloff, Arndt und Böse, die 
letzteren beiden aus Schloppe). 

Bitte, Strafakten baldigst zugehen zu lassen. 
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Win.d.dnnern (3. 
des 
1.36. Darin heißt es; Gewisse Schwierigkeiten 
bereitet es, dab in einzelnen Fällen das Zusen- 
menarbeiten zwischen Verwaltungs- und Justizbe- 
hörden nicht genügte. Jn einem Falle hatte ein 
Landrat gegen Ortszruppenleiter Verfshren wegen 


Amtsanmadung angestrengt; dies Verfal 


` b A TYO > i ` VT TE n D e 
durch den OStA. aus Entzegenkommen 


ud 


Partei eingestellt. Mir sind auch noch einige an 
dere derartige Fälle bekannt geworden. Die unein- 
heitliche Handhabung solcher vorkommender Gesetzes- 
übertretungen führt natürlich in Endergebnis da- 
zu, daß diejenige Stelle, die hier schärfer vor- 
geht, nur zu leicht bei den Parteidienststellen 
in den Geruch kommt, dab sie gegen Parteian,ehö- 
rige aus sntinationalsozialistischer Gesinnung be- 
sonders scharf vorgehe. 

Reichsminister des Jnnern bemerkt hierzu, 
ähnliche Beobachtungen sind auch in anderen Heichs- 


unä Landesteilen zu machen. 


nstä. Bamberg (6.5.) Der Pfarrer Lodter äußerte 
am 1.12.35 in einem Kinderheim anläßlich einer 
Bibelstunde: „Der Stürmer ist für Kinder zenau 
80 giftig, wie dies in der marxistischen Zeit die 
Aufklärungsfilme für die Kinder waren. Jch habe zu 
meinem Kinde gesagt: Wenn Dir jemand einen Stürmer 
anbietet, dann sagst Du, den nehme ich nicht. Das 


ZC ein Schmutzblatt, mein Vater hat es mir verbo- 


ten. Was die gemeinsten und niedrigsten unter den 
Juden angeben, das veröffentlicht der Stürmer, und 
den Kindern gibt man dies zu lesen." 

OStA. wirft Frage guf, ob $ 2 Heimt.Ges. ge- 
geben (Stürmer = Einrichtung einer leitenden Per- 
sönlichkeit?). Erscheint zweifelhaft. Zweifelhaft 
auch, ob persönl. Beleidigung Streichers gegegen, 

genstA. hält Stürmer für keine parteiamtliche 
Einrichtung. Jn jedem Angriff gegen Stürmer eine 
Beleidigung Streichers zu erblicken, gehe zu weit, 
Jm übrigen Vorsatz der Beleidigung wohl nicht ge- 


— STEI 
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Referepnien- 
enruf i 
mir! 
(Jnnenmini- 
ster soll 
uns seine 
Beobachtun- 
gen mittei- 
len). 
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Von Jnteresse ist, daß sämtliche Zeugen aus 11- 
jährigen Kindern bestehen und daß eins davon sich 
während der Unterrichtsstunden schriftliche Auf- 
zeichnungen über die Äuserungen des Pfarrers ge- 


macht hat. 


(4.3.) überreicht bericht des OStA. 
biegen (27.2.) Am 26. u. 27,1. fand in Lenne Kr. 


Olpe das Patronatsfest statt. wihrend die Festteil- 


nehmer im besten Einvernehmen feierten, erschienen 
gegen 1 Uhr nachts mehrere SA-Führer (2 Obersturm- 
führer, l Sturmführer, 9.Oberscharführer). Sie nah- 
men sofort eine herausfordernde Haltung ein, erklär- 
ten das Patronatsfest für einen komischen Zauber und 
meinten, hier könne man aufräumen. Sie beschimpften 
die Anwesenden und mißhandelten mehrere Personen zum 
Teil schwer. Angesichts eines Christusbildes machte 
iner der SA-Führer die Bemerkung: Wir wollen lieber 
mit Rosenberg in Aie Hölle gehen als mit dem Papst 
in den Himmel kommen. Amen. lieil Hitler! Kamerad. 
Jn der Nacht nach diesen Vorfällen erschienen sie 
nochmals vor der wirtschaft, drückten ein Fenster 
ein und hoben einen Pensterflügel aus. Der OStA. be- 
sbsichtigt, wegen gefährlicher Körperverletzung,Belei- 
digung, Bedrohung und Gotteslästerung einzuschreiten. 
Jn den Brmittl.Akten weist die Genäarmerie darauf hin, 
dag die Bevölkerung über den Vorfall sehr empört sei. 
Wenn man demgegenüber betrachte, daß erst vor kurzem 
Lenner Einwohner wegen politischer Delikte (u.a.belei- 
digung des Reichsjugendführers: palur von Schirach 
müsse an die Wand gestellt werden und die Hitler-Ju- 
gend sei scheiße") zu schweren Strafen verurteilt wor- 
den seien, 80 sei es verständlich, daß die Bevülke- 


' yung such eine Bestrafung der SA-Führer erwarte. Jn 


einem Bericht des Landrats in Olpe vom A.c. heidt es: 
„Ars verantwortlicher Leiter des Kreises kann ich Sp 
unter keinen Umständen dulden, anb die Bevölkerung 
im dieser Weise auf ihren Festen verhühnt und belä- 
stigt wird und gerade dadurch unsere sowieso schon 
so überaus schwierige Arbeit auf das empfindlichste 
durchkreust wird. Jch mu3 auf rücksichtslosem und 
energischen Durchgreifen unbedingt bestehen, da sonst 
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GenStA. Darmstadt (2,3.) Strafverfahren Eëten den Blir- 
germeister Heinrich Bonn u.a. in Trebur wegen 
Körperverletzung. In der Nacht vom 21, zum 22. if EL 
kam es in Trebur zu erheblichen Ausschreitungen der 
SA. Der Fabrikarbeiter Heinrich He r t wurde von 
mehreren SA-Männern mit der Behauptung, sie seien von 
der Geh,.ötaatspolizei mit Wissen und Billigung von Bonn 
gezwungen, auf das Rathaus zu gehen, um dort wegen an- 
geblich Staatsfeindlicher Äußerungen vernommen zu wer- 
den. H. wurde auf dem Wege zum Rathaus schwer mißhan- 
delt und zu Pode, geschlagen (Trommelfellverletzung). 
Auf der Bürgermeisterei wurde H. nach Hinvernahme mit 
Bonn in eine dunkle und kalte Arrestzelle gesteckt. 
Währenddessen wurde der WMetzgergeselle wWerkmann unter 
den gleichen Umständen auf das Rathaus gebracht und 
später in der Arrestzelle von den SA-Minnern mißhandelt, 
Anla zu diesen Ausschreitungen ist ein Wirtshe us- 
gespräch, in dem darüber geklagt wurde, daß die ehe 
maligen Gegner der NSDAP. sich gerade in Trebur wieder 
besonders rührten (H. ist früher Marxist gewesen; gegen 
Werkmann liegt nichts vor. Er ist fürderndes Mitglied 


der 35. 


H. soll in einem Friseurgeschäft aus Anlaß der 


Erörterung einss in Darmstadt vorgslommenen Kindeamör- 
dês geäußert haben, dnss der Täter Pg.: gei. Er soll 
gesagt haben: „Dar sind Männer von der Partei!" Diese 
Auborung ist. aber pur von einem Zeugen gehört worden 
und wird von H. bestritten. StA. glaubt, sie ihm nicht 


nachweisen Su Können. Weitere Heimtückevergehen des H. 
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Or, wenn 
Katıv 


LA Jer 


` b | e D * 
‚ in den er zum Ausdruck 


kKeichsstatthalter nur in den Pi 


Llen, in 
poiitische Leiter sich Schwerer Vergehen 


huldig gemacht haben, die sofortige Vorläxe 


Aer Akten der Polizei an ihn f AP erforde; 


lich 


it, Jn diesen Fällen sei es unertriglich, 


die Beschuldigten noch die Witgliedsch; ft der 


Kid 


Partei besitzen, wenn sie durch den GensStA.vor 


Gericht gezogen werden. Doch sollten dio Partei- 


gerichte die bindende Anweisung erhalten, diese 


nen 24 Stunden zu erledigen, 


sidialkanzlei (5,3.) lest vor Schreiben Bouh- 
ler an Meiöner vom 29.2, betr. Gnadengesuch des 


RA. Woy. W,gehört seit dem Jahre 1930 der Bewe- 


gung an. Gürlitzer setzt sich nachdrücklichst 
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‚ibrend der Deäuftraste der Partei- 
sich gegen eine befiürwortung des 
Gnadenzesuchs ausspreche,. Göbbels kennt 7. nicht 
und enthält sich einer ötellunsnahme. Auch Bouhler 
enthält sich. Jn dem Schreiben Tittmenns heist en, 
Aufl Grund des hier bekannten Materials kann daß Gne 
nicht befürwortet werden. 
Der khrengerichtshof der Reichsreechtsanwalts- 
kammer meint, da3 eine Anzahl von Umständen das 
halten W. in einem- miläeren Licht erscheinen ließen. 
ka mag sein, daß Dr. W. bei Abschluß des Kaufvertrags 
im Jahre 1930 sich dessen nicht voll bewust war, daß 
ein Steuerdelikt eine schwere Verfellung Ledeutet, Da- 
var der Gedanke einer Treupflicht gegenüber dem 
Staat noch nicht so entwickelt wie heute. Der einzelne 
Staatsbürger saste sich damals oft, daß es ja doch kei- 
nen Zweck habe, dieses System durch Steuerzahlung zu 
unterstitzen". W. sei auch ohne sein Verschulden in 
schwere wirtschaftliches Not geraten. DaB er seine Hand- 
lungsweise unrichtig dargestellt be o, sei geschehen, 
um seine Existenz nicht ganz zu verlieren. Der Ehren- 
gerichtshof empfiehlt einen Onadenerweis mit Rücksicht 
darauf, dei W. seit vielen Jahren der deutschen Volks- 
gemeinschaft gegenüber Seine Pflicht voll erfüllt hat. 
Weiter Lefindet sich in den Akten ein Schreiben 
des stellv. Gauleiters Gürlitzer vom 6.2.36 an YOy, 
das ihm zur Verwendung vor dem Ehrengericht geschrie- 
ben ist, Es enthält ein Zeugnis über die der Partei 
geleisteten Dienste, Bis zur 1.Hälfte des Jahres 
1934 unentgeltlicher Rechtsberater des Gaues, sodenn 


250 M monatlich. „Für Umfang und Qualität Jhrer der 


Partei geleisteten Dienste schulde ich Jhnen unge- 
Pr. a 


Wi 
E) v w 
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wöhnlichen Dank. Jch habe Sie in diesen Jahren 
nicht nur als zuverlässigen, fleidöigen und 
treuen Mitarbeiter, sondern such als Menschen 
kennen und schützen gelernt. Wenn man heute 
mit Jhnen um eine Angelegenheit aus dem Jahre 


930 rechtet, dann ist es recht und billig, wenn 


man dabei Jhre Verdienste aus zwei Kampfjahren 


und aus drei Jahren des Aufbaues de kk 


SZ in Betracht zieht. 
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iche Ausfälle auf die 
Rechtspflege" handele. Offenbar plane man vatikani- 
scherseits die Veröffentlichung eines Neißbucnes, 
in dem die Note abgeäruckt werden soll"Dengegen- 
über sollten wir es üns meiner Ansic? 
vom propaganädistiscnhen politiscıen 
aus angelegen sein lassen, nicnt 
Grenze des ärträglichen sich bewegende Vomürfe 
entschieden zurückzuv 
überzugehen und die gegen gi 
stische Staatsordnung Und Stsatsfülrung gerichte- 
ten Angriffe katholischer Kleriker diesseits 
und jenseits der Alpen rücksichtslos aufödecken. 

Kerrl bittet, die %nterlaren 
„ir beteiligt sind, vorzubereiten. 

Aus der Bote: 

Die Deutsche Seichsregierung hat eb en Yor- 
würfe erhoben, de! kirehlicherseits ĉie Verfeh- 
lungen von “eistlicnen nic.t gealndet worden 
seien. "Der Heilige Stuhl konnte an Hand Ger 
eingegangenen amtlichen Berichte An der Über» 
wiegenden “ehrzahl Cer Fälle sich zu seinem 
Befremden Überzeugen, ĝa zwischen em staat- 
lichen Bescluldigungen und dem nachweisbaren 
Dattestand weitgehende, teilweise geradezu pein- 
liche, auf die Unzuverlässigkeit zewisser Ängeber 
Zurückgehende Gegensätze bestanden." 


vAngesichts der in Deutschland durchge» 


führten „uformierung der Presse und ihrer gedank- 
Lienen Leitung und Beherrschung durch ein be» 
sonderes Ninisterium hat der Heilige Stuhl die 
teilweise geradest empörenden, für die Kirche 

und ihre Gläubigen tief beleidigenden, 

jeder Wahrhaftigkeit und wurde widersprechenden 
Kommentare (zu den Dev.Prozessen) in der behörd- 
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ein maßgebend 
gegenwärtigen Staates in 
&röfifnunsgen für unbedenklie! | Lt: Gili 
mit einer einem bolschewistischen Volksteauf 
ten anstehenden Unbeklimmertheit ði läne de 
“iskreditierung und langsamen Verniontung der 
katholischen Kirche in Deutschland entwickelt und 


als Kampfetappen u.a. die vevisenprozesse und EN 


Sredi 


liches aufzählt, so zeigen Vorkommnisse solcher 
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Art, Ban a 
verechtigkei 
den Wrundbes 
Behörde orie:ı 


gesichert 


er siıicner 


angesichts 

ormalen Kur: 
jie faktische 
stellen Züge 

idersprechen, ist 

in weitesten chästlicnen reisen bestenende 

und sich verschärfende Überzeugung von der Beherr- Lä 

schung der Justiz durch uneingestäandene u: mein- 

gestehbare Jebenabsichten der spontane Aus- 

üruck enttäuschten Verechtigkeitsgefühls, 

dem nur durch Überzeugende Tatsachen Ge- 

nü;e geschehen kann. Der deilige Stuhl 

kann in persönlicher Beziehung auch die 

Devisenprozesse nicut unerwähnt lassen, ıl 

ach zuverlässigen Nachrichten in gewissen 

Fällen umfassendster Verletzungen der deut- 

schen Devisenzesetze durch nicuhtkirchliche 

Personen - und zwar in einem åusmaĝ, 

mit dem die Üübermütigsten Schätzungen 

der Anklagebehörde in den Devisenprozessen Lé 

gerade gegen katholische Geistliche und 

Ördensleute keinen Vergleich aushalten = 

auf ein Strafverfahren verzichtet und die 

in der Devisenigesetzgebung vorgesehene 

Möglichkeit einer außergerichtlichen Rege- 

lung angewandt worden ist. Auch in Prozessen 

wegen anderer Straftaten ist die Deutsche 

Justiz selbst bei seur zuverlässigen und 

unterrichteten “ewährsleuten von der Fest. 

stellung nicht freigeblieben, daß sie ein 

zweifaches Kei kenne und in gewissen, Staat 

und Partei persönlich interessierenden Füllen 

nichts von der Härte erkennen lasse, die 


andere 


Saazısa 
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setzen scheint. 

Verächtlich gemacht werden die stasatlüchen 
Einrichtungen durch diejenigen, die im Gegensatz 
zu den feierlichen “rklärungen der höchsten 
Staatsführung diese Organisationen zu religions- 
und gluubensfeindlichen Zwecken mißbrauchen und 


ihnen dadurch im Urteil des christlichen Volkes 


das notwendige Vertrauen rauben» 
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